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Nachdem am Schluſſe des vorigen Bandes die Wirkungen einer 
gültigen Che dargeftellt worden find, folgen num hier die geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen über die 


Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. 


. 93. 

Den Ehegatten iſt keineswegs geſtattet, die ehe: 
liche Verbindung, ob fie gleich unter fich darüber 
einig wären, eigenmächtig aufzuheben; fie mögen 
nun die Ungültigfeit ver Ehe behaupten, oder die 
Trennung der Ehe, oder auch nur eine Schei- 
dung von Tiſch und Bett vornehmen wollen, 

4) Bisher wurden die rechtlichen Beftimmungen uber die. 
Entftehung und die Fortdauer der Ehe abgehandelt. Hier 
folgen num die Vorſchriften über die Aufhebung der ehelichen 
SGemeinfchaft. Bhilofophen, Theologen und die neueren Gefeß- 
geber fämmtlicher eultivirter Nationen erklären einftimmig, daß 
die Ehe eine Gefellfchaft fey, die für die ganze Lebenszeit ge= 
fchloffen wird, und ohne rechtmäßigen Grund von den verehelich- 
ten Perfonen, felbft mit geaenfeitiger Einwilligung, nicht aufge- 
löfet werden darf. — Nur ausnahmsweife Fonnen Falle eintre— 
ten, wo die Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft als zuläffig 
angefehen werden muß: Bon diefen gefchieht bier nachfolgende 
Grwähnung: 

2) Es gibt nach unfern Gefegen dreyerlen Arten, die eheliche 
Verbindung aufzuheben, Die erfte, deren dad Gefeß hier erwähnt, 
tritt in dem Falle ein, wenn die Ehe ungültig erklärt wird. 
- Diefes kann nur dann gefchehen,, wenn es ſich in der Folge zeigt, 
daß der Schließung des Chevertraged ein Hinderniß entgegen ge— 
ftanden , folglid gar nie ein eigmtlicher wahrer Ghevertrag zu 

Nipoel's Commentar ik, Th. 1 
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Stande gekommen fey. In diefem Falle kann alfo nicht von 
Auflöfung der Ehe, welche eigentlich gar nie beſtand, fondern 
lediglich von Aufhebung der, in Zolge des fcheinbar gefchloffenen 
Ghevertrages gepflogenen, ehelichen Gemeinfchaft die Rede feyn. 
Allein es fällt in die Begriffe, daß ed auch in diefem Sale 
nicht von den (Schein=) Ehegatten abhängen könne, ob fie die 
bisherige eheliche Gemeinfchaft unter dem Vorwande, daß ein 
ungültiger Ehevertrag zu Grunde liege, aufheben wollen, und 
daß um fo weniger ihre gemeinfchaftliche Erklärung , ihr gefihlof- 
fener Ehevertrag fey wegen eined obwaltenden Chehinderniffes 
für ungültig anzufehen, fie berechtigen Eonne, eine neue Che ein: 
zugehen, welche Folge doch jede Ungultigfeits- Erklärung der Che 
nach fich ziehen muß. Wenn daher auch die Ehegatten behaup— 
ten, daß ihre Che ungültig fey, fo ift ihnen doch nicht geftattet, 
die eheliche Verbindung eher aufzuheben, bis nicht durch rechtö- 
kräftiges Erkenntniß entfchieden ift, daß zwifchen ihnen nie ein 
gültiger Ehevertrag zu Stande gekommen fey. QIndeffen folgt aus 
der Behauptung, daß die Ehegatten, welche die Ungültigkeit der 
Ehe vorgeben, nicht eigenmächtig die eheliche Gemeinfchaft auf: 
heben können, keineswegs, daß fie fortan verbunden wären, 
einander die eheliche Pliht zu Teiftenz denn der $ 96 fagt: 
daß der fehuldlofe Theil das Necht, die Güftigkeit der Che zu 
beftreiten, verliere, wenn er, nach erlangter Kenntniß des Che- 
hinderniffed, die Ehe fortgefett hat. Es ift fohin hier mit der 
ehelichen Beywohnung fogar eine üble Folge verhängt, welches 
doch nicht feyn könnte, wenn eine fortwährende Pflicht zu felber 
vorhanden wäre; vielmehr ift jede in einer ehelichen Gemeinfchaft 
lebende Perſon, fobald fie zur Kenntniß der Unguültigkeit der Che 
gelangt und die Bejtreitung derfelben befürchten muß, im Ge— 
- wiffen verbunden, mit der Kortfegung der ehelichen Gemeinſchaft, 
im engeren Sinne des Wortes, inne zu halten. Nur die äußere 
Gemeinfhaft find auch dergleichen Schein Ehegatten noch fort: 
zufegen bemüßiget, und jene Berbindlichkeiten. haben fie gegen 
einander zu beobachten, deren Erfüllung auch unter Fedigen Per— 
fonen dem moralifchen Gefühle nicht widerfirebt, 3. B. die der 
gegenfeitigen Treue und der anflandigen Begegnung. Die Schein 
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gattinn wird fo lange den Nahmen ihres vermeintlichen Che: 
mannes fortführen, und die ihr im vorigen $. auferlegten Ber: 
bindlichfeiten erfüllen, und der Teßtere wird ihr in fo lange den 
anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, und fie in allen Vorfällen 
zu vertreten haben; bis über die Ungültigkeit ihrer Che erfannt ift; 

3) Die Trennung der Che, d. i. die gänzliche Auflöfung 
eines bereit3 früher bejtandenen gültigen Chebandes, findet bey 
Lebzeiten beyder Chegatten nur bey nichtfatholifchen Perfonen; 
aus vom Geſetze felbft feftgefegten wichtigen Gründen, Statt. 
Aber auch in diefem Tale Fann es nicht der Willführ oder der 
Beurtheilung der Ehegatten überlaffen werden, ob fie die eheliche 
Berbindung ald aufgelöfet anfehen wollen oder nicht, fondern es 
muß gleichfalld ein gerichtliches Grfenntniß vorausgehen. Jedoch 
ift der Ehegatte, welcher die Trennung der Ehe begehrt, von 
der Zeit an, ald er zur Kenntniß des Trennungdgrunded fam, 
auch berechtiget, ja, in gewiffer Hinficht fogar bemüßiget, von 
der Fortfeßung der ehelichen Beywohnung abzuftehen, weil er 
fonjt das Necht verlieren würde, die Zrennung der Che zu ver— 
langen ($$. 115 ımd 96). 

4) Selbft eine bloße Scheidung von Tifeh und Bett Ein: 
nen die Ehegatten nicht eigenmächtig vornehmen, wenn auch beyde 
hierzu einverftanden wären, fondern es muß die gerichtliche Ge— 
nehmigung hinzu treten, welche nur unter Beobachtung beftimm: 
ter Vorfichtömaßregeln ertheilt wird. — Ich glaube jedoch nicht, 
daß diefe gefegliche Beftimmung dahin auszulegen fey, ald ob die 
Behörde Amteswegen eigenmächtig gefchiedene Chegatten zum 
Zufammenleben verhalten könne, wenn anders ihr übriges Be: 
nehmen gegen die öffentliche Sittlichkeit nicht anſtößt; fondern 
diefer 9- ſcheint mir nur dahin verſtanden werden zu müſſen, 
daß jeder Vertrag, wodurch die Ehegatten übereinfommen, die 
eheliche Gemeinſchaft aufzuheben, für ungültig zu achten fey, 
und daher jedem Theile, ungeachtet diefed Vertrages ; frenftehe, 
auf die Beybehaltung der ehelichen Gemeinfchaft zu dringen. — 
So lange aber beyde Ehegatten fich die Scheidung gefallen Taf: 
fen, bat aud) Feine Behörde eine Amtshandlung vorzunehmen. 
Zeitliche Echeidungen von Tiſch und Bett können mit beyder- 

Ak * 
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feitigem Einverftändniffe im gemeinen Leben fehr oft eintreten, 
wo es doch fehr unbillig wäre, wenn dadurch die Behörden fich 
zue Amtshandlung aufgefordert fehen würden. Setzen wir 3. B. 
den Fall: der Mann, welcher ein Beamter ift, werde an einen 
Ort berufen, deſſen Clima Beforgniffe für die Gefundheit feiner 
Öattinn erwecet. Gr fucht daher wieder um Weberfegung an; 
inzwifchen reden die Ehegatten mit einander ab, daß Lie Ehegat— 
tinn in ihrem frühern Aufenthaltsorte verbleiben ſolle, bis der 
Mann die angefuchte Ueberſetzung erhalten hat. So lange nun 
der Mann und die Frau fich diefe Trennung von einander gefallen 
laffen, wird auch Feine Behörde dagegen eine Einfprache machen; 
follte aber dem Manne oder der Frau diefes geſchiedene Leben 
nicht weiter mehr behagen, fo wäre erfterer an fein gegebenes 
Berfprechen, feine rau bis zur erlangten Weberfegung in ihrem 
vorigen Aufenthaltsorte zu belaffen, Feineswegs gebunden, fondern 
zu verlangen berechtiget, daß fie ihm in feinen Wohnfig folge. 


b. 94, | 

1. Scheinbare Aufhebung der ehelihen Gemeinfchaft durch Erklärung der 

urjprünglichen Ungültigkeit. 

Die Ungültigkeit einer Ehe, welcher eines der in 
den . 56, 62, 68, 64, 65, 66, 67, 68, 75 und 
119 angeführten Hinderniffe im Wege fteht, ift 
von Amtöwegen zu unterfuhen, Sn allen übri- 
gen Fallen muß das Anfuchen derjenigen, welche 
Durch die mit einem Hinderniſſe gefchloffene Ehe 
in ihren Rechten gekränkt worden find, abge- 
warfet werden. 

4) Die Veranlaffung zur Unterfuchung der Ungültigkeit einer 

Che ift verfchteden. Bey einigen Chehinderniffen ift die Unter: 

fuhung Amteswegen (ex oflicio) zu pflegen, d. i. fie muß, fo: 

bald die Behörde von dem Dafeyn eines Ehehinderniſſes in 

Kenntniß kömmt, auch ohne ausdrüdliches Verlangen des dadurd) 

beeinträchtigten Iheiled vorgenommen werden; bey. andern iſt 

aber vorerft diefes Anfuchen abzuwarten, und bey diefen gilt der 
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in andern bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten bejtehende Grundſatz: 
wo fein Kläger ift, da ijt auch Fein Richter. j 

2) Zur Erforfehung ungültiger Ehen und Anzeige folcher 
Ehehinderniſſe, die Amteswegen zur Unterfuchung fich eignen, 
find befonderd die politifchen Stellen angeriefen ). Zu den 
Hinderniffen diefer Art gehören: 41) Entführung; 2) beftehenz 
des Cheband; 3) höhere Weihen oder feyerliche Ordendgelübde ; 
4) Religiondverfchiedenheit; 5) Verwandtſchaft; 6) Schwäger: 
ſchaft; 7) Ehebruch; 8) Gattenmord; 9) Mangel an der feyer: 
lichen Ginwilligung ; 10) Theilnahme an der Trennungsurſache; 
11) das Hinderniß ded Katholicismus, welches erſt nad) Erſchei⸗ 
nung des bürgerlichen Geſetzbuches, in Folge der allerhöchſten 
Entſchließung vom 28. July, bekannt gemacht, durch das Hof— 
decret vom 4., und Juſtiz-Hofdecret vom 25. Auguſt 4814 hin— 
zugekommen iſt, und von welchem weiter unten umſtändlicher 
gehandelt werden wird. Dieſe hier aufgeführten Hinderniſſe pflegt 
man Ehehinderniffe des dffentlihben Rechtes (ampe- 
dimenta juris publici), oder auch dffentlihe Ehehinder- 
niffe zu nennen, weil der factifche Sortbeftand folcher unerlaubter 
Berbindungen fich mit der bürgerlichen Ordnung und öffentlichen 
Sittlichkeit nicht verträgt. 

3) Bey den Hinderniffen, welche im gegenwärtigen S. nicht 
berührt find, kann die Unterfuchung der Ungültigkeit der Ehe 
Feinesweges Amteswegen, fondern erft dann erfolgen, wenn ein 
zur Beftreitung der Gültigkeit der Ehe berechtigter Intereffent 
datum anfucht. Diefe Hinderniffe find: 1) Naferey, Wahn und 
Blödſinn; 2) Unmündigkeit; 3) Minderfährigkeit, 4) Militär— 
ftand; 5) Furcht und Zwang; 6) Irrthum in der Perfonz 7) 
Schwangerfchaft der Frau von einem Dritten; 8) Jupotenz; 9) 
Verurtheilung zur Todes-, fchweren oder fehwerften Kerkerftrafe ; 
40) Mangel des Aufgeboth3; 11) Abgang der gehörigen Voll— 
macht. Man nennt diefe Hinderniffe: Hinderniffe des Pri— 
vatrechtes, kurzweg au: Privat: Hinderniffe, weil es 
ſich hier vorzüglich nur um Privatrechte, und nicht um das all- 
gemeine Wohl handelt, was auch die Urfache_ift, warum Chi 


4) Hofdecret vom 15. December 1735, 3. 936 der J. G. ©. 
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hinderniffe diefer Art den Richter nur dann zur Amtähandlung 
auffordern, wenn der beeinträchtigte Theil die Hülfe deöfelben 
anruft. \ 

4) Es entjteht hier die ganz natürliche Frage, welche dann 
eigentlich diefenigen Qntereffenten find, deren. Unfuchen um Un— 
gultigfeitö: Erklärung der mit einem Privat: Hinderniffe gefchlofs 
fenen Ehe abgewartet werden müffe? Diefe Frage wird durch 
diefen $. im Allgemeinen dahin beantwortet, daß ed diejenigen 
Perſonen find, welche durch die mit.dem Hinderniffe gefchloffene 
Che in ihren Rechten gekrankt find. Der Grund der Kıänfung 
muß aber in dem Hinderniffe felbft liegen, mit welchem die Che 
sefchloffen wurde. — Es ift daher zur Begründung des Rechtes, 
die Gültigkeit einer Ehe zu beftreiten, nicht hinreichend, wenn 
durch die Schließung derfelben Jemandens Peivatrechte beein: 
trächtiget werden, und die Che zugleich mit einem Hinderniſſe 
zu Stande Fam, aber jene Beeinträchtigung nicht aus dieſem 
Hinderniffe, fondern aus einem andern Umſtande hervorgeht. 
So ift 3. B. die Grundobrigfeit, die zu den Heirathen ihrer 
Unterthanen auf dem Lande die Erlaubniß zu ertheilen hat, ohne 
Zweifel in ihren Nechten gefränft, wenn diefe ohne eine folche 
Grlaubniß fich verehelichen; deffen ungeachtet hat fie Fein Recht, 
zu verlangen, daß dergleichen Chen, follten fie auch mit einem 
Hinderniffe zu Stande gefommen feyn, für ungültig erklärt wer— 
den. Auch muß derjenige, welcher die Gültigkeit einer Che bes 
ftreiten will, wie e3 die Worte diefes $. deutlich anzeigen, durch 
die Schließung der Ehe felbft in feinen Rechten verlegt 
ſeyn; ift er das nicht, fo kann er die Gültigkeit einer Che nicht 
beftreiten, gefest auch, daß die Ungultigfeitö= Erklärung der Che 
durch ihre Folgen welentliche Veränderungen in feinen eigenen 
Rechten hervorbringen würde. So kann z. B. den Verwandten 
fehr daran liegen, daß eine Che ungültig erflärt werde, weil 
dadurch auch der gefchloffene Erbvertrag zerfällt, oder das gefeß- 
liche Erbrecht des einen Ehegatten “außer Wirkfamkfeit kömmt; 
allein fie können dieferwegen die Gültigkeit der Ehe nicht anfech- 
ten, weil man’ von ihnen keineswegs fagen Fann, daß fie durch 
die mit dem Hinderniſſe gefihloffene Che in ihren Rechten 


[$. 94. ] Pe 
gefränft worden find, indem die Che, wenn fie auch ohne Hin: 
derniß eingegangen worden wäre, für fie die nähmlichen nach: 
theiligen Rechtöwirfungen gehabt haben würde. Aus dem Gefagten 
ergibt fich, daß dad Recht, die Gültigkeit einer Ehe wegen eines 
derfelben entgegenftehenden Privat : Hinderniffes zu beftreiten,, 
denjenigen zuftehe, welche zur gültigen Schließung einer Che, 
mittelft Erklärung ihres Willens, nothwendig zu interveniren ha= 
ben, und durch die gefchloffene Ehe in ihren Rechten eine Krän— 
fung erleiden, deren Grund in dem Privat: Hinderniffe felbft 
liegt, womit die Ehe gefchloffen wurde. Diefemnad) ftellen fich 
a) die Ehegatten, b) der Vater eines minderjahrigen oder recht— 
lich für minderfährig gehaltenen Chegatten, c) der Bormund 
oder Curator deöfelben, d) die Bormundfchafts - Behörde, e) bie 
Borgefegten der Militär: oder Zum Militärförper gehörigen Per: 
fonen, als zur Beftreitung der Gültigkeit der Ehe. berechtigte 
Subjecte dar '). 

5) Dad bürgerliche Gefegbuch macht von der Regel, daß 
die Ungultigkeit einer Che, welcher ein Privat» Hindernig im 
Wege fteht, niemahls Amteswegen unterfucht werden dürfe, nir= 
gends eine Ausnahme. Ausgezeichnete öfterreichifche Nechtögelehrte 
find indeffen der Meinung, daß ein Ausnahmsfall dann eintrete, 
wenn die Gültigkeit oder Ungültigkeit der. Che ald ein Prajudi- 
cialpunct mit einem Chehinderniffe des öffentlichen Rechtes in 
wefentlicher Verbindung fteht, folglich eine frühere Erörterung 
und Entfcheidung fordert. Geſetzt ein Miinderfähriger habe heim: 
lih, ohne Ginwilligung feines Vaters, eine Che eingegangen, 
und fchliege fpäter, ohne daß die Ungultigkeit derfelben bewirkt 
worden wäre, mit Einwilligung feines Vaters, eine andere. Auf 
die erhaltene Kunde müßte die competente Behörde Amteswegen 
eine Unterfuchnng über die Gültigkeit der zweyten Ehe einleiten, 
weil diefer das $. 62 angeführte Ehehinderniß deö öffentlichen 
Nechtes entgegen zu ftehen fcheint. Der zur Rede. geftellte Min: 
desfährige würde fich natürlich damit entfchuldigen, daß feine erfte 
She, wegen des obwaltenden Hinderniffes der Minderfährigkeit, 


2) Siehe Zeitfchrift fiir öſt. Rechtsgelehrſamkeit, Jahrg. 1325, VI. Heft, ©. 330. 
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ungültig fey. Num müßte die Behörde, nach $. 97, wieder Am— 
teswegen die wahre Befchaffenheit der Sache zu erheben, mithin 
durch eine amtliche Unterfuchung auszumitteln trachten, ob die 
erfte Ehe wirklich wegen des Privat =» Hinderniffes der Minder— 
jährigfeit ungültig fey oder nicht, weil ohne eine folche Unter: 
fuchung über die Gültigkeit oder Ungültigkeit der erften Ehe eine 
Erforfchung der Gültigkeit oder Ungültigkeit der zwegyten Che, 
und ein Urtheil darüber, welches zu fällen die Behörde verbun: 
den ijt, als unmöglich erfcheint ). 

Allein obfchon ich gleichfall3 in dem angeführten Falle für die 
Gültigkeit der zweyten und Ungültigkeit der erften Ehe, fprechen 
würde, fo Fann ic) doch den Grundfaß nicht theilen, daß in ähn— 
lichen Fällen auch eine mit einem Privat: Hinderniffe eingegan— 
gene Che Amteöwegen zu unterfuchen und ungültig zu erklären 
fey, weil es mir feheint, daß diefe Meinung gegen den deutlichen 
Ausſpruch diefes J. verftoge. Che ich jedoch zur Entwidlung 
meiner Unficht übergehe, fey ed mir erlaubt, ein anderes Bey: 
fpielanzuführen, um auf die Folgen diefes Grundfages auf: 
merffam zu machen. 

Segen wir 3. B.: ein Großjähriger vereheliche fich mit einer 
minderjährigen Tochter ohne des Vaters Cinwilligung, die fie 
gar nicht nachfuchten, weil fie befürchteten, diefelbe nicht zu 
erhalten, da er ihren vertraulichen Umgang bisher mißbilligte. 
Allein der Vater billigte den Umgang des gegenwärtigen Gatten 
mit, feiner Tochter nur aus der Urfache nicht, weil er bezweifelte, 
daß derfelbe es vedlich mit feiner Tochter meine und wirklich 
die Abficht, fie zu ehelichen, habe. Da der Gatte übrigens ein 
Mann von unbefcholtenem Rufe, und in der Lage ift, ein Weib 
reichlich zu verforgen, fo würde der Vater nie einen Anftand 
gegen diefe Che erregt haben; er ift vielmehr, als er von der 
heimlichen Verbindung feiner Tochter Kenntniß erhält, im Innern 
fehe zufrieden, daß fie einen Mann gefunden habe, der ihre 
eine folche reichliche Verforgung zu verfchaffen im Stande ift. 
Nach Verlauf einiger Zeit macht der Ehegatte Bekanntfchaft mit 


1) Siehe obige Abhandlung ©. 388. 


[$. 94. ] 9 
einem Mädchen, deren Hand ihm größere Vortheile verfchaffen 
würde. Es befällt ihn die Reue über feine gefchloffene Ehe, und 
der Wunfch, fie ald ungültig erklärt zu fehen, damit er mit diefem 
Mädchen fich verehelichen könne, erwacht in ihm. Er fehreitet 
nun bey der Behörde um Ungültigfeitd - Erklärung feiner Che, 
wegen des obwaltenden Ehehinderniffes der Minderjährigkeit feiner 
Frau, ein, wird mit feinem Anfuchen aber ganz natürlich zurück— 
gewiefen, weil nad) $. 96 nur dem fchuldlofen Theile das Recht 
zufteht, zu verlangen, daß der Ehevertrag ungültig erklärt werde. 
Hierauf frennt er fich einenmächtig von feiner Öattinn, und 
fchließt mit gedachtem Mädchen eine neue Ehe. In diefem Falle 
müßte nun, nad) der gegentheiligen Anficht, die frühere Che 
für ungültig erklärt, und die neue aufrecht erhalten werden, 
und fodann hätte der treulofe Ehegatte feinen Zweck, zu dem er 
auf orönungsmäßigem Wege nicht gelangen konnte, durch eine 
geſetzwidrige Handlung erreicht, und das Gefeg, welches zum 
Schutze der Minderjährigen und der väterlichen Rechte gegeben 
worden ift, wurde ihm felbft die Waffen in die Hand geben, 
das Wohl der minderjährigen Gattinn und die Rechte des eheli— 
chen Vaters zu verlegen. 

. Meine Anficht ift daher folgende: Beruft fich der wegen 
Schließung einer neuen Che in Unterfuchung gezogene Ehegatte 
darauf, daß der frühern Ehe ein Hinderniß entgegen geftanden 
fey, fo ift daS Landrecht, nach $. 97, allerdings gehalten, die 
wahre Befchaffenheit der Sache zu erforſchen; Fommt e5 nun 
durch diefe Nachforfchung zur Ueberzeugung, daß der frühern Che 
ein Privat= Hinderniß, d. i. ein folches Hindernig entgegen ftand, 
welches nach $. 94 nur dann die Ungültigfeits = Erklärung nach 
fic) ziehen Fann, wenn der in feinen Rechten beeinträchtigte Theil 
darum anfucht, fo wird ed in weitere Erwägung ziehen, ob der 
Ehegatte, welcher diefe neue Che eingegangen hat, berechtiget 
war, die Ungültigfeitö = Erklärung der frühern Ehe zu verlangen 
oder nicht. Iſt das Erſtere der Fall, fo ift ja eben durch die 
eingegangene neue Ehe dargethan, daß er von feinem Rechte 
Gebrauch machen wollte, und fohin ift auch Eein Anſtand, die 
erjtere Che als ungültig zu erklären. Iſt aber diefes der Sal 
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nicht, war ber die neue Che eingegangene Ghegatte nicht berech 
tiget, die Alngültigfeitd » Erklärung der Ehe zu verlangen, fo find 
jene Perfonen auszuforfchen, welche die Gültigkeit einer folchen 
Ghe befampfen können; fie find zu vernehmen, ob fie von ihrem 
Rechte Gebrauch machen wollen, und wenn fie fich zur Anfech— 
tung der erften Ehe entfchliegen, fo wird felbe ald ungültig er: 
Flärt, und die zweyte Che dadurch aufrecht erhalten. Am Gegen- 
falle wird durch die nachträglich geäußerte Ginwilligung die ers 
ftere Che convalidirt, welches die natürliche Folge nad) ſich ziehet, 
daß die zweyte ungültig erklärt werden müffe. Aus dieſer ent— 
wicelten Anficht Fann man von felbjt die Urfache entnehmen, 
warum ich in Anfehung des erftern angeführten Beyſpieles ge= 
äußert habe, daß ich die erftere Ehe für ungültig anfehe, und die 
zweyte aufrecht erhalten würde. 

6) Eine Frage, deren Beantwortung, meines Erachtens, gros 
gen Schwierigkeiten unterliegt, ift: ob die Ungültigkeit einer Che 
auch nach Abfterben des einen oder andern Chegatten unterfucht 
und darüber erkannt werden könne? — Daß die Gültigkeit einer 
Che nach dem Tode des einen oder andern Ehegatten nicht mehr 
Amteswegen beftritten werden Fonne, ift im Allgemeinen 
gereiß ald ausgemacht anzunehmen, weil in diefem Falle das 
dffentliche Intereffe durch die fchon durch den Tod des einen oder 
andern vermeintlichen Chegatten erfolgte Auflöfung der bürger— 
lichen Gemeinfchaft nicht mehr gefährdet erfcheint. Allein den 
Anverwandten des verfiorbenen Ehegatten, denen wegen ihren 
Privat: Rechten fehr. viel: daran gelegen feyn kann, daß deffen 
hinterlaffene Kinder nicht als erbfähig oder als geeignet zu Fa— 
milien = Stiftungen angefehen werden, wird von mehreren ausge: 
zeichneten Lehrern des dfterreichifchen Rechtes ein folches Beſtrei— 
tungsrecht zuerkannt ). Ich kann mich aber nicht davon über: 
zeugen, daß ihre Behauptung in dem öſterreichiſchen Geſetzbuche 
begründet ſey, fondern glaube mich dahin ausfprechen zu müſſen, 
daß in der Regel, nach dem Tode eined Chegatten, die Gül— 
tigkeit der beftandenen ehelichen Gemeinfchaft nicht mehr beſtrit— 


4) Man fehe obige Abhandlung 5. 335, und des Heyen Vice » Prafidenten Proto⸗ 
bevera Materialien & B,, ©. 355 u. 356. 
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ten werden könne. Diefe meine Weberzeugung gründet fich auf 
folgende Betrachtungen: 

a. Die Ungültigkeits-Erklärung einer Che wird, nach) dem Sy— 
ſteme des dfterreichifchen Gefeßbuched, unter die Aufhebungs— 
arten deöfelben gerechnet, wie aus dem Inhalte des $. 95, 
und aus der Randrubrik deöfelben Elar hervorgehet. Eine Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinfchaft fest aber daS Beftehen der: 
felben voraus, folglich auch die Eriftenz der beyden vermeint: 
lichen Chegatten. 

b. Der $. 97 ordnet an: daß die Verhandlung über die Ungül- 
tigkeit einer Che nur dem Landrechte des Bezirkes zuftehe, 
worin die Ehegatten ihren Wohnfig haben. Es fegt alfo 
das Dafenn beyder Ehegatten voraus. 

c. Dad Hofdecret vom 23. Auguft 1819, welches dad Verfahren 
bey Ungultigkeitä » Erklärung einer Che näher bezeichnet, ordnet 
an: daß beyde Ehegatten vorgeladen werden ſollen; welche 

‚ Anordnung nach dem Todesfalle eines Ehegatten nicht mehr 
befolgt werden kann. 

d. Der folgende $. 99 beftimmt: daß die Vermuthung immer 
für die Gültigkeit der Che ſtreite. — Es muß alfo auch der: 
jenige, welcher die Gültigkeit einer Che beftreiten will, nach 
zumeifen im Stande feyn, daß ihm das Geſetz diefes Necht 
einraume. Diefed Recht können aber die Anverwandten de3 
verfiorbenen Ehegatten um fo weniger nachweifen, al3 

e. eben nach der Vorfchrift ded gegenwärtigen $. die Ungültigkeit 
einer Ehe, entweder Amteswegen, oder auf Begehren derjeni— 
gen, welche durch die mit einem Hinderniſſe geſchloſſene Ehe 
in ihren Rechten gekränkt worden ſind, ausgeſprochen werden 
kann. Nun können aber eben die Anverwandten des verſtor— 
benen Ehegatten, nach dem bereits oben Geſagten, unter jene 
Perfonen nicht mehr gerechnet werden, welche durch die mit 
einem Ehehinderniffe gefchloffene Ehe in ihren Rechten gefränft 

werden. Wie kann der Bruder des A, welcher für den Fall, 
als Lesterer im unverehelichten Stande verſtürbe, Inteſtaterbe 
deöfelben wäre, fich in feinen Nechten dadurch gekränkt achten, 
daß jener ſich mit feiner Nichte B verchelichte 2 
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f. 


— 
u 


Nach $. 98 ift dad Landrecht angeriefen, dad Chehinderniß 
nach Midglichfeit zu heben, folglich da, wo fich eine Dispen- 
fation erwirfen läßt, um diefelbe gehörigen Ortes einzufchreiten. 
Wird aber die Diöpenfation ertheilt, fo muß, damit die Che 
vom Urfprunge an, bis zur Zeit der Dispenfation ald gültig 
angefehen werden könne, die feyerliche Erklärung der Eine 
willigung wiederhohlt werden ($. 88). Hieraus folgt, daß 
nad) dem Tode eines Ehegatten, welcher die Wiederhohlung 
der feyerlihen Einwilligung unmöglich macht, entweder eine 
Dispenfation überhaupt nicht Statt finde, oder wenigftend felbe 
ganz ohne rechtliche Wirkung fey. Sollte wohl zu einer Zeit, 
wo dem öffentlichen Intereffe an der Gültigkeit oder Ungül- 
tigkeit der Ehe nichts mehr gelegen ift, dem überlebenden 
Ehegatten der Weg abgefchnitten feyn, eine Ehe für gültig 
erklären zu laffen, welcher ihnen zur Zeit, al5 das dffentliche 
Intereſſe noch Ginfprache dagegen zu machen Batte , offen ftand? 


. Dad Recht, welches einem Privaten aus dem Grunde zuftehet, 


weil eine Ehe aus öffentlichen Rüdfichten für ungültig erklärt 
it, ift ein aus einem öffentlichen Nechte abgeleitete Pri- 
vatrecht. Seine Eriftenz ift daher von der Realifirung des 
öffentlichen Rechtes abhängig ; wird diefes nicht in Ausführung 
gebracht, fo hört auch dad Privatrecht auf. Niemand Fann 
3. B. von der Erbunfähigkeit eines Deferteurd Vortheil ziehen, 
wenn diefem die Defertiond = Strafe in Gnaden nachgefehen 
worden ift. { 


. Der für die gegentheilige Behauptung, aus dem $. 159, at: 


geführte Grund ), ſcheint nicht hinreichend diefelbe zu recht: 
fertigen. — Hier treten die Erben bloß in die Rechte des 
Mannes ein, und fie haben Fein Recht mehr, die eheliche Ge: 
burt zu beftreiten, wenn dieſes Necht zur Zeit, ald der Mann 
verftorben ift, für felben ſchon erlofchen war. Man müßte 
daher felbft in dem Falle, als man die Analogie des $. 159 
hier anwenden wollte, unterfcheiden, ob dem verftorbenen Gatten 
dad Necht zuftand, die Ungültigfeits= Erklärung der Ehe zu 
begehren oder nicht; denn im legtern Falle können, felbjt nach 


Y 1) Eiche obige Abhandlung m der Wagner'ſchen Zeitſchrift, ©. 385. 
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der Analogie diefes $. 159, die Erben die Gültigkeit der Che 
nicht mehr anfechten. Hätte der Gefeßgeber gewollt, daß das 
Recht, die Gültigkeit einer Che zu beitreiten, auch auf den 
Grben des berechtigten Theiles übergehen folle, fo würde er 
diefes gewiß ausdrüdlich bemerkt haben. Uebrigens ift es aus 
der Sorgfalt des höchjten Gefeggebers, die einmahl geſchloſſe— 
nen Chen, fo viel als möglich ift, aufrecht zu erhalten, ſehr 
leicht erflärbar, warum er dad Recht, die Ungültigkeits-Erklä— 
rung einer Ehe zu begehrten, lediglich auf jene Perfonen be- 
ſchränkte, welche unmittelbar in ihren Nechten gefränft 
werden, und diefes Recht nicht auf die Erben derfelben über- 
gehen ließ. 

Durch die Behauptung, daß nach dem Tode eines Chegatten 
die Gültigkeit der bejtandenen ehelichen Gemeinfchaft der Regel 
nach nicht mehr befteitten werden könne, habe ich jedoch zugleich 
für einige Ausnahmöfälle einen Plag eingeräumt. Diefe Aus— 
nahmöfälle treten meines Erachtens dann ein, wenn es fih um 
eine Che handelt, welcher eines der in den SS. 69 und 64 ange: 
führten Hinderniffe im Wege ftand, und Kinder vorhanden find. — 
Denn aus dem $. 160 ift Elar erfichtlich, daß dem öffentlichen 
Intereſſe daran liege, daß die aus einer ſolchen Ehe erzeugten 
Kinder für Eeinen Fall ald eheliche Kinder angefehen werden. 
Allein eben darum, weil dem dffentlichen Intereſſe noch daran 
gelegen ift, daß folche Kinder ald uneheliche angefehen werden, 
kömmt ed nicht bloß auf dad Anſuchen derjenigen, deren Rechte 
durch diefe Kinder, wenn fie ald eheliche angefehen würden, 
beeinträchtiget werden, an, fondern es muß Amteswegen in 
die Beurtheilung der Gültigkeit der Ehe eingegangen werden. — 
Es iſt doch Fein Zweifel, daß die politifche Behörde, wenn fie 
zur Kenntniß gelangt, daß ein im Concubinate erzeugted Kind 
in dem Taufbuche als ein eheliches eingetragen fey, Amteswegen 
dafür zu forgen habe, daß dad Taufbuch richtig geftellet, und 
ſolchen Kindern die Rechte der ehelichen Geburt entzogen werden; 
follte derfelben nicht auch ein gleiches Befugniß bier zuftehen‘, 
wenn Kinder, denen dad Geſetz aus einem dffentlichen Intereffe 
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für Feinen Fall die Rechte der ehelichen Geburt eingeräumt haben 
will, im Genuſſe derfelben fich befinden ? 

Daß indeffen die intereffirten Perfonen zur Anzeige eines fol- 
chen Ehehinderniſſes berechtiget find, und daß auf eine Anzeige 
die Behörde das Amt zu handeln habe, fallt in die Begriffe. 


0. 95 

Der Ehegatte, welcher den unterlaufenen Irrthum 
in der Perfon, oder die Furcht, in welche der 
andere Sheil gefeßt worden ift, gewußt; ferner, 
ver Gatte, welcher den Umjtand, daß er nach 
den . 49, 50, 51, 52 und 54 für fich allein 
feine gültige Ehe ſchließen kann, verſchwiegen, 
oder die ihm erforderliche Einwilligung fälſch⸗ 
lich vorgewendet hat, kann aus eigener wider— 
rechtlichen Handlung die Gültigkeit der Ehe 
nicht beſtreiten. 


b. 96. 

Ueberhaupt hat nur der fehuldlofe Theil das Recht, 
zu verlangen, daß der Ehevertrag ungültig erz 
klärt werde; er verliert aber diefes Recht, wenn 
er nach erlangter Kenntniß des Hinderniffes die 

Ehe fortgefegt hat. Eine von einem Minder- 
jährigen oder Pflegebefohlenen eigenmächtig ges 
Ihloffene Ehe, kann von dem Vater oder der 
Bormundfchaft nur in fo lange, als die väter— 
lihe Gewalt oder Vormundſchaft Dauert, be- 
fteitten werden, 

4) Zur Beftreitung der mit einem Privathinderniffe einge: 
gangenen Che, find vorzugsweiſe die Ehegatten felbft berechtiget. 
Jedoch müffen die gefeglihen Grforderniffe dabey einfreten, nähm: 
lich: a) muß der Ehegatte, der die Ehe beftreiten will, in feinem 
Rechte gefränft feyn ($. 94); b) muß derfelbe daran ſchuldlos 
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- feyn, daß die Che mit einem Hinderniffe eingegangen worden 
ift (F. 96). 

2) Wann fann man aber fagen, daß ein Ehegatte ſchuldlos 
fey? — Daß derjenige, dem "dad Ehehinderniß vorher befannt 
war, aber e5 vorfäglich verfchwiegen hat, als ein fchuldiger Theil 
anzufehen fen, ift klar in dern $. 102 deö gegenwärtigen Geſetzbuches, 
dann in dem $. 252 des Strafgefegbuches über ſchwere Polizey- 
Vebertretungen ausgefprochen. — Dagegen fcheint der e contrario 
gezogene Schluß, daß derjenige, dem das Ehehinderniß vor Schkie: 
ßung der Ehe nicht befannt war, oder, wenn es ihm auch befannt 
gewefen wäre, dadfelbe nicht vorfäglich verfchwiegen bat, ſchuldlos 
ſey, in ſeinem letztern Theile nicht ganz richtig, indem daraus, 
daß ein Verſchulden keiner Strafe unterzogen wird, nicht folgt, 
daß es ganz aufhöre, ein Verſchulden zu ſeyn. 

Schuldlos ſcheint mie nur derjenige Ehegatte zu ſeyn, dem 
a) ungeachtet der beobachteten geſetzlichen Vorſichtsmaßregeln, 
das Ehehinderniß unbekannt geblieben iſt, oder der b), wenn es 
ihm auch bekannt war, ſich, ohne Gefahr einem Uebel auszuſetzen, 
der Eingehung des Ehevertrages nicht entziehen konnte. In erſte— 
rer Beziehung wird daher ein Ehegatte, welcher mit Umgehung 
des zur Erforſchung der allenfalls obwaltenden Ehehinderniſſe 
vorgeſchriebenen Aufgebothes eine Ehe einging, der wirklich ein 
ihm unbekanntes Ehehinderniß im Wege ſtand, keineswegs als 
ſchuldlos angeſehen werden, und in letzterer Beziehung kann z. B. 
derjenige, welcher durch Furcht zur Eingehung einer Ehe gezwun— 
gen worden ift, dem alfo das Hinderniß allerdings befannt war, 
nicht als ſchuldig erkannt werden. 

3) Aus dem Geſagten muß die Frage: ob zur Aufhebung 
der Schuldloſigkeit ſchon ein bloßes DVerfehen hinreichend, oder 
der Vorſatz erforderlich fey ?— dahin beantwortet werden, daß ein 
Vorſatz nicht unumgänglih nothwendig ſey. Dadurch will ich 
aber auch keineswegs behaupten, daß jedes bloße Verſehen die 
Echuldlofigkeit eines Ehegatten, mithin auch fein Beftreitungsrecht 
aufhebe , fondern nur ein folches Verfchulden bringt nach meiner 
Anjicht diefe Wirkung hervor, welches feinen Grund in der Nicht: 
beachtung eines beftehenden Gefeßes hat, Denn die Vermuthung 


|—— 
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ftreitet immer für die Gültigkeit der Che (F- 99), folglich aud) 
gegen dad Necht des einen oder andern Ehegatten, die Che wegen 
eines obwaltenden Hinderniffed für ungültig erklären zu Laffen. 
Aus diefem Grunde feheint auch der Ausdruck ſchuldlos, wie 
er im $. 96 vorkömmt, nicht auf das vorfägliche Verfchweigen des 
Ehehinderniffes befchränft werden zu können. 

4) Es gefchieht öfters, daß Jemand die Che mit einem Hin: 
derniffe eingehet, ohne zu willen, daß der bey ihm eintretende 
Umſtand ein Chehinderniß ſey. — Es entfteht nun die Frage: ob 
durch eine folche Nechtöunwiffenheit die Schuldlofigkeit des Eher 
gatten, und folgeweife aud) fein Necht, die Gültigkeit einer folchen 
Che zu beftreiten, aufgehoben werde oder nicht? Die befahende 
Antwort fließt aus dem Obengefagten. Gin Beyſpiel fol das 
Sefagte noch mehr befräftigen. Nehme man an, ed habe Jemand 
mit einer Perfon, die zum fehweren Kerker verurtheilt ift, eine 
Che gefchloffen. Diefer Umftand ſey demfelben befannt geweſen, 
aber er wußte nicht, daß ein zum ſchweren Kerker veruetheilter 
Verbrecher Feine gültige Che eingehen könne. Cr befand fic) 
alfo zur Zeit der Schließung der Che in einem Rechtöirrthume. 
Später wird er hierüber aufgeklärt, und fordert nun die Ungültigkeits— 
Grflärung der Che. Der Vertheidiger des Chebandes aber wendet 
ein, dem Kläger fey der Umftand, daß fein Gatte wegen eined 


Verbrechens zum fchweren Kerfer verurtheilt fey, bekannt gewe— 


fen, folglich habe er Fein Recht, die Ehe zu beftreiten. Hierauf 
wird Kläger erwiedern, daß er zwar von dem factifchen Verhält— 
niffe allerdings Wiffenfchaft gehabt habe, ſich aber damit ent 
ſchuldigen, daß ihm das Gefeß, welches beſtimmt, daß ein zum 
ſchweren Kerfer verurtheilter Verbrecher keine gültige Ehe eingehen 
könne, unbekannt geweſen ſey. Allein da der $. 2 anorönet, daß 
nach gehdriger Kundmachung eines Geſetzes die unumftößliche Ber: 
muthung bejtehe: Jedermann habe von dem Dafegn, und von 
dem Inhalte ded Fund gemachten Gefeßed die nöthige Kenntniß 
erlangt, um feine, unter dasfelbe fallende Handlungen und Rechte: 
gefchäfte hiernad) einrichten zu Können; fo darf, wenn ed auf die 
Beurtheilung der eivilrehtlichen Zolgen eines Gefchäftes 
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anfomme, die Entfchuldigung der Unfenntniß eines Geſetzes gar 
nicht berücfichtiget werden. 

5) Die weitere Frage, ob dad Beftreitungsrecht wegen eines 
Privathinderniffes immer nur einem Ehegatten, oder auch beyden 
zufommen könne? — ift nad) dem sub Nro. J. aufgejtellten Grund— 
fage dahin zu beantworten: daß beyden Ehegatten diefed Necht 
zuftehe, wenn fie fich in dem Falle der Schuldlofigkeit und der 
Kränfung ihrer Rechte befinden. Denn der $: 94 raumt jedem, 
der fich in feinem Nechte gekränkt findet, dad Recht ein, die Gül— 
tigkeit der Ehe zu beftreiten, und der $. 96 benimmt dieſes Recht 
bloß dem fchuldigen Ehegatten: 

6) Wann fann man aber fagen, daß ein Chegatfe fich durch 
die mit einem Hinderniffe eingegangene Che in feinem Rechte 
gefränft findet ? — Daß derjenige, dem dad feiner Ehe im Wege 
ftehende Privathinderniß befannt ift, und ohne Hebung deöfelben 
doch die Ehe eingeht, fich nicht darüber beflagen Eönne, daß er 
durch die gefchloffene Ehe eine Kränfung in feinen Rechten erlitten 
habe, liegt am Tage. Cine Ausnahme hievon begründet lediglich 
der all, wo er durch eine eingejagte Furcht zur Schließung der 
Che bewogen worden iſt; denn wollte man ihm hier zur Laft 
legen, daß er mit dem Bewußtſeyn des KHinderniffes die Che 
gefchloffen habe, fo würde man auf der einen ©eite ein Che: 
hinderniß annehmen, und auf der andern dadfelbe wieder auf: 
heben. — Eben fo ausgemacht ift ed, daß die Natur einiger Private 
hinderniffe die Kränfung der Rechte eines Ehegatten mit fich 
führt, wie dad Hinderniß des Irrthumes, der Furcht, der Im— 
yotenz, der Schwangerfchaft der Frau von einem Dritten, und 
der Verurtheilung zur fehweren und fchwerften Kerferftrafe. Zwei— 
felhafter ift aber die Beantwortung der Sage: ob der fchuldlofe 
Gatte bey jeder mit einem Privathinderniffe eingegangenen 
Ehe über eine Kränkung in feinen Rechten fich beſchweren Fönne ? 

Indeſſen fcheint auch diefe Frage bejahend beantwortet werden 
zu müffen; denn von diefem Ehegatten ift, vermöge feined Rech: 
te5 auf guten Nahmen, zu vermuthen, daß er. die Ehe nicht 
eingegangen haben würde, wenn ihm dad Ghehinderniß bekannt 
gewefen wäre. Durch die Schließung de3 Chevertrages wollte 

Nippel's Commentar IL, Th, 2 
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er eheliche Nechte erwerben, und mit der Perfon, mit der er die 
Ehe ſchloß, in eine unzertrennliche Gemeinfchaft treten ($. 44). 
In diefem Rechte ift er, offenbar berinträchtiget, wenn einer 
dritten Perſon das Recht zufteht, die für die Lebenszeit einge 
gangene eheliche Gemeinfchaft durch die Ungultigkeits = Erflärung 
der Che wieder aufheben zu machen. — War aber zur Zeit, 
ald er in die Kenntnig des Chehinderniffed Fommt, oder ald er 
die Ungültigkeitd = Erflärung der Che begehrt, daöfelbe bereits 
erlofchen,, fo, daß die Ehe von einem Dritten nicht mehr ange: 
fochten werden Fann, fo find feine Rechte, die er durdy den Che 
vertrag erwerben wollte, gefichert, und er Fann dann nicht mehr 
fogen, daß er in feinen Rechten gefränft fey. 

7) Nach diefen voraus geſchickten allgemeinen Bemerkungen 
sehen wir zur nähern Detaillirung der einzelnen Beftreitungdfälle 
über. Den Anfang wollen wir mit jenen Privat: Hinderniffen mas 
chen, deren der $. 95 ausdrücklich erwähnt. Das erfte von diefen 
Hinderniffen ift dad des Irrthumes. Daß dad Necht, die Gültigkeit 
einer Ehe, der dad Hinderniß des $. 57 im Wege fteht, zu beftrei- 
ten, demjenigen Ehegatten zufomme , der fich in der Perfon des 
andern Ehegatten geirret hat, unterliegt Feinem Zweifel, obfihon 
dad Gefegbuch hievon Feine ausdrückliche Crwähnung macht, 
welche wahrfcheinkich gerade deßwegen gefchehen ift, weil fich 
diefes Recht ſchon aus der Natur der Sache ergibt. Einiger 
Zweifel, ob der in der Perfon irrende Theil, die Gultigfeit der 
Ehe zu beftreiten befugt fey, kann nur für den Fall entjtehen, 
wenn er von feinem Andern in den Irrthum verfegt worden iſt, 
fondern felbit und allein an dem Irrthume Schuld trägt. — 
Allein der $. 59 erklärt den Irrthum in der Perfon des künftigen 
Ehegatten als ein Ehehindernig ohne Unterfchied, woher derfelbe 
auch rühre, während dad Geſetzbuch doch in der Lehre von Verträgen 
(F. 876) ausdrüdlich erfläret, daß wenn der verfprechende Theil 
felbjt und allein an feinem Jerthume ſchuld ift, der Vertrag beftehe. 
Wollte man daher im vorliegenden Falle dem irrenden Ehegatten 
dad Necht benehmen, die Ehe für ungültig erklären zu Faffen, 
fo würde ein Chehinderniß vorhanden feyn, welches die Ungül— 
tigkeit nie zur Solge haben Fönnte, — was gewiß ein Unfinn wäre; 
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denn Amteswegen könnte ſie nicht bekämpfet werden, weil ſelbes 
unter den $. 94 aufgeführten Hinderniſſen nicht begriffen iſt; 
ein Dritter außer den Chegatten Fann aber dadurch fich nie in 
feinem Rechte gekränkt fühlen, und kann der irregeführte Che: 
gatte die Che nicht beftreiten, fo Fann ed auch der andere Che: 
gatte nicht, weil er nicht zu befürchten hat, daß die eingeganz 
gene Öemeinfchaft wegen diefes Hinderniffes jemahls aufgehoben 
werde. Dagegen Fann der Chegatte, welcher den unterlaufenen 
Irrthum in der Perfon wußte, d. h. dem es befannt war, daß 
er die Perfon nicht fey, auf welche der andere Theil feine Ein— 
willigung richtet, und eheliche Nechte zu übertragen glaubte, 
und der defjenungeachtet die Che mit dem irrenden Theile ſchloß, 
nach dem Ausfpruche des J. 95 die Gültigkeit der Che nicht be= 
ftreiten, ohne Unterfchied, ob er felbft den Irrthum in feiner 
Derfon dem andern Ehegatten beybrachte, oder ob er von dem 
Irrthume, in welchen der andere Chegatte von einer dritten 
Perſon verfegt wurde, lediglich Kenntniß hatte. 

Mie aber, wenn der irrende Theil gar Feine Wiffenfchaft 
davon gehabt hätte, daß der andere Theil fich in der Perfon 
irre: wäre er in diefen Falle befugt, die Gültigkeit der einge: 
gangenen Che zu beftreiten, oder nicht ? Diefe Trage muß nad) 
dem Nr. 6 aufgeftellten allgemeinen Grundſatze, daß der ſchuld⸗ 
loſe Theil der Regel nach durch die mit einem Hinderniſſe ge⸗ 
ſchloſſene Ehe in ſeinem Rechte verletzt erſcheinet, um ſo mehr 
bejahend beantwortet werden, als die Textirung des $. 95 keine 
Veranlaſſung gibt, hier eine Ausnahme von der aufgeſtellten 
allgemeinen Regel feſtzuſetzen, ſondern vielmehr dafür ſpricht, 
daß dieſe Regel insbeſondere hier bey dem Ehehinderniſſe des 
Irrthumes anzuwenden ſey. Denn wenn der Sefeßgeber es noth⸗ 
wendig fand, ausdrücklich feſtzuſetzen, daß der Ehegatte, welcher 
den unterlaufenen Irrthum in der Perſon gewußt hatte, die 
Gültigkeit der Che nicht beftreiten Fünne, fo fcheint doch dar: 
aus ganz natürlich zu folgen, daß er dem Chegatten, welcher 
den in der Perfon unterlaufenen Irrthum nicht wußte, dad Be— 
fireitungsrecht zuerfenne. Allein im practifchen Leben wird der 
all, wo eine Ehe wegen Irrthum von Seite des nicht irrenden 
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Ehegatten angefochten, oder wenn fie angefochten wird, für un: 
gültig erklärt werden kann, wohl fchwerlich vorfommen. Denn 
würde von diefem Chegatten wirklich ein Gefuch um Ungültigkeits— 
Grflärung bey dem Landrechte überreicht, fo müßte dad Landrecht 
nach Vorfchrift des Hofdecretes vom 23. Auguft 1819, vorerft 
beyde Theile vorladen und vernehmen. Grflärt fi nun der 
Ehegatte, der in Irrthum geführt worden ift, für die Sortfegung 
der ehelichen Gemeinfchaft, fo hört auch nach dem, was Nro. 6 
gefagt worden ift, ohnehin dad Necht des anderen Ehegatten 'auf, 
die Gültigkeit der Che zu beftreiten; wünfcht aber der irrende 
Theil felbft, daß der Ehevertrag ungültig erklärt werde, fo muß 
ſchon aus diefem Grunde die Gültigkeit der Che unterfucht und 
hierüber erfannt werden. 

8) Beynahe eben dasfelbe, was über dad Necht der Che: 
gatten, die Gültigkeit der Che wegen des Irrthumes in der Per- 
fon zu beftreiten, gefagt worden ift, gilt auch von ihrem Be: 
ftreitungsrechte wegen Zurcht und Zwang. Daß der Chegatte, 
welcher durch gegründete Furcht gezwungen morden ift, eine Che 
zu fchliegen,, die Gültigkeit derfelben anzufechten berechtiget fey, 
Fann feinem Zweifel unterliegen; denn er ift in feinem Rechte 
der Wahl eined Gatten durch den erlittenen pfychologifchen oder 
phyſiſchen Zwang gefranft. Er iſt auch fchuldlos, obfchon ihm 
dad Chehindernig befannt war, denn er verſchwieg es weder 
vorfaglich, noch aus bloßer ©prglofigkeit, fondern aus eben dem 
Grunde, aus welchem er überhaupt veranlaft wurde, diefe Ehe 
einzugehen, nähmlich um einem wahrfcheinlich ihm fonft bevor: 
geftandenen Webel zur entgehen. ein Schweigen ift fohin ein 
erzwwungened, und Fein freywilliged; Zwang fchließt aber jedes 
Verſchulden aus. Könnte derjenige Ehegatte, welchem die Furcht 
eingefagt wurde, die Gültigkeit der Che nicht beftreiten, fo könnte 
eine folche Che nie für ungültig erklärt werden; denn e3 ift nicht 
gedenfbar, daß fich dadurch auch eine dritte Perfon außer den 
Chegatten in ihrem Rechte gekränkt fühlen ſollte; aber auch 
der andere Ehegatte könnte fich in feinem Nechte nicht gekränkt 
finden, indem er gerade deßwegen, weil weder ein Dritter, noch 
der Chegatte, an welchem Zwang angewendet worden ift, die 
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Gültigkeit der Ehe beftreiten Fann, in feinem Nechte, eine lebens 
Yängliche ehelihe Semeinfchaft einzugehen, gefährdert werden 
würde. 

Der Ehegatte hingegen, welcher entweder felbft von dem 
andern Theile die Einwilligung in die Ehe durch Furcht erzwun— 
gen, oder welcher Kenntnig davon gehabt hatte, daß dem andern 
Theile von einem Dritten zu diefem Ende Furcht eingefagt wor: 
den fen, kann nad) der ausdrüdlichen Anordnung diefes F. Die 
Ungultigkeit der Ehe nie verlangen. - 

Hat aber der Ehegatte von dem, dem andern Theile zuge: 
fügten Zwange Feine Kenntniß, fo kann er, nach meiner Webers 
zeugung, eben fo, wie vorhin bey dem Ehehinderniffe deö Serthumes 
bemerkt worden ift, die Gültigkeit der Ehe beftreiten, weil hier 
die nähmlichen Gründe vorhanden find, welche dort angeführt 
wurden. Es fiheint auch, daß ein folcher Fall, wo eine Ehe bloß 
auf Anlangen des nicht in Furcht gefesten Theiles für ungültig 
erklärt werden muß, felbjt im practifchen Leben häufiger vorkom— 
men Fünne, als diefes bey dem Hinderniffe des Irrthumes gefches 
ben kann; denn der angewandte Zwang Fann auc) nach gefchloife: 
ner Ehe fortdauern und den gezwungenen Gatten verhindern, 
die Ungültigkeits- Erklärung der Che anzufuchen. Nun kann es 
dem andern Ehegatten nicht gleichgültig feyn, mit einer Perfon 
in ehelicher Gemeinfchaft fortzuleben, von der es ihm befannt ift, 
dag nur die Furcht vor einem beftehenden Uebel fie bewogen hat, 
die Ehe einzugehen, und fie abhalte, die Ungültigfeitd = Erklärung 
“der Che zu begehren, da er, nach Hinwegräumung des vorhan: 
denen Zwangsmittels, gewärtigen muß, daß der in Furcht gefeßte 
- Ehegatte die Ehe für ungültig erklären laffe. 

9) Obſchon der minderfährige, oder rechtlich für minderfahrig 
gehaltene Ehegatte unter einem Vertreter ſteht, und in der Negel 
nicht felbft vor Gericht erfcheinen Kann ($. 243), To Fann er 
doch die Gültigkeit feiner Che felbft beftreiten '); Nach dem 
Inhalte des $. 95 ift der minderfährige Ehegatte in zweyen Sal: 
fen von dem Nechte, die Gültigkeit der Ehe, wegen Mangel 


4) Berge. Hofdec. som 22. July 1819, $$. 5 und 435. 
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des Vermögens zur Einwilligung, zu beftreiten, ausgefchloffen, 

nähmlich: 

a. Wenn er den Umſtand, daß er nach den $$. 49 — 52 für 
fich allein Feine gültige Ehe ſchließen kann, verſchwiegen, d. i. 
diefen Umftand, da er ihm befannt war, auf Befragen der 
Intereſſenten, nicht entdecet, fondern vielmehr fie dariiber irre 
zu führen verfucht hat, und 

b, wenn er die ihm erforderliche Einwilligung fälfchlich vorge 
wendet, d. bh. wenn er zum DBeweife der von dem Vater, 
Bormunde, Curator, oder dem vormundfchaftlichen Gerichte 
erhaltenen Einwilligung in die Ehe eine falfche Urkunde vor 
gezeigt, oder ur ducch Lügen, falfche Zeugen, oder liftige 
Kunftgriffe die Meinung entftehen gemacht hat, daß ihm die 
erwähnte Einwilligung nicht mangle. 

Aus dem, daß das Geſetz nur diefe zwey Fälle befonders aus— 
gezeichnet hat, laßt fich nach der bekannten Rechtöregel: exceptio 
firmat regulam in casibus non exceptis, mit Verläßlichkeit fchlie- 
gen, daß in allen übrigen Fällen dem minderjährigen Ehegatten 
das Beftreitungsrecht zuftehe, und daß ihm daöfelbe insbefondere 
auch dann nicht benommen werden Eönne, wenn er die Ehe mit 
dem Bewußtſeyn des vorhandenen Ehehinderniffed, des Mangels 
der gehörigen Einwilligung, eingegangen hat, wenn er nur dad: 
felbe nicht im eigentlichen Sinne des Wortes verſchwiegen hat 
Der Geſetzgeber hat bey Feſtſetzung des $. 49 angeführten Hin: 
derniffes vorzüglich den Schug des Meinderjährigen bezielet, der 
außerdem wohl fehr unzureichend feyn würde. Es verhält fich 
bier, wie bey jedem anderen, von einem Minderjährigen gefchlof- 
fenen Vertrage. So wie diefer, wenn er von dem Minderjäh— 
rigen, ohne Beyſtimmung feiner Vertreter, abgefchloffen wird, 
von demſelben ald ungültig angefochten werden kann, fo muß 
diefes um fo mehr bey dem Ehevertrage gelten, bey deffen 
Schließung das lebenslängliche Glück des Minderjährigen auf dem 
Spiele fteht. 

Vergleicht man übrigens die gegenwärtigen zu commentiren- 
den 99. mit dem $. 248 des Geſetzbuches, fo fieht man, daß 
beyden gefeglichen Anordnungen ein Princip zum Grunde liege, 
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welches darin befteht, daß ein Minderjähriger fi) des Schuges, 
den ihm der Stast wegen der. Schwäche und Unbefonnenheit feis 
nes Alters angedeihen läßt, unwürdig mache, wenn er den ans 
dern Theil zu dem Irrthume verleitet, daß er bereit5 großjährig 
und zur Schlichtung feiner Gefchäfte vollfommen geeignet fey. — 
Das bloße Bewußtſeyn des Umftandes, daß er zur. eigenmächtigen 
Schließung des Rechtögefchäftes nicht berechtiget fey, fol demnach, 
nach der Abficht ded Geſetzgebers, denfelben dieſes Schutzes um 
fo weniger unmwürdig machen, als ed Sache des andern Theiles, 
und bey Eheverträgen auch inöbefondere Sache des Seelſorgers 
ift, genaue Erfundigung über den Umftand einzuhohlen, ob der 
eine Theil fähig fey, den Vertrag abzufchliegen. 

Aus dem, was ſchon oben in. Anfehung des Ehehinderniffes 
des Irrthumes, dann des der Furcht und des Zwanges gelagt 
worden ift, folgt, daß auch der Ehegatte, welcher für fich allein 
eine gültige Ehe fchliegen Eonnte, aber mit einer Perfon, die 
für ſich allein dazu nicht befugt war, ohne eine Kenntnig diefes 
Umftandes gehabt zu haben, fich verehelichte, gleichfalls wegen 
de3, diefem Theile entgegenftehenden Hinderniffes der Minderjäh: 
rigkeit, die Gültigkeit der Ehe in fo lange zu beftreiten berechtis 
get fey, als er in Gefahr ftehet, daß der andere Theil, oder 
fein gefeslicher Bertreter, bie Gultigkeit der Ehe anfechten könne; 
denn fein Recht, auf die Unzertrennlichkeit der eingegangenen ehe: 
lichen Gemeinfchaft zu beftehen, ift dadurch verlegt. Hierzu fommt 
noch, daß das Geſetzbuch für Weſt-Gallizien im $. 96 beynahe 
die nähmliche Beftimmung enthält, wie fie im. $. 95 des gegen- 
wärtigen Öefegbuches vorfommt, und daß der F. 97 die, den 
Anhalt und wahren VBerftand des $. 96 aufklarende Beftimmung 
enthalt, in welcher nicht undeutlich ausgefprochen it, daß der 
von der Mlinderjährigfeit des andern Theiles keine Kenntniß ha: 
bende Ehegatte die Ungultigfeit feiner Ehe anfuchen Fonne. Zus 
gegeben auch, daß derfelbe nad) $. 865 des b. ©. DB. eine ange: 
meffene Frift zur Erklärung des Vertreters, oder zugleich des 
yormundfchaftlichen Gerichtes: ob fie zur Ehe des Minderjährigen 
ihre Einwilligung nachfragen wollen oder nicht, ‚verlangen könne; 
was ift aber dann Nechtens, wenn diefe Erklärung binnen der 
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beftimmten Zeit gar nicht erfolgt, oder die Einwilligung unter 
einer Bedingung, von der ed ungemwiß ift, ob fie in Erfüllung 
gehen werde, abgegeben wird, oder wenn eine unbedingte miß⸗ 
billigende Erklärung erfolgt, ohne daß jedoch die Vertreter des 
Minderjährigen zugleich um die Ungültigkeits-Erklärung der Ehe 
anfuchen? Iſt in einem folchen Falle der großjährige Ehegatte 
nicht felbft, nach F. 863, berechtiget, von dem Vertrage zurück 
zu treten? 

40) Auch bey dem Hinderniffe des Militärſtandes, obſchon 
dasſelbe Hauptfächlich nur zum Vortheile der Militär = Borgefegten 
in öffentlichen Rückſichten feftgefegt wurde, können doch Fälle 
eintreten, in welchen bald der eine, bald der andere Ehegatte die 
Gültigkeit einer folchen Ehe anfechten Ffann. Der zum Militärs 
Eörper gehörige Ehegatte kann an der Ungültigkeit feiner Ehe 
ſchuldlos, und folgeweife in feinen Rechten, in fo fern er durch 
diefelße die mit Grund erwarteten Rechte eines Ehegatten nicht 
erhält, gekränkt, mithin ſchon nach der allgemeinen Regel zur 
Beftreitung der Gültigkeit des eingegangenen Ehevertrages bereche 
tiget feyn, 3. B. wenn ihm eine verfälfchte ſchriftliche Erlaubniß 
feines Militär = Vorgefegten eingehändiget worden wäre. Allein 
der Sefeßgeber geht hier weiter, und räumt dem zum Militärs 
ftande gehörigen Ehegatten, wenn er auch nicht ald fchuldlos an= 
gefehen werden kann, dad Necht der Beftreitung der Ehe in dem 
Falle ein, wenn er den Umffand, daß er ald ein zum Militärförper 
gehöriges Individuum Feine Ehe ſchließen Fonne, nicht verſchwie— 
gen, und er die erfheilte Bewilligung nicht fälfchlich vorgewendet 
bat. Wahrfcheinlich follte dadurch, wie Herr Regierungsrath Dolli- 
ner bemerft haft, die Erforfchung und Ungültigkeits-Erklärung der 
von Militärperfonen eigenmächtig gefchloffenen Ehe erleichtert wer— 
den. Bey dem Ehegatten hingegen, der nicht zum Militärförper ge= 
hört, aber eine dazu gehörige Perfon heirathet, kömmt es darauf an, 
pb er von dem, der legtern entgegen ftehenden Ehehinderniffe des 
Militärftandes bey Schließung der Ehe eine Kenntniß hatte oder 
nicht. Sm erften alle ift er weder ſchuldlos, noch in feinen Nech- 
ten durch die Ungültigkeit dee Che gefränkt, folglich auch nicht 
berechtiget, die Ungültigkeifs = Erklärung derfelben zu verlangen. 
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Im zweyten Falle kann fein Beftreitungsrecht, nach den voran— 
geſchickten Bemerkungen, Feinem Zweifel unterzogen werden. Aus 
den hier aufgeftellten Grundſätzen laßt fich daher auch leicht ent— 
fiheiden, was Rechtens fey, wenn zwey der Militärjurisdiction 
unterftehende Perfonen mit einander eine Ehe eingegangen haben. 

44) Nachdem dad Beftreitungsrecht der Ehegatten bey den 
vier (F. 95) angedeuteten Privat = Hinderniffen erörtert worden, 
gehen wir nun zu den übrigen Privat» Hinderniffen über. Das 
erfte vom Geſetze angeführte Hinderniß ift dad der Naferey, des 
MWahn- und Blödfinned und der Unmündigfeit. Das Gefeg fest 
bey Raſenden, Wahn: und Blödfinnigen, dann Unmündigen gar 
Feinen vernunftgemäßen Willensgebrauch voraus, — aus diefem 
Stunde kann ihnen auch, wenn fie wirklich eine Ehe eingehen, 
diefes nicht zugerechnet werden, Cie handeln daher für jeden Fall, 
wegen ihrer Zurechnungs = Unfähigkeit, auch fchufdlos, und es ift 
daher nicht zu zweifeln, daß einer foichen Perfon das Necht zuftehe, 
die Gültigkeit ihrer in diefem Zuftande eingegangenen Ehe zu 
beftreiten. Was aber den andern Theil betrifft, der mit einer 
folchen Perfon den Ehevertrag gefchloffen hat, To kommt e5 dar= 
auf an, ob er von dem Zuftande der NRaferey, des Wahn oder 
Blödfinnes, oder der Unmündigkeit des andern Theiles eine Kennt: 
niß hatte oder nicht, Im Testen Falle erfcheint er fchuldlos und 
in feinen Rechten gefränft, welches im erften Falle nicht ift. 

12) Wann der Ehemann die Ungültigkeits= Erklärung der 
Ehe, wegen Schwangerfchaft der Frau, fordern könne, wurde 
bereit bey Erläuterung des $. 58 auseinander gefeßt; ed wird 
daher in Anfehung diefes Hinderniffes nur bemerkt, daß die von 
einem Dritten vor der Verehelichung gefchwängerte Frau, wegen 
diefed Hinderniffes, in Eeinem Falle die Ungültigkeit5 = Erklärung 
der Ehe fordern könne, denn fie erfcheint weder fchuldlos , noch 
weniger in ihren Rechten gefränft. 

13) Bey dem Hinderniffe der Impotenz fteht ohne Zweifel 
dem potenten Theile, welcher von der Impotenz de5 andern 
Ehegatten Feine Kenntniß hatte, das Necht zu, die Gültigkeit der 
Ehe zu beftreiten; denn er hat dad unftreitige Recht, die Er: 
füllung der ehelichen Pflicht von dem andern Theile zu fordern, 
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in welchen Rechte er ſich ganz natürlich gefränft finden muß; 
auch erfcheint er als ſchuldlos. Hat er aber wiſſentlich eine im— 
potente Perfon zur Ehe genommen, fo kann er weder für fchuld: 
los, noch in feinen Rechten gefränft angefehen werden, folglich 
auch zur Beftreitung der Gültigkeit des Ehewertrages nicht berech— 
tiget feyn. Er hat ftillfchweigend auf das Beftreitungsrecht Ber: 
zicht geleitet. — Eben fo gewiß ift es, daß der impotente Ehe: 
gatte felbft nicht berechtiget fey, die Gültigkeit, feiner Ehe zu 
beftreiten, wenn er zur Zeit, ald er fie eingegangen hat, ſich 
feines Gebrechend. bewußt gewefen ift. Hat aber der impotente 
Ehegatte zur Zeit, al5 er die Ehe ſchloß, von feiner Impotenz 
Feine Kenntniß gehabt, fo feheint ihm das Beftreitungsrecht nicht 
abgefprochen werden zu können, befonders in dem alle nicht, 
wenn feine Impotenz nur eine welative ift, weil er fich in ber 
Lage befindet, gefammte Zwede der Ehe bey einer andern Perfon 
realifiven zu können, und fich daher in feinem Rechte auf Befrie⸗ 
digung derſelben im geſetzlichen Wege gekränkt fühlet. Aber auch 
der abſolut impotente Theil kann ſich dadurch in ſeinen Rechten 
gekränkt fühlen, daß er bey der vereitelten Möglichkeit, den 
Hauptzweck der Ehe zu erreichen, doch alle Nebenlaſten und Ver— 
bindlichkeiten, auf welchen der andere Theil aus Eigennutz beſteht, 
lebenslang tragen muß. 

14) Das Befugniß, die Ungültigkeits Erklarung der Ehe 
zu verlangen, die mit dem Privat-Hinderniſſe der Verurtheilung 
zur fchweren oder fchwerften Kerkerftrafe eingegangen worden ift, 
kommt bloß dem Ehegatten zu, der fich nicht in diefem Falle der 
Derurtheilung befindet, und zwar nur dann, wenn er aud Un: 
roiffenbeit, daß wider den andern Theil ein folches Strafurtheil 
ergangen ſey, mit ihm die Ehe eingegangen hat. — Der verurtheilte 
Verbrecher felbft hat Feinen Anfpruch auf dad Beſtreitungsrecht. 

15) Bey dem durch den Mangel ded Aufgebothes begrün— 
deten Privat = Hinderniffe ftellt ſich derjenige Ehegatte als ſchuld— 
105. dar, ohne deffen Wiffen und Willen das Ihn oder den andern 
heil betreffende Aufgeboth , in fo weit es zur Gültigkeit der Ehe 
als weſentlich erſcheint, vernachläffiget werden ift. Auch ift ein 
ſolcher Epegatte wirklich, in feinen Rechten gefränft, da er zu 
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fo dern berechtiget ift, daß die vom Geſetze angeordneten Vor: 
fihtömaßregeln zur Verhüthung der mit einem Ehehinderniffe 
eingegangenen Ehen beobachtet werden, weil er font der Gefahr 
ausgeſetzt iſt, daß erjt in der Folge ein Ehehinderniß entdedt, 
und feine eheliche Verbindung daher als ungültig erklärt werde. 
Ein folder Ehegatte, aber auch nur er, Fann die Gültigkeit der 
Ehe beftreiten und die Auflöfung der ehelichen Gemeinfchaft 
fordern. 

46) Iſt eine Ehe mit dem, aus Abgang der gehörigen Voll: 
macht entfpringenden Privat = Hinderniffe gefchloffen worden, und 
rühret diefes von dem Widerrufe der Vollmacht her, die nur der 
Mann auszuftellen pflegt, fo können nach Umftänden beyde Ehe: 
Hatten die Gültigkeit der Ehe beftreiten. Der Mann, der die 
gegebene Vollmacht widerrufen hat, hat fich nur feines Nechtes 
bedient, ift alfo ſchuldlos, und erfiheint überdieg in dem Nechte 
der freyen Wahl einer Ehegattinn gekränkt; fein Bejtreitungsrecht 
ift daher in den oben aufgeftellten Grundfägen gegründet. Es 
macht, nach meiner Veberzeugung, Feinen Unterfchied, ob die 
Dollmacht noch zu einer Zeit widerrufen worden ift, da der 

Machthaber von der Schliegung des Ehevertraged noch zurück— 
freten Eonnte, oder ob der Widerruf fo fpät geſchah, daß 
die Dermählung in der Perfon des Bevollmächtigten fihon voll: 
zogen feyn mußte, weit der $. 76 Eeinen Interfchied macht, 06 
der Widerruf bey Zeiten, oder zu ſpät gefihehen Tey; genug, 
wenn er nur noch vor gefchloffener Ehe erfolgt ift. 

Menn die Frau, ohne von dem MWiderrufe der Vollmacht 
etwas erfahren zu baben, ſich dem Bevollmächtigten antrauen 
ließ, fo erfcheint fie gleichfalls ald ſchuldlos und in ihren Rech— 
ten in fo fern gefränft, als fie befürchten muß, daß die Che, von 
Seite de5 Mannes, al ungültig angefochten werden wird. — 
Wenn daher von Seite des Mannes dad Beftreitungsrecht weg: 
fallt, fo Hat auch fie Eeined mehr. Befteht hingegen dad obwal- 
tende Privat Hinderniß darin, daß die Ehe, in Folge einer bloß 
im Allgemeinen auf Schliegung der Che, ohne Beftimmung der 
Perfon, mit welcher fie einzugehen wäre, laufenden Vollmacht 
geichloffen wurde, fo könnte ed bey dem erften Anblicke fcheinen, 
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daß Fein Theil die Ungültigfeits » Erklärung einer folchen Che zu 
verlangen befugt ſey, weil weder der Mann, der eine folche 
unzuläffige Vollmacht mit Wiffen und Willen auöftellte, noch die 
Frau, die fich, in Folge derfelben, freywillig trauen ließ, außer 
Schuld und ald verlegt zu betrachten iſt. Allein dad Gefeß er 
Elärt ($. 76) eine folche Che für ungültig; ed muß alfo doch Jes 
mand vorhanden feyn, der um die Ungültigfeitd = Erklärung das 
Anfuchen ftellen Fann, da diefes Hinderniß bloß ein Privat: 
Hindernig ift. Diefer Jemand können nur die Chegatten, oder 
wenigftend ein Theil derfelben feyn. Es feheint daher! gar Fein 
Zweifel zu feyn, daß der Mann berechtiget fey, die Gültigkeit 
einer folchen Ehe anzufechten, und zwar, nach meiner Ueberzeu— 
gung, ohne Unterfchied, ob er Wiffenfchaft von der Anordnung 
des Geſetzes hatte, daß eine folche allgemeine Vollmacht gefeb- 
widrig fey oder nicht. Hatte er davon Wiffenfchaft, fo Eonnte 
er ja eben voraus fegen, daß auf diefe allgemeine Vollmacht Fein 
©eelforger die feyerliche Erklärung des Ehevertraged aufnehmen 
werde; war er aber in einer Unfenntniß des Gefeges, fo kann 
er fi) um fo mehr des durch dadfelbe bezielten Schutzes erfreuen. 
Würden die Ehegatten dadurch, daß fie eine Kenntniß von der 
Ungultigkeit der Vollmacht haben, das Necht, die Gültigkeit der 
Ehe anzufechten, verlieren, fo wäre diefes, der Wirfung nad), 
eben fo viel, als ob fie mit ihrem Wiffen und Willen eine von 
dem Gefege zur Gültigkeit einer Urkunde vorgefchriebene weſent— 
liche Sörmlichkeit aufheben machen könnten; was gewiß nicht zu— 
gegeben werden kann. Das Recht der Chegattinn ift auch hier, 
wie in den andern Fällen, abhängig von dem Rechte des Mannes. 
Hat diefer Fein Recht, die Ehe anzufechten,, fo kann ed auch der 
Chegattinn nicht zugefchrieben werden '). 


ı) Man Iefe übrigens die Abhandlung des Herrn R. R. Dolliner über das Recht 
der Ehegatten, die Gültigfeit ver Ehe zu beftreiten, insbefondere, d. 1. mit 
Hinficht auf jedes einzelne Privat -Hinderniß, zur Erläuterung der 69. 94 u. 
9ı des b. G. B. (Wagu. Zeitfch., Tahrg. ıB25, VIII. Heft, &- ge — 132), in 
welcher theils abweichende Anfichten mit den Gründen entwidelt , theils die 
bier mit wenigen XBorten begründeten Behauptungen ausführlicher erörtert 
und. 
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17) Bisher wurden die Falle näher erörtert, in welchen e3 
beyden, oder wenigftens einem der Chegaften frey fteht, die 
Gültigkeit der Ehe anzufechten. Ich gehe nun zur Erörterung der 
Frage über: ob und in wie fern, außer den Ehegatten, auch andere / 
Perfonen das Recht genießen, die Gültigkeit einer Che zu beſtrei— 
ten? Daß es folche Perfonen wirklich gebe, geht ganz unzweifel- 
haft aus den $$. 94 und 96 hervor, und ed entfteht vor Allem 
die Frage: ob auch das Beftreitungsrecht diefer Perfonen durc) 
ihre Schuldlofigkeit bedingt fey? welche Frage ohne Zweifel ver: 
neinend beantwortet werden muß; denn das ©. B. fchreibt in 
den hier zu erläuternden Paragraphen beyden Chegatten deutlich 
und ausdrüdlich vor, daß fie fchuldlos feyn müffen, um die Un: 
gültigfeitö = Erklärung der Ehe verlangen zu können. Don der 
Schuldlofigkeit anderer, zur Beftreitung der Gültigkeit einer Ehe 
befugten Subjecte erwähnt es nirgends etwas; ein Zeichen, 
daß ed in der Abficht des Gefeßgebers nicht Tag, auch bey den 
übrigen Subjecten ihre Schuldlofigfeit als ein Erfordernig des 
Beftreitungdrechtes feftzufegen. Meiftens hängt die Gültigkeit der 
Ehe von ihrer Einwilligung ab: ijt diefe erfolgt, fo fällt jedes 
DBeftreitungsrecht weg. In denjenigen Fällen aber, wo ungeach- 
tet der gegebenen Einwilligung dad Hindernig noch fortdauert, 
wie 3. DB. bey dem Unmündigen, liegt e3 in der Verpflich— 
fung dritter Perſonen, die Ungültigkeits-Erklärung der Ehe zu 
verlangen; ein Recht aber, zu deſſen Ausübung man als ver— 
pflichtet erſcheint, kann durch Entſagung nicht verloren gehen. 

48) Diefe allgemeine Bemerkung vorausgeſchickt, ſoll hier 
einzelnweife unterfucht werden, in wie fern, außer den Ehegatten, 
die übrigen, im $. 94, Nr. 4 aufgeführten Perfonen zur Beftrei: 
fung einer Ehe berechtiget find. Die Neihe kommt zuerft an den 
Vater. — Daß der Vater in dem Falle dad Recht habe, die 
Ungültigkeit3 = Grflärung einer Che zu begehren, wenn ein min 
derjähriges Kind die ihm zur Gültigkeit der Che erforderliche Ein— 
wilfigung nicht nachgefucht,, oder die nachgefuchte nicht erhalten, 
und im Befchwerungswege Feine rechröfräftige gerichtliche Ein- 
willigung erwirkt hat, fallt in die Begriffe, und ift diefes Recht 
de5 Vaters im $. 96 ausdrücklich erkannt; auch ift gewiß, daß 
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im entgegengefesten Falle dad Beftreitungsrecht des Vaters weg— 
falle. — 3weifelhafter aber ift die Beantwortung der Trage: ob 
der DBater die Gültigkeit einer Che anfechten Eönne, welche das 
minderjährige Kind mit feiner Einwilligung eingegangen hat, dem 
aber ein anderes Privat:Hindernig im Wege fteht ?— Ic) glaube, 
diefe Frage, welche vom Herrn NRegierungdrathe Dolliner ’) be: 
jahend entfchieden wird, verneinend beantworten zu müffen, und 
zwar zum Theile aus den fehon von ihm felbft angeführten Grün: 
den. Der Vater ift in dem bier gefegten Falle durch die mit 
dem minderjährigen Kinde gefchloffene Ehe in feinen Rechten nicht 
gefränft worden; der $. 96 fpricht nur von DBeftreitung einer 
eigenmächtig gefchloffenen Che des Minderjährigen ducch den 
Vater, räumt alfo diefem nur wegen des Hinderniffes der Min: 
derjährigkeit dad DBeftreitungsrecht ein. Der $. 5 der Vorfchrift 
über dad Verfahren in ftreitigen Cheangelegenheiten, vom 23. 
Auguft 1819, in Verbindung mit feiner Quelle, dem Hofdecrete 
vom 27. Februar 1809, Nr. 801 der I. ©. ©., orönet die eigene 
Pertretung minderfähriger oder unter Gutatel ftehender Eheleute, 
in Anfehung ihrer, aus der ehelichen ©efellfchaft Herrührenden, 
bloß perfönlichen Rechte und DVerbindlichfeiten an, und fordert 
die Zuziehung ihrer Xeltern, Vormünder oder Curatoren lediglich 
zue nähern Aufklärung der Sache, alfo, wie ed fiheint, nicht we— 
gen ded eigenen Rechtes der Vertreter. Diefen Gründen gefelle 
ich noch folgende hinzu: Man ift doch gewiß allgemein darüber 
einig, daß der Vater Fein Recht habe, für feinen minderjährigen 
Sohn oder Tochter, bey vorhandenen rechtmäßigen Gründen, um 
Scheidung von Tiſch und Bett, oder um die Trennung der Che 
anzulangen, ungeachtet oft eine Scheidung oder Trennung zur 
Begründung eines dauerhaften Wohles des Minderjährigen ſich 
als nothwendig darftellt. Wird dem Vater hier dad Recht. nicht 
zuerkannt, für fein minderzähriges Kind hier aufzutreten ‚warum 
fol ihm dieſes Recht zukommen, wenn. ed fih um die.dritte Art, 





x) In feiner Abhandtung über das Recht des Vaters, Vormundes, Curators, des 
vormundfchaftlichen Gerichtes und anderer Behörden, die GülfigFeit der Ehe 
wegen eines Privat- Hinderniffes zu beſtreiten. (Wagner ſche Zeitfchrift 1825, 
3X. Heft, ©: 169 — 174) 
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die eheliche Gemeinfchaft aufzuheben, handelt? Nach 6. 175 
kommt die minderjährige Tochter, wenn fie fich verehelichet, un: 
ter die Gewalt des Mannes, und der Vater hat, bi zu ihrer 
Großjährigkeit, nur in Hinſicht auf das Vermögen die Rechte und 
Pflichten eines Curators, ja ed hängt felbft von der Beurtheilung 
des Gerichte ab, ob nicht felbft diefe Guratel dem Manne ber: 
lafjen werden foll. Verliert nun der Vater durch die Wereheli- 
chung feiner Tochter die Gewalt über die Perfon derfelben, fo 
hört er auch auf, in jenen Angelegenheiten, welche die perfönlichen 
Rechtöverhältniffe feiner minderjährigen Tochter angehen, ihr ge- 
feslicher Vertreter zu feyn. Erſt, wenn die Che wirklich für un: 
gültig erklärt wurde, würde die minderjährige Tochter wieder 
unter die Gewalt ded Vaters gerathen; er kann aber die ihm für 
diefen Fall zuftehenden Rechte nicht gleichfam anticipando dadurd) 
ausüben, daß er die Ungültigkeitö- Erklärung der Ehe verlangt. 
Hierzu kömmt noch, daß, wenn dem DBater das Recht zukommen 
follte, im Nahmen feines minderjährigen Kindes die Ungültigkeits— 
Erklärung der Ehe zu begehren, er diefes Necht, der Natur der 
Sache nad), nur in jenen Fällen ausüben könnte, in welchen der 
minderjährige Gatte felbft, wenn er wollte, fein Recht geltend 
machen Fönnte. Da nun aber derfelbe diefes Recht verliert, wenn 
er nach erlangter Kenntniß des Hinderniffes die Che fortfeßet, 
fo folgt, daß ſich gegen den Willen des Minderjährigen diefes 
Recht des Vaters nie in Ausübung bringen ließe. Zur beffern 
Begründung meiner Behauptung fey es mir erlaubt, die Fälle 
zu durchgehen, in welchen, nad) der Meinung des Heren Regie 
rungsrathes Dolliner, dem Vater, ungeachtet feiner Einwilligung, 
doch das Beſtreitungsrecht, wegen eined andern der Che des 
Kindes entgegen ftehenden Privat-Hinderniſſes, nicht abgelprochen 
‚werden, Fann. Gefeßt, fagt er, der Vater hätte in die Che ſei— 
nes minderjährigen Kindes eingewilfiget ; ed ware aber, ohne daß 
es der Vater wußte, ein Irrthum in der Perfon untergelaufen , 
und das irregeführte minderjährige Kind wollte doch die Gül— 
tigkeit der Ehe nicht anfechten, fo könne es ungezweifelt der Va— 
ter thun, weil er in die Che feines Kindes mit der angetrauten 
Perfon im der That nicht eingewilliget hat, folglich hier mit dem 
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Irrthume in der Perfon immer auch noch das Hinderniß der 
Minderjährigfeit concurriret. Wenn der Irrthum auf Seite des 
Vaͤters felbft war, fo ift diefe Bemerkung allerdings gegründet, 
fie dienet aber, eben wegen der Concurrenz des Hinderniffes der 
Minderjährigkeit, nicht dazu, meine obige Behauptung zu wider: 
legen. Nehme man aber an, daß der Vater fich in der Perfon 
nicht geirret, wohl aber fein minderfähriger Sohn oder Tochter: 
— wer möchte wohl bier behaupten, daß dem Vater, auch gegen 
den Willen des Kindes, das Recht zujtehe, die Gültigkeit. der Ehe 
zu befämpfen? — Wenn ein minderfähriger Sohn, nad) erhal: 
tener Einwilligung des Vaters zur Ehe, fich mit einer bereitd von 
einem Dritten gefchwängerten Perſon verehelichet hat, ohne daß 
der Vater von diefem Umftande eine Kenntniß hatte, fo laffen 
fi) zwey Fälle unterfcheiden: Es hatte nähmlich der Sohn bey 
Eingehung der Ehe von der Schwangerfchaft feiner Braut Wil: 
fenfchaft oder nicht. Im erftern Falle Fann von dem Rechte des 
Vaters, die Gültigkeit der Ehe zu beftreiten, Feine Rede feyn, 
da dad Nichtwiffen des Mannes, nach $. 58, ein wefentliches 
Erforderniß diefed Hinderniffes ausmacht, und fohin in dieſem 
Falle eigentlich gar Fein Ehehinderniß vorhanden ij. Allein ein 
Achnliched muß auch für den Fall behauptet werden, wenn der 
Schn zwar vor der Verehelichung von der Schwangerfchaft fei- 
ned Weibes Feine Wiffenfchaft hatte, ihr jedoch diefen Fehlkritt, 
fobald er zur Kenntnig deöfelben gelangte, vergeben hat. — Das 
Recht des Vaters, für die Neinheit und den guten Ruf feiner 
Familie zu forgen, würde durch Einfchwärzung eined Fremdlings, 
im erſten Falle fo gut wie im legten, gekränkt; auch räumt der 
$. 58 lediglich dem Ehemanne felbft das Necht ein, die Ungül- 
tigfeitd=- Erklärung der Ehe zu fordern, und da ein Gefeß über: 
haupt nicht weiter ausgedehnt werden darf, als die Worte reichen, 
insbefondere aber, nach $. 99, jene Sefegesftellen nicht, welche 
Ehehinderniffe fefifegen, fo Fann dieſes Necht auf den Vater nicht 
ausgedehnt werden. Wollte man dem Vater, wegen des oben 
berührten vermeintlichen Rechtes, dad Befugniß zufprechen, Die 
Gültigkeit der Ehe zu beftreiten, fo müßte man ihm aus gleichem 
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Grunde das Recht einräumen, die eheliche Geburt feines Enkels 
anzufechten,, was doch gewiß nicht behauptet wird. 

Anders verhält es ſich jedoch, wenn e3 fich um Ungültigkeits— 
Erklärung der Ehe eines unmündigen Kindes handelt; denn die 
Ehe des Unmündigen ift unbedingt ungültig, und bleibt ungül- 
tig, obgleich der Water in diefelbe einwilliget. Zudem hat ein 
Unmündiger gar feinen Willen, und muß daher durch Jemanden 
andern vertreten werden: Wollte der Vater felbft die Gültigkeit 
einer folchen Ehe nicht beftreiten, fo würde et eine ihm obliegende 
Prlicht vernachläffigen, und das Gericht hätte daher zu diefem 
Ende, wenn fih der Vater zis diefer Beſtreitung nicht herbey 
laſſen wollte, einen Curator ad actum zu beftellen; 

19) Hat ein Minderjähriger, oder ein in rechtlicher Hinficht 
für minderfährig Gehaltenier eine Ehe eingegangen, ohne daß von 
ihm die Erklärung ded Vormundes oder Curator3 nachgefucht, 
oder ohne daß diefe Erklärung durch da5 vormundfchaftliche Ge— 
richt abgefordert worden wäre, fo ift der Vormund oder Curator 
in feinem Rechte gefränft, und daher befugt, die Gültigkeit der 
Ghe zu beftreiten. Ilebrigend Fünnen bier die nähmlichen Fragen 
aufgeworfen werden, die vorne, in Anfehung des Beftreitungs: 
rechtes ded Vaters, rege gemacht worden find, welche auch con: 
fequenter Weiſe eben fo entfchieden werden müffen: 

20) Eine weitere zur Beantwortung fehr ſchwierige Frage 
iſt: ob auch die Vormundſchafts-Behörde dad Recht habe, die 
Gültigkeit einer Che zu beftreiten? — Das an das gallisifche 
Appellationsgericht erlaffene Hofdecret vom 17. Juny 1825 fcheint 
diefe Frage platterding5 verneinend zu beantworten, da ed aus: 
drüclich erklärt: „daß der in dem $: 96 de3 a. b: ©. B. ent: 
baltene Ausdruck: Vormundfchaft, auf die Vormundſchafts⸗ 
Behörde nicht aufzudehnen ſey.“ Allein da diefes Hofdecret vom 
47. Juny 1825 fich ausdrüdfich auf das frühere Hofdecret vom 
92. September 4824 bezieht, ohne dasfelbe zu widerrufen; und 
in diefem Hofdecrete ausdrücklich das Recht der Vormundfchafts: 
Behörde, die Gültigkeit einer ohne ihre Einwilligung. gefchloffe- 
nen Che zu beftreiten, audgefprochen ift, fo Fann man unmöglich 
dem vorerwähnten fpäter erfloffenen Hofdecrete einen folchen Sinn 

Nippel's Commentar IL, Ip, 5 
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unterlegen, welchem zufolge der Bormundfehafts » Behörde dieſes 
Recht abgeſprochen ſeyn ſoll, und zwar um ſo minder, als jenes 
frühere Hofdecret durch die Aufnahme in den erſt im Jahre 1829 
erfchienenen neuen Band der Juſtiz-Geſetzſammlung, als allge= 
mein verbindendes Geſetz fanctionirt worden ift ‘). Den Schlüſ— 
fel hierzu gibt aber dad oben citirte Hofdecret vom 17. Juny 
1825 (3. ©. S., Nr. 2112) felbft, da es im Eingange de’felben 
heißt: „Mit Beziehung auf dad Hofdecret vom 22. September 
1821, Nr. 1802, der Quftiz = Gefeßfammlung, über das Verfah— 
ven in Fällen, wo ein Pupille ohne, Cinwilliguug: der Vor: 
mundfchaftdö= Behörde fich verehelichet, und ungeachtet der 
nachträglich ertheilten Bewilligung die politifchen 
Behörden die Wiedereinfegnung verweigern u.f. w.” 
Dieſes Hofdecret feßt daher offenbar eine Vormundſchafts-Be— 
hörde voraus, welche ihre Einwilligung zur ‚Ehe der, Minderjäh— 





1) Diefes in dem neueften Bande der 9. &. S., Geite z0, Nr. 1802, enthaltene, 
Hofdecret lautet wörtlich, wie folgt: 

»Ueber die Frage, wie in Fallen vorzugehen fey, wenn ein Pupill, ohne 
Einwilligung der Bormundfihafts- Behörde, fi) verehelichet, das Landrecht 
dieſes Ehehinderniß von Amteswegen unterfucht, durch die nachträglich ers 
theilte Einwilligung behoben, ſohtn Das Kreisamt, wegen Wiedereinfegnung 
diefer Ehe, um die nöthige Verfügung erfucht, diefes aber fo, wie das Gu⸗ 
bernium, Die Wiedereinfegnung verweigert, wird bedeutet: Daß 

a. nicht bloß der Dortmund, fondern auch die Bormundfchafls » Behörde here.) 
tiget fen, Die Gültigfeit einer, ohne ihre Einwilligung von Minderjährigen 
eingegangenen Ehe, zufolge Der SS. 92 u. 96 des allgemeinen bürgerlichen 
Geſetzbuches, au beftreiten; daß jedoch 

b, in Hinficht des Verfahrens, welches in folhen Fällen zu beobachten Ware, im 
Allgemeinen Feine Weiſung ertheilt werden könne, fondern der Klugheit un? 
Umficht des Richters überlaffen werden müffe, wie in jedem einzelnen Falle 
vorzugehen fen, weil der Nichter fich nicht mehr in der. Lage befindet, wie 
bey einer erſt einzugehenden Ehe, fondern über mande Rüdfichten,, welche 
früher auf fein Urtheil hatten Einfluß nehmen dürfen, hinausgehen, und fein 
Augenmerf nur dahin richten muß, ob er unter den obwaltenden Umftänden 
die Bewilligung ertheilen könne. Diefe hat er nur dann zu verweigern, wenn 
fehr wichtige Gründe ihn dazu auffordern. Ueberhaupt ſoll die Vormund— 
ſchafts⸗Behörde ſich ihres Befugniſſes, die Ehe zu beſtreiten, fo lange nicht 
bedienen, als es nur mit dem Intereſſe des Pupillen vereinbarlich iſt. Uebri⸗ 
gens iſt 

eo. in Fällen, wo die Vormundſchafts-Behörde die Bewilligung jur Ehe nachge— 
tragen hat, eine wiederhohlte feyerliche Erflärung vor dem Seelſorger und 
zwey vertrauten Zeugen, wie der $. 88 des allgemeinen bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches anordnet, nicht nothwendig, folglich auch 

a. die Nothwendigkeit der ZBiedereinfegnung nicht vorhanden. 
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rigen nachträglich wirklich ertheilet hat, und ordnet daher an, 
daß der im $. 96 vorkommende Ausdruck: Vormundſchaft, auf 
eine Tolche VBormundfchafts » Behörde nicht audzudehnen ſey '). 

Eine weitere Frage entfteht hier, wo und mie die Vor— 
mundſchafts-⸗Behörde das Anfuchen um Ungültigkeits-Erklärung der 
Che, wegen des derfelben im Wege ftehenden Privat: Hinderniffes 
der Minderfährigkeit, anzubringen habe? Iſt ein Magiftrat oder 
ein Ortögericht die vormundfchaftliche Behörde, fo unterliegt die 
Sache Feiner Schwierigkeit. Sie müffen fich ohne Zweifel, nach 
Vorſchrift des folgenden J., an das Landrecht des Bezirkes wen— 
den, worin die Eheleute ihren vrdentlichen Wohnfig haben. Wäre 
aber das Landrecht felbft das vormundfhaftliche Gericht, fo müßte 
um Delegation eines andern Landrechtes angefucht werden, und 
es wäre, nad) der Analogie des Hoffanzleydecretes vom 2. April 
1818, die DBeftreitung der Che dem Fiscus aufzutragen, und 
zur DVertheidigung der Che ein anderer rechtfchaffener und ver- 
ftändiger Mann zu befiellen 2). 

21) Das Recht der Militär - Vorgefegten, ihren Untergebe— 
nen die Erlaubniß zur Heirath zu ertheilen, entfpringt zwar aus 
Öffentlichen Rückſichten, ift aber doch einem Privatrechte gleich 
zu achten. Eine Verlegung desfelben zieht daher das Beſtreitungs— 
recht diefer Vorgefetten und Behörden als Folge nad) fih. Es 
Fonnen demnach die Militär = Vorgefesten, die General: Commanz 
den, die Kreisämfer (in Anfehung der Kreis: Dragoner) und die 
Polizey Behörden (in Anfehung der Polizeymache) , deren fehriftz 
liche Einwilligung zur Gültigkeit der Chen von Militärperfonen 
oder zum Militärfdrper gehöriger Individuen nach der Vorfchrift 
über die Heirathen in der Faiferlichert Armee ($. 54) erforderlich 
ift, die Ungültigfeit3s Erklärung der, ohne ihrer Einwilligung 
gefchloffenen, Ehe ihrer Militär = Untergebenen begehren. — Nur 
bey Invaliden tritt eine Ausnahme ein, indem die Militär: Bes 

3 zE 


H Man lefe übrigens über Jeſen Gegenſtand des Zerrn R. R. Dolliner Abband⸗ 
fung in der Wagn. Zeitfch., Jahrg. 1325, IX. Heft, &. 177 — 132, 


2) Siehe obige Uhhandfung des Herrn RB: R. Dolfiner, &. 122 — 133, 
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hörden ſich bey denſelben in eine Verhandlung über die Gültigkeit 
oder Ungültigkeit der Che nicht einlaffen *). 

32) Nachdem nun erörtert worden ift, welchen Perfonen 
und in welchen Fällen ihnen das Necht zuftehe, die Gültigkeit 
einer Ehe zu beftreiten, fo führt die Reihe der Unterfuchung auf 
die Arten, wie dieſes Necht verloren gehe. Nach dem Inhalte des 
F. 96 verliert der fchuldlofe Ehegatte dieſes Necht durch Fortfe: 
Kung der Che nach erlangter Kenntniß des Privat Hinderniffes. 
Unter Zortfegung der Ehe ift aber hier keineswegs die Fortſetzung 
ded bloßen Zuſammenwohnens und der hauslichen Gemeinfchaft, 
fondern Tediglich die Fortfeßung der ehelichen Beymwohnung zu 
verftehen; denn wie Tieße fich fonft gegenwärtige Vorſchrift mit 
der des $. 93 vereinigen, in welchem. der Gefetgeber erfläret, 
daß dem Ehegatten, welcher die Unguültigfeit der Che behauptet, 
nicht geftattet fey, die eheliche Verbindung eigenmächtig aufzu— 
heben 2? — Der Grund diefer, im $. 96 enthaltenen Diöpofition 
beruhet auf der Betrachtung, daß der Ehegatte, welcher nach 
erlangter Kenntniß des Privat» Hinderniffes die Ehe fortſetzet, 
auf das Bertreitungsrecht ftillfehweigend Verzicht thue, indem 
man nicht annehmen Fann, daß er unter dem Decdmantel der 
Ehe eine unerlaubte Gemeinfchaft mit dem andern Theile einft: 
weilen zu unterhalten beabfichtige- Das bloße Zufammenwohnen 
eined Mannes und einer Weibsperfon, ohne fleifchliche Vermi— 
ſchung, ift aber Feine unerlaubte Gemeinfchaft, es Fann alfo unter 
Fortfegung der Ehe nicht die erfte, fondern nur die legte Hand- 
lung verftanden werden. Diefe Auslegung wird auch durch den 
$. 28 ded Chepatented, und durch den $. 32 des Jofephiniichen 
Geſetzbuches beftätiget, indem es dort heißt, daß felbft der ſchuld— 
Iofe Theil mit Feiner Klage wider die gefchloffene Ehe weiter 
gehört werden fol, wenn er, nad) entdecktem Jrrthume oder nad) 
vorüber gegangener Furcht, feine Einwilligung entweder ausdrück— 
fich oder durch freywillig fortgefeßte eheliche Beywohnung 
erneuert hat. Man könnte vielleicht gegen diefen Grund einwen— 
den, daß die im jetzt geltenden bürgerlichen Geſetzbuche erfolgte 


4) Siehe Bergmayr dag bürgerfiche Recht der k. k. öfterr, Arınec, 1.5h., ©: 121. 
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Abänderung der in den frühern Gefegen gebrauchten Ausdrücke 
auch auf eine Aenderung in den Gefinnungen deö Gefeßgeberd 
fihließen laſſe. Allein, wäre diefes der Fall, fo hätte fich der 
höchfte Gefeggeber gewiß deutlicher ausgedrückt; vielmehr dringt 
fi) aud der Vergleichung der ältern mit der neuern Geſetzgebung 
jedem unbefangenen Forſcher die Ueberzeugung auf, daß der Ge— 
ſetzgeber unter dem Ausdrucke: „die Ehe fortzuſetzen,“ nichts 
anders, als die Fortſetzung der ehelichen Beywohnung verſtanden 
haben könne. Hätte der Geſetzgeber unter dem Ausdrucke: „Ehe 
fortfegen ‚” lediglich das gemeinfchaftliche Beyfammenleben, und 
nicht ganz befonders die eheliche Beywohnung verftanden, fo 
würde er zuverläßlich in dem $. 101 fich eines gleichen Ausdru— 
es bedient haben; er hat aber hier, wo von einer ehelichen 
Beywohnung nicht die Rede feyn kann, diefen Ausdruck, wie es 
ſcheint, abfichtlich vermieden, 

23) Die durch das Geſetz aufgeftellte Regel, daß ein Che: 
gatte durch Fortfegung der ehelichen Beymohnung, nach erlangter 
Kenntniß des PrivatsHinderniffes, das Necht verliere, die Ungül— 
tigkeits-Erklärung der Ehe zu begehren, laßt fich auf die einzelnen 
Privat» Hinderniffe ohne Schwierigkeit anwenden. Nur bey dent 
Hinderniffe der Impotenz findet fie natürlich Feine Anwendung , 
weil dasfelbe, feiner Natur nad), eine Fortſetzung der ehelichen 
Beymwohnung unmöglich macht. Auch bey dem Hinderniffe der 
Zucht und des Zwanges muß von obiger Regel eine Ausnahme 
gemacht werden. Diefes Hindernig muß, der Natur der Sache 
nad) , immer fchon vor gefchloffener Ehe dem geswungenen Theile 
bekannt feyn. Der $. 96 fegt aber offenbar voraus, daß dad 
Hindernig dem fchuldlofen Theile erft nach gefchloffener Ehe be: 
Eannt werde; ed Fann daher der oben berührte Fall unter die in 
diefem $. aufgeftellte Regel, wenn das Beftreitungsrecht der Che 
verloren gehe, gar nicht fubfummiret werden, Dagegen kann bey 
dem nicht gezwungenen Theile allerdings der Fall eintreten, daß 
er während der Ehe in die Kenntniß diefes Hinderniffes kömmt. 
Diefer würde nun allerdings fein Beftreitungdrecht verlieren, 
wenn er, nach erlangter Kenntniß dieſes Hinderniffes, noch die Che 
fortfeßen wollte. — Indeſſen geht auch für den in Furcht geſetzten 
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Theil dad Beftreitungsrecht verloren, wenn er nach vorüberge: 
sangener Furcht freywillig die eheliche Beywohnung fertges 
feßt, und dadurch feine Einwilligung in die Che ftillfchweigend 
erneuert hat. Das Geſetz hat zwar diefed nicht ausdrüdlich an— 
geordnet, allein es iſt auch Feine Anordnung vorhanden, aus 
welcher dad Gegentheil gefchloffen werden Fünnte, und es ‚hat 
daher, nach $. 7, die Analogie hier ihre volle Anwendung. 

24) Für den Vater geht das Recht, die Ungültigkeits-Erklä— 
tung einer, ohne feine Einwilligung gefchloffenen Ehe feines min- 
derjährigen Kindes zu verlangen, durch Erlöfchung der väterlichen 
Gewalt verloren, ohne Unterfchied, ob, die väterliche Gewalt 
durch die Großjährigkeit des Kindes, oder die Entlaffung aus 
derfelben, oder auf eine, im $. 176 berührte, Art und. Weiſe 
aufgehört habe. Chen fo geht für den Vormund oder Curator, 
dann für die Bormundfchafts: Behörde dad Beftreitungsrecht ver: 
Ioren, wenn die Vormundſchaft oder Curatel auf was immer für 
eine Art erliſcht. — Ohne Zweifel, geht das Beftreitungdrecht 
auch verloren, wenn der Vater, Vormund, Curator oder die 
Bormundfchaftd- Behörde ihre Einwilligung nachträglich ertheilet 
hat. (Siehe oben Nr. 20.) 

25) Die Militär: Vorgefesten, die General: Commanden, 
die Kreisämter und Polizegbehörden verlieren diefed Recht, wenn 
ihre Gewalt, welche fie vorher über die ihnen unterworfenen Per- 
fonen vom Militärftande oder Militärförper hatten,  erlifcht. 
Diefes gefchieht aber, wenn die beyden erftern aus dem Militär— 
ftande oder Militärförper, die beyden legtern aber aus der Dienft- 
leiftung bey den Givilbehörden ganz audtreten. Mit dem Aufhören 
der. Gewalt hören auch die damit, verknüpften Rechte auf. 

26) Da das Recht, die mit einem Privat» Hindernilfe 
eingegangene Ehe zu beftreiten, ſchon durch einen ſtillſchweigenden 
Berzicht verloren geht, fo muß dasfelbe um fp mehr durch eine 
ausdrückliche Entfagung erlöfchen. Nur kann natürlich der Ber: 
zicht eines irr- und blödfinnigen oder unmündigen Ehegatten, fo 
lange er ſich in diefem Zuftande befindet, von Feiner Wirfung 
feyn, da überhaupt die Willenserklärung einer folchen Perſon ganz 
kraftlos iſt. 
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27) Eine weitere Frage entfteht: ob dad Recht eines Che— 
gatten, die Gültigkeit feiner Ehe wegen eines Privat = Hinder: 
niſſes zu beftreiten, durch den Tod der berechtigten Subjecte er: 
Löfche ?— Iſt die Ungültigfeitd-Erklärung bereits bey Lebzeiten des 
berechtigten Subjectes eingeleitet, aber während diefer Zeit noch 
feine Erfenntniß gefchöpft worden, fo Fann die weitere Verhand— 
lung auch nach feinem Tode fortgefegt werden, weil fie nach der 
gehörig gemachten Einleitung, nach $. 97, auch bey Privat: 
Dinderniffen Amteswegen gepflogen werden muß. Qt aber diefed 
nicht der Sal, fo kömmt es darauf an, wer das berechtigte Sub: 
ject war, welches geftorben iſt? War e3 der berechtigte Chegatte, 
fo fcheint das Beſtreitungsrecht allerdings erlofchen; denn diefes 
Recht beruhete auf den perfönlichen Verhältniffen der Ehegatten 
zu einander; Nechte aber, die in bloß perfönlichen Verhältniffen 
begründet find, gehen, nad) $. 918, auf die Erben nicht über. 
Da nun die Erben: diefes Recht nicht als Reprafentanten ded 
Grblafferd auszuüben vermögen, fo müßte nachgewiefen werden 
Fonnen, daß ihnen diefes Befugniß aus eigenem Rechte zuftehe. 
Stünde ihnen diefes Recht jure proprio zu, fo müßte e5 ihnen 
auch bey Lebzeiten des Erblaffers zukommen, was doch gewiß 
Niemand behaupten wird. Herr Regierungsrath Dolliner, der dab 
Beftreitungsrecht der Erben in Schuß nimmt, führt zu Gunften 
derfelben an '), daß durch einen gültig gefchloffenen Chevertrag, 
auch abgefehen von befondern Chepacten zwifchen den Eheleuten, 
nad) dem Gefege nicht bloß Perfonen, fondern auch gewiffe Sa: 
chenrechte begründet werden. Dad Bertreitungsrecht der Ehegatten 
habe daher zum Zwecke, nicht nur allein die Perfonenrechte, fondern 
auch die dadurch begründeten Sachenrechte der Ehegatten aufhes 
ben zu machen. Nun hören durch den Tod des Ehegatten zwar bie 
Derfonentechte, keineswegs aber auch die Sachenrechte auf; denn 
diefe Rechte kann der überlebende Ehegatte in fo lange anfprechen, 
ald feine mit dem Verftorbenen gefchloffene Ehe vor dem äußern 
Gericht ald gültig erfcheint. Durch Geltendmachung folder An: 


1) In feiner Abhandlung: Ueber den Verluft des Rechtes, die Gültigkeit einch 
Che, wegen obwaltendem Privats Hinderniffe zu beſtreiten. (Wagn- Zeitſch., 


Sahrg. 4325, 3. Heft, ©. 232 — 239). 
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fprüche aber werden die Erben de3 Verftorbenen offenbar verlegt, 
weil fie einen Theil der Berlaffenfchaft an eine Perfon überlaffen 
follten, die wegen der aus dem Privat» Hinderniffe hervorgegan: 
genen Ungültigkeit der Ehe in der That Fein Ehegatte des Ber: 
ftorbenen war, mithin Fein wirkliches Recht an deſſen Verlaſſen— 
fchaft hat. Am $. 7 werde man angewiefen, bey Ermanglung 
der gefeglichen Entfcheidung über einen vorliegenden Nechtöfall, 
auf ähnliche, in den Geſetzen beftimmt entfchiedene Sale, und 
auf die Gründe anderer damit verwandten Geſetze Rückſicht zu 
nehmen. Nun geftatte der $. 4159 den Erben des Mannes, die 
eheliche Geburt des Kindes, durch deren Annahme ihnen an ih— 
ven Rechten ein Abbruch gefchähe, folglich, wenn es nöthig fey, 
auch die Guftigfeit der Ehe, in welcher ein folches Kind geboren 
worden, im alle, al5 der Mann vor dem ihm zur Bejtreitung 
verwilligten Zeittaume geftorben ift, nach feinem Tode zu beftreis 
ten. Da auch den Erben des fchuldlofen Theiles ein Abbruc) 
an ihren Rechten gefchehe, wenn feine mit einem Privat = Hinders 
niſſe gefchloffene Ehe als gültig angenommen würde, und aus 
feiner Berlaffenfchaft ein Theil dem andern Ehegatten, der wegen 
Ungültigfeit der Ehe darauf Fein wirkliches Recht hat, verabfolgt 
werden müßte; fo müffe e3 auch den Erben des fchuldlofen Ehe— 
- Hatten, der die Gültigkeit feiner Che wegen des obwaltenden 
Privat: Hinderniffes hätte beftreiten Fönnen, aber vor angefange- 
ner oder beendigter Beftreitung geftorben ift, geftattet ſeyn, nach 
feinem Tode die Beftreitung derfelben anzufangen oder fortzufeßen. 

Darauf glaube ich nun Folgendes entgegnen zu müffen: 
Hat der verftorbene Ehegatte bereits erwirkt, daß fich dad Land» 
recht in die Unterfuchung der Gültigkeit der Ehe eingelaffen hat, 
fo muß, wie ich vorne bemerkt habe, diefe Unterfuchung aud) 
Amteswegen fortgefegt werden. Meine auögefprochene Meinung, 
daß dad Beftreitungsrecht durch den Tod des berechfigten Che: 
gatten erlöfche, gilt daher nur für den Fall, wenn derfelbe die 
Unterfuchung noch nicht eingeleitet hat, welche ich mit nachftehen: 
den weitern Gründen vertheidige. Richtig ift es zwar „ daß durch 
den Ehevertrag nicht nur Perfonen, fondern auch Sachenreihte 
begründet werden; allein diefe machen nur den accefforifchen 
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Theil aud, das Prinzipale bleibt immer das perfönliche Verhältnig 
der Ehegatten. Das Gefeg räumt nur denjenigen das Recht ein, 
die Gültigkeit der Ehe zu beftreiten, welche durch die mit einem 
Privat: Hinderniffe gefchloffene Ehe in ihren Rechten gefränft 
find; da nun aber da vermeintlihe Sachenrecht der Erben nur 
mit dem Tode de3 Erblafferd ind Leben tritt, fo Fann man von 
denfelben nicht behaupten, daß fie durch die mit einem Kinder: 
niffe gefchloffene Ehe in ihren Rechten gefränft worden find. Für 
jeden Fall müßte ſelbſt, nach der Analogie des $. 4159, unter: 
ſchieden werden, ob der verftorbene Ehegatte das Recht, die Che 
zu beftreiten, bereit5 verloren habe oder nicht; weil im erftern 
Falle, nach diefer Analogie, den Erben für Feinen Sal ein Recht 
zuftünde. Uebrigens hat hier die Analogie des $. 159 um fo 
weniger eine Anwendung, ald dad Gefeß in den eben hier erläu— 
terten SS. die Perfonen aufführt, welche die Gültigkeit einer Ehe 
beftreiten fönnen, und von den Erben diefer Perfonen Feine Er: 
wähnung macht. 


b. 97. 


Art der Verhandlung. 


Die Verhandlung über die Ungültigfeit einer Ehe 
fteht nur dem Landrechte des Bezirkes zu, worin 
die Ehegatten ihren ordentlihen Wohnſitz haben. 
Bon dem Landrechte ift das Fiscalamt, oder ein 
anderer verftändiger und rechtichaffener Mann 
zur Erforfehung der Umftände und zur Verthei- 
digung der Ehe zu beftellen, um die wahre Be: 
Ihaffenheit der Sache felbft, dann, wenn auf 
Begehren einer Partey die Verhandlung vorges 
nommen wird , von Amteswegen zu erheben, 

4) In Hinficht auf die Verfahrungsart wird zuerft beftimmt, 
daß das Landrecht der Provinz oder ded Bezirkes, wo die 
Ehegatten ihren ordentlichen Wohnfis haben, die Verhandlung 
über die Ungültigfeit der Ehe pflegen und darüber erkennen foll. 
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Der gefegliche Grund, warım dad Landrecht, als die competente 
Dehörde, zur Verhandlung und Entfcheidung in diefen Cheftreitig- 
Feiten auserfehen worden ift, liegt, wie bereit3 Here Hofrath v. 
Zeiler in feinem Commentare bemerft, darin, daß die Wichtigkeit 
des Gegenftandes überhaupt eine collegialifche Berathung erheifche, 
und weil in der Negel der Fiscus die Vertheidigung der Ehe 
übernehmen muß, die competente Behörde des Fiscus, nähmlich 
das k. k. Landrecht, hierzu: am geeignetften erfcheine ). 

2) Diefe gefegliche Anordnung fest voraus, daß beyde Ehe: 
gatten einen einzigen Wohnort haben; was ift aber. dann Rech— 
tens, wenn beyde Ehegatten in verfchiedenen Bezirken oder Pro— 
vinzen ihr Domicil haben, welches bey dem Umftande, daß die 
Sattinn dem Wohnorte des Mannes zu folgen gezwungen ift 
($. 92), zwar felten, aber doch zuweilen fich ereignen kann? 
Hier entfcheidet ohne Zweifel das Domicil ded Ehemannes; denn 
der gegenwärtige $. hat offenbar nur den Sal vor Augen, wenn 


1) In Bohnen, Mähren, Oeſterreich unter der Enns und Steyermarf gibt es in 
jeder Provinz nur ein Landrecht, und es Fann alfo über die Frage: zu wel- 
chem ®erichte Die Eheangelegenheiten gehören? Fein Zweifel entftehen. Sn 
dem E. &, Antheile von Schlefien beftehen zwar zwey herzogliche Landrechte, zu 
Sefcben und Troppau ; aber die Berhandlungen Über die Gültigkeit oder Trens 
nung der Ehe fünnen deffen ungeachtet bloß bey dem F. F. Landrechfe zu Brünn 
verhandelt werden. (Hofdecret von 2. December 1791, Nr. 228). Sn Sallizien, 
ohne die Bufovina, befteben drey Landrechte, nähmlich: zu Lemberg, Tarnow 
und Stanislawow, welche alle zur Verhandlung der Eheangelegenheiten be= 
rechtiget find ; das Gefuch, wegen Ungüftigerflärung der Ehe, ift daher bey 
dem Landrechte jenes Bezirkes anzubringen, in telchem die Eheleute ihren 
ordentlichen Wohnfig haben. Die in einigen Ländern eingeführten Stadt: 
und Zandrechte, dergleichen zu Klagenfurt, Laibach, Trieft, Görz, Rovigno, 
Innsbruck, Salzburg, Linz und zu Gernoviß in der Bukoving beftehen, ver: 
treten auch in der Verhandlung der Ehefachen die Stelle der Landrechte. 
Insbefondere find dem Stadt» und Landeechte zu Innsbruck die Eheftreitig- 
Feiten von ganz Tyrol und Vorarlberg ausdrüdlic zugeiviefen (Hofdecr. vom 
28. Juny 1817, Ne. 1312). In dem lombardifch - venetianifchen Königreiche und 
in Dalmatien beftehen Golegialgerichte, welchen au in Gheangelegenheiten 
gleiche Zurisdiction mit den Landrechten zuftehtz; daher müffen die Rechts— 
angelegenheiten, two es fich um Ungültigfeit oder Muflöfung einer Ehe, oder 
um die Todeserflärung eines der Ehegatten handelt, vor dein Gollegialgerichte 
erfier Inſtanz desjenigen Kreifes verhandelt werden, in welchem die Ehegat- 
ten wohnen, ohne Unterfhied, ob die Vertheidigung des Ehebandes dem 
Fıscalamte oder einer andern Verfon übertragen wird. (Surisdictions= Norm 
des lombardifch : venetianifchen Königreiches „.$..5, und Hofdec. vom 2. Nov, 
1519, Nr. 1520). Siehe Winniwarters Handbuch der Zuftiz und politiſchen 
Geſetze, 1. B., ©. 193 Ur 150. 


[$: 97.] 43 
beyde Ehegatten in ehelicher Gemeinfchaft leben, wenigjtens nicht. 
gerichtlich igefchieden find. In diefem Sale kömmt es nun ledig: 
lich auf die Erforfchung des Umftandes an, welchem Gerichtö- 
ftande der Mann unterftche; denn diefem unterliegt auch feine 
Ehegattinn. Es wird daher der Sinn diefes $. Feineswegd geän— 
dert, wenn er alſo fiylifirt wird: Die Verhandlung über die Un— 
gültigkeit einer Ehe fteht nur dem Landrechte des Bezirkes zu, 
worin der, Ehegatte feinen ordentlichen Wohnfiß hat. 

3) Kommt dad Landrecht auf wad immer für eine Art und 
Weiſe in Kenntnig, daß eine Ehe eingegangen ſey, welcher eines 
der in den FJ. 56, 62, 653, 64, 65, 66, 67, 68, 75 und 119 
angeführten Hinderniffe im Wege fteht, fo Hat dasſelbe Amteswegen 
die Unterfuchung einzuleiten, font aber nur auf Begehren des in 
feinem Rechte gekränkten Theiles. Liegt e3 gleich auf der Stelle 
offen vor Augen, daß demjenigen, der die Gultigfeit der Ehe 
beftreitet, diefes Recht nicht zufomme, fo hat ed denfelben auch 
ohne mweiterd mit feinem Begehren zurückzuweiſen; ift aber diefes 
nicht der Fall, fest die Entfcheidung hierüber eine nähere Erbr— 
terung der factifchen Verhältniffe voraus, fo hat fich dad Land- 
recht diefelben im amtlichen Wege zu verfchaffen. Wird nun 
Amteswegen oder auf Begehren der Intereffenten eine Verhand— 
Yung wegen Ungultigfeit3 = Grflarung der Che eingeleitet, fo hat 
das Landrecht für alle Falle einen Vertheidiger des Chebandes zu 
beftellen. Zu diefer Vertheidigung ift vorzüglich das Fiscalamt, 
welched in Folge feiner Inftruction überhaupt für die DBeobacy- 
tung der. Gelege, folglich auch für. dig Erhaltung der unzer: 
trennlichen ehelichen Verbindung zu forgen hat, berufen. 
Weil ed aber, wie bereits früher erwähnt worden ift, Fälle geben 
kann, daß dadfelbe felbft die Beſtreitung der Gultigkeit der Che 
übernehmen muß, und weil es auch überhaupt aus andern Urfachen 
verhindert werden kann, diefes Geſchäft der Vertheidigung des 
ehelichen Bandes zu übernehmen, fo Fann das Landrecht auch 
einen andern verſtändigen und rechtſchaffenen Mann, der wohl 
Rechtskenntniſſe beſitzen, aber keineswegs ein Doctor juris, noch 
weniger ein wirklicher Advocat ſeyn muß, hierzu beſtimmen. Nach 
meinen Erachten dürfte die Aufſtellung eines audern Vertheidi— 
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gerd, anftatt des E. £. Fiscalamtes, in allen jenen Fallen zweck— 
mäßig feyn, wo ed ſich um Ungültigkeits-Erklärung der Che, wegen 
eines öffentlichen Hinderniffes, handelt, weil hier das öffentliche 
Intereſſe mit fich felbft in Zwiefpalt geräth; denn auf einer Seite 
ift ed eben das öffentliche Intereffe, welches die Ungültigkeits-Erklä— 
‚ zung der Ehe erheifcht, und auf der andern ift ed wieder dad öffent: 
liche Intereſſe, welches fich der Aufhebung der ehelichen Gemein: 
fchaft entgegenftellt. So wie nun in dem Falle, wo zwey der 
Vertretung des k.k. Fiscalamtes unterjtehende Parteyen oder Fonde 
in Streit gerathen, das FE. E. Fiscalamt weder die eine noch die 
andere Partey vertreten Eann, fo dürfte — Grundſatz auch 
hier analog anzuwenden ſeyn. 

4) Die Pflichten des aufgeſtellten — der Ehe beſte⸗ 
hen darin, daß er über alle, als Grund der Ungültigkeits-Erklärung 
(oder, in ſo fern es ſich um Trennung handelt, der Trennung) an— 
gegebene Umſtände genaue Erkundigung einziehe, in ſo fern der 
Antrag in dem Geſetze gegründet und durch vollſtändigen Beweis 
unterſtützt ſey, oder welche Einwendungen und Bedenken demſel— 
ben entgegenſtehen, ſorgfältig unterſuche, und ſich hierüber gegen 
das Gericht gründlich und gewiſſenhaft äußere ). 

5) Ungeachtet der ämtlichen Beſtellung eines Vertheidigers 
des Ehebandes iſt aber dad Landrecht keineswegs an das Anbrin- 
gen desfelben gebunden, fondern es hat die Unterfuchung, fie 
mag ein öffentliches oder auch nur ein Privat Hinderniß betreffen, 
Amteswegen, d. i, auf die bey amtlichen Unterfuchungen übliche 
Art fortzuführen, ohne an die über bloße Privat = Streitigkeiten 
vorgefchriebene Verfahrungsart gebunden zu feyn. Die nähern 
Borfchriften hierüber ertheilt das Hofdecret vom 2. November 
1819 folgendermaßen: 

„In Fällen der Unterfuchung über die Ungültigkeits-Erklärung 
der Ehe finden überhaupt jene Vorſchriften, welche für das Verfah— 
ren über die Scheidung von Tiſch und Bett geſetzlich vorgezeichnet 
find, und die weiter unten, F. 107, werden auseinander geſetzt 
werden, in fo fern Anwendung, als fie fih mit den Anordnungen 


1) Hofdecret vom 2. November 1319. $- 17. 
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des Geſetzes über die Aufrechthaltung der Chen, über die An: 
zuläffigfeit de5 DBeweifes durch Eid oder Geftändniß der Che: 
gatten ($. 99), und über die Amteswegen einzuleitende Unter: 
fuchung der im $. 94 angeführten Ehehinderniffe vereinigen Laffen: 
Ansbefondere fol der Richter beyde Eheleute, und denjenigen, 
dem er die DVertheidigung der Che anvertraut, perfönlich vor: 
laden, dem; legtern die überreichte Schrift oder eingelangte Anz 
zeige fammt Beylagen mittheilen, jeden Theil über den Gegen: 
ftand der Unterfuchung zweckmäßig und in gehöriger Ordnung 
verhandeln laffen, die nöthigen Actenftüde und Urkunden abfor: 
dern, oder felbjt herbeyfchaffen, Zeugen und Kunftverftändige 
vernehmen, auf ſolche Art die entfcheidenden Thatumftände voll: 
ftändig aufklären, dabey die für die Ungültigkeit oder Auflöfung 
der Che angeführten Gründe zwar in ihr volles Licht ſetzen, 
aber auch jtreng prüfen, und eine gültige Ehe gegen eine will: 
Führliche Anfechtung Amteswegen in Schuß nehmen, überhaupt 
die Verhandlung fo leiten, daß die Ungültigkeit der Che, oder 
dad Recht der Auflöfung, entweder ohne Rücficht auf eigenes 
Geſtändniß, oder Uebereinkommen der Eheleute klar erwiefen , 
oder die Unmöglichkeit diefes Beweifes außer Zweifel gefest werde, 
und deßhalb felbft den WVertheidiger des Chebandes, in fo fern 
er in feinen Obliegenheiten irgend etwas verfehen häfte, Amtes: 
wegen zurecht zu weifen, 
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Wenn das Hinderniß gehoben werden kann, ſoll 
Das Landrecht trachten, durch die hierzu noth— 
wendige Einleitung und das Einverftändniß der 
Parteyen es zu bewirken; wenn aber diefes nicht 

möglich ift, fo fol das Landrecht über die Gül- 
tigkeit der Ehe erkennen, 


- 4) Wird von dem Ehegatten oder auch einer dritten jur Anfech— 
tung der Che berechtigten Perfon ein Geſuch um Ungültigkeits— 
Erklärung der Che überreicht, und dasfelbe offenbar ungegrüns 
det befunden, fo hat dad Landrecht vorerft den Kläger allein ver: 
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zuladen, und ihn durch zweckmäßige Vorftellungen womöglich dahin 
zu vermögen, daß er von feinem Vorhaben freywillig abftehe. 

2) Iſt aber diefes nicht der Fall, und hat fih dad Land- 
recht von der Wirklichkeit des Chehinderniffes überzeugt, fo 
koömmt es darauf an, ob daöfelbe durch nachträgliche Dispenfation, 
Ginwilligung der in ihren Rechten gekränkten Perfon , oder Ge— 
nehmigung der Behörde gehoben werden kann oder nicht. ı Am 
erftern alle muß das Landrecht trachten, daß das Hinderniß 
auf die ebenangedeutete Weiſe gehoben werde; im zweyfen Falle 
aber, oder wenn die Verſuche zur Hebung des Hinderniffes 
frucht[o8 wären, dad ordentliche: Verfahren einleiten, und nach- 
dem dasſelbe gefchloffen ift, durch Wetheil über die — 
der Ehe entfcheiden; 

3) Sallt dasſelbe für. die Gültigkeit der Che aus, fo —* 
dagegen die im Allgemeinen nach der Gerichtsordnung zuläſſigen 
Rechtsmittel und Beſchwerden Statt: Ergeht es aber auf die Un— 
gültigkeits-Erklärung der Ehe, ſo muß der aufgeſtellte Vertheidiger 
derſelben immer ohne Rückfrage in der gewöhnlichen Friſt die 
Appellation, und in dem Falle, wo zwiſchen Katholiken, oder 
wenn ein Theil katholiſch iſt, auf die Nichtigkeit der Ehe erkannt 
wird, ſelbſt bey gleichlautenden Älrtheilen die Revifion anmelden, 
und iſt hierben die erſte erfennende Behörde und der politifche 
Reprafentant Amteswegen zu wachen fihuldig '): 

4) Webrigend ijt bey Verhandlungen über die Ungültigkeits— 
Erklärung der Che dasjenige zu beobachten, wa die geltende 
Gerichtöinftruction über die Zuziehung und Einflußnehmung der 
Cameral- und politifchen Neprafentanten überhaupt vorfchreibt 
und bey Grläuterung des F. 114 weiter auseinander geſetzt ift, 
fo wie dagegen in Solge Hofdecreted vom 13: November 1846, 
Fr: 4296 der Juſtiz-Geſetzſammlung, wenn es fi) um Juden— 
Chen, in Gemäßheit der $$. 133, 134 und 135, handelt, weder 
eine fiöcalämtliche Vertretung einzutreten hat, noch die Beyziehung 
eined politifchen Repräfentanten zur Verhandlung oder Entſchei— 
dung von Seite der Gerichtöbehörden nothwendig ift« 








+) Siehe obiges Hofdecret vom 2. November 1319, G: 13, 
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5 Von der Regel, daß die Verhandlung und Entſcheidung 

über die Ungültigkett einer Ehe dem Landrechte zuſtehe, tritt eine 

Ausnahme ein, wenn eine Perſon wegen der zweyfachen Ehe 

in Criminal-Unterſuchung geräth, und bey dieſer des vollbrachten 

Verbrechens der zweyfachen Ehe überwieſen und die Ungültigkeits— 

Erklärung der zweyten Che nothwendig wird. In einem ſolchen 

Falle wäre die Einleitung eines weitern Verfahrens bey dem 

Landrechte überflüßig und das Urtheil des Criminalgerichtes 

hinreichend, gleichwie aus einem gleichen Grunde, vermög des 

17. Hauptſtückes J. Thl. des Strafgeſetzbuches, das Criminal: 

gericht befugt iſt, bey dem Verbrechen des Diebſtahles, Raubes 

u. ſ. w. das erwieſene Eigenthum zurückzuſtellen, oder wenn 

dieſes nicht mehr vorhanden iſt, über die dem Beſchädigten ge— 

bührende Entſchädigung zu erkennen, obgleich das Urtheil über 

Eigenthum und Entſchädigung in der Regel dem Civilgerichte 

zuſteht. Wenn aber der rechtliche Beweis über das Verbrechen 

der zweyfachen Ehe nicht hergeſtellt wird, oder der Unterſuchte 
etwa gar wegen: mangelnder böſen Abſicht ſchuldlos geſprochen 
wird, wenn 3. B. die zweyte Che auf einen irrig ausgeſtellten 

Todtenfchein gefchloffen worden ift, kann dad Criminalgericht 

über, die Gultigfeit der Che nicht erfennen, fondern muß die Acten 

dem Landrechte zum weitern Verfahren übergeben, Diefes hat 
feldft in, dem Falle der wirklichen Verurtheilung zur Strafe zu ge: 
ſchehen, wenn der eine Ehegatte, obgleich erft nach der von dem 

Befchuldigten gefchloffenen Che geftorben , folglicy dad Hinderniß 

gehoben wäre, und die zweyte Ehe convalidirt werden könnte *).. 

ua 9, 

Die Vermuthung ift immer für die Gültigkeit der 
Ehe. Das angeführte Ehehinderniß muß alfo 
vollftandig bewiefen werden, und weder das 
fibereinftimmende Geftändnig beyder Ehegatten 
bat hier die Kraft eines Beweiſes, noch Fanır 
darüber einem Eide der Ehegatten Statt geges 
ben werden. 


4) Hofderret vom 11, Zuly 1317, Nr. 1595 
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4) Die Vermuthung ift immer für die Gül— 
tigfeit der Ehe. Diefe Anordnung feheint auf den erften 
Anbli gar Feine befondere, nur in Bezug auf den Ehevertrag 
geltende, Diöpofition zu enthalten; da diefer Cab aud) von 
jedem andern Vertrage ausgefagt werden Fannz denn immer 
muß derjenige, der die Ungultigfeit eined gefchloffenen Vertrages 
behauptet, feine Behauptung erweifen. — Allein die ‘aus diefem 
Satze gezogene Folgerung, daß dad angeführte Ehehinderniß 
vollftändig bewiefen werden müffe, und daß hier Feinem Eide 
der Ehegatten Statt gegeben, auch dem Geftändniffe derfelben 
Fein Glauben beygemeffen werde, zeigt offenbar at, daß der 
Geſetzgeber durch diefe Worte ein ganz befonderes Intereſſe an 
der Aufrechthaltung der ehelichen Gemeinfchaft ausdrücken wollte, 
und daß daher immer im Zweifel mehr für die Aufrechthaltung , 
als Auflöfung ded ehelichen Bandes gefprochen werden müffe: 

2) Der Grund, warum von den fonftin der Gerichtöordnung 
vorgezeichneten Beweifesarten das eigene Geftändnig der Ehegatten 
ausgefihloffen wurde, liegt in der Betrachtung , daß es fonft ganz 
in die Macht der Ehegatten geftellt würde, ein ihnen Täftig ges 
wordenes Eheband wieder aufzuheben, und daß felbft feinem Eide 
derfelben Statt gegeben werde, wird durch die Erwägung gerecht: 
fertiget, daß die Chegatteit in bedenkliche Collufionen geſetzt wer: 
den koͤnnten, wenn einem folchen Eide Platz gegeben würde. 

3) Es ſoll nun hier die Frage naher erörtert werden, welche 
Beweiſe in Anfehung des angeführten Ehehinderniffes, und wie . 
weit felbe gelten 2 
a. Die öffentlichen Urkunden machen ohne Zweifel auch in der— 

ley Eheftreitigfeiten vollfommenen Beweis über jene Thatume 

ftände, worüber fie errichtet worden find, und es dürften 
befonders die Geburts-, Trauungs- und Zodtenregifter, dann 

Urtheile in Straffällen hier am üfteften zur Anwendung 

fommen: 

b. Privaturfunden konnen hier als Beweismittel fan gedacht 
werden: Denn der Megel nach beweifen fie nur gegen den 
Ausſteller, der, wenn es ſich um die Gültigfeit einer Ehe 
handelt, nur einer der Ehegatten ſeyn kann. — Wenn nun 


c 


+ 
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dem übereinftimmenden Seftändniffe der Ehegatten fein Glau: 
ben beygemeffen werden Eann, wie fol einer folchen, von 
einem der Ehegatten, oder von ihnen beyden ausgefertigten 
Privaturfunde ein Glauben beygemeffen werden Fünnen? Pri— 
vaturkunden aber, welche auch gegen Qemand andern, als den 
Auöfteller, beweifen, kennet die Gerichtöordnung Feine anderen, 
ald die Bücher der berechtigten Handelöleute, Fabrikanten und 
Profeffioniten, von welchen hier Feine Rede feyn Fann: 
Durch die Audfage zweyer unbedenklicher Zeugen Fanı der 
Beweis des Chehinderniffes gleichfalld hergeftellt werden; die 
Ausfage eined unbedenflichen Zeugen kann aber durch das 
eines verwerflichen Zeugen nicht ergänzt werden; denn die 
in dem $. 141 der ©. DO. benannten verwerflichen Zeugen 
fonnen zur Ergänzung des Beweiſes nur in jenen Fällen zus 
gelaffen werden, in melchen der Beweisführer felbft zu dem 
Erfüllungseide zugelaffen werden würde; da nun in dem ges 
fegten Falle der Elagende Ehegatte zu dem Erfüllungseide 
nicht zugelaffen werden Fünnte, fo Fünnen die benannten Per: 
fonen auch den vorhandenen halben Beweis nicht ergänzen. 
Sa, ich glaube felbft, daß der vorhandene halbe Beweis durch 
die Ausfage eines bedenklichen Zeugen nicht ergänzt werden 
könne, weil der $: 437 der Gerichtöordnung ausdrudlich fagt, 
daß zu einem vollftändigen Beweife die einftimmige Aus- 
fage zweyer unbedenklicher Zeugen erfordert werde, und 
die Ausſagen eines unbedenklichen den eines bedenklichen Zeugen 
unmöglich gleich geftellt werden Fünnen. Dagegen kann die Aus— 
fage mehrerer bedenklicher Zeugen allerdings fo viel werth 
ſeyn, als die eines einzigen unbedenklichen. Darum ſagt auch 
der $. 444 der ©. O.: Wie viel Glauben einem bedenklichen 
Zeugen beyzumeſſen fey, hat ein Nichter nach genauer Ueber: 
legung aller Umſtände zu beurfheilen. 


. Der Beweis durch Sachverftändige kann nur bey den Ehe: 


hinderniffen der Schwangerfchaft und vorzüglich der Ampotenz 
geführt werden. Es wird daher von diefem bey Erläuterung 
der folgenden IS. gehandelt werden. 


Nippel's Commentar 11, The a 
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4) Aus der Vorfchrift, daß zum Beweiſe des angeführten 
Hinderniffes weder dad Geſtändniß der Ehegatten, noch ein 
Eid derfelben benützt werden könne, folgt jedoch nicht, daß diefe 
Deweifedarten auch für den Fall unzuläßlicy feyen, wo es fich 
um Aufrechthaltung des Ehebandes handelt. Eine folche Aus— 
dehnung wäre nicht nur allein den Worten, fondern felbft der 
deutli an Tag gelegten Abficht des höchften Gefeßgeberd ganz 
entgegen. Wenn daher 5. B. der Ehegatte, welcher fich gegen die 
Ungültigfeitö-Erflärung der Ehe ſtämmet, zum Beweiſe, daß der 
andere Theil nach erlangter Kenntnig des Hinderniffes die Che 
noch fortgefeget hat, diefem den Haupteid aufträgt, fo ift aller: 
dings darauf zu erkennen. 


J. 100. 


Art der Verhandlung, insbefondere wegen Unvermögenheit. 


Snöbefondere ift in dem Falle, daß ein vorher: 
gegangened und immerwährendes Unvermögen, 
die ehelihe Pflicht zu leiſten, behauptet wird, 
der Beweis durch Sacverftandige, nähmlich 
durch erfahrene Aerzte und Wundärzte, und 
nach Umftänden au) durch Hebammen zu führen, 


41) Die Wahl der Sachverftändigen in einem Prozeffe hängt 
überhaupt ſchon nach den Vorfchriften der allgemeinen Gerichts— 
ordnung von der Behörde ab. Da dem Nichter im Allgemeinen 
zur Negel gemacht ift, daß er Feinen Sachverftändigen gebrauchen 
foll, deſſen Zeugniß in der fraglichen Streitfache verwerflich oder 
auch nur bedenklich wäre ($. 191 der ©. D.), fo ift um fo 
mehr diefe Vorfchrift hier vor Augen zu halten. | 

2) Sachverftändige im vorliegenden Falle find: Aerzte, 
Wundärzte und Hebammen. Allein nicht die Eigenfchaft als 
Arzt oder Wundarzt allein qualificirt hier zum Sachverſtändigen — 
dad Gefeß fordert hier ausdrücklich, daß felben, nebft ihren theo— 
vetifchen Kenntriffen, auch eine Neihe von Erfahrungen an der 
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Seite ftehen müſſe Y. Wann auch Hebammen als Künftver- 
ftändige zuguziehen feyen, ift aus den vorhandenen Umjtänden zu 
beurtheiten. Dad MWörtchen „a uch,“ mit welchem das Geſetz 
die Hebammen mit den Aerzten und Wundärzten in Verbindung 
fest, deutet darauf hin, daß der Beweis durch Hebammen allein 
nicht geführt werden könne, fondern felbe bloß zu Zeiten nebft 
den Yerzten und Wundärzten beygezogen werden follen: 

3) Dad Ziel der Sachverftändigen muß im vorliegenden Zalle 
darauf gerichtet feyn, zu erheben, ob dad Unvermögen der Schliegung 
des Chevertrages bereit vorhergegangen, dder erft durch ein nach— 
hiniges Greigniß erfolgt fey, dann ob felbes gehoben werden Fünne 
oder nicht: Denn nur dann, wenn die Kunftverftändigen einſtim— 
mig erklären, daß dad Unvermögen ein vorhergegangened und 
immerwährendes fey, kann dad Landrecht die Ungültigerklärung 
der Ehe auöfprechen: 


d, 101. 

Läßt ſich mit Zuverläffigkeit nicht beftinmen, ob 
das Unvermögen ein immerwährendes, oder bloß 
zeitliches fen, fo find die Ehegatten noch durch 
ein Sahr zufammen zu wohnen verbunden, und 
hat das Unvermögen diefe Zeit hindurch ange— 
halten, fo ift die Ehe für ungültig zu erklären, 


4) Bey aller Sorgfalt des Gerichtes, durch die Vernehmun— 
gen der Kunftverftändigen auszuforfchen, ob das Unvermögen ein 
immerwährendes fey, bleibt die Entfcheidung diefer Frage doch nicht 
felten zweifelhaft, indem das Erfenntniß der Aerzte da hinausgeht; 
daß fich diefe Trage noch nicht mit Zuverficht beantworten laſſe; 
daher ed auch dem Gerichte unmöglich wird, einen fichern, ent— 


1) Wenn es in Eheftreitigfeiten bey den Landrechten auf den Beweis durch kunſt⸗ 
verfländige Aerzte oder Wundärzte ankömmt, ift es nicht immer nöthig, den 
Protomedicus beyzuziehen, da auch dem beeidigten Kreis? und Gtadtphnficus, 
die zur Beurtheilung erforderlichen Kenntniffe zugetraut werden können; 
wenn aber des Protomedicus Meinung einzuhohlen nöthig befunden wird, 
fo ſoll zu dieſem Ende das Erfuchen bey dent Landes» Chef in jener Art ge> 
fhehben, wie bey Zuziehung der politifchen Reprafentanten fih benommert 
wird, (Hofdeeret vom 35 May 1792 , Nr: 12): 


4 * 
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fcheidenden Ausfpruch zu thun. — Für diefen Fall haben einige 
Gefeggebungen, und nahmentlich dad Geſetzbuch Kaifer Zofeph des 
Zwegten, noch eine Zrift von drey Jahren zur Hebung des Zwei— 
feld feftgefeßt. Da diefer Zeitraum zu weit hinausgerückt, zugleich 
für die Moralität und den Zuftand des andern Ehegatten bedenk— 
lich ſchien, fo hat unfere Gefeßgebung felbe auf den Zeitraum 
eines Qahre3 eingefchränkt, nach deffen Verlauf das definitive Er— 
kenntniß zu fällen ift. | 

2), Sind die Sachverftändigen unter fich uneinig, ob die 
Beywohnungsfähigkeit nur eine zeitliche oder immerwährende fey, 
fo ift eben fo, wie in dem vorhergehenden Salle, der Zeitraum 
von einem Jahre abzuwarten. Man Fönnte zwar Anftand neh: 
men, diefer Behauptung beyzupflichten, weil die Gerichtsordnung, 
$. 196 und $. 497, fagt, daß zu einem volljtändigen Beweiſe 
durch Kunftverftändige die einhellige Ausfage zweyer Kunftverftäns 
digen über jede zu erweifende Eigenfchaft der Etreitfache erfor 
dert werde, und daß, wenn die beyden Kunftverftändigen uneinig 
wären, der Nichter einen Dritten zuziehen, und jene Meinung 
für wahr gehalten werden fol, welcher diefer Dritte beypflichtet. 
Diefe Vorſchrift des Gefeges feheinet nun auch im vorliegenden 
Talle vor Augen gepalten, und daher dem Auöfpruche jener 
Kunftverftändigen bengetreten werden zu müſſen, welche die 
Weberzahl im Verhältniffe 2 zu 4 bilden. Allein ich glaube, daß, 
wenn die Kunftverftändigen unter fich über die eigentliche Befchaf: 
fenheit ded Unvermögens unein3 find, man wegen des zufälligen 
Zufammentreffend zweyer Meinungen weder mit Zuverfäffigkeit 
auf ein immerwährended, noch auf gin bloß zeitliched ſchließen 
fonne. Bey Führung eines Nechtöjtreites muß die Angelegenheit 
zue Entfcheidung gelangen und Fann nicht fuspendirt bleiben; 
diefed ift aber hier nicht nothwendig, ed läßt ſich daher dieſe 
Vorſchrift der Gerichtöordnung auf unferen vorliegenden Fall nicht 
anwenden. 

3) Das Sofephinifche Geſetzbuch enthält $. 46, 3. Haupt: 
ſtück, folgende Beftimmung: „Entdeckt fich-hingegen, daß die 
Unvermögenheit nur zeitlich ift, und durch ſchickliche Mittel ges 
hoben werden kann, fo ift dad Geſuch abzuweiſen.“ — Diefe 
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Borfchrift des Joſephiniſchen Gefeßbuches ift in das gegenwärtige 
Geſetzbuch nicht übertragen worden, aber gewiß nicht aus dem 
Grunde, weil der höchfte Gefeßgeber diefe Anordnung nicht fer: 
ner mehr fanctioniren wollte, fondern weil er felbe fchon durch 
diefen und den vorhergehenden $. begründet anfahb, Wie aber, 
wenn der unvermdgende Theil die nöthigen Mittel, feine Impo— 
tenz zu heben, durchaus nicht anwenden wollte; Fann er mit 
Zwang dazu verhalten werden ? — Wären die nöthigen Mittel von 
der Art, daß fie der Gefundheit nachtheilig werden Fönnten, oder 
wäre damit befonderer Eörperlicher Schmerz verbunden, fo kann 
der Ehegatte wohl nicht verhalten werden, diefe, feiner Gefundheit 
Gefahr drohenden, oder heftige Edrperfiche Schmerzen nach fic) 
ziehenden Mittel anzuwenden. Wären die anzumwendenden Mit: 
tel aber nicht von der Art, und würde daher die Anwendung 
derfelben von dem impotenten Gatten aus Cigenfinn oder Bosheit 
verweigert, fo EFönnte allerdings Zwang gegen ihn angewendet 
werden; denn dann erfcheint feine Weigerung ungerecht, da er 
fi, zu Solge des eingegangenen Ehevertrages, anheifchig gemacht 
hat, die eheliche Pflicht zu Teiften, folglich auch alle Hinderniffe 
zu entfernen, die der Ausübung derfelben im Wege ftehen. 

4) Eine weitere Stage entfteht hier, was im Zweifel an: 
genommen werden müffe, wenn es fich darum handelt, ob das 
Unvermögen fehon bey Eingehung der Ehe vorhanden war, oder 
erft während der Ehe durch Krankheit oder andere Zufälle verur— 
facht worden ift?— Für die Meinung, daß ein Zweifel vermuthet 
werde, dad Unvermögen fen erft während der Che entftanden, 
fcheinen felbjt die Worte des $. 100 zu fprechen, da es daſelbſt 
heißt: „Insbeſondere ift in dem Kalle, daß ein vor: 
hbergegangened und immerwährended Unvermögen, 
die eheliche Pflicht zu leiften, behauptet wird, der 
Beweis durch Sachverftandigeu.f. w. zu führen” 
Wenn alfo derjenige, welcher die Unguftigkeit3 » Erklärung der 
Ehe, wegen ded Hinderniffes der Impotenz, verlangt, mit dem 
Bemweife, daß diefelbe ſchon eine vorhergegangene fey, nicht auf: 
kömmt, fo feheint er nach dem Inhalte der angeführten Gefeges- 
firffe mit feinem Gefuche abgewiefen werden zu müffen. Auch der 
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$. 99 beftätiget diefes, da er fagt: „daß die Vermuthung immer 
für die Gültigkeit der Che, fohin für das Nichtdafeyn eines Ehe: 
binderniffes, alfo auch im vorliegenden Falle für dad Nichtvor- 
handenfeyn eines vorhergegangenen Unvermögens ftreite ). 


0. 102, 


Zeigt ſich aus der Verhandlung des Streites über 
die Gültigkeit der Ehe, daß einem oder beyden 
Theilen das Ehehinderniß vorher befaunt war, 
und daß fie es vorfäglich verfchwiegen haben, fo 
find die Schuldigen mit der in dem Strafgeſetze 
über fchwere Polizey-Uebertretungen beftimmten 
Strafe zu belegen, Sit ein Theil fchuldles, fo 
bleibt es ihm heimgeftellt, Entfchädigung zu for— 
dern, Sind endlich in einer folchen Ehe Kinder 
erzeugt worden, fo muß für diefelben nach jenen 
Grundfäßen geforgt werden, welche indem Haupt: 
ſtücke: von den Pflichten der Aeltern, feſtgeſetzt 
worden find, 

4) Ehen, mit einem Hinderniffe gefchloffen, haben einen 
nachtheiligen Einfluß auf den Staat, den fihuldlofen Gatten und 
die erzeugten Kinder, Aus diefem Grunde wird derjenige Che: 
gatte, dem dad Chehinderniß vorher befannt war, und ed vor: 
fäglich verfchwiegen hat, ohne vorher die ordentliche Dispenfation 
erhalten zu haben, ald ſchwerer Polizey-Uebertreter, mit ftren= 
gem Xrrefte von drey bis ſechs Monathen, und zwar der Ver: 
führer firenger ald der andere Theil beftraft. — Gleiche Strafe 
trifft den, der fich in ein fremded Land begibt, um dafelbft eine 
Ehe zu ſchließen, die nach den Landeögefegen nicht Statt finden 
Fonnte. — Der Urreft ift noch zu verfchärfen , wenn einem Theile 
dad Hinderniß verheimlichet, und er folchergeftalt ſchuldlos zu 


ı) Die Frage: ob und in wie fern eine mit dem Bewußtfeyn der Impotenz eins ‘ 
gegangene Ehe als ungültig angefochten werden könne, wurde bereits 9. 96 
ir. ı3 beantwortet. Diefes wird wegen der im ı. Theile, am Ende des. 60 
Ar. 5, vorgefommenen irrigen Eitation hier bemerkt, 
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einer nichtigen Che verleitet worden '). Das Landrecht muß daher 
in einem ſolchen Falle die Anzeige an jene politifche Obrigkeit 
machen, der dad Richteramt in ſchweren Polizey = Vebertretungen 
über gedachte Ehegatten zufteht. 

2) Der fchuldlofe Theil ift befugt, den Erfaß des Schadens, 
welden er durch die Nichtigkeitö-Erflärung der Che, aud Verfchulden 
de3 andern Theiles, erlitten hat, im ordentlichen Rechtöwege zu 
fuchen. — Bey einer vorfäglichen Verſchweigung des Ehehinder- 
niſſes beſchränkt fich der Erfaß nicht nur auf den wirklich erlittes 
nen Schaden, fondern er erftredft fich auch auf den entgangenen 
Gewinn ($. 1323.) 

3) Sind in einer folchen Che Kinder erzeugt worden, fo 
find felbe, nach Umftänden, entweder ald eheliche, oder als unehe— 
liche anzufehen. Je nachdem fie in die eine oder andere Catego— 
rie gehören, haben die Xeltern auch die, aus diefen Verhältniffen 
entfpringenden (Verpflichtungen) Verbindlichkeiten auf fih. Das 
Landrecht hat Amteswegen Sorge zu fragen, daß für diefelben, 
nach den dießfalld an dem zufümmlichen Orte des Gefesbuches 
für den einen oder andern Fall aufgejtellten Grundfägen, geforgt 
werde. 

4) Um Schluffe der hier dargeftellten gefeglichen Beſtim— 
mungen über die Ungültigkeit3 - Erklärung einer Ehe wird bemerkt, 
daß das Geſetz von einer Wiederaufnahme der Unterfuchung, 
nach einmahl erfolgter Ungültigkeitö - Erklärung der Che, nichts 
erwähne, und daß daher eine folche für Eeinen Sal Plag zu 
greifen fcheine. Durch die Anordnung des $. 99, daß das ange: 
führte Chehindernig vollftändig bewiefen werden müſſe, und 
durch die Anordnung des Geſetzes, dag gegen zwey gleichlaufende 
Urtheile im Falle der Nichtigkeits-Erklärung die Nevifion ergrif— 
fen werden muß ($. 98), hat der Gefeßgeber hinreichend geforgt, 
daß der Fall beynahe ungedenkbar ift, in welchem die bereit5 aus— 
geiprochene Ungültigkeits-Erklärung durch Nachtragung von Bewei— 
fen umgeftoßen werden könnte. — Cine, in Folge der Nichtig: 
feitö = Erklärung der früher eingegangenen, gefchloffene neue Ehe 





4) Strafgeſetzbuch II. Th., 9. 232. 


‚36 [$. 103.] 


fcheint daher durch nachträgliche Bekämpfung der für die Ungül— 
tigkeit der erfieren Che vorgelegenen Beweife für keinen Fall mehr 
| angeftitten werden zu Eönnen. | 


II Wirkliche Aufhebung. a) Zeitliche Scheidung mit Einverftändnif. 


Die Scheidung von Tiſch und Bett muß den Ehe— 
gatten, wenn fich beyde dazu verftehen, und über 
die Bedingungen einig find, von dem Gerichte 
unter dernachfolgenden Nachficht geftattet werden, 


4) Eine zweyte Art, die eheliche Gemeinfchaft aufzuheben, 
it die Scheidung, wodurch zreifchen wirklichen Ehegatten die 
Hausgenoſſenſchaft, unbefchadet der übrigen ehelichen Rechte, ein: 
geftellt wird. Es ift bemerfendwerth, daß das Geſetz Feinen eigentli— 
chen Begriff diefes Rechtöverhältniffes feftfeßet, und fohin die Frage 
entfteht, welche eigentlich die Felgen diefes Nechtöverhältniffes find, 
deren nähere Erörterung hier folgen foll. 

a. Durch die Scheidung von Tifch und Bett ift die Verbindlich: 
Feit der ehelichen Beymwohnung aufgehoben. Diefed wird durch 
den Ausdruck: Scheidung von Bett, bezeichnet. — Es 
bat fomit Fein Theil mehr dad Necht, den ‚andern direct oder 
indirect zuc Beymwohnung zu zwingen, wohl aber können beyde 
Theile mit gemeinfchaftlihen Ginverftändniffe fich beymwohnen, 
ohne Gefahr zu Iaufen, daß diefe Beywohnung, ihren Folgen 
nach, als ein unghelichee Beyfchlaf angefehen würde. 

. Die Ehegattinn, welche fonft dem Wohnfige ihres Mannes 
zu folgen verpflichtet ift, erhält dadurch das Necht, für fich 
einen eigenen Wohnfig zu wählen, und der Ehegatte hat Feine 
Verbindlichkeit mehr, fie in feine Wohnung aufzunehmen. 

c. Der Ehegatte erfcheint nicht mehr verpflichtet, und nicht mehr 
berechtiget, feine Sattinn in allen VBorfällen zu vertreten; denn 
diefe Verpflichtung erfcheint ald eine Gegenverbindlichkeit zu 
der Pflicht der Chegattinn, ihrem Manne in feinen Wohnfig 
zu folgen, in der Haushaltung und Erwerbung nach Kräften 
beyauftehen, und die von ihm getroffenen, für die häusliche 


es 
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Ordnung erforderlichen Maßregeln ſowohl felbft zu befolgen, 
als befolgen zu machen. Da nun durch die Scheidung von 
Tiſch und Bett diefe Verbindlichkeit zu wirken aufhört, fo muß 
auch die gegenfeitige Verbindlichkeit des Mannes, zur Vertre— 
tung feiner Gattinn, erlöfchen. Man könnte zwar dagegen noch 
einwenden „ daß, wenn auch die Verbindlichkeit ded Mannes, 
zur Vertretung feiner Öattinn, aufhöre, ihm doch dad Recht 
hierzu noch verbleiben Fünne. Allein da5 Gefeg räumt dem 
Dianne die Vertretung feiner Oattinn nicht als ein Recht ein, 
ſondern legt ihm diefelbe vielmehr ald eine Verbindlichkeit auf. 
Nun ift ed zwar gewiß, daß Jemanden, welchem die Prlicht 
zu einer Handlung obliegt, auch ein Recht hierzu zuſtehen 
müffe; allein eben fo gewiß iſt ed, daß, da in diefem das 
Necht fi) auf die Verkindlichkeit fußet, das erſtere auch mit 
der Ießtern zu gleicher Zeit erlöfchen müffe. 

d. Welche Wirkungen übrigens eine Scheidung von Tiſch und 
Bett in Betreff der Vermögens s Verhältniffe der Chegatten 
hervorbringe, wird in dem Hauptſtücke von den Ehepacten 
erörtert werden. 

2) Aus dem Gefagten ijt erfichtlich , daß fich die Scheidung 
von Tifh und Bett ſowohl von der Nichtigkeits : Erklärung der 
Ehe — wodurch entfchieden wird, daß gleich urfprunglich das Ber: 
haltniß wahrer Ehegatten nicht vorhanden war — al von der 
Trennung der Ehe — welche zwar ein urfprüngliches wahres Ver: 
hältniß der Ehegatten vorauöfegt, dad aber durch diefelbe aufge: 
hoben wird, wogegen ed bey der Scheidung vor Tiſch und Bett 
noch immer fortdauert — weſentlich unterfcheide, und mit beyden 
Arten der Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft nur darin über: 
einfomme, daß von nun an das äußere eheliche Nechtöverhältnig 
aufgehoben wird. 

3) Nach unſern Gefesen ift die Scheidung theils eine ein= 
verftändliche (willfünrliche), theild eine uneinverftändliche 
(unwillkührliche). Herr Hofrath von Zeiler bemerkt in feinem Com: 
mentare, daß die einverftändliche Scheidung, welche dad Joſe— 
phinifche Geſetzbuch aus der Betrachtung , daß die Ehe (mit einem 
Eatholifchen Ehegatten) unauflösbar, und doch die Erfüllung der 
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Verbindung in einigen Fällen mit großen Befchwerlichkeiten ver- 
bunden ift, in Schuß nahm, erhebliche Gründe gegen fich habe. 
Sie veranlaßt, fagt er, Teichtfinnige Verbindungen, deren man 
gar bald wieder los werden Eann; fie vereitelt den Hauptzweck, 
den der Staat bey Begunftigung der Ehen beabfichtiget , nahme 
lich: die Zeugung und gemeinfchaftliche Erziehung nüglicher,, kräf— 
tiger Bürger, und gibt den in der Ehe aufgereigten Trieben eine 
ſehr gefährliche, unfittliche Richtung. Indeſſen Fommen hier dem 
Gefeßgeber, fo wie in mehreren andern Fällen, two er den Vebeln, 
ohne noch größere beforgen zu müffen, mit Zwang nicht Einhalt 
thun Fann, andere, theild natürlich, theild willführlich veranftal= 
tete, mittelbare Befchränkungen zu Statten. Die moralifchen und 
religidfen Abrathungsgründe, die Gewohnheit der Gemeinfchaft 
und häuslichen Hülfe, die Liebe und Sorge für die Kinder, die 
Schwierigkeiten der Vermögens-Abſonderung, die Familien 
Derhältniffe des einen und des andern Theiles, das zmeifelhafte 
Licht, in dem gefihiedene Gatten vor den Augen moralifch= und 
edelgefinnter Mitbürger erfcheinen, diefe von dem efeßgeber 
vorzüglich benügten Gründe vereinigen fich, die Gatten von leicht— 
finnigen, grundlofen Scheidungen zurüczuhalten, in dem Maße, 
daß bey und, felbft in volfreichen Hauptjtädten, und noch mehr 
in Landſtädten, vorzüglich auf dem flachen Lande, Scheidungen, 
ungeachtet der zugeftandenen Freyheit, noch immer zu den ſelte— 
nen Beyfpielen gehören, und" das neue Gefeßbuch verdient we— 
nigftend, wie die folgenden Abſätze lehren, den Vorwurf nicht, 
dag es diefelben erleichtere oder vervielfältige ). 


J. 104, 

Den Ehegatten Liegt zuerft ob, ihren Entſchluß 
zur Scheidung, fammt den Bewegungsgründen, 
ihrem Pfarrer zu eröffnen, Des Pfarrers Pflicht 
ift, die Ehegatten an das wechfelfeitig, bey der 


ı) Worte Zeillers zu dem $. 103, aus welchen erfichtlich ifE, welche Motive bey 
der Berathſchlagung über dieſen $., zur Einfügrung der freywilligen Schei— 
dung von Tiſch und Bett, veranlaßten, und welche Bedenfen Dagegen erhoben 
wurden. 


[$. 104. ] 5) 
Trauung gemachte, feyerliche Verſprechen zu er- 
innern, und ihnen die nachtheiligen Folgen der 
Scheidung mit Nachdrud an das Herz zu legen, 
Diefe Borftellungen müffen zu drey verjchiedenen 
Mahlen wiederhohlt werden, Sind fie ohne Wir- 
fung, jo muß der Pfarrer den Parteyen ein 
ſchriftliches Zeugniß ausftellen, daß fie, der drey 
Mahl geſchehenen VBorftellungen ungeachtet, bey 
dem Verlangen, fich zu feheiden, verharren. 


4) Der erfte Schritt, welchen Ehegatten, die fich zu ſchei— 
den im Begriffe ftehen, zu unternehmen haben, befteht darin, 
daß fie fich zu ihrem Pfarrer begeben, und ihm ihren Entfchlug 
zur Scheidung, fammt den Beweggründen, befannt geben. — Da 
dad Gefeg hier blog von dem Pfarrer, nicht auch von einem 
Stellvertreter deöfelben fpricht,, fo fcheint e5 nicht genug zu feyn, 
daß die Ehegatten vor dem Cooperator erfcheinen, geſetzt auch, 
daß derfelbe ausdrücklich von feinem Pfarrer hierzu bevollmächti= 
get worden wäre, Diefe gefegliche Anordnung ftüßt fich nähmlich 
auf die Vermuthung, daß der Pfarrer, vermöge feiner Berufs 
Kenntniffe, dann des Anfehens und Zutrauens, welches er in der 
Gemeinde genießen fol, und dad bey einem Cooperator nicht mit 
folcher Verläßlichkeit vorausgefest wird, durch feine vernünftigen, 
der Faſſungskraft und den Umſtänden angemeffenen Vorftelungen 
uneinige Ehegatten vereinigen und von einer grundlofen Schei— 
dung abhalten werde. — Indeſſen ift Fein Zweifel, daß unter 
dem Auddrude: Pfarrer, auch der Paftor und Pope begriffen 
werden, wenn nähmlich die Ehegatten fich zur proteftantifchen 
oder griechifchen Religion befennen. Bey der Scheidung jüdifcher 
Eheleute, wovon ein Theil zur chriftlichen Religion übergegangen 
ift, bat der chriftliche Seelſorger beyden Theilen die geeigneten 
Ermahnungen zur Ausföhnung zu machen '). Dasfelbe wird auch 
bey gemifchten Ehen, wo ein Theil der Fatholifchen, der andere 
einer chriftfichen, aber nicht Eatholifchen Religion zugethan ift, zum 


Hofdecret der oberften Zuftisftelle vom 10. Auguſt 1821. 
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Beweife des Vorzuges der Eatholifchen Religion, zu gelten haben. 

Die Angabe der Beweggründe zur Scheidung ift den Ehegatten 

deßhalb zur Pflicht gemacht, weil außerdem der Seelforger nicht 

in der Lage ift, zweckmäßig auf den Willen der Ehegatten, die 
eheliche Gemeinfchaft fortzufegen, einzuwirfen. 

2) Die Bemühung des Pfarrerd muß dahin gerichtet feyn, 
die Ehegatten von ihrem Entfchluffe, fich zu fcheiden, abzubringen ; 
die diegfalld ihnen, nach Anleitung diefed $., zu machenden Vor: 
ftellungen müffen in angemeffenen ,. nicht zu Furzen, aber auch 
nicht zu langen Zwifchenräumen wiederhohlet werden. Sind fie 
ohne Wirkung, fo muß der Pfarrer ihnen hierüber ein Zeugniß 
ausftellen. Gewöhnlich pflegen Pfarrer in diefem Zeugniffe fic) 
in ein Erkenntniß einzulaffen, wer an der Uneinigfeit der Ehe: 
Hatten die größte Schuld trägt, welches um fo fehlerhafter ift, 
als dem Pfarrer überhaupt hierüber Fein Erkenntniß zuſteht, 
und als indbefondere bey der einverftändlichen Scheidung von 
einer Schuld eined oder des andern Ehegatten in rechtlicher Bes 
ziehung Feine Rede feyn Fann. 

0. 105, 

Beyde Ehegatten haben, mit Beylegung diefes Zeug: 
niffes, das Echeidungsgefuch bey ihrem ordentli- 
chen Gerichte anzubringen, Das Gericht fol fie 
perfönlich vorrufen, und, wenn fie vor demfelben 
beftätigen, daß fie Über ihre Scheidung ſowohl, 
als über die Bedingungen, in Abfiht auf Ver: 
mögen und Unterhalt, mit einander verftanden 
iind, ohne weitere Erforfchung die verlangte 
Scheidung bewilligen und felbe bey den Gerichts— 
acten vormerken, Sind Kinder vorhanden, fo 
it Das Gericht verbunden, für diefelben nach 
den in dem folgenden Hauptſtücke enthaltenen 
Vorſchriften zu ſorgen. 

1) Wenn die Bemühungen des Pfarrers fruchtlos waren, 
und beyde Ehegatten auf der Scheidung beharren, fo haben fie 


- 
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vor allem, um neuen Streitigkeiten vorzubeugen ; fich zu vereinis 
gen, wie ed a) mit der Abfonderung ihres Vermögens, b) mit 
dem der Frau ($. 94) gebührenden Unterhalte, und c) mit der 
Berforgung der etwa vorhandenen Kinder gehalten werden folls 
Ein Vorbehalt weiterer rechtlicher Verhandlungen über Unterhalt 
der Chegaftinn und Kinder, Audeinanderfegung ded Vermögens, 
oder anderer gegenfeitiger Anfprüche findet nicht Statt '): 

2) Haben ſich nun die Ehegatten darüber vereiniget, dann 
koͤnnen fie ihr Gefuch um Scheidung, mit Beylegung des oben 
erwähnten pfarrherrlichen Zeugniffes bey ihrem ordentlichen Ge: 
richtöftande, d. i. der Perfonalbehörde der Ehegatten, anbrin: 
gen. Diefer Ausdruck deutet dahin, daß dad Scheidungdgefuch 
nicht gerade fchriftlich geftellt werden müffe, fondern auch münd— 
lich zu Protocoll gegeben werden könne, welches ihnen, befonders 
auf dem Lande, nicht verfagt werden Fann. Immer muß aber dad 
Geſuch von beyden Ehegatten gemeinfchaftlich angebracht werden; 
Ein bloß von einem der Ehegatten angebrachtes Scheidungdgefuch, 
oder ein auch von beyden Theilen gefertigtes, aber mit dem oben 
erwähnten Zeugniffe nicht beleates Gefuch wäre vor dem Per: 
fonalrichter ohne weiterd zurück zu weifen. Es ift zweckmäßig, 
wenn die Chegaften gleich in dem Scheidungdgefuche von dem 
Umftande Erwähnung machen, daß fie über die Bedingungen, in 
Abficht auf Vermögen und Unterhalt, mit einander verftanden 
find, — aber nothwendig iſt diefes nicht, weil der Richter beyde 
ohnehin hierüber immer perfönlich vernehmen muß. Es ift daher 
auch nicht nothwendig, daß dad Scheidungsgefuch von dein Vers 
treter des minderjährigen oder pflegebefohlenen Ehegatten mitge: 
fertiget werde; aber ungenügend wäre es, wenn dad Scheidungs— 
gefuch von dent Vertreter des Minderjährigen an der Stelle deffen 
unterfchrieben wäre, denn zur Scheidung ift die perfönliche Eins 
willigung des minderjährigen Gatten nothwendig. 

3) Da nach der Jurisdietionsnorm der Gerichtöbarfeit, un: 
ter welcher der Hausvater fteht, auch feine Ehefrau der Regel 
nach unterworfen ift, fo ift kein Zweifel, daß ordentlicher Weife 


) Siehe Hofdecret vom 23. Auguſt ıaı9, Nr, 1395, $. 3, 
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das Scheidungsgeſuch bey dem Gerichte einzureichen fey, welchem 
der Ehemann feiner perfönlichen Gigenfchaft nach unterliegt. — 
Da ed aber Fälle geben kann, in welchen die Ehegatten zu ver- 
fchiedenen Gerichtöftänden gehören, fo fragt es fich, bey welchen 
Gerichtöftande in folchen Fällen das Geſuch um Bewilligung der 
einverftändlichen Scheidung anzubringen ſey? — Es liegt am Tage, 
daß felbed nicht bey allen zwey Gerichtöbehörden eingereicht wer— 
den könne. Der Gefeggeber Fonnte daher bey Erlaffung der ge= 
genwärtigen Vorfchrift nur den Fall vor Augen haben, wo beyde 
Ehegatten einem und dem nähmlichen Gerichtöftande unterftehen, 
folglich fehwebte ihm dabey die Regel der Juriödictionsnorm vor, 
daß die Ehegattinn der Gerichtöbarfeit ihres Gatten folge. Die 
Ehegatten gehen daher auch hier am ficherften, wenn fie ihr 
Scheidungsgefuch bey der Perfonalbehörde des Gatten überreichen. 

4) Ueber ein folches, in gefeglicher Form und Ordnung über: 
reichte Scheidungdgefuch hat dann der Richter beyde Ehegatten 
zu einer Tagfagung perfönlich vorzuladen, d. i. er hat eine Tags 
fagung anzuordnen, und beyden Chegatten zu bedeuten, daß fie 
dabey in eigener Perfon erfcheinen follen, damit fie ſowohl ihren 
beharrlichen Willen, fih zu ſcheiden, ald auch die Erfüllung der 
Bedingung über die Vermögens» Abfonderung und den Unterhalt 
einig zu feyn, gerichtlich beftätigen. Aeußert ein Ehegatte, daß es 
fein ernftlicher Wille nicht ſey, fich zu fcheiden, oder daß beyde in 
Anfehung der Vermögens = Vertheilung oder ded Unterhaltes nicht 
ganz im Neinem feyen, fo muß fie der Richter mit ihrem Schei- 
dungögefuche unbedingt zurückweiſen. Wiederhohlen aber die Che: 
gatten auch vor dem Richter ihren einftimmigen Entſchluß, fich 
von Tiſch und Bett zu feheiden, und beftätigen fie zugleich, da 
fie in Anfehung ded Vermögens und Unterhaltes vollfommen mit 
einander verjtanden find, fo ift hierüber ein Protocol aufzuneh— 
men. Im Eingange diefed Protocol muß jederzeit: Nahme, 
Stand, Wohnort, Gewerbe, Alter und Religion beyder Che: 
Yeute, die Zeit der gefchlofjenen She, die Anzahl, das Alter und 
Gefihlecht der Kinder angemerkt, auch daraus erfichtlich ſeyn, ob 
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Ehepacte errichtet worden find ')5 hierauf wird angeführt, daß 
beyde Ehegatten wiederhohlt ihren Willen, gefchieden von einans 
der zu leben, erklären, und beftätigen, daß fie in Anfehung des 
Vermögens und Unterhaltes volffommen ausgeglichen find. Zu: 
legt wird die Bitte wiederhohlt, daß der Richter die Scheidung 
genehmigen möchte. Hierauf hat Legterer, ohne in eine weitere 
Erforſchung einzugehen, die Scheidung zu genehmigen, und jedem 
der beyden Ehegatten zu feiner Legitimation eine Urkunde auszu— 
fertigen. Das Protocoll wird bey den Gerichtdacten aufbewahrt. 

5) Die öfterreichifchen Nechtögelehrten find nicht ganz einig, 
was dad Gefeß in diefem $. unter dem Ausdrude: beftätigen, 
verftehe. Einige glauben, daß unter demfelben ein fürmlicher Bes 
weis des Ginverftandenfeyns in Abficht auf Vermögen und Un: 
terhalt begriffen werden müffe. Dagegen erklären fich andere 
Rechtögelehrte für die entgegengefegte Meinung, nähmlich dahin, 
daß eine vor Gericht gemachte Beftätigung der Eheleute, daß 
ſie rückfichtlich des Vermögens und Unterhaltes einig find, gemüge, 
und jede Korderung eined Beweiſes, oder eine ämtliche Unter= 
fuhung eines folchen Ginverftändniffes unzulaffig fey. Dieſe letz— 
tere, fo viel mir befannt ift, auch in der Praxis angenommene 
Meinung dürfte wohl die richtigere feyn, indem fchon, nach dem 
allgemeinen Sprachgebrauche, der Ausdruck: vor Gericht beftätigen, 
nichts anders bedeutet, als vor Gericht erklären oder verfichern, 
daß fich ein Umftand richtig fo verhalte, wie er angegeben wor: 
den ift, und nad) der frühern Gefeggebung eine folche Erklärung, 
ohne Beweis, vollfommen hinreichend war. Eine Abficht des höch— 
ften Gefeßgeberd, an den Vorfchriften des Chepatentes (SS. 45 
u. 46) und des bürgerlichen Gefeßbuches für Gallizien (3. Hauptſt. 
$. 106) eine Aenderung zu machen, ift, wenn man’diefe Vor— 
fchriften mit den Worten ded gegenwärtigen $. vergleicht, nicht 
zu entnehmen ?). y 


2) Hofdecret vom 23. Auguſt 1319, Nr. 1595, 9. 7. 

2) Die Gründe, welche für Die eine und die andere Meinung fprechen, Hat Here 
Regierungsrath Dolliner, der fich gleichfalls für die letztere erflärt, in ſei— 
ner Abhandlung: Ob über das im $. 105 des b. G. B. vorgefihriebene Eins 
verftändniß der Ehegatten, in Abficht auf Vermögen und Unterhalt ein, Bez 
weis nöthig ſey? (Wagner's Zeitſchr. Jahrg. 1333, 1,9. ©. ı21 — 134) 
ausführlich entwickelt, 
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6) Noch ift hier die Frage zu berühren, welche Folgen in 
dem Falle, wenn die Chegatten dad im $. 105 vorgefchriebene 
Ginverftändniß bloß vorgeben, und nach bewilligter Scheidung 
Streitigkeiten über Vermögen und Unterhalt anhängig machen, 
die unmwahre Angabe treffen ? 

Herr Doctor v. Schatſchmid, welcher der Anficht beypfliche 
fet, daß ſich der Richter mit dem Vorgeben der Ehegatten, ſie 
ſeyen über die Bedingungen in Abſicht auf Vermögen und Unter— 
halt einverſtanden, nicht begnügen dürfe, ſondern ſich hiervon die 
Ueberzeugung verſchaffen müſſe, antwortet *) auf dieſe Frage: 
„Der Richter werde auf ein bloßes Vorgeben der Chegatten die 
Scheidung nie bewilligen (pons non ruit), und fomit entfalle 
die Vorausſetzung der Stage” Herr Negierungdrath Dolliner das 
gegen, welcher mehr zu Gunften der Meinung fpricht ”), daß 
ſich der Nichter mit der Angabe der Ehegatten begnügen müffe, 
beantwortet diefe Frage mit folgenden Worten: 

„Die Scheidung ift gültig, wenn nur die, Borfchriften des 
F. 105 beobachtet worden find; Die Angabe der Eheleute iſt im 
Grunde nicht unmwahr, weil nun angenommen werden muß, daß 
fie die Beſtimmungen ihrer Chepacte, oder, wenn fie bey Schlie— 
fung der Ehe folche nicht errichtet haben, die Beftimmungen des 
Gefeges tiber Vertheilung ded Vermögens und den Unterhalt bey— 
behalten wiſſen wollten. Nach diefen Normen wird num der Rich: 
ter die bey ihm anhangig gemachten Streitigkeiten zu entfcheiden 
haben. Ich trete diefer Tegtern Anficht, jedoch unter folgender 
Modification, bey. Ed gibt Vermögens : Verhältniffe der Ehegat: 
ten gegen einander, welche bey Eintretung einer Scheidung von 
Tiſch und Bett der Natur der Cache nad) aufgehoben werden 
müffen, und folche, welche fortan beftehen können. Unter die er— 
ftern gehört 3: B. der Natural = Unterhalt, welchen, vermöge det 
Gefege, der Mann feiner Gattinn abzureichen verpflichtet if, 
und der, fo lange fie in häuslicher Gemeinfehaft leben, darin be= 
fteht, daß fie an einem gemeinfchaftlichen Zifche effen, gemein: 





ı) Bon der Alimentation der gefchiedenen Eheantfint , ſ. 7, Note zur Seite 20% 
3) Zn obiger Abhandlung. 
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fchaftlich mit einander wohnen, und daß der Ehegatte feiner Gat: 
tinn die von Zeit zu Zeit nothwendigen Kleidungsſtücke u. f. w. 
anfchaffet. Dieſes Verhältnig kann bey einer Scheidung von Tifch 
und Bett, der Natur der Sache nach, nicht fortdauern, fondern 
muß aufgehoben und ein andered an feine Stelle gefegt werden. 
Dill nun in der Folge die Gattinn mit einer Klage gegen’ ihren 
Mann auf Abreichung eines Unterhalt: Relutums auftreten, fo 
kann fie diefe Klage Tediglich auf das getroffene Einverſtändniß 
gründen, und ijt ein folches nicht getroffen worden, oder Eann 
fie daS getroffene nicht erweifen, fo hat fie es ihrem Verſchulden 
zuzufchreiben, wenn fie mit ihrer Klage zurücgewiefen wird. 
Solche Vermögens = Verhältniffe aber, welche auch während der 
Scheidung eben fo fortbeitehen können, wie fie früher beftanden 
haben, als fie in gemeinfchaftlicher Haushaltung lebten, Fönnen 
auch nach der Scheidung handgehabt werden; würde num ein Che: 
Hatte behaupten, daß hierin eine Veränderung getroffen worden 
fey, fo würde ihm der Beweis obliegen. 

7) Don der in diefem $. aufgeftellten Segel, daß bey der 
einverftändlichen Scheidung von Tiſch und Bett dad Gericht fich 
aller ämtlichen Ginfchreitung zu enthalten habe, gibt es zwey 
Ausnahmen, wovon die erjte noch am Schluffe diefes $., die 
zweyte aber in dem folgenden vorkbmmt. Die erfte betrifft 
den Fall, wenn aus der Ehe Kinder vorhanden find. Der Richter 
hat daher allerdingd Amteswegen zu erforfchen, ob die fich ſchei— 
den wollenden Chegatten Kinder haben oder nicht. Im bejahen- 
den alle fol er die Ehegatten befragen, ob fie über den Unterhalt 
und die Erziehung derfelben bereits ein Uebereinkommen getroffen 
haben. Verneinen fie diefe Stage, fo find fie von dem Richter 
lediglich anzumeifen, vorerft diefes Hebereinfommen zu treffen. Iſt 
diefes gefchehen, fo hat er fich den Inhalt deöfelben vorlegen und 
eröffnen zu laffen, um zu erforfchen, ob er dem Wohle der Kinder 
entfprechend ſey und gegen Feine verbindlichen Vorfchriften an 
ftoße; findet er Fein Bedenken, fo hat er feine Genehmigung 
hierzu zu ertheilen, und daflir zu forgen, daß über daS getroffene 
Vebereinfommen ein Tegaler Beweis hergeftellt werde, was durch 
Anweifung der Parteyen, Über den gefchloffenen Vertrag eine 
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Urkunde zu errichten, wenn diefes nicht ohnehin geſchehen ift, am 
zweckmäßigſten bewerfjtelliget wird. — Findet er das gefchloffene 
Vebereinfommen dem Wohle der Kinder nicht zuſagend, fo ift es 
feine Pflicht, durch Vorftellungen und Zureden fich zu verwenden, 
daß die Eheleute daöfelbe gehörig abändern. Verſtehen fich die 
Cheleute zu Feiner Abänderung, fo kann der Nichfer die Scheis 
dung nicht bewilligen. Indeſſen ift der Nichter nicht berechtiget, 
einem oder dem andern Ehegatten, in Bezug auf die Verforgung 
der Kinder, eine größere Laft aufzuladen, ald diefer zu Kolge des 
folgenden Hauptſtückes von dem Gefeße felbft zu übernehmen an— 
gewiefen ift. Vorzüglich hat dad Gericht dafür zu forgen, daß die 
Anordnung des $. 142 zum Vollzug komme. — Der $. fpricht 
von Kindern ohne Beftimmung ihres Alters. Es Eönnte daher 
fcheinen, daß die dem Gerichte anbefohlene Sorge für die vor: 
handenen Kinder, einverftändlich gefchiedener Eheleute, nicht auf 
minderjährige zu befchränfen,, fondern auch auf großfährige, der 
afterlichen Hülfe noch bedürftiger, Kinder auszudehnen fey. Allein 
da die Großfährigen, wenn fie unter Feiner Curatel ſtehen, ihre 
Anfprüche auf Unterhalt und Erziehung felbft geltend zu machen 
haben, oder auch darauf verzichten können, fo kann nicht ange— 
nommen werden, daß dem Richter hier eine amtliche Einſchrei— 
tung für felbe zur Pflicht gemacht fey. 


0. 106. 

Ein minderjähriger oder pflegebefohlener Ehegatte 
kann zwar für fich ſelbſt in die Scheidung ein 
willigen; aber zu dem Mebereinfommen in Abficht 
auf das Vermögen der Ehegatten und den Unter 
halt, jo wie auch in Rückſicht auf die Berforgung 
der Kinder, ift die Einwilligung des gefeßlichen 
Vertreters und des vormundfchaftlichen Gerich- 
tes nothwendig, | 

1) Der Grund des erften Theiled diefer gefeglichen Anord— 
nung liegt, wie Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare, 
und dann Herr Regierungsrath Dolliner in feiner Abhandlung 


I 
[$. 106.] 67 


über die einverjtändliche Scheidung von Tifh und Bett ') den- 
felben angibt, theils darin, daß die Perfonenrechte, fchon ihrer 
Natur nach, zur Vertretung durch Andere weniger geeignet er: 
ſcheinen, theil3 in dem, daß ein minderjähriger Gatte gegen eine 
voreilige, in der Hitze der Leidenfchaft verfuchte Scheidung ohne= 
"hin durch die wiederhohlten VBorftellungen des Seelſorgers hin⸗ 
länglich ſicher geſtellt werde; vorzüglich aber darin, daß die Ehe— 
gatten, wenn ſie die Einwilligung ihrer Vertreter und des Ge— 
richtes zur Scheidung nöthig hätten, denſelben auch die Urſachen, 
warum fie ſich ſcheiden wollen, eröffnen müßten, welche Eröff— 
nung doch das Geſetz, bey der einverſtändlichen Scheidung, den 
Eheleuten aus guten Gründen erfpart wiſſen will. Zudem können 
die Scheidungsgründe durch bloße Falte Zergliederung, ohne fich 
in dad Gefühl und in die Stelle des gefränften Chegatten zır 
ſetzen, oft nicht richtig gewürdiget werden. 

2) Diefe Gründe freten aber nicht ein, wenn es fih um 
die Vermögens-Verhältniſſe der Ehegatten handelt, wie fie nähm— 
lich nach bereit3 bewirfter Scheidung beftehen follen. Der höchfte 
Geſetzgeber Eonnte fi) daher aud) nicht bewogen fühlen, von dem 
im $. 152 aufgeftellten Grundfage, daß ein Minderfähriger oder 
Pflegebefohlener, ohne Genehmigung feiner gefeglichen Vertreter, 
feinem Nechte entfagen, oder eine Verbindlichkeit auf fi nehmen 
Eonne, eine Audnahme zu machen. — Es ift daher dad Gericht, 
bey welchem die einverftändliche Scheidung angefucht wird, und 
da5 auch der Regel nach dieenige Behörde ift, welche Amteswe— 
gen dafür zu forgen hat, daß fich die Pflegebefohlenen durch un: 
behuthſame Verträge Feinen Schaden zuziehen, verpflichtet, fich 
dad Uebereinfommen der Ehegatten, in Beziehung auf ihr Ber: 
mögen, vorlegen zu laffen, die Vertreter darüber zu vernehmen, 
und, nad) Befund, denfelben die Genehmigung zu ertheilen oder zu 
verfagen. Wäre ein anderes Gericht Vormundſchafts- oder 
Guratelöbehörde, fo hätte der Scheidungsrichter die Ehegatten 
lediglich anzumweifen, die Einwilligung der Bormundfchafts= oder 
Euratelöbehörde beyzubringen. — Eine befondere Einpernehmung 

5% 


.. 


1) Zu der Wagner'ſchen Zeitfchrift, Jänner 2322, ©, 70, 
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der Vertreter Scheint hier nicht ndthig, weil wohl vorausgefegt 
werden muß, daß die Behörde, ohne Einvernehmung derfelben, 
ihre Zuftimmung nicht ertheilen würde. Sind aber die Vertreter 
einvernommen worden, fo muß der Ausſpruch der Behörde ald 
derjenige angefehen werden, welcher hier zu gelten hat, wenn fie 
auch eine verneinende Grflärung abgegeben haben follten. 

3) Sowohl Herr Hofrath von Zeilfer in feinem Commen— 
tare, als Here Negierungsrath Dolliner in der berührten Abhand- 
lung , Sprechen die Dieinung aus, daß die-Cinwilligung der Ver— 
treter und der Behörden gänzlich befeitiget werden Fünne, wenn 
die Ehegatten erklären, daß fie ed, in Anfehung ded Vermögens, 
ded Unterhaltes und der Kinderverforgung ganz bey dem bewen— 
den laffen wollen, was dießfalld ihre Ehepacten mit fich bringen. 
Denn bey der einverftändlichen Scheidung fey ed, nad) $. 1263, 
den Chegatten frengeftellt, ihre Chepacten fortdauern zu laffen ; 
in diefe aber haben die Vertreter eined minderjährigen Ehegatten 
und dad Gericht ohnehin ſchon bey der Verehelichung eingewilli⸗ 
get, ja, daß Ehepacten errichtet wurden, mußte das Gericht, bey 
Ertheilung des Conſenſes zur Verehelichung eines Minderjährigen, 
Amteswegen Bedacht nehmen. Allein, ich kann mich nicht über— 
zeugen, daß diefe Unficht richtig feyn follte; denn für's Erfte geht, 
in Anfehung des Unterhaltes, immer eine Veränderung vor, da 
der gemeinfchaftliche , in Natur abgereichte, Unterhalt jegt in ein 
Aequivalent verwandelt wird, welches folglich die Einwilligung 
des Vertreters, der Gerichts- und Curatelöbehorde ftetö erfordert. 
Diefem Einwurfe wird zwar entgegnet, daß, wenn ein Ehegatte 
verreifet, oder auf eine andere Art entfernet wird, eben eine 
folche Veränderung, in Unfehung des Unterhaltes, gefchehe, Def: 
fenungeachtet werde Niemand behaupten, daß ein minderfähriger 
Ehegatte dazu die befondere Einwilligung feined Vertreters, der 
Bormundfchaft5 oder Curatelsbehörde bedürfe.- Allein, ich glaube, 
daß diefer Fall in Feine Vergleichung mit dem gebracht werden 
fönne, wenn beyde Ehegatten fich zu einer Scheidung von Zifch 
und Bett einverftehen. — So lange die Ehegatten in Gemein— 
Tchaft mit einander leben, wird wohl Faum eine folche Angelegen- 
heit der gerichtlichen Entfcheidung vorgelegt werden. Der Regel 
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nach kann nur vom Unterhalte der Sattinn die Nede feyn. 
Verreifet nun der Mann, fo wird er fo viel in Händen der Gat— 
tinn zurücdlaffen, oder ihr zur Erhebung anweifen, als fie zur 
Beftreitung des häuslichen Aufwandes während feiner Abwefenheit 
nöthig hat, und würde er diefes nicht thun, fo wurde fie ſich 
durch Aufnahme von Darlehen ıc. Mittel zu verfchaffen wiſſen, 
diefen Aufwand zu decken. Verreiſet die Frau, fo ift- ohnehin 
die Zuftimmung ihres Mannes erforderlich; wird ihr diefe ertheilt, 
fo wird fie der Mann auch mit zureichendem Gelde verfehen; 
überhaupt , fo lange beyde Ehegatten in gemeinfchaftlicher Haus— 
haltung leben, werden dergleichen Angelegenheiten nicht mit der 
Wagſchale abgewogen. Ganz anders verhält es fich aber, wenn ed 
fih) um Scheidung von Tiſch und Bett handelt. Hier Fann der 
minderjährige Ehegatte, wenn er unbefonnener Weife, und ohne 
feine Einkünfte gehörig zu berechnen, feiner Chegattinn, um fie 
bald los zu werden, einen mit feinen Einkünften in keinem Ver— 
hältniffe ftehenden Unterhalt auswirft, fich einen beträchtlichen 
Schaden zufügen; fo wie die Ehegattinn, wenn fie fi, ohne auf 
außerordentliche Unglücksfälle Bedacht zu nehmen, mit einem zu 
geringen Unterhalt begnügt. Weberhaupt Eönnte fich, wie bereit 
im vorigen $. erwähnt worden iſt, der Nichter mit der Angabe 
der Ehegatten, daß fie ed, in Anfehung des Vermögens und ded 
Unterhaltes, bey dem belaffen wollen, was gefeglich ift, nicht 
begnügen; beftätigen fie aber, daß fie in Anfehung ded Unter— 
haltes übereingefommen feyen, fo muß er fie, nach VBorfchrift 
diefed F., auf Beybringung des vormundfchaftlichen Confenfes 
anmweifen. Zudem find Chepacten gewöhnlich auf die Fortdauer 
der ehelichen Gemeinfchaft berechnet, und e3 Fünnen darin Gegen: 
ftände vorkommen, bey welchen ed, nach Aufhebung der ehelichen 
Semeinfchaft , nicht mehr belaffen werden kann; 3. B. wenn die 
Ehegatten eine allgemeine, auch für die Lebenszeit ſchon gültige, 
Gütergemeinfchaft errichtet hätten. Hier ift es num für beyde Che: 
gatten von entfchiedenem Vortheile, dad Vermögen abzufondern. 
Die Erklärung derfelben, daß fie es bey den Ehepacten belaffen 
wollen, Eönnte fohin unmöglich von ihren Vertretern geneh— 
miget werden. 
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d. 107, . 
b) Zeitlige Scheidung ohne Einperſtaͤndniß 


Will ein Theil in die Scheidung nicht einwilligen, 
und hat der andere Theil rechtmäßige Gründe, 
auf dieſelbe zu dringen: ſo müſſen auch in dieſem 
Falle die gütlichen Vorſtellungen des Pfarrers 
vorausgehen. Sind ſie fruchtlos, oder weigert 
ſich der beſchuldigte Theil, bey dem Pfarrer zu 
erſcheinen, dann iſt das Begehren mit des Pfar— 
rers Zeugniß und Den 'nöthigen Beweifen bey 
dem ordentlichen Gerichte einzureichen, welches 
die Sache von Amteswegen zu unterfudden und 
darüber zu erkennen hat. Der Richter kann dem 
gefährdeten Theile auch noch vor der, Entfchei- 
dung einen abgefonderten anftändigen Wohnort 
bemwilligen, | | 


4) Eine zweyte Art der Scheidung ift die, welche auf Ver: 
langen eines, und gegen den Willen deö andern Ehegatten aus 
yoichtigen, im $. 4109 erwähnten, Gründen zugeftanden werden 
Fann. Doc) fordert auch hier die Sorgfalt für die Erhaltung der 
ehelichen Gemeinfchaft, daß fie, gleichwie bey der einverftändlichen 
Scheidung, der Pfarrer durch, zu drey verfchiedenen Miahlen wie: 
derhohlte, Borjtelungen in Güte zu vereinigen fuche. Der Ehe: 
gatte, dem es darum zu thun ift, die Scheidung zu bewirken, 
wird fih von freyen Stücken bey dem Pfarrer einfinden, weil 
er ohne dem pfarrlichen Zeugniß Fein Scheidungsgefuch anbringen 
kann; würde er aber auf die gefchehene Vorladung nicht erfchei- 
nen, fo wäre ed ein Zeichen, daß er von feinem Vorhaben abzu= 
geben willens fey. — Allein feine Erfcheinung ift nicht genügend, 
fondern das Geſetz fordert hier auch die Erfcheinung des andern 
CShegatten, damit derfelbe durch zweckmäßige Belehrungen und 
Borftellungen des Seelſorgers zu einem beffern Betragen, und 
fo zur Hinwegräumung der Ocheidungsurfachen umgeftimmt 
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werde. Nach dem Hofdecrete vom 8. Februar 1790 follte jener, 
der vor dem Pfarrer freywillig zu erfcheinen fich weigert, mit 
. Einfchreitung der Obrigkeit dahin geftellt werden; allein diefe An: 
ordnung hat dad Gefegbuc aus dem Grunde nicht mehr aufge: 
nommen, weil eine gewaltfame Stellung ärgerliche Auftritte ver— 
anlaffen fünnte, und von einem Menſchen, der ſich weigert, die 
Borftellungen des Pfarrerd anzuhören, eine Beſſerung in feiner 
Handlungsweife nicht mit Grund gehofft werden kann. Es ent: 
fteht hier die Frage: was es für eine Bewandtnig mit den Bor: 
ftellungen des Pfarrers in dem Falle habe, wenn von einem Ehe— 
Hatten die Scheidung aus dem Grunde begehret wird, weil der 
andere eines Verbrechens fehuldig erkannt worden ift und fich in 
der Strafe befindet? — Hier würde Fein andered Mittel erübri— 
gen, um die Vorfchrift des Geſetzes nach Möglichkeit zu beob: 
achten, als daß der Pfarrer den Ehegatten des erklärten Ver— 
brecher3 zu bewegen fucht, entweder die Scheidungd = Ungelegen- 
heit bis zum Ablauf der Strafzeit auszufegen, oder, in fo fern 
der Verbrecher nur zu einfachem Kerker verurtheilt ift, fich frey— 
willig vor dem Seelſorger des Strafhaufes zu ftellen, der dann, 
was die Vorftelungen betrifft, die Stelle ded Pfarrers vertreten 
kann. In fo fern aber der verbrecherifche Ehegatte zum ſchweren 
oder fchwerften Kerker verurtheilt wäre, in welchem Falle ihm eine 
Unterredung mit Perfonen, die nicht unmittelbar auf feine Ver: 
wahrung Bezug haben, nicht geftattet ift '), müßte (nad) der Ana= 
Iogie des Hofkanzley:Decretes vom 26. Sebruar 1818, J. ©. ©. 
Nr. 1423) vorerft die Genehmigung des Dbergerichtes oder des 
oberften Gerichtöhofes zur Zufammentretung mit feinem Ehegatten 
angefucht werden »). Wenn ein Ehegatte die Scheidung deßwe— 
gen, weil ihn der andere boshaft verlaffen hat, verlangt, fo ift 
zu unterfcheiden, ob der Aufenthalt des leßteren bekannt ift oder 


1) Strafgeſetzbuch, I. Theil, 8. 13. 

2) Diefes Hoffanzley = Decret lautet alfo: »Die Unterredung eines zum jchweren 
Kerker verurtheilten Sträaflings mit feinem gerichtlich aufgeftellten Curator in 
Bermögensz2fngelegenheiten des Sträflings darf in vorfommenden Fällen uns 
ter den gehörigen Vorfichten als Ausnahme von der gefeglichen Beſtimmung 
des J. ı5., I. Theils des Strafgefegbuches , jedoch nur von den Appellations- 
gerichten oder von dem oberfien Gerichtshofe, zugeftanden werden." 
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nicht. Im erften Salle fteht feiner Vorladung fein Hinderniß im 
Wege, im legten dagegen muß fich, der Natur der Sache nad), 
damit begnügt werden, daß der Pfarrer feine Vorjtellungen bloß 
an den anroefenden Gatten macht. Die Ausfertigung eines Edictes, 
welches an die Stelle der vorgefchriebenen Vorladung treten 
könnte, Scheint nicht Platz' zu greifen; nicht von Seite des Ge: 
richtes, weil ed nur in Folge der Scheidungsflage ein Edict aus— 
fertigen Fan, die Anbringung der Scheidungsflage aber fchon die 
Ausfertigung des pfarrlichen Zeugniffes vorausfegtz nicht von 
Seite des Pfarrers, weil dad Geſetz denfelben zur Ausfertigung 
“ eined Edictes, zu welcher eigentlich nur Gerichtöbehörden ermäch— 
tiget find, nirgends bevollmächtiget. — Uebrigens ift das, was hier 
geſagt worden, auch auf afatholifcye Chriften anzuwenden, weil 
die Anordnungen über Scheidung von Tiſch und Bett, nach den 
Morten und der Abficht ded Gefeges, für alle chriftliche Religions: 
Berwandte ohne Unterfchied gelten. 

2) Sind diefe von dem Pfarrer gemachten Vorftellungen 
fruchtlos, oder erfcheint der fchuldige Theil auf die gefchehenen 
Borladungen nicht (von denen jedoch der Pfarrer, Paftor oder 
Hope ſich verfihern muß), fo hat der Pfarrer das Zeugniß aus— 
zufertigen, und darin zu beftätigen, daß die dreymahl gemachten 
Bergleichd = Werfuche fruchtlos waren, oder daß der geflagte Ehe: 
gatte, ungeachtet der richtig gefchehenen Vorladung, an den zum 
Bergleichd: Verfuche beftimmten Zagen nicht erfchienen fey. In 
dem zulegt berührten Falle der boshaften Verlaffung ware in dem 
auszufertigenden Zeugniffe die Fruchtlofigkeit der an den erfchies 
nenen. Ehegatten gerichteten Grmahnungen, wie der Umftand, 
daß der andere Ehegatte abwefend und unbekannten Aufenthaltes 
ift, zu beftätigen., Mit diefem Zeugniffe in der Hand kann nun 
der gefränfte Ehegatte feine Scheidungsflage anhängig machen. 
Gr hat zu diefem Ende bey dem ordentlichen ©erichte ein mit 
dem Zeugniffe des Pfarrers verfehenes Gefuch einzureichen. Die: 
fer Ausdruck deutet darauf hin, daß dergleichen Gefuche, der Res 
gel nach, fchriftlich angebracht werden follen. Indeffen ift e5 hier, 
wo der Richter ohnehin fo viel Amteswegen thun muß, gewiß 
auch nicht gefehlt, wenn er, befonderd auf dem Lande, die mundlich 
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angebrachte Klage zu Protocol! nimmt. In dieſem Sefuche muß er 
die Umſtände, aus welchen ihm ein Recht, auf die Scheidung zu 
dringen, zuſtehen ſoll, anführen, und ſelbe mit den nöthigen Be— 
weiſen unterſtützen. Doch darf eine, obgleich ohne allen Beweis, 
angebrachte Klage Amteswegen nicht zurückgewieſen werden, weil 
Beweiſe nur für den Fall des Widerſpruches von der andern 
Seite nothiwendig find, und es möglich iſt, daß die entſcheidenden 
Thatumſtände von dem andern Theile gar nicht in Abrede ge— 
ftellt werden. Das Begehren ift dahin gerichtet, daß die Schei— 
dung von Tifch und Bett bewilliggt werde; in den meilten Fäl— 
len auch dahin, daß erfannt werde, die Bewilligung der Schei— 
dung gefchehe aus. Schuld des geflagten Ehegatten. 

3) Wie der Richter über ein dergleichen Gefuch zu verfah: 
ven habe, ift in dem Hofdeerete vom 23. Auguft 1819 (3. G. S. 
Nr. 1595) vorgezeichnet, welches hier wörtlich angeführt, und mit 
einigen Bemerkungen verfehen wird: 

„Seine Majeftät haben, um dad in den $$. 94, 97 und 
407 des bürgerlichen Gefegbuches angedeutete ämtliche Verfahren 
in ftreitigen Cheangelegenheiten näher zu beftimmen, und eine 
gleichformige Verhandlung diefer wichtigen Nechtöfache bey dem 
Gerichte zu bewirken, folgende Vorſchriften, die ven nun an theild 
bey Scheidungen von Zifch und Bett, theild bey Ungültigkeits— 
Erklärung und Trennung der Chen anzuwenden find, feftzufegen 
geruhet :” 

„I. 4. Streitigkeiten der Eheleute, über die Scheidung von 
Tiſch und Bett, muffen bey der im $. 107 de3 bürgerlichen Ges: 
feßbuches vorgefchriebenen Unterfuchung im MWefentlichen nach’ den 
allgemeinen Srundfägen des rechtlichen Verfahrens in Gtreitfa: 
chen behandelt, und dabey die VBorfchriften der SS. 21 und 22 
der weftgallizifchen Gerichtöordnung, über die mündliche Berhand: 
lung ftreitiger Nechtsangelegenheiten, jedoch fo zur Anwendung 
gebracht werden, wie es der Begriff und Zweck einer von Am— 
teöswegen zu pflegenden Unterfuchung fordert.” 

„8.2. Insbeſondere foll der Richter erftend die fkreitenden 
Theile immer perfonlich vorladen und vernehmen, altenfall3 zu: 
erjt ven klagenden Ehegatten allein vorfosdern, und zur vorläus 
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figen nähern Aufklärung der Umftände und Beybringung der er: _ 
forderlichen Beweismittel anweifen.” 

Diefe perfönliche Vorladung der Parteyen, welche felbft bey 
ihrer Abwefenheit Beine Ausnahme zuzulaffen ſcheint, ift eine Folge 
aus dem Zwede der Unterfuchung, welche der Nichter Amteswegen 
vorzunehmen hat. Abweſende find allenfall5 durch das Gericht des 
Ortes, wo fie fich befinden, zu vernehmen. Uebrigens ijt feinem 
Theile verbothen, feinen Rechtöfreund aupergerichtlich zu Nathe 
zu ziehen, oder auch mit ihm bey der Unterfuchung zu erfcheinen, 
und fich deöfelben unter der Leitung des Gerichtes zu feiner zweck— 
mäßigen Bertheidigung zu bedienen. 

Es ift oft fehr zweckmäßig, wenn der Kläger allein vorge: 
laden wird, um von ihm über die Befchaffenheit der Umſtände 
und über die erforderlichen Beweife vorläufig nähere Aufklärung 
zu erhalten; diefes ift befonderd dann der Fall, wenn die ange: 
brachten Scheidungsgründe in dem Geſetze nicht gegründet find, 
und noch einige Hoffnung vorhanden ift, daß Kläger felbft fih 
darüber belehren laffen, und von feiner Klage freywillig abſte— 
hen werde. i 

„I. 3. Er fol zweytens die Streitigkeiten der Eheleute 
immer durch gütlichen Vergleich dahim beyzulegen verfuchen, daß 
entweder dad Scheidungsgefuch freywillig zurüdgenommen, oder 
die aus vollgültigen Gründen verlangte Scheidung von dem an— 
dern Theile ohne rechtliches Erkenntniß auf beftimmte oder unbe— 
ftimmte Zeit bewilliget werde.” 

Die angeordneten Vorftellungen des Pfarrers machen einen 
weitern Verſuch des Richters, die Eheftreitigfeit auszugleichen, kei— 
neöwegs überflüßig; denn eined Theils find die Beweggründe, wo— 
durch der Fegtere den Vergleich herbeyführen kann, fehr oft ver: 
fihieden von jenen, die dem Seelſorger zu Gebothe ftehen; an— 
dern Theils ift der Richter nicht fo, wie der Seelforger, darauf 
beſchränkt, die Eheleute zur Sortfegung der ehelichen &efellfchaft 
zu überreden, fondern er kann auch dahin trachten, daß der ge: 
Elagte Theil die Scheidung entweder auf beftimmte Zeit oder für 
immer, ohne eine Grfenntniß abzuwarten, freywillig zugeftehe. O 
er feine Beredfamkeit mehr. zu Gunſten der Fortfegung oder Auf: 
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hebung der Vereinigung anwenden foll, wird größtentheils davon 
abhängen, ob es nach den vorliegenden Behelfen wahrfcheinlic) 
ift, daß der Kläger oder der Geklagte, im Falle es zu einem 
wirklichen Spruche Fäme, im Scheidungd: Prozeffe den Sieg da— 
von tragen werde; denn hier hat der Vergleichs-Verſuch Feinen 
andern Zweck, ald die frühere Feftftellung der zweifelhaften Rechts— 
verhältniffe zu erwirfen. Dem Richter, ald folhem, muß aber 
daran gelegen feyn, die Streitfache fo abzufhun, wie fie aller 
MWahrfcheinlichkeit nach abgethan worden feyn würde, wenn ein 
ordentliches Erfenntniß gefchöpft worden wäre. Es geſchieht übri— 
gend nicht felten, daß der Ehemann die von der Ehegattinn an: 
gefuchte Scheidung zwar bewilliget, den verlangten Unterhalt aber 
verweigert; oder daß die legtere erkläret, fie feyg mit der von dem 
Manne angefuchten Scheidung zwar einverftanden, aber nur unter 
der Bedingung, wenn ihr höhere Alimente, als der Mann zuge: 
ftehen will, abgereicht werden. Im erften Salle ift die Scheidung 
ohne weiter zu bewilligen, und die Klage auf die Alimente in 
das ordentliche Verfahren einzuleiten; im zweyten Salle muß dar— 
über erkannt werden, ob dad Eheweib die Scheidung zu verweis 
gern berechtiget fey; denn da es nur von ihrem fregen Willen ab: 
hängt, von ihren Rechten Gebrauch zu machen oder nicht, fo ift 
die unter einer Bedingung abgegebene Erklärung für fich allein 
nicht hinreichend, die Scheidung unbedingt zu bewilligen '). 

Man könnte zuerft Anftande nehmen, der für den erften 
Fall auögefprochenen Behauptung beyzuftimmen, weil der $. 8 
des hier aufgeführten Hofdecretes vom 23. Auguſt 1819 ausdrück— 
lich vorfchreibt, daß bey Bewilligung einer, zu Folge beyderfeiti- 
gen Einverftändniffes angefuchten, Scheidung Eein Vorbehalt wei: 
terer vechtlicher Verhandlungen uber Unterhalt der Chegattinn 
und Kinder ꝛc. zugelaffen werden Fonne, fondern, wenn nicht 
beyde Theile über alle diefe Vermögensanſprüche vollftandig und 
unbedingt ausgeglichen find, der Scheidung nur durch recht hi— 


1) Man fehe des Herrn Landrathes (gegeymwärtigen Hofrathes) Conrad Freyherr 
von Gärtner: Abhandlung von gerichtliher Unterfuchung der Streitigkeiten 
der Shegatten über die Scheidung von Tiſch und Bett, in den Materialien 
des Heren Bicepräfidenten Pratobevera. J. B., ©. 115 — 116, 
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ches Erfenntniß aus den im $. 109 enthaltenen Gründen 
Statt gegeben werden könne. Allein diefer $, 8 redet nur von 
dem alle der in Solge beypderfeitigen Einverftändniffed 
angefuhten Scheidung, und fann daher auf jenen Fall 
nicht ausgedehnt werden, wenn die Scheidung nur von einem 
Ehegatten aus einem gefeglichen Grunde verlangt wird, und der 
andere Theil erft nur auf die Vorftellungen des Richters fich bes 
wogen findet, in die Scheidung zu willigen. Im leßten Falle 
entftehen immer zweyerley Arten Streitigkeiten, welche entweder 
durch gütliches Einverftändnig, oder durch ordentliches Erkennt: 
niß beygelegt werden müffen, nähmlich: a) ob der fich weigernde 
Ehegatte überhaupt ſchuldig fey, die Scheidung zuzugeftehen und 
b) was in Solge des auf Scheidung audgefallenen Erfenntniffes, 
in Anfehung des Unterhalted und der Vermögens » Abtheilung , 
Rechtens ſey? — Beyde Streitfachen werden eigend5 verhandelt; 
die erjte nach der bey diefem $. erläuterten Vorfchrift des Hof: 
decreted vom 23. Auguft 1849, die legte ganz nach den Vor: 
fehriften der allgemeinen ©erichtöordnung. Es ſteht daher nichts 
entgegen, daß nicht wenigftens ein Theil diefer Streitigkeiten 
durch Vergleich beygelegt werden Eönne. 

„0. 4. In der Verhandlung felbjt ift er britten⸗ an keine 
andere Regel gebunden, als die das Weſentliche einer einfachen, 
zweckmäßigen und gründlichen Unterſuchung über die rechtliche 
Beſchaffenheit des Scheidungsgeſuches ausmacht. Nicht ange— 
brachte Scheidungsurſachen ſoll er nicht einmengen, auch weder 
den Parteyen, noch ihren Vertretern, Umtriebe zur Verlängerung 
der Unterſuchung geſtatten.“ 

I. 5. Minderjährige, oder unter Curatel ſtehende Eheleute 
haben ſich zwar viertens, in Anſehung ihrer, aus der ehelichen 
Geſellſchaft herrührenden, bloß perſönlichen Rechte und Verbind— 
lichkeiten, ſelbſt zu vertreten, jedoch ſollen mit ihnen auch ihre 
Aeltern, Vormünder oder Curatoren zu den Verhandlungen zu— 
gezogen werden.” 

Der Zweck, warum auch die Vertreter der Minderjährigen 
vorzuladen find, befteht darin, weil diefe Perfonen öfters im 
Stande find, die befien Auskünfte über die der Scheidungsflage 


* 
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zum Grunde liegenden Ihatumftände zu geben; ferner, weil fie 
vorzüglich geeignet erfcheinen, bey dem anzuftellenden Vergleichs: 
verfuche Die Bermittlersrolle zu übernehmen, und befonders, meil 
bey. diefer auch die Sachenrechte der Ehegatten zur Sprache Eome 
men Fönnen. 

»d. 6. Wenn fünftend der auf die Scheidung belangte 
Ehegatte der gerichtlichen Vorladung nicht Folge Ieiftet, fo fol er 
durch ſchickliche Zwangsmittel zu erfcheinen genöthiget, und nur, 
wenn dieſes nicht thunlich wäre, nad) vorausgegangener Warnung 
vor den Folgen feines Ungehorfams, auf Ausbleiben gegen ihn 
erkannt werden. Wäre der Aufenthalt deöfelben unbefannt, fo ift, 
nach Vorſchrift des $. 498 der Gerichtöordnung für Weftgalfis 
zien_'), gegen ihn zit verfahren.” 

Nach dem Inhalte der gegenwärtigen Vorfchrift hat daher 
der Richter, auf Ausbleiben des Geflagten, die Tagſatzung zu er 
ftrefen, und damit die Androhung eines angemeffenen Uebels für 
den Fall des Ausbleibens zu verbinden. Bleibt der geflagte Ehegatte 
auch bey der erſtreckten Tagſatzung aus, fo wird dad angedrohte 
Uebel in Vollzug gefegt, und ein neuerliches firengeres Uebel an: 
gedroht. Perfonen von höherem Range werden durch Ponfälfe 
zum Erfcheinen angehalten; Perfonen niederen Standes, befon: 
ders, wenn fie fein Vermögen befigen, Fünnen durch den Ge: 
richtödiener zur Tagſetzung gejtellt, und bey größerer Hartnädig: 


1) Der $. 393, der italieniſchen, oder $. 512 der gallizifchen Gerichtsordnung (mels 
er TS des Hofdecretes vom 22. Detober 1813 hier zu verſtehen iſt), enthalt 
Tolgendes: 

»MWenn der Kläger angibt, daß der Beklagte feinen Wohnort aufer den 
Erblanden habe, oder daß ihm deffen Wohnort richt befannt fen, und auch 
dem Richter des Beklagten Aufenthalt im Lande nicht wiſſend iſt, fo fol zur 
Bertretung des Beklagten, auf deſſen Gefahr und Unfoften, ein Eurator be= 
ſtellt, und diefes ihm durch ein öffentliches Edict zu dem Ende Fund gemacht 
werden, damit er dem beftellten Vertreter feine Behelfe mittheile, oder ei: 
nen andern Sachwalter dem Gerichte nahmhaft mache. Bon diefer Rund: 
machung durch Ediet Fann ſich nur Jener befecyen, der, bevor er Vie Erbfande 
Herließ, feinem Richter einen Bevollntächtigten anzeigte, dem in feiner Ab— 
weſenheit die Zuftellung mit der Wirkung, als ob fie zu eigenen Handen ge— 
ſchehe, zu feiften komme. Uebrigens, wenn Kläger überwieſen werden kann, 
daß er gefliſſentlich den Wohnort des Beklagten verſchwiegen habe, ſo iſt 
das ganze Verfahren null, und er die Koſten, die das: Edict und die Bez 
ſtellung eines Eurators veranlaft hat, zu zahlen ſchuldig, auch überdieß zu 

einer verhältnißmäßigen Strafe zu zichen— 
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Feit Fann der Perfonalarreft über fie verhängt werden. Sollten die 
dem Richter zu Gebothe ftchenden Zwangsmittel wegen befonderen 
Umſtänden, deren Beurtheilung ihm überlaffen ift, 3. B. Geldſtra— 
fen wegen des großen Reichthumes, oder einer drückenden Armuth, 
Stellung durch den Gerichtsdiener, oder Perſonalarreſt wegen der 
höheren Würde, keine Anwendung finden, ſo kann die Tagſatzung 
mit der Klauſel erſtreckt werden, daß, falls der Geklagte bey der: 
felben nicht erfcheinen follte, dem Elagenden Ehegatten in Betreff 
des Sactumd, worauf fein Scheidungsgefuch aeftügt ift, ohne Be— 
weis voller Glauben beygemeffen, und darüber, was Rechtens ift, 
erkannt werden würde. Bleibt num der Geflagte bey der erftreckten 
Tagſatzung wieder aus, fo wird wirklich in contumaciam gegen ihn 
‚ verfahren, d. i. der factifche Inhalt des Gefuches als wahr ange— 
nommen, und wenn felber einen geſetzlichen Scheidungsgrund ent— 
hält, die Scheidung bewilliget. Daß aber auch immer die verlangte 
Scheidung aus Verfchulden des Geflagten bewilliget werden müſſe, 
weil wenigftens des Legteren Ungehorfam immer ein Berfchulden 
mit fich führt, wie Cinige dafür halten, Fann ich nicht zugeben; 
denn die Folge des Ausbleiben Fann Eeine andere feyn, als daß die 
im Scheidungsgeluche angebrachten Ihatumftande ald wahr anges 
fehen werden. Erſcheint nun in felbem eine folche Scheidungsurfas 
che, welche nothwendig ein Verfchulden des Geflagten mit ſich 
führt, oder fümmt in der Erzählung ausdrüdlich vor, daß der 
Scheidungsgrund durch ein Berfchulden herbeygeführt wurde, 3. B. 
daß ſich der Geklagte die anhaltenden, mit Gefahr der Anſteckung 
verbundenen Leibesgebrechen durch einen liederlichen Lebenswandel 
zugezogen habe, fo ift es natürlich, daß die Scheidung aus Ver: 
ſchulden ded Geklagten bewilliget werden müffe ; erzählt aber 3: B. 
der Elagende Ghegatte felbft, daß die gedachten Leibeögebrechen 
ganz zufällig entftanden feyen, daß fohin der Geklagte an der 
Scheidungsurfache Feine Schuld trage, fo kann auch die Schei— 
dung nicht aus Verſchulden des Geflagten bewilliget werden. 
„I. 7. In dem Protocolle über die gerichtlichen Verhand— 
lungen muß fechftend jederzeit: Nahme, Stand, Wohnort, Ge: 
werbe, Alter und Religion der beyden Eheleute, die Zeit der ge- 
fchloffenen Ehe, die Anzahl, das Alter und Geflecht der Kinder 


[$: 107. ] 79 
angemerkt, auch daraus erfichtlich feyn, ob Ehepacte errichtet 
wurden.” 

„F. 9. ') Die Zuläffigkeit und rechtliche Kraft des Bewei— 
ſes überhaupt, und insbefondere des Beweiſes durch das Gejtänd- 
. niß oder den Eid der Ehegatten, ift, fo viel die Scheidung von 
Tiſch und Bett betrifft, nach der allgemeinen Vorſchrift der Se: 

richtsordnung zu beurtheilen.” 
»$. 10. In fo fern beyde Theile über die zu entfcheidenden 
Thatumſtände nicht zu vereinigen find, foll der Beweis durdy 
Zeugen oder Kunftverftändige durch einen Beſcheid, wogegen je- 
dem Theile der Recurs offen fteht, zugelaffen,sauf den Haupt = 
oder Erfüllungseid aber durch Urtheil erkannt werden.” 

Aus dieſer gefeglichen Vorſchrift iſt erfichtlich, daß der Rich— 
ter ſich mit dem bloßen Widerſpruche des Geklagten nicht begnü— 
gen dürfe, um zum ordentlichen Beweisverfahren zu ſchreiten, 
ſondern trachten müſſe, beyde Ehegatten dahin zu bringen, 
daß fie ſich über die weſentlichen Thatumſtände vereinigen. Der 
Nishter kann daher ſchon vor dem ordentlichen Beweisverfahren , 
von Urkunden und Zeugen einen folchen Gebraudy machen, daß 
der eine oder andere Ehegatte dahin gebracht werde, ſelbſt das 
- wahre Sachenverhältniß anzugeben. E3 können daher die Zeugen, 
ohne Beeidigung, über die Thatumftande vorläufig bloß mündlich, 
ohne Aufnahme eines Protocolls5, vernommen, ihre Ausfagen 
dem läugnenden Ehegatten vorgehalten, ja felbjt diefelben dena 
Ehegatten entgegengeftellt, und dadurch dahin gewirkt werden, 
dag er zu dem eigenen Befenntniffe fchreite. Denn der $. 22 der 
weftgallisifchen Gerichtöordnung, deren Anwendung durch das vor= 
liegende Hofdecret nicht undeutlich ausgefprochen ift, ordnet an, 
daß, wenn fi auf Zeugen berufen wird, fie der Richter, in fo 
feen fie unter feiner Gerichtsbarkeit ftehen, zur Tagſatzung zie— 
hen, und in Gegenwart beyder Theile um ihr Wiſſen befragen, 
oder der Partey, die fich darauf bezieht, die Beybringung eines 
fchriftlichen Zeugniffes auftragen fol. 

Nur, wenn alle Bemühungen fruchtlos find, die Ehegatten 
dahin zu bringen, daß fie fich felbft über die weſentlichen That= 


1) Dir $. 2 Handelt von der freywilligen Scheidung, 
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umftände wieder vereinigen, und wenn auch diefe Thatfachen durch 
Eeine, vollen Glauben verdienende, Urkunden erwiefen werden kön— 
nen, muß zum ordentlichen Beweisverfahren gefchritten werden. 
Die Einleitung hierzu gefchieht, wenn es auf den Beweis durch 
Zeugen oder Kunftverftändige ankommt, durch einen Befcheid, in 
welchem fich der Richter dahin ausfpricht, daß die von dem Kläger 
zur Begründung feines Scheidungdgefuches, oder von dem Ges 
Hagten zur Widerlegung der gegentheiligen Behauptungen ange: 
brachten Ihatumftände durch Zeugen oder Kunftverftändige vorerft, 
bevor ein definitive Erkenntniß erfolgen EFann, außer Zweifel zu 
ſetzen ſeyen. Gegen einen ſolchen Befcheid fteht jedem Theile der 
Recurs an den höhern Richter (Appellationsgericht) offen; Wird 
aber auf einen Haupt: oder Grfüllungdeid erfannt, welche Beweis 
fesarten hier nicht fo, wie bed der Verhandlung über die Ungül— 
tigkeit oder Trennung einer Ehe, auögefchloffen find, ſo muß ein 
Urtheil gefchöpft werden, worüber die Appellation ergriffen werden 
kann. Die Beweiſesarten find hier die nähmlichen, wie fie in der 
Givilgerichtdordnung vorfommen. Uebrigens hat der Richter anch 
im Beweisverfahren bey einer Scheidung Amtedwegen Sorge zu 
tragen, daß Feinem Theile, wegen Nichtfenntnig der Förmlichkei— 
ten oder wegen Unbehülffichkeit in der Darftellung des Factums 
und Beybringung der Behelfe, Schaden zugehe. 

„I. 41. Nach gänzlich beendigter AUnterfuchung muß die 
Scheidung von Tisch und Bert durch Urtheil bewilliget oder ab: 
aefchlagen, und im erftern Falle zugleich ausdrücklich darüber er- 
Eannt werden, ob der eine oder der andere Ehegatte, oder jeder 
Theil, oder Feiner von beyden an der Scheidung Schuld trage.” 

„Für die Rechtsmittel und Beſchwerden gegen das Urtheil 
gilt die allgemeine Vorfchrift der Serichtöordnungs” 

„Zände der obere Nichter wefentliche Gebrechen in der Un— 
terfuchung ‚ fo ſoll er vor Entfcheidung der Hauptfache die Seh: 
fer Amteswegen verbeffern laſſen.“ 

In Unfehung des Testen Satzes wurde über eine geftellte 
Anfrage, durch Hofdecret vom 24. December 1819 (I. G. ©. 
Sr. 1659), Folgendes zur Nichtfehnur vorgefehrieben : 


[$. 107.] 81 


„Der $. 12 der genannten Vorfchrift fordert nicht, daß: der 
obere Richter, bey Wahrnehmung wefentlicher Gebrechen in der 
Unterfuchung eines ftreitigen Ehefalles, ohne weiters das. Urtheil 
des untern Richters aufhebe und eine neue Unterfuchung und 
Urtheilsfchöpfung anordne; weil biöweilen ein Öebrechen, welches 
nach den eingelangten Acten als wefentlich erfcheinet, bey meh: 
rerer Aufklärung fich nicht mehr ald folches darjtellet, oder weil 
demfelben, ohne Caffation des Urtheiles, die immer eine Verzö— 
gerung und Vermehrung der Koften und Arbeit zur Folge hat, 
auf eine andere, den Parteyrechten unfchädliche , Art abgeholfen 
werden kann; 3: DB. der untere Richter hätte offenbar nicht alle 
auf die Entfcheidung Einfluß habende Umjtände erhoben, ohne 
daß die Urfache davon in den Acten bemerkt worden wäre; der 
obere Richter aber hätte Gründe zu vermuthen, daß eine folche 
Erhebung, wegen der befonderen Belchaffenheit des Falles, viel: 
leicht unmöglich war; oder der untere Richter hätte einen Zeus 
gen nicht beeidiget, weil er deffen Ausfagen für unerheblich hielt; 
dem obern Nichter aber fchienen diefe Ausfagen erheblich, mithin 
die Beeidigung des Zeugen nothwendig zu feyn.” 

„Derfelbe $: 42 fehreibt aber auch nicht vor, daß der obere 
Nichter dem untern auftrage, fich nach gehobenen Gebrechen zu 
erklären, ob er bey feinem Urtheile verharre, oder wie er folches 
nunmehr abzuandern gedenfez; denn diefes wird (im $. 438 de 
erften, und im $: 405 des zweyten Theiles des Strafgefeges) nur 
für den Fall angeordnet, ald ein noch nicht Eund gemachtes Cri⸗ 
minalurtheil von Amtswegen dem Obergerichte vorgelegt wird; 
hier aber iſt der Fall vorausgeſetzt, daß ein den Parteyen bereits 
kundgemachtes Civilurtheil durch das von einer derſelben er— 
griffene Rechtsmittel an den obern Richter gelangt, in welchem 
Falle dem untern Richter das Befugniß, ſein Urtheil abzuändern, 
nicht mehr zugeſtanden werden Fann.” 

„Hieraus ergibt ſich von ſelbſt, daß der F. 12 der Vorſchrift 
die Art und Weiſe, wie von dem obern Richter die Verbeſſerung 
der als weſentlich befundenen Gebrechen in der Unterſuchung eines 
Eheſtreites einzuleiten ſey, abſichtlich nicht beſtimmt, ſondern es 
dem Ermeſſen desſelben überlaſſen habe, dieſes nach Beſchaffen— 


Nippel's Commentar EL: Th. > 6 
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heit der Umftände, entweder durch Aufhebung des unterrichterli- 
chen Urtheiles, durch befohlene Ergänzung der Unterfuchung, Nach: 
fragung einer unterlaffenen Sörmlichkeit, oder durch Abforderung 
einer nähern Aufklärung zu bewerkftelligen.” 

4) Findet der Flagende Ehegatte, bey dem längern Zufammens 
leben mit dem andern, fein Leben, feine Gefundheit, fein Vers 
mögen oder die guten Sitten der Familie fehr gefährdet, fo 
kann er um vorläufige Bewilligung eines abgefonderten anftän= 
digen Wohnortes anfuchen. Es braucht Fein ffrenger, gerichtöord= 
nungsmaßiger Beweis der drohenden Gefahr hergeftellt zu wer: 
den; jedoch müſſen doch folche Behelfe beygebracht werden, wel— 
che ſie wenigſtens wahrfcheinlich machen. Gehört das Haus, wel— 
ches die Eheleute bisher bewohnten, dem einem Theile eigen- 
thümlich, fo Fann die richterliche Verfügung nie dahin gehen, 
daß der Gigenthümer aus feinem eigenen Haufe ausziehe, er mag 
der gefährdete Theil feyn oder nicht; nur der Nicht» Eigenthus 
mer hat feinen Wohnort zu ändern. — Wohnten aber die Ehe— 
gatten bisher in einem ihnen beyden gemeinfchaftlichen Haufe, 
oder nur miethweife, fo wird ohnehin der Elagende Mann nie 
darauf anfragen, daß der Richter ihm, fondern daß er feiner Frau 
mittlerweile einen andern Aufenthaltsort anweife, und die Flas 
gende Chegattinn wird felbft verlangen, daß ihr der Richter einen 
abgefonderten Wohnort bewillige. Sollte der gefährdete Ehegatte 
fhon vor oder nach Einreichung der Scheidungsklage ſich von 
dem andern eigenmächtig abgefondert haben, fo hat der Richter, 
‚ wenn der andere Theil fich hierüber nicht befchwert, es dabey be= 
wenden zu laffen; fordert aber der andere Theil, daß der fich 
eigenmächtig getrennte Ehegatte in den gemeinfchaftlichen Wohn 
ort zurückehre, fo hat ihm der Nichter diefed aufzutragen und 
ihn zugleich anzuweifen, im Falle wichtige Grunde vorhanden 
‘wären, um Bewilligung eines abgefonderten Aufenthaltsortes, der 
Drdnung nach, einzufchreitenz; denn eine eigenmächtige Abfonde: 
rung ift für Beinen Sal gejtattet, und gefchieht fie deffen unge— 
achtet, fo muß, auf Begehren des einen Theiled, das alte Ver— 
bäftniß hergeftellt werden. Da indefjen oft eine augenblicliche 
‚Entfernung für den gekränften Ehegatten dringend nothwendig 
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feyn Fann, um den Mißhandlungen oder Nachftellungen de3 an: 
dern zu entgehen, fo wird der Nichter demfelben einen gewiffen 
Termin zur Zurückkehr beftimmen, und wenn er binnen demfel- 
ben fein Gefuch, der Ordnung gemäß, eingereicht hat, es bis zur 
Entfceheidung dabey bewenden zu laffen. Läuft die Stau Gefahr 
ihr Vermögen, dejfen Verwaltung fie dem Manne anvertraut 
hat, zu verlieren, ſo Fann fie, in Gemäßheit des $. 1241, begeh— 
ren, daß dem Manne die Verwaltung des Vermögens abgenom- 
men werde, und befindet fich das Vermögen felbft in feinen Hän- 
den, fo Fann fie die Sicherftellung deöfelben durch die in der 
Gerichtöordnung angegebenen Rechtsmittel anſuchen; ja fie kann, 
wenn er e5 nut aus dem Grunde der Verwaltung in Händen 
bat, fogleicy auf Herausgabe deöfelben dringen. Endlich Fann die 
Srau auch zugleich um einftweilige Auömeffung ded Unterhaltes 
für fi und ihre mit fic) genommenen Kinder anfuchen. Dazu 
wird fie aus der Analogie des $. 117 berechtigt. Hätte aber die 
auf Scheidung Elagende Ehegattinn ſich eigenmächtig abgefondert, 
und ihre Kinder, ohne Wilfen und Willen des Mannes, mitgenom= 
men, ohne eine wichtige Urfache diefes Schrittes wahrfcheinlic) 
machen zu können, fo Fann der Richter ihrem Gefuche, um Aus— 
meffung eined mittlerweilen Unterhaltes, nicht willfahren; denn 
der Mann thut feiner Pflicht genüge, wenn er fich bereit erklärt, 
beyde bis zur Entfcheidung der Scheidungsfache auf die bisherige 
Art in feinem Haufe zu unterhalten. 


d. 108, 


Streitigkeiten, welche bey einer ohne Einwilligung 
des andern Ehegatten angefuchten Scheidung 
über die Abfonderung des Vermögens oder die 
Berforgung der Kinder entftehen, find nach der 
nahmlichen Borfchrift zu behandeln, welche un 
ten im ). 117, in Rückſicht auf die Trennung der 
Che, ertheilt wird, 

Die hier bezogene Vorfchrift bey der Trennung geht dahin, 
daß der ordentliche Richter alfezeit vorläufig einen Verſuch machen 
6 
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fol, diefe Streitigkeiten durch Vergleich beyzulegen. Sind aber 
die Parteyen zu einem DBergleiche nicht zu bewegen, fo hat er 
fie auf ein ordentliches Verfahren anzuweifen, nad) den in dem 
Hauptſtücke von den Chepacten enthaltenen Vorfchriften zu ent— 
ſcheiden, inzwifchen aber der Chegattinn und den Kindern den ans 
ftändigen Unterhalt auszumeſſen. Da in Ehefcheidungsfachen der 
Scheidungdrichter auch immer der ordentliche Richter der Eheleute 
ift, fo ift es auch er, der die Ausgleichung zu verfuchen, und 
im Falle fie mißlingt, fie anzumweifen hat, ihren Streit im ab» 
gefonderten Verfahren mit einander auszuführen. Indeſſen kann 
diefer Streit, vor Ausgang diefes Chefcheidungd-Prozeffes, nicht 
begonnen werden, da nah Maßgabe des Erfenntniffes hier— 
über, die Verpflichtung de einen und andern Ehegatten, in Be: 
jiehung auf Abfonderung des Vermögens, beurtheilt werden muß. 
Die Entfoheidung eines folchen Streites folk nad den in dem 
Hauptſtücke von den Chepacten vorfommenden VBorfihriften ges 
fhehen. Da aber in diefem Hauptſtücke über die Verforgung der 
Kinder gar Feine Beftimmungen enthalten find, und die in Bezug 
auf die Abfonderung des Vermögens dort vorkommenden Be: 
fiimmungen in dem Falle, ald Feine Ehepacten errichtet worden 
find, nicht ausreichen, fo müffen die, an andern Orten des b. 
G. 3. vorkommenden Vorfchriften zu Hülfe genommen werden. 


b. 109, 

Wichtige Gründe, aus denen auf die Scheidung 
erkannt werden kann, find: Wenn der Geflagte 
eines Ehebruches oder eines Verbrechens fehuldig 
erklärt worden ift; wenn er den Elagenden Ehe: 
gatten boshaft verlaffen oder einen unorventlichen 
Lebenswandel geführt hat, wodurch ein beträcht- 
licher Theil des Vermögens des Elagenden Ehe: 
gatten, oder die guten Sitten der Familie in Ge— 
fahr gefegt werden; ferner dem Leben oder der 
Gefundheit gefährliche Nachitellungen 5; ſchwere 
Mibhandlungen, oder, nach dem Verhältniffe der 
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Perſonen, fehr empfindliche, wiederhohlte Krän— 
tungen; anhaltende, mit Gefahr der Anftekung 
gerbundene Leibeögebrechen, 
1) As erften Scheidungsgeund zählt hier dad Gefeß dem 
„Ehebruch” auf, deffen ein Ehegatte fchuldig erklärt worden ift. 
Unter Chebruch wird hier jede fleifchliche Vermiſchung eines Eher 
gatten mit einer Perfon de3 andern Gefchlehtes, mit welcher 
er nicht verheitathet iſt, verftanden ')./ 

Es Eommt bier nicht darauf an, ob der Ehegatte, gegen 
melchen die Scheidung begehrt wird, ſchon vorher durch ein Civil 
urtheil, 3. B. bey Streitigkeiten über die Waterfchaft, oder durch 
ein Strafurtheil fehuldig erklärt worden iftz ed genügt, wenn bee 
Scheidungswerber darthut, daß fich fein Mitgatte eines Ehebru: 
che3 fehuldig gemacht hat, und diefer fohin erjt in Folge diefed 
Scheidungsgefuches des Ehebruches fehuldig erflärt wird. »E3 
fcheinen zwar die Worte diefer Gefegeöftelle dafiir zu fprechen , 
dag dem Givileichter, um auf eine Scheidung wegen Ehebruches 
fprechen zu können, jederzeit fchon ein anderes Urtheil, wodurch 
ein Ehegatte des Ehebruches fehuldig erfannt. worden ift, vorlie- 
gen müffe, weil diefer $. von dem Erfenntniffe über die Schei— 
dung in der gegenwärtigen Zeit: yerfannt werden fann,” 
von dem Erkenntniffe über den Chebruch aber in der vergangenen 
zeit: „eined Ehebruches ſchuldig erklärt worden 
ift,? redet. Allein, wenn man diefe Vorſchrift des bürgerlichen 
Geſetzbuches mit dem $. 108 des I. Theiled des Gefegbuches für 
MWeftgallizien (als Entwurf des erfteren Gefegbuches) vergleicht, 
der fi) des Ausdruckes bedient: „wenn ein Ehegatte fi 
des Chebruhes fhuldig gemacht hat,” fo muß man 
bald zur Ueberzeugung gelangen, daß der höchfte Gefeßgeber hier 
in der Stylificung nur darum eine Abweichung gemacht hat, um 
den weiteren Scheidungdgrund, nähmlich: wenn fich der Ehe: 
gatte eines Verbrechens ſchuldig gemacht hat, von welchem das 
Geſetzbuch für Weſtgallizien fchweigt, gleich anfügen, und mit 
der erfteren Scheidungsurfache in Verbindung fegen zu Fönnen. 
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Zu dem ift hier dad Erkenntniß auf die Scheidung von der Bes 
antwortung der Vorfrage abhängig: ob ſich der Ehegatte auc) 
richtig des Chebruches fchuldig gemacht habe? Das Erkenntniß, 
welches über die Scheidungsklage erfolgt, muß daher auch eıft 
diefe Vorfrage entfcheiden, und auf diefe Entfcheidung dann fein 
Erkenntniß auf Scheidung bafiren. Wenn von der Behörde, 
bey welcher auf Scheidung von Tiſch und Bett geklagt worden 
ift, der geflagte Chegatte des Ehebruches nicht ſchuldig erklärt 
worden ift, fo Fann felbe auch nicht mehr auf die Scheidung 
erfennen. Es gibt daher diefe Tertirung gar Feinen haltbaren 
Grund, die Folgerung zu ziehen, daß dem Civilrichter, der auf 
die Scheidung zu fprechen hat, ein anderes, von dem Scheidungs— 
urtheile felbft abgefondertes Erkenntniß des Chebruches vorliegen 
müffe. Diefer Behauptung fteht auch das Juſtiz-Hofdecret vom 
6., und Hofkanzley-Decret vom 26. März 1821 nicht entgegen, 
welches fagt: „Wird im Laufe des Prozeffes eine beftimmte Per: 
fon einer fehweren Polizey-Uebertretung auf folche Art angeflagt, 


daß die Befihuldigung für eine, zur Einleitung der Unterfuchung - 


hinreichende, rechtliche Anzeige zu halten ift, fo muß, in fo fern 
der Erfolg diefer Unterfuchung auf die Entfcheidung der Streit 
fache wefentlichen Einfluß haben könnte, bey dem Civilgerichte 
das rechtliche Verfahren eingeftellt, und dad Grfenntniß des 
Strafgerichted abgewartet werden,” weil der Chebruch zwar eine 
ſchwere Polizey = Webertretung, aber eine ſolche ift, die nie von 
Amteswegen, fondern allein auf Verlangen des beleidigten Thei- 
les in Unterfuchung gezogen und beftraft werden Eann. Hat aber 
der gefränfte Ehegatte auch die Unterfuchung und Beſtrafung des 
ſchuldigen Theiles verlangt, und fohin die Strafbehörde zur 
Amtshandlung aufgefordert, dann muß auch der Givilrichter vor— 
erft den Ausſpruch diefer Behörde abwarten; denn zwen Behörden 
können zu gleicher Zeit nicht über einen und den nähmlichen 
Gireitgegenftand entfcheiden; auch hört. da der Grund auf, 
welcher hier gegen die Anwendung des obigen Hofdecreted ange: 
führt worden ift. (Damit aber ein Ehegatte des Chebruches ſchul— 
dig erklärt werden könne, muß fein Beyſchlaf mit der fremden 
Perſon einer Zurechnung unterliegen. Die von einer Frau erlit— 
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tene Nothzucht kann daher eben fo wenig, al5 die aus ſchuld— 
lofem Irrthum, oder im Wahnfinn erfolgte fleifchliche Vermi— 
ſchung eines Ehegatten mit einer Perfon, die nicht fein Ehegatte 
ift, für einen förmlichen Ehebruch und gültigen Scheidungsgrund 
gehalten werden. Iſt der Beyſchlaf mit der dritten Perfon in 
voller Trunkenheit ausgeübt worden, ſo iſt er für den Fall als 

Ehebruch anzuſehen, wenn ſich der Ehegatte die Berauſchung 

abfichtlich zu diefem Ende zugezogen hat. 

Das Recht, wegen Chebruches auf Scheidung zu las gen, 
fallt. weg: 

a. Wenn ein Chegatte die ihm durch den Ehebruch des andern 
zugefügte Beleidigung ausdrücklich und gänzlich verziehen, dah 
auf alle ihm aus dieſer Beleidigung erwachfenen Rechte verzich— 
tet, und auch, wenn er die Beleidigung ausdrücklich, zwar nur 
zum Theile, aber doch in fo weit nachgefehen hat, daß er fich 
erklärte, wegen derfelben Feine Scheidung von Tiſch und Bett 
zu verlangen. — Keineswegd aber kann man auch behaupten, 
daß das, Recht, die Scheidung zu verlangen, ‚auch dann er— 
[öfche „ wenn der durch Chebruch beleidigte Ehegatte die erlit— 
tene Beleidigung nur zum Theile, aber auf eine andere Art, 
nähmlich fo, daß er fih bloß erklärte, er wolle die Unterfu: 
bung und Beitrafung des Ehebruches nicht fordern, verziehen 
hat. Denn bat ein Ehegatte einen Ehebruch begangen, fo er- 
wachfen dem andern Ehegatten daraus zwey vorzügliche Nechte : 
erftend, die Unterfuchung und Beftrafung des Ehebruches zu 
fordern ; zweytens, die Scheidung von Tiſch und Bett zu ver: 
langen. Wenn nun Jemand auf eined von zwey ihm zuftehen- 
den Nechten ausdrüclich verzichtet, fo darf man nicht anneh: 
men, daß er aud) dem anderen Rechte entfagt habe. Folglich 

kann man aucy hier, aus der Verzichtleiſtung auf das Recht, 
die Unterſuchung und Beſtrafung zu fordern, nicht auch auf eine 
Verzichtleiſtung, die Scheidung zw verlangen, eine Schlußfol— 
gerung ziehen. 

b. Wenn der gefränfte Ehegatte, nach erfangter ——— des 
Ehebruches, fortfährt, dem ehebrecheriſchen Theile ehelich bey— 
zuwohnen, fo fallt ebenfalls fein Recht weg, Die Scheidung 
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zu verlangen, weil er dadurch demfelben ftillfechweigend entfagt. 
Nach $. 865 kann man feinen Willen nicht nur ausdrücklich 
durcy Worte und allgemein angenommene Zeichen, fondern 
auch ftillfchweigend durch folche Handlungen erklären, welche; 
mit Ueberlegung aller Umftände, Eeinen vernünftigen Grund, 
daran zu zweifeln, übrig laffen. Wer nun mit feinem Gatten, 
deſſen Ehebruch ihm bekannt ift, zu Bette geht, erklärt, wie 
Herr Regierungsrath Dolliner bemerkt, doch dadurch deutlich, 
daß er fich, diefes Verſchuldens wegen, nicht vom Bette fehei- 
den wolle. Hiefür fpricht überdieg die Analogie des $. 96 ). 
Ginige find der Meinung, daß dad Necht auf Scheidung 

von Zifch und Bett auch dann mwegfalle, wenn der durch Ehe: 
bruch befeidigte Ghegatte binnen ſechs Wochen, feit der ihm 
befannt gewordenen Beleidigung, die Klage, entweder auf die 
Beftrafung des Chebruches oder auf die Scheidung, nicht an- 
geftellt hat, weil dann gefeglich vermuthet werde, daß er auf 
‚ jenes Recht ftillfchweigend verzichtet habe, Sie berufen fich auf 
den $. 248 des 2. Th. des St. G. B., und fagen, es werde in 
diefer Stelle von der durch den Chebruch zugefügten Beleidi— 
gung im Allgemeinen gefprochen , folglich diefelbe auch in ihrer 
Allgemeinheit als ftillfchweigend nachgefehen, mithin ald gar 
nicht vorhanden betrachtet, wenn darüber von dem beleidigten 
Chegatten binnen ſechs Wochen nach erlangter Kenntnig von 
der Beleidigung nicht Klage geführt wird. Allein e3 ift nicht 
zu befürchten, daß diefe Unficht, nach welcher der beleidigte 
Ehegatte, bey Verluſt feines Nechtes auf Scheidung zu drin: 
gen, zu dem Begehren, den fchuldigen Theil zu flrafen, ge: 
zwungen werden follte, viele Anhänger finden werde, da das 





1) Auch Das Recht des gefränffen Ehegatten, die Unterſuchung und Beftrafung des 
Ehebruches zu verlangen, geht dadurch verforen. Denn der {. 293 des 2. Th. 
des St. ©. B. fagt, daß auch die bereits erfannte Strafe erföfche, fo bald 
der beleidigte Theil fih erklärt, mit dem Schuldigen wieder leben zu wollen. 
Daraus folgt, Daß, wenn er fich erflärt, wegen des Ehebruchs die eheliche 
Gemeinſchaft gar nicht aufheben zu wollen, auch eine Beftrafung nicht ein= 
treten Fonne, Es wäre auch etwas Unnatürliches, die eheliche Gemeinfchaft 
feſtzuſetzen, und dennoch die Beftrafung des fhuldigen Ehegatten zu verlans 
gen. Das Geſetz fiheint hier Die Fortfekung der chelihen Gemeinfhaft als _ 
eine ausdrückliche Verzeihung anzufehen. 
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Geſetzbuch uber ſchwere Polizey-Uebertretungen ($. 248) nur 
von dem Rechte des beleidigten Theiles, die Unterfuchung und 
Beftrafung des fchuldigen Theiled zu fordern, fpricht, fohin die 
darin erwähnte Nachficht auch nur auf diefe üble Folge fich 
- beziehen kann. — In einem Strafgefegbuche Fonnte auch die 
Abficht des Gefeßgeberd nur feyn, über den Verluſt des Rech: 
tes auf Beftrafung der ehebrecherifchen Handlung, nicht aber 
des Rechtes auf Scheidung von Tiſch und Bett, Beftimmun: 

gen zu machen. Endlich 

ce. fcheint dad Klagerecht de3 einen Chegatten auch dann weg— 
zufallen, wenn er felbft eingewilliget hat, daß fein Mitgatte 
mit- der dritten Perſon fich fleifchlicy vermifche; denn einem 
folchen Ehegatten widerfährt Eein Unrecht, worüber er -zu Ela= 
gen hätte, 

2) Der zweyte Scheidungsgrund fritt ein: „Wenn der 
Seflagte eines Verbrechen ſchuldig erflart wor— 
den ift.” Hier Eann fich, nach der Natur der Sache, der Civil: 
tichter in die Beantwortung der Frage: ob fich der ©eflagte 
wirklich eines Verbrechens fchuldig gemacht habe? nicht einlaffen, 
fondern er muß die Beantwortung diefer Vorfrage, nach der aus— 
drücklichen Weifung des Juſtiz-Hofdecrets vom 6., und Hoffanz: 
ley:Decretes vom 26. Marz 1821, dem Criminalrichter überlaffen. 
Je nachdem nun von dem legteren dad Erkenntniß ausfällt, entweder, 
daß der Geflagte eines Verbrechens fehuldig erfannt werde, oder 
daß er von diefem Berbrechen losgeſprochen und fehuldlos erklärt, 
oder nur die Unterfuchung, aus Mangel rechtlicher Beweife, aufge: 
hoben werde, kann erſt der Givilrichter.die Scheidung bewilligen 
oder verfagen. Legt der Elagende Ehegatte feinem Scheidungdgefuche 
Fein Urtheil bey, vermöge welchem der Geklagte eines Verbrechens 
ſchuldig erklärt woeden wäre, ſondern beſchuldigt er darin lediglich 
den letzteren eines begangenen Verbrechens, ſo kann der Civilrich— 
ter das Geſuch nicht platterdings verwerfen, ſondern muß es Am— 
teswegen dem Criminalgerichte mittheilen, und kann erſt, nachdem 
das letztere das Erkenntniß geſchöpft hat, fein weiteres Amt han: 
deln. Schwere Polizey-Uebertretungen und andere Vergehen ſind an 
und für ſich, wenn nicht noch andere Rückſichten dabey eintreten, 
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Feine gültigen Gründe, die Scheidung zu bewilligen. Dagegen 
Fommt e5 bey diefen Scheidungsgründen auch nicht darauf an, 
von welcher Gattung dad Verbrechen, von welchem Grade und 
von welcher Dauer die darauf verhängte Strafe, und von wel- 
chem Griminalgerichte das Urtheil gefchöpft worden fey. Auch ift 
ed nicht nothwendig, daß die Strafe bereitd in Vollzug geſetzt 
wurde, genug, wenn nur ein feinem weiteren Zuge mehr unterlies 
gendes Urtheil vorhanden ift. Ware ein des Verbrechens fchul: 
dig erklärter Ehegatte, nach wieder aufgenommener Unterfuchung, 
für fchuldlos erklärt worden, fo könnte ganz natürlich gegen den: 
felben feine Scheidungsflage mit Wirkung mehr erhoben werden; 
wäre aber bereit5 die Scheidung ſchon vor fi) gegangen, fp 
Eonnte der, bey Wiederaufnahme der Unterfuchung, unfchuldig 
befundene Ehegatte, mit Beylegung des Schuldloſigkeits-Erkennt— 
niſſes, die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand anſuchen, die 
ihm gewiß auch bewilliget werden müßte. 

3) Der dritte Scheidungsgrund iſt: „wenn der Beklag— 
te den klagenden Ehegatten boshaft verlaffen 
hat.” Unter Verlaſſung ſcheint die Entfernung eines Ehegatten, 
in der Abſicht, die eheliche Gemeinſchaft abzubrechen, verſtanden 
werden zu müſſen. Auch die hartnäckige und grundloſe Weigerung 
einer rau, dem Manne in feinen nothwendig, 3. B. des Dienftes 
wegen, geänderten Wohnfig zu folgen, ift als Verlaffung anzuſe— 
hen, weil die rau, nach $. 92, die Verbindlichkeit hat, dem Nlanne 
in feinen Wohnſitz zu folgen. Eben fo gehört die Verftoßung der 
Ghegatten aus der Wohnung hier unter den Begriff der Berlaffung.) 5 
Dagegen glaube ich nicht, daß die Abficht, die eheliche Gemein: 
ſchaft auf immer abzubrechen, einen wefentlichen Beftandtheil des 
Begriffes der Verlaffung ausmache; denn auch eine beabfichtigte, 
zeitweife Unterbrechung der ehelichen Gemeinfchaft verlegt die 
Pflichten, welche die Ehegatten fich gegenfeitig angelobten. Unter 
einer boöhaften Verlaſſung verftche ich aber eine folhe, welche 
lediglich in der Abficht gefchieht, den andern Ehegatten dadurch 
zu Fränfen, oder ſich von der Erfüllung der ihm obliegenden 
Pflichten zu befreyen: Uebrigens macht dad Geſetz keinen Unter: 
fibied, ob der Aufenthalt des Entwichenen befannt oder unbekannt 
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fey. It der Aufenthaltäort des entwichenen Ehegatten bekannt, 
fo muß er ganz natürlich zur Vornahme der über das Scheidungs— 
gefuch einzuleitenden gerichtlichen Verhandlungen perfönlich vors 
‚geladen, und in fo fern er fich zu, erfcheinen weigert, durch 
Zwangsmittel dazu verhalten werden. It dagegen fein Aufent- 
haltsort unbekannt, fo muß zur Vertretung deöfelben, auf feine 
Gefahr und Unkoften, ein Vertreter beftellt, und diefes ihm durch 
ein dffentliches Edict zu dem Ende kundgemacht werden, damit er 
dem beftellten Vertreter feine Behelfe mittheile oder einen Sach— 
walter dem Gerichte nahmhaft mache (Siehe $. 115). Erfcheint er, 
und zeigt fich aus feiner Vernehmung, daß er feinen Nebengatten 
wirklich boshafter Weife verlaffen hat, fo hat diefer da5 Recht, 
auf die Scheidung ‚zu dringen, wenn fich jener auch nunmehr 
herbeylaffen follte, wieder in die eheliche Gemeinfchaft einzutres 
ten. Denn dad Gefeg nimmt lediglich das Factum der boshaf: 
ten Verlaſſung als Scheidungsgrund an, welches aber im vor: 
audgefesten Falle richtig vor fich gegangen ift. Dad Gefegbuch 
für Weftgallizien ($. 106) nahm die boshafte Verlaffung eines 
Ehegatten nur dann ald einen Scheidungsgrund an, wenn der 
entwichene Ehegatte, falls fein Aufenthaltsort befannt ift, auf 
öffentliche gerichtliche Vorladung innerhalb eines Qahres nicht er: 
ſchienen ift. Aus der Weglaffung diefer Nebenbeftimmung bey 
dem Scheidungdgrunde, während er doch bey dem Trennungs— 
geunde 9.4115 fheilweife beybehalten worden ift, Fanıı man mit 
Necht fchließen, daß der höchfte Gefeggeber bey der Scheidung 
eine weſentliche Abweichung von den vorhergehenden Vorſchriften 
machen wollte. — Richtig ift e5 zwar, und wurde auch bereits 
oben von mir berührt, daß der geflagte Ehegatte auch nach den 
dermahl bejtehenden Gefegen vorzuladen fey; allein diefe Vorla— 
dung gefchieht hier nicht zu dem Ende, denfelben wieder dem 
gemeinfchaftlichen Leben mit feinem Gatten zuzuführen, fondern 
nur, um ihn- in die Lage zu fegen, über die Anfchuldigungen 
gehorig Rede und Antwort geben zu können; dieſe Vorla— 
dung £ritt bey allen Scheidungs- und Trennungsgründen ein, 
während doc) bey der boshaften Berlaffung, als Trennungsgeund, 
auch noch eine befondere Vorladung vorgefchrieben ift. 
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4) In dem Ghevertrage machen fich die Ehegatten auch ver: 
bindlich, ihre Kinder anftändig zu erziehen, und fich gegenfeitigen 
Beyſtand zu Feiften (SS. 44 und 139). Dieſen Pflichten handelt 
aber der Ehegatte entgegen, welcher fich der Völlerey, Spielfucht, 
der Verfchwendung, oder überhaupt wad immer für einem unor= 
dentlichen Lebenswandel hingibt und fein Vermögen auf diefe 
Urt durchbringt ; denn er beraubt fich ja dadurch der Mittel, fei= 
ne Pflichten, in Anfehung der Erziehung der Kinder, oder wenig— 
ftens, in fo fern Eeine folchen vorhanden find, feine Unterſtützungs— 
Derbindlichkeit gegen feinen Gatten gehörig erfüllen zu können. 
Tritt nun zu diefem noch der Umftand hinzu, daß durch feinen 
unordentlichen Lebenswandel auch ein beträchtlicher Theil ded Ver: 
mögens des einen Ehegatten in Gefahr fteht, von ihm durchge: 
bracht zu werden, oder daß durch das üble Benfpiel auch die 
Kinder verdorben werden, fo erübriget zum öfteften Fein anderes 
Mittel, dad Vermögen ded einen Ehegatten von der Verluſts— 
Gefahr zu retten, oder die guten Sitten der Sa zu bewah: 
ren, al3 die Scheidung von Tiſch und. Bert. —Es ift nicht nö— 
thig, daß beyde Gefahren, ſowohl für das Vermögen ded andern 
Theile, ald aud) für die guten Sitten der Familie, zufammen: 
treffen, fondern dad Dafeyn der einen oder der andern reicht zur 
Scheidung hin. Die Beträchtlichfeit der Gefährdung hat der 
Richter nach det Umftänden des befondern Falles zu beurtheilem 

5) Den fünften Scheidungsgrund machen aus: „em Le: 
ben oder der Gefundheit gefahrlihe Nachhftellungen,” 
die einem Ehegatten gegen den andern zur Laft fallen. Die Ge: 
feggebung muß dem bedrohten Chegatten gegen diefe Gefahren 
ein Schugmittel an die Hand geben; dad gelindefte ift aber- hier 
die Scheidung von Tiſch und Bett, Meiftend fallen diefe Hand: 
lungen auch in dad Gebieth der Criminalität, und der Civilrich- 
ter wird daher in diefem Falle die Scheidungsflage dem Crimi— 
nalgerichte zu übergeben haben, — Allein wenn auch das Teßtere 
den geflagten Ehegatten eined Verbrechens nicht fehuldig findet, 
fo fällt dadurch doch nicht immer auch diefer Scheidungsgrund 
weg. 3. B., die Frau befchuldiget den Mann in der eingereich: 
ten Scheidungsklage, daß derfelbe öfters, mit der Drohung, fie 
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zu erſtechen, mit dem Meffer auf fie gegangen fen, und fie in 
der Slucht ihre Heil habe fuchen müffen. Vor dem Griminalge: 
richte läugnet der Mann, die Abficht gehabt zu haben, feine Frau 
zu tödten oder auch nur zu befchädigen, und dad Criminalgericht 
findet, daß diefe böfe Abficht nicht außer Zweifel gelegt fey. Dei: 
fen ungeachtet bleiben diefe Angriffe für dad Leben und die Ge: 
fundheit des angegriffenen Ehegatten immer gefährlich, eben 
darum, weil es zweifelhaft ift, ob es dem Manne damit doch nicht 
Ernſt gewefen ſey. Oder die Frau befchuldiget den Mann folcher 
gefährlicher Nachftelungen, feßt aber bey, daß er auf ihr drin: 
gendes Bitten von der Ausführung feines Vorhabens felbjt wie: 
der, abgelaffen habe, — In diefem Sale ift gar fein Object zur 
criminalrichterlichen Amtshandlung vorhanden, wohl aber befteht 
diefer Scheidungsgrund. Es fiheint auch, daß bey diefem Schei— 
dungsgrunde fein ftrenger Beweis der begangenen That nothwen— 
dig fen; es dürfte hier ein hoher Grad von Wahrfcheinlichkeit 
genügen. Denn macht es der Elagende Ehegatte wahrfcheinlich , 
daß von dem Geklagten feinem Leben oder feiner Gefundheit nach— 
geftellt wurde, fo wäre es wohl fehr gefährlich, ihn zu zwingen, 
in der ehelichen Gemeinfchaft zu verharren, gegen welche Gefahr 
der Gefeßgeber daher eben durch Feftftellung diefed Scheidung: 
grundes ein Mittel an die Hand legen wollte. 

6) Als weiteren Scheidungdgrund ftellt das bürgerliche Ge— 
fegbuch „ſchwere Mißhandlungen” auf, die fich ein Ehegatte 
gegen den andern zu Schulden Fommen läßt. Unter Mißhand— 
lungen fcheinen hier bloß Thätlichkeiten, 3. B. Schläge, Ohr— 
feigen, nicht aucd) Verbal-Injurien verftanden werden zu fönnen. 
Die Mißhandlungen müffen fchwer feyn,/Wann fie aber als fol: 
che zu betrachten feyen, kömmt auf die Beirtheilung des Richters 
an, der dabey den Stand, die förperliche und Gemüthsbeſchaffen— 
heit de5 mißhandelnden Teiles ſich dabey vor Augen zu halten 
hat, Das Geſetz bedient ſich des Plurald, und zeigt dadurch, daß 
eine einzelne Mißhandlung, vielleicht im gerechten Zorn bey Be: 
tretung auf einer Leichtfertigfeit oder pflichtvergeffenen Betragens 
verübt, für Feinen hinreichenden Grund zur Scheidung angefehen 
werden könne. 


/ 
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7) Zum fiebenten Scheidungdgrumde eignen fih: „nach dem 
Berhältniffe der Perfonen, fehr empfindliche wies 
derhohlte Kränkungen,“ die ein Ehegatte von dem andern 
feidet. /Hierunter gehören befonders Verbal-Injurien, widerrecht— 
liche Befchränfungen der perfönlichen Freyheit, überhaupt alle 
jene Handlungen, wodurch in dem andern Chegatten eine un— 
angenehme Gemüthöftimmung hervorgebracht wird.’ Immer aber 
müffen die Kränfungen a) fo befchaffen feyn, daß fie, nad) dem 
Berhältniffe der Perfonen, für Fehr empfindlich angefehen 
werden Eönnen. Hier ift der Stand der Chegatten in vor= 
zügliche Berücdfichtigung zu nehmen, weil bey Gatten aus den 
höheren oder gebildeten Volköclaffen manche Handlungsweiſe, die 
bey der ungebildeten Volksclaſſe oft Faum ald eine Beleidigung 
angefehen werden wurde, als eine empfindliche Kränfung aufge: 
nommen wird, dann müffen b) die fehr empfindlichen Kränkun— 
gen wiederhohlt worden feyn; — ed müffen daher wenigftens 
zwey Kränfungen erwiefen vorliegen, bevor der —— auf Schei⸗ 
dung ſprechen kann. 

8) Als letzter Scheidungsgrund wird — „anhal—⸗ 
tende und mit der Gefahr der Anſteckung verbunde- 
ne Leibeögebrechen.” Der Ausdruf Leibesgebrechen hat 
zweyerley Bedeutungen, eine ausgedehntere und eine eingefchränf- 
tere. In erfterer Beziehung werden darunter auc Krankheiten 
gerechnet, in letterer aber wird diefer Ausdrud, zum Unterfchiede 
von Krankheiten, nur auf Eörperliche Gebrechen, welche auf einer 
mangelhaften oder abnormen Organifation beruhen, befchränft. 
Da der gefegliche Grund diefer Scheidungsurfache offenbar dar- 
in liegt, daß ed graufam wäre, einen Gatten zu verbinden, die 
eheliche Gemeinfihaft mit dem andern fortzufegen, wenn dieſe 
ihn täglich in die Gefahr bringt, das Förperliche Uebel fich zu: 
zuziehen, woran der andere leidet: fo ſcheint es Feinem Zweifel 
zu unterliegen, daß diefer Ausdrud hier in der erften Bedeutung 
genommen werden müffe, um fo mehr, als, wie gleich unten gezeigt 
werden wird, die von dem Geſetze felbft aufgeführten Scheidungs— 
gründe eine Ausdehnung auf analoge Fälle zulaffen. — Jedoch 
müſſen diefe Krankheiten anhaltend ſeyn; find fie nur vor 
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übergehend, fo bedarf e5 Feiner eigentlichen Scheidung, indem 

eine bloß Kranfheitöwegen eingetretene zeitliche Abfonderung der 

Ehegatten von Tifch und Bett nicht unter die unerlaubten Arten der 

Aufhebung der ehelichen Gemeinfchaft gerechnet werden kann ). 

9) Der Eingang diefes $. zeigt deutlich, daß fich der Ge— 
feßgeber in Aufzählung der Scheidungsgründe Feineswegs erſchö— 
pfen, fondern daß er nur von den gewöhnlichen vorkommenden 

Scheidungsurfachen eine ausdrücliche Erwähnung machen wollte. 

Die Aufzählung der Scheidungsgründe gefchah alfo bloß beleh— 

rungsweiſe (demonstrationis causa), nicht auöfchließungsweife (ta- 

xationis causa), wie die Juriſten zu fagen pflegen. Es follen da— 
her hier noch einige der vorzüglichern Scheidungsgründe aufge= 
führt werden. Hierunter rechne ich: 

a. Wenn auf einer Seite eine Eigenfchaft der Perfon ausdrück— 
lich bey Gingehung des Ehevertraged fich bedungen, und felbe 
auf der andern Seite betrieglich vorgegeben worden iſt. Es 
hatte fich 3. B. femand audbedungen, daß feine Braut noch 
nicht- über dreyßig Qahre alt feyn dürfe, und fie wäre vielleicht 
fchon über vierzig Jahre alt. Denn nach dem Jofephinifchen 
Geſetzbuche würde diefer Irrthum unter gewiffen Bedingungen 
fogar die Ungültigkeit der Che nach fih gezogen haben; follte 
er nach dem neuen bürgerlichen Gefegbuche von feiner Wich— 
tigkeit fo viel verloren haben, daß er felbft Feinen rechtmäßigen 
Grund zur Scheidung von Tiſch und Bett darbiethen follte? 

b. Eine nach der eingegangenen ehelichen Verbindung eingetre- 
“tene Impotenz des andern Ehegatten. Denn ed wäre unnatür— 
lich, den einen Ehegatten zu zwingen, durch das gemeinfchaft- 
liche Zufammenwohnen mit dem unvermögenden Theil feinen 
Gefchlechtötrieb immer anfachen Fefen zu müſſen, ohne ihn 
befriedigen zu können. 

c. Wenn ein Ehegatte von der chriftlichen zur Beibnifchen, moha= 
medanifchen oder jüdischen Religion übertritt, Fann ohne Zwei: 
fel der im der chriftlichen Religion verharrende Ehegatte die 


1) Man fehe übrigens die Wöhandlung des Herren Negierungsrathes Dolliner, in 
ver Wagner'ſchen Zeitfihr. 1323, V.Hft. ©. 22. $. 252: Erläuterung der ein— 
zelnen, im ſ. 109 des b. ©. DB, vorfommenden Scheidungsgrüände, 
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Scheidung von Tiſch und Bett verlangen. Denn hat der Ge: 
feßgeber, in Erwägung, daß die bey folchen Perſonen aus den 
Religionsbegriffen entfpringende Verfchiedenheit der Gefinnuns 
gen, der Sitten, Lebensweife, häuslichen Ordnung u. f. w. fehe 
nachtheilige Folgen, in Hinficht der Gewiſſensfreyheit, Unzer: 
trennbarfeit der Gemeinfchaft, Eintracht der Gemuüther und eine 
ungleichformige, zweckwidrige Erziehung der Kinder beforgen Taf: 
fen, die zwifchen folchen Perfonen gefchloffene Ehe für ganz 
ungültig erklärt; fo ift es gewiß auch fein Wille nicht, daß der 
chriftliche Ehegatte gegen feinen Willen gezwungen werden folle, 
die eheliche Gemeinfchaft mit’ dem vom Chriftenthume abgefal- 
lenen Öatten noch fortzufegen. Der vom Chriftenthume abge: 
fallene Satte aber kann, da er felbft diefen Uebelſtand herbey— 
geführt hat, diefe Scheidung nicht begehren. Wie aber, wenn 
von zwey Ehegatten, die ſich zur chriftlichen Religion nicht be: 
Eennen, ein Theil zu diefer übertritt ?— Daß der zur chriftlichen 
Religion übergetretene die Scheidung nicht verlangen könne, 
fcheint ausgemacht ; denn er Fann durch feine eigerte einfeitige 
Handlung den andern Theile feine ehelichen Nechte nicht ent— 
ziehen; aber auc) der Ehegenoffe, der in der nichtchriftlichen 
Religion verharret, feheint diefe Scheidung nicht begehrten zu 
können. „Denn ed liegt gewiß nicht in’ der Abficht des höchften 
Gefeggebers, daß Jemand wegemdes Uebertrittes zur chriftlichen 
Religion ein Uebel zu befahren haben folle. Ein analoger Fall 
ift bey der Gnterbung vorhanden, Der chriftliche Vater ift 
nach den dießfalls beftehenden Vorfchriften wohl berechtiget , 
feinen vom Chriftenthume abgefallenen Sohn zu enterben (9. 
768); ein gleiches Necht ift aber nicht auch dem jüdifchen Vater 
eingeräumt, wenn fein Kind zur chriftlichen Religion Übertritt. 
Der $. 39 fagt zwar, daß die Verfchiedenheit der Religion auf 
die Privatrechte Feinen Einfluß habe, aber er feßt auch bey: 
„außer, in fo fern diefes bey einigen Gegenftänden durch die 
Geſetze insbefondere angeordnet wird.” Durch die im $. 768 
ausgefprochene Verfügung hat aber der Gefeßgeber deutlich 
erklärt, daß er auch, in privattechtlicher Hinſicht, einen Un: 
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terfchied mache, ob ein Chrift zu einer nichtchriftlichen, oder 
ein Nichtehrift zur chriftlichen Religion übertritt. 

d. Eine, mit feinem hinreichenden Grunde unterftüßte, fortdauternde 

/ Berfagung der ehelichen Pflicht ift einer boshaften Verlaffung 
gleich zu achten, denn dadurch entfernt fich der Ehegatte, wel- 
cher fich derfelben fchuldig macht, unverkennbar von dem Anz 
dern. Auch läuft fie einem wefentlichen Zwede der Che, 
nahmlich der Erzeugung der Kinder, geradezu entgegen; fie 
muß daher um fo mehr ald eine gegründete Scheidungsurfache 
angefehen werden, ald auch der sub b) angeführte Grund 
eintritt. | 

d, 110, 


Art der Wiedervereinigung. 


Gefchiedenen Ehegatten fteht es frey, fich wieder 
zu vereinigen; doch muß die Vereinigung bey 
dem ordentlichen Gerichte angezeigt werden. Wol- 
len die Ehegatten nach einer folchen Bereinigung 
wieder gefchieden werden, fo haben fie eben das 
zu beobachten, was in Rüdficht der erften Schei— 
dung vorgeschrieben ift, 

41) Da ed den Ehegatten freygeftellt ift, fich durch gemein: 
fchaftliches Einverftändnig von Tifh und Bett zu feheiden, fo 
muß gefchiedenen Ehegatten um fo mehr die Freyheit gelaffen 
werden, fi) wieder zu vereinigen, und da dad Geſetz dem ge— 
fchiedenen Leben der Ehegatten ohnehin abhold ift, fo bedarf es 
bey der Wiedervereinigung Feiner ähnlichen Vorfichten, wie fie 
bey der Scheidung felbft vorgefchrieben find. 

2) Da aber das Gericht fich in der Kenntniß der in feinem 
Auriddictiond = Bezirke vor fich gegangenen Chefcheidungen erhal- 
ten muß, fo ift ed auch nothwendig, daß die Wiedervereinigung 
demfelben angezeigt werde. Das Gefeg redet hier von dem or- 
dentlihen Gerichte, und hierunter fcheint jenes verftan- 
den werden zu müffen, in deſſen Gerichtdacten die Scheidung 
vorgemerkt worden ift. Der Zweck diefer Unzeige fordert es, 


daß die Miedervereinigung eben da wieder angemerkt werde, wo 
Nippel's Commentar IL. Th. 7 
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die bewilligte Scheidung eingetragen worden ift. Die $$. 405, 
407 und 410 ftehen im innigen Zufammenhange. Laßt man die 
ss. 106, 108 und 109, welche nur Nebenbeftimmungen enthal 
ten, hinweg, ſo wird es auffallend, daß unter dem Ausdruck: „or: 
dentlichen Gerichte,” in diefem $. Eein andered gemeint feyn Fünne, 
als dasjenige, von welchem in den $$. 105 und 107 die Rede ift. 

3) Haben fich die Ehegatten nur auf eine beftimmte Zeit 
son einander gefchieden, To fritt nach dem Verlaufe diefer Zeit 
ihre. eheliche Verbindung ipso facto wieder in Wirkfamfeit, und 
ed bedarf, wenn fich die Ehegatten nad) diefer Zeit wirklich wie— 
der mit einander vereinigen, Feiner neuerlichen Anzeige, indem 
dazumahl ſchon, vermöge des urfprünglichen Scheidungsvertrages, 
Keine Scheidung mehr beftehet. Nur wenn fie ſich vor der beftimm- 
ten Zeit wieder vereinigen wollen, ift diefe Anzeige nothwendig. 

4) Die Anzeige kann, da dad Gefeß hier nichts Beftimmtes 
feftfest, mündlich oder fehriftlich geſchehen; gefchieht fie mündlich, 
fo müffen beyde Chegatten vor Gericht erfcheinen, und dasfel- 
be muß ihre Anzeige zu Protocoll nehmen. Denn die von 
einem Chegatten allein gemachte Anzeige wurde dem Gerichte 
nicht die Gewißheit der wirklichen MWiedervereinigung verfchaffen. 
Geſchieht fie Ichriftlih, fo muß, aus gleihem Grunde, das Ge: 
richt fih wenigftens Die Veberzeugung verfchaffen, daß die An: 
zeige von beyden Ehegatten eigenhandig unterfchrieben fey- 

5) Durch die bey dem Gerichte gemachte Anzeige der Wie 
dervereinigung wird dad urfprüngliche Verhältniß, in fo fern 
hier von perfönlichen Rechten und Pflichten die Rede ift, wieder 
hergeftellt ; wollen daher die Ehegatten nach einer folchen Ver— 
einigung wieder gefchieden werden, fo müffen fie dasjenige, was 
in Rücfficht der erften Scheidung vorgefchrieben ift, um fo. mehr 
beobachten, als eine Scheidung, die vormahld überlegt, und aus 


einer rechtlichen Urfache gefchehen ift, unüberlegt und grundlos 
wiederhohlt werden kann. 
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2, 7 u 
b) Gänzlihe Trennung bey Katholiken durch den Top. 


Das Band einer gültigen Ehe kann zwifchen ka— 
tholifhen Perfonen nur durch den Tod des einen 
Ehegatten getrennt werden; eben fo unauflös- 
lich ift das Band der Ehe, wenn auch nur ein 
Theil ſchon zur Zeit der gefchloffenen Ehe der 
katholiſchen Religion zugethan war, 


4) Die dritte Art, die eheliche Gefelfchaft aufzuheben, ift 
die Trennung, wodurch eine gültig gefchloffene Ehe gänzlich aufs 
gelöfet wird, Cine folche allgemeine Auflöfungsart ift der Tod 
eines Chegatten. 

2) Damit aber auch die Gerichtöftellen die Ehe, wegen 
des erfolgten Todes des einen Chegatten, al3 wirklich aufgelö- 
fet anfehen Fönnen, muß der Beweis des Todes geliefert werden. 
"Die gewöhnliche Art des Beweiſes des erfolgten Todes, find 
Zodtenfcheine der Pfarrer, oder die der beftehenden dffentlichen 
Kranfenanftalten, dann die von beeideten Beamten audgefertigten 
Auszüge aus den Sterbregiftern. 

3) Im alle aber ein Ehegatte den erfolgten Tod des an- 
dern nicht durch Beybringung folcher öffentlichen Urkunden bemei: 
fen kann, aber den vollftäandigen Beweis hierüber durch Zeugen: 
ausfagen herzuftelfen hofft, iſt vermöge allerhöchfter Entfchliegung 
vom 18. November 1826, kundgemacht durch Juſtiz-Hofdecret 
vom 17. Februar 4827, folgendes Verfahren vorgefchrieben worden. 
a. Hat derfelbe fein Gefuch um Abhörung der nahmhaft zu ma= 

chenden Zeugen, mit Einlegung der Weisattifel, bey derjenigen 
Gerichtöbehörde einzureichen, welche in Nudficht der, zum 
Behufe der Wiederverehelichung angefuchten Zodeserklärungen, 
die zuftandige ilt. 

b. Diefe hat, nady reifer Veberlegung der angegebenen Umftande, 
durch Befcheid zu erfennen, ob das Gefuch zu vermilligen , 
oder die Partey anzumweifen ſey, die Zodeserflärung auf die 
im a. b. &. B., IS. 112 — 114, vorgefchriebene Art zu er— 

7 * 
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Bi 
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wirken. Gegen einen Beſcheid letzterer Art ſteht det Partey 
der Recurs an dad Obergericht offen. 


. Zugleich) mit der Bewilligung des Gefuches hat die erwähnte 


Behörde dem Vermißten einen Curator zu. beftellen, einen 
Bertheidiger des Chebanded zu ernennen, diefen Beyden Ab: 
ſchriften des eingereichten Gefuched und der MWeisartifel, zur 
einverftändlichen Verfaſſung der längjtend binnen 30 Tagen 
einzulegenden befondern Frageſtücke, zuzufertigen, und eine 
Öffentliche, zu drey verfchiedenen Mahlen in den Zeitungsblät- 
tern einzurickende Verlautbarung ergehen zu laffen, worin 
die aus dem Gefuche und den MWeidartikeln zu entnehmenden 
Umftände der Art, ded Ortes und der Zeit des angeblichen 
Todes, angeführt, und Alle, die von dem Leben oder den Um— 
ftänden des Todes einige Wiffenfchaft haben, aufgefordert 
werden, davon entweder dem ©erichte oder dem beftellten 
Gurator binnen einer, nach Belchaffenheit ded Falles zu bes 
ſtimmenden Zrift, die jedoch nie kürzer ald drey Monathe, 
und in der Negel nie langer al3 ein Zahr feyn foll, die ges 
hörige Anzeige zu machen; follten jedoch befondere Verhältniffe 
obmalten, welche zur Erfüllung des Zweckes einen längern 
Zeitraum erforderlich machen, fo hat auch einen folchen das 
Gericht in der Verlaubarung zu beftimmen. 

Sobald der Richter die Frageſtücke erhalten hat, ſoll er, ohne 
den Ablauf der in der Verlautbarung feftgefesten Friſt abzu- 
warten, zur Vernehmung der Zeugen fchreiten, und daben 
nach den Vorſchriften der allgemeinen Gericht3ordnung vor: 
gehen. Nur liegt ihm ob, die eingelegten Frageftüce, wenn er 
e3 nöthig findet, auch während des Zeugenverhöres zu vervoll- 
ftändigen, oder neue Tragen zu ftellen, und alle entfcheidenden 
Umftände von Amtswegen genugfam: aufzuklären. 

Die aufgenommenen Ausfagen der Zeugen find fowohl dem 
Zeugenführer, als dem Curator des Vermißten und dem Ber: 
theidiger ded Ehebandes mitzuteilen. Hiernächft hat der Rich: 
ter eine Zagfakung, jedoch fo, daß die in der Verlautbarung 
anberaumte Friſt vor derfelben fehon abgelaufen ift, anzuord: 
nen, und bey diefer den Beweisfuhrer und die beyden Ber: 
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freter mit ihren Einwendungen und Erinnerungen zu Protocoll 

zu vernehmen. Sollte fich aus denfelben die Nothwendigkeit 

neuer Erhebungen oder Zeugenverhöre ergeben, fo find diefe 
ohne Verzug zu veranftalten oder vorzunehmen. 

f. Nach dem Schluffe der Verhandlungen ift, mit Zuziehung eines 
politifchen Repräfentanten, durch Urtheil zu erfennen, ob der 
Beweis des erfolgten Todes hergeftellt worden ſey oder nicht. 
Im legten alle finden dagegen die gewöhnlichen Rechtömittel 
Statt; im erftern aber ift dad Urtheil, in weichem immer der 
aus den Zeugenaudfagen hervorgehende Zeitpunct ausgedrückt 
feyn muß, vor der Kundmachung jederzeit dem Appellations- 
Gerichte, und durch diefes dem oberften Gerichtöhofe. vorzu: 
legen. Ballen dem oberen Richter in dem Verfahren wefent: 
liche Gebrechen auf, fo foll er vor Schöpfung des Urtheild 
die DVerbefferung derfelben von Amtswegen veranlaffen. 

Durch dieſe gefegliche Vorfchrift forgte der höchfte Geſetz— 
geber auf der einen Seite dem die Wiederverehelichung fuchen: 
den Ehegatten die oft dringend nothwendige Erfüllung feines 
gerechten Wunfches zu erleichtern, aber ihm auch die Durchfegung 
eines £riegerifch angelegten Planes auf alle mögliche Weife zu 
erfchweren ; auf der andern Seite dagegen, die zum Beweife des 

Todes aufgeführten Zeugen von Collufionen abzufchrefen, den 

Nichter felbjt gegen irrige Anfichten und Uebereilungen zu ſchützen, 

von aller Parteylichkeit abzuhalten, und fo dad öffentliche Inter— 

eife an Aufrechthaltung gültiger Ehen gehörig ficher zu ftellen '). 

4) Nach der Lehre der meiften katholiſchen Theologen. ift 
die Ehe, nad) göttlichem Nechte, unaufldsbar. Die öfterreichifche 

Gefeßgebung , getreu dem Grundfage, die Lehren der Religion 

auch von Außen aufrecht zu "erhalten, erkennt daher bey Fatho- 

lifchen Ehegatten Feine andere Trennungsart, ald durch den Tod 
des einen oder des andern Ehegatten. Wenn alfo das Gefes 
eine Trennung der Ehe nicht zuläßt, im Falle zur Zeit der vor ſich 
geben follenden Auflöfung beyde Ehegatten der Eatholifchen Re— 


4) Man leſe die Abhandlung des Heren Regierimgsrathes Dr. Thomas Doliner , 
in der Zeitfcheift für öfterreichifche Rechtsgelehrfamkeit. Jahrg. 1327, Heft X, 
@®- 155. 
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ligion zugethan find, fo folgt fie ganz jenen Grundfägen, welche 
die Chegatten felbft als Katholifen haben müſſen. Allein das 
Geſetz gebt hier weiter. Es erfläret a) auch die Che zwifchen 
Perfonen, die zur Zeit der gefchloffenen Ehe Eatholifch waren, 
es mögen entweder beyde, oder eine, oder auch Feine derfelben 
fich noch ferner zu diefer Religion bekennen, und b) wenn bey der 
Dermahlung auch nur Ein Ehegatte fich zur Fatholifchen Religion 
bekannte, obgleich er in der Folge zur afatholifchen Religion überge— 
treten ift, für unauflösbar. Der gefegliche Grund diefer Anordnung 
ift, weil bey jedem Katholifen, vermöge feinen Religionsgrund: 
faßen, angenommen werden muß, daß er bey feiner VBerehelichung 
die Unauflösbarfeit zu einer wefentlichen Bedingung mache, der 
fich der andere Theil, ohne Rüdficht auf fein Religionsbefenntniß, 
unterzieht. 

5) Aufldsbar dagegen ift eine Ehe a) nicht nur, wenn 
die Ehegatten bey ihrer Derehelichung afatholifch waren und 
noch find, fondern auch b) wenn von Ehegatten, die zur Zeit 
der gefchloffenen Che akatholifch waren, in der Folge ein Theil 
zur Fatholifchen Religion übergetreten ift. 

Die Frage: ob eine Che auflösbar fey, wenn zwey urfprüng: 
lich afatholifche Eheleute zur Eatholifchen Religion übergegangen, 
nachher aber wieder beyde zur afatholifchen Religion zurücdgetreten 
find? wird in unfern Gefegen nicht ausdrücklich beantwortet. 
Ohne Zweifel muß aber, nad) allgemeinen Grundfägen, die Be: 
antwortung derfelben verneinend ausfallen; denn durch die An: 
nahme der Eatholifchen Religion haben folche Eheleute auf die 
urfprüngliche Auflösbarfeit ihrer Che Verzicht geleiftet. Diefe 
DVerzichtung können fie nicht wieder zurücknehmen. Weberhaupt 
foll der Abfall von der Eatholifchen Religion nie ein Mittel 
werden, fich eines Täftig gewordenen Chebandes zu entledigen. 
Um fo weniger findet aber die Auflöfung des Chebandes Statt, 
wenn von zwey Eatholifch gewordenen Ehegatten, nur ein Theil 
zur afatholifchen Religion zurückkehrt ). 


' 





1) Siehe die Abhandlung des Seren Regierungsrathes Dolliner im T. Heft der 
Zeitſchrift für öfterreichifehe Rechtsgelehrfanfeit, 1825. 1.9. ©. 7 — 30. 
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. 112, 
Art der Zodeserkläruug. 


Der bloße Verlauf der in dem |. 24 zur Todes⸗ 
erklärung beftimmten Zeit, binnen welcher ein 
Ehegatte abweſend it, gibt zwar dem andern 
Theile noch Fein Recht, die Ehe fir aufgelöfet 
zu halten und zu einer andern Ehe zu ſchreiten; 
wenn aber diefe Abwefenheit mit folchen Umſtän— 
den begleitet ift, welche keinen Grund zu zwei— 
fein übrig laffen, daß der Abwefende verftorben 
fey, fo kann bey dem Landrechte des Bezirkes, 
wo der zurückgelaffene Ehegatte feinen Wohnfig 
hat, die gerichtliche Erklärung, daß der Abwe— 
fende für todt zu halten und vie Ehe getrennt 
ſey, angefucht werden, 


4) Außer dem Beweis des Todes eines Menfchen, welcher 
durch öffentliche Urkunden, oder durch Zeugen geführt wird, gibt 
es noch einen andern, den ich den Beweis aus Vermuthungs— 
gründen nennen möchte, und welcher in diefem und in den nach: 
folgenden beyden SS. dargeftellt wird. Diefer Fünjtlihe Beweis 
wird unter dem gefeglichen Ausdrucke: „Todeserklärung“ begriffen ; 
denn durch diefe Erklärung foll nicht ausgefprochen werden, daß 
ein noch lebender Menfch für todt angefehen werden foll, fon= 
dern es wird dadurch lediglich erklärt, daß die für den Tod 
eines Menſchen freitenden VBermuthungen von der Art feyen, daß 
derfelbe allerdingd als eingetreten angefehen werden kann und foll. 

2) Die Zodeserflärung, die zum Zwecke der Wiederverehe: 
lihung angefucht wird, ſetzt folgende zwey Erforderniffe voraus: 
a) Eine durch den im $. 24 zur Todeserklärung überhaupt feft 
gefegten Zeitraum fortdauernde Abweſenheit oder Vermiſſung 
des einen Ehegatten, und b) dad Zufammentreffen folcher Um: 
ſtände bey diefer Abweſenheit, die feinen Grund zu zweifeln übrig 
laffen , der Abweſende (Verſchollene) ſey veirklich todt. 


* 
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Es ift daher gewiß, daß der erſte und zweyte all des 
$. 24, wenn er nicht auch noch durch andere Gründe, die den 
erfolgten Tod höchft wahrfcheinlich machen, unterfiügt wird, den 
Ehegatten noch nicht berechtigen, die Che für aufgelöfet zu halten 
und um Zodeserflärung des andern Ehegatten anzufuchen; allein 
zweifelhaft ift ed, ob in dem dritten Falle, nebft den im $. 24 
aufgeführten Umftänden, noch andere hinzutreten müffen, um 
dad Geſuch auf Zodeserflärung ftellen zu können? Iſt es nicht 
genug, daß die Gattinn erweifet, ihr Mann fey vor drey Jahren 
in einer Schlacht fchwer verwundet worden, und fie habe feit 
diefer Zeit nicht5 mehr von ihm gehört ? Muß fie außerdem noch 
einen weitern, die Wahrfcheinlichkeit des Todes unterjtügenden 
Umftand anführen? — Das Gefeß fagt hier, daß der bloße 
Verlauf der in dem $. 24 zur Todeserfläarung beftimmten Zeit 
dem Ehegatten noch Fein Necht gebe, die Ehe für aufgelöfet zu 
halten; allein im dritten Falle handelt es fich ja nicht bloß um 
den Verlauf einer beftimmten Zeit, fondern zugleich um bad Da= 
feyn eines Umftandes, welcher den wirklich erfolgten Tod des 
Abwefenden wahrfcheinlich macht, Ed fcheint daher, daß bey 
der Zodeserflärung, welche zum Zwede der Wiederverehelichung 
vorgenommen wird, ſich mit den zwey erften Erforderniffen des 
$. 24 nicht begnügt werden dürfe, daß aber bey dem Vorhan— 
denfeyn des dritten Falles nicht weiter mehr erfordert werde. 
Alfein dieſer F. fagt auch zugleich, daß die Abwefenheit mit fol: 
chen Umftänden begleitet feyn müffe, welche Feinen Grund zu 
zweifeln übrig laffen, daß der Abweſende verftorben fey; es 
kömmt daher noch immer auf die richterliche Beurtheilung an, 
ob die ſchwere Verwundung, oder das Befinden auf dem ge: 
fheiterten Schiffe, in dem beftimmien Falle als ein folcher Um— 
ftand angefehen werden könne? — Es ijt doch gewiß, daß die 
fchwere Verwundung allein, oder der Umftand, daß ſich der 
Abwefende zur Zeit, ald das Schiff fcheiterte, auf demfelben 
befand, an und für ſich noch Eein folcher fey, der Feinen Grund 
zu zweifeln übrig läßt, daß der AUbwefende verftorben fey; denn 
wie viele ſchwer Verwundete werden geheilt, wie viele Schiff: 
brüchige wieder gerettet? Freylich muß dieſer Umftand bier in 
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Verbindung mit einer dreyfährigen Abweſenheit betrachtet werden; 
allein es müffen auch noch andere Umftände hinzukommen, wenn 
diefe dreyjährige Abweſenheit die Vermuthung des Todes in dem 
Grade beftärken foll, daß fein Grund, daran zu zweifeln, 
mehr übrig bleiben follte. Denken wir und 3. B. den Zall: 
Jemand fey eined Verbrechens wegen entflohen, und nach der 
Hand werde in Erfahrung gebracht, daß er fih auf dad Meer 
eingefehifft, und vor drey Jahren Schiffbruch erlitten habe? 
Wäre es nicht bedenklich, dieſes Umſtandes wegen feine Ehe für 
aufgelöfet zu halten ? 

3) Da der Richter Eeinen Umftand, welchen dad Gefeß zur 
Gewährung des Gefuches nothwendig vorausfest, als wahr an— 
nehmen darf, wenn er nicht erwiefen ift: fo muffen von dem an- 
fuchenden Ehegatten auch jene Umftände, auf welche er die Ver: 
muthung des Todes des Andern gründet, erwiefen werden, oder 
er muß wenigftens dem Nichter die Mittel an die Hand geben, 
diefe Umftände außer Zweifel zu fegen. 

4) Die Gerichtöbehörde, bey welcher dad Anfuchen um eine 
Todeserflärung zum Zwecke der Wiederverehelichung gefchehen foll, 
ift das Landrecht des Bezirkes, wo der zurüdgelaffene Ehegatte 
feinen Wohnfiß hat. Der Grund, warum diefe Angelegenheit dem 
Landrechte zugewiefen ift, liegt ganz nafürlich darin, weil es fich 
bier zugleich um die Trennung der Ehe handelt, welche zur Ge: 
richtöbarfeit des Landrechtes gehört. Wenn e3 fih um Zodeder- 
Elärung eines zur Militärjurisdichion gehörenden abweſenden Che: 
Hatten, und um bie Erlaubniß, zu einer neuen Ehe zu fchreiten, 
handelt, fo ift dad Geſuch, wenn der anfuchende Theil der Eatho: 
lifchen oder nichtunirten griechifchen Religion zugethan ift, in den 
deutfchen Provinzen und bey den Feldtruppen in Ungarn, bey dem 
judicium delegatum militare, oder militare mixtum, und in den 
Militärgranzen bey den Didcefan: Confiftorien, von Bittjtellern 
der augöburgifchen oder helvetifchen Confeſſion aber in jedem Falle 
bey dem judicium delegatum militare, oder militare mixtum 
anzubringen '). 


1) Hofdecret vom 9. Detober 1803, 3. G. ©. Nr, 628, 
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Nach diefem Gefuche wird ein Eurator zur Erfors 
ſchung des Abwefenden aufgeftellt, und der Ab— 
wefende durch ein auf ein ganzes Zahr geftelltes, 
und drey Mahl den Hffentlichen, nach Umftänden 
auch den ausländifchen Zeitungsblättern einzu— 
rückendes Edict mit dem Beyſatze vorgeladen, 
daß das Gericht, wenn er während diefer Zeit 
nicht erfcheint, oder felbes auf andere Art in die 
Kenntniß feines Lebens ſetzt, zur Todeserklärung 
ſchreiten werde. 


4) Wird ein Geſuch um Todeserklärung, zum Zwecke der 
Wiederverehelichung, eingereicht, fo hat der Richter vor Allem dat: 
auf zu fehen, ob dasfelbe auf die im $. 142 angeführten Grfor: 
derniffe geftüßt und mit den gehörigen Beweismitteln belegt ſey; 
findet er, daß diefed der Fall nicht fen, fo ift dasſelbe ohne wei: 
ters zurückzuweiſen. Denn diefe Todeserklärung wird ald eine 
vermuthete Trennung der Che behandelt, daher hat ein analoges 
Berfahren, wie in ftreitigen Cheangelegenheiten, hier Pat. Bey 
diefem ift aber, wie bereit $. 107 erwähnt worden ift, vorges 
fchrieben, daß der Richter, wenn er dad Gefuch des Ehegatten auf: 
fallend ungegründet findet, denfelben durch zweckmäßige Vorſtel— 
ungen dahin bringen foll, von feinem Vorhaben abzuftehen. Zus 
dem fagt der $. 1412, daß wenn die Abwefenheit mit folchen 
Gründen begleitet ift, welche Eeinen Grund zu zweifeln übrig 
laffen, daß der Abwefende verftorben ſey, die gerichtliche Todes— 
erklärung angefucht werden könne. Sie kann alfo nicht, 
angefucht werden, wenn Feine folchen Gründe vorhanden find. 
Ein Geſuch aber, daß Niemand zu ftellen berechtiget iſt, kann 
ohne weiters zurückgewieſen werden. 

2) Abweſende ſtehen unter dem beſondern Schutze der Ge— 
feße (89. 21, 269, 270, 277), der ihnen durch die gerichtliche 
Beſtellung eines Curators geleiftet wird, fo oft ohne folchen ihre 
Rechte durch Verzug gefährdet, oder die Rechte eines Andern in 
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ihrem Gange gehemmt würden ($. 276). Da nun aud) diefer 
Fall hier eintritt, wo- e3 fich darum handelt, den abmwefenden 
Ghegatten feiner ehelichen Rechte zu berauben, fo ift vor Allem 
die Aufftellung eines Curators für felben dann nothwendig, wenn 
ein auf gefegliche Gründe geftüßtes’ Geſuch um Todeserklärung 
überreicht ift. 

3) Es entfteht die Frage: ob die Aufftellung eines Cura= 
tors auch indem Falle Pla greife, wenn in Anfehung des ver: 
fhollenen Gatten noch die väterliche oder vormundfchaftliche Ges 
walt in Wirkfamfeit ift, oder wenn er feldft bey feiner Entfer— 
nung einen ordentlichen Sachwalter zurückgelaffen hat? — Sn 
diefen beyden Fallen findet für Abwefende die Beftellung eines 
Euratord gewöhnlich nicht Statt, aber im vorliegenden Falle 
ſcheint doch dad Gegentheil behauptet werden zu müffen, da fo- 
wohl der gegenwärtige, als der $. 277 felbe unbedingt fordert. 
Indeffen fteht nichts entgegen, den ohnehin fchon beftehenden 
gefeglichen Vertreter des abmefenden Ehegatten, oder den von 
ihm ſelbſt Bevollmächten, auch ald Curator ad actum zur Gr: 
forſchung des Abwefenden aufzuftellen. 

4) Die Pflicht ded aufgeftellten Curatord befteht darin, daß 
er überhaupt Über die Rechte des DVerfchollenen, in Abſicht auf 
die Che, wachen, vorzüglidy aber, daß er während der gefegli- 
- chen Codictalfrift bey Perfonen, mit weldhen der Vermißte in 
nähern Verhältniſſen ftand, oder die fonft muthmaßlich einige 
Kenntniß von ihm haben Fönnten, genau nachforfche, um die 
Behelfe für die Wahrfcheinlichfeit, dag er noch am Leben fey, 
zu fammeln. Ünöbefondere hat er fich genau zu erfundigen, ob 
derfelbe während feiner Abmwefenheit nicht5 von fich habe hören 
laffen, und im bejahenden Falle, warn diefes das letzte Mahl 
gefchehen fey, und feit welcher Zeit alle Nachrichten über ihn 
gänzlich ermangeln ? 

Ueber die erforfchten Umſtände hat er forgfaltig die gehöri— 
gen Beweismittel zu fammeln und feiner Zeit dem Gerichte 
vorzulegen. 

5) Zugleich mit der Aufitellung des Curators hat das Ge: 
eicht ein Edict zu erlaffen, worin gewöhnlich, nac) vorläufiger 
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Erwähnung des angebrachten Gefuches und der Beftellung des Eu: 
ratord, dem Berfchollenen bedeutet wird, daß er entweder binnen 
Jahresfriſt felbft erfcheinen, oder das Gericht auf eine andere Art 
in die Kenntniß feined Lebens feßen foll, widrigenfalls dasfelbe 
zur Zodeserklärung fihreiten würde. Die Kundmachung des Edictes 
gefchieht dadurch, daß es, wie gewöhnlich, am Gerichtsorte an- 
gefchlagen und den öffentlichen Zeitungsblättern, vorzüglich der: 
jenigen Länder, in welchen der Vermißte, nach den aus dem 
Gefuche des zurüdgebliebenen Chegatten erfichtlichen Umjtänden, 
ſich allenfall3 befinden könnte, eingerüct wird. Die Einrückung 
des Edictes in die Zeitung gefchieht drey Mahl nach einander. 
Sind Spuren vorhanden, daß fich der Abwefende in dad Aus- 
land begeben habe, fo ift das Edict auch den ausländifchen Zei: 
tungsblättern einzufchalten. Da jedoch die Vorladung durch die 
ausländifchen Zeitungen nur nach Umftänden zu verfügen ift, fo 
ift in jedem einzelnen Falle die Nothwendigkeit und Wahrfchein: 
lichkeit eines Erfolges immer ven den Gerichten zu beurtheilen. 
Wenn Fein anderer, Eürzerer Weg befteht, als die minifterielle 
Gorrefpondenz mit den auswärtigen Staaten, fo wird von der 
oberften Suftisftelle dad Nöthige zur Bewirfung der Einrückung 
in die ausländifchen Zeitungen durch die E. k. öfterreichifchen Ge— 
fandtfchaften verfügt '). 

6) Die Koften für. amtliche Einrückungen in die Zeitungen 
müffen, der Negel nach, immer von den Parteyen getragen wer: 
den, und dürfen vom Aerare nicht einmahl vorgefchoffen wer- 
den. Sind Edicte für Parteyen aus andern Provinzen in die 
Mienerzeitung beyzurüden, fo find die Parteyen von den Ge— 
richtöbehörden zu verhalten, die Berichtigung der Inſertionsge— 
‚bühren entweder fogleich- felbft zu leiften, oder einen Beftellten, 
ein Handlungshaus ıc. in Wien, bierzu anzuweifen und nahm: 
haft zu machen. Im erften Falle der fogleichen Berichtigung ha— 
ben die Gerichtöbehörden die Inſertionsgebühren mit dem nächſt 
abgehenden Poſtwagen einzufenden, Nur in jenen Füllen, wo die 
Zahlung der Anfertionsgebühren von den Parteyen durchaus 


4) Hofdecret vom 27. Auguſt 1817, 3. G. ©. Tits 1567, 
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nicht gleich geichehen Fann, oder wo die Parteyen oder ihre 
Bertreter in den übrigen dfterreichifchen Provinzen feinen Hof: 
agenten, Bevollmächtigten oder Beftellten in Wien, zur Berichtis 
gung diefer Infertiondgebühren, nahmhaft machen können, follen 
diefe von dem niederdfterreichifchen Zuftiz = Cameraltaramte aus 
dem hierzu eigens beftimmten Verlage vorgefchoffen werden. Hans 
delt ed ſich um die Einrückung folcher. Edicte, wodurch die To— 
deserklärung eines Verfchollenen eingeleitet wird, in die auslän— 
difchen Zeitungen, fo find die Parteyen und Euratoren felbft un: 
mittelbar anzuweifen, die Vorkehrungen zu treffen, damit die 
Einrückung in die Zeitungen auswärtiger Staaten erfolge. Wo 
es fih um mittellofe Individuen handeli, und die Einrückung 
nicht unentgeldlich, felbft erga reciprocum nicht bewirft werden 
Eonnte, darf der Betrag aus dem Cameral-Taxfonde beftritten 
werden, jedoch follen mehrere folche vermögenslofe Individuen, 
zur Vermeidung der Auslagen in eine Vorladung zufammen auf: 
genommen werden '). 


d. 114, 

Sit diefer Zeitraum fruchtlos verftrichen, fo ift, auf 
mwiederhohltes Anfuchen des verlaffenen Ehegat— 
ten, das Fiscalamt, oder ein anderer rechtichaf: 
fener und fachverftändiger Mann zur Vertheidi— 
gung des Ehebandes zu beftellen, und nad) ges 
pflogener Verhandlung zu erfennen, ob das Ge- 
ſuch zu vermwilligen fey oder nicht, Die Bewilli- 
gung ift der Partey nicht fogleich Fund zu ma- 
hen, jondern durch das Dbergericht zur höchften 
Schlußfaſſung vorzulegen. 

4) Iſt die im Edicte angeſetzte Jahresfriſt verftrichen, ohne 
daß fich der verſchollene Gatte perfönlich geftellt, oder von ſei— 
nem Leben auf eine glaubwürdige Weife Nachricht gegeben hat, 
fo Fann von dem zurücgebliebenen Chegatten das Anfuchen 


1) Hofdecret vom 27. Auguſt 1817, Wir. 1367, dann 23. Detober 1219, Nr. 1816, und 
1. April 1320, Nr, 1656 der 5, ©. ©. 
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um Todeserklärung wiederhohlt werden, Dad Gericht Hat fich 
aber Amteswegen um nichtd Weiteres zu befümmern, fondern 
wird Tediglicy durch die Wiederhohlung des erwähnten Gefuches 
zur weiteren Amtöhandlung aufgefordert. Diefem erneuerten Ge— 
fuche ift dad vorige Anbringen, fammt den Zeitungsblättern, in 
welchen die Vorladung des verfchollenen Ehegatten eingerückt war, 
als Beylagen anzufchliegen. Hat der anfuchende Ehegatte in der 
Zwifchenzeit noch mehrere Wahrfcheinlichfeitsgrunde für den wirk— 
lich erfolgten Zod ded andern Ehegatten aufgefunden, fo ift es 
zweckmäßig, felbe in diefem erneuerten Gefuche aufzuführen. 

2) Die erfte Amtshandlung, die dad Gericht auf diefed 
neuerliche Gefuch vorzunehmen: hat, befteht in der Aufftellung 
eined Vertheidigerd des Ehebandes. An der Regel ift das Fis— 
calamt hierzu berufen, nur in Verhinderungd= oder Perhorrens⸗ 
cenz = Hallen Fann die Vertretung des Ehebandes einem andern 
Manne, zu deffen Nechtsfenntniffen und, Nedlichkeit das Gericht 
Vertrauen hegt, überlaffen werden. Bey der Todeserklärung eined 
jüdifchen Chegatten greift aber diefe fiscalämtliche Vertheidigung 
des Ehebandes nicht Pla '). Der Richter hat dem beftellten Ber: 
theidiger des Chebandes diefes Gefuch ſammt Beylagen mitzue 
theilen. Diefer hat fih mit dem aufgeftellten Curator in das 
Einvernehmen zu fegen, und fich von ihm die, in Anfehung des 
Lebens der verfchollenen Perfon gefammelten Behelfe vorlegen zu 
laſſen. 

3) Die Art der Verhandlung ſelbſt muß dem vernünftigen 
Ermeſſen des Richters anheim geſtellt bleiben. Nur einige lei— 
tende Grundſätze können hier angegeben werden. Die Unterſu— 
chung iſt, wie bey allen Eheangelegenheiten, Amteswegen zu pfle— 
gen; dem Richter liegt daher ob, auch ohne ein Begehren der 
Parteyen abzuwarten, alle Schritte zu unternehmen, welche da— 
zu dienen, dad eigentliche Sachverhältniß auf Fürzeftem Wege zu 
erforfchen. Diefer Zweck Fann nur durch mündliche Verhandlun— 
gen erreicht werden. Er wird daher, nachdem er dem Verthei- 
diger ded Ehebandes dad Geſuch zur Einfiht mitgetheilt hat, 





4) Hofdecret vom 13. November 1816, Ne. 1295, 23. Auguft 1319, Nr. 4595 der 
3: & ©. 
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eine Tagfakung anordnen, und hierzu den gegenwärtigen Ehegat: 
ten, den Curator ded Abwefenden, und den Vertheidiger des Che: 
bandes vorladen, fie ordnungsmäßig verhandeln laffen, und über 
ihre Aeußerungen ein Protocol! aufnehmen. Es fteht Fein Anftand 
entgegen, daß Erfterer, wenn er fich felbft die gehnrige Kähigfeit zu 
gerichtlichen Verhandlungen nicht zufrauf, einen Rechtöfreund zur 
Tagſatzung mitbringe. Findet der Richter durch diefe Verhand- 
Iungen noch nicht alle Umftände nach Möglichkeit aufgeklärt, fo 
hat er Umteöwegen alles einzuleiten, was zu vollfommener Auf: 
Elärung der obwaltenden Sachverhältniffe nöthig erfcheint. Iſt 
nichts mehr zu erörtern übrig, oder nach den obwaltenden Ver: 
hältniffen möglich, fo wird dad Verfahren gefihloffen und zur 
Schöpfung des Erfenntniffes gefchritten. 

4), Bey Fällung des Erkenntniffes find num die gefammele 
ten Beweiömittel für, den Tod des verfihollenen Ehegatten, fo 
wie, die auf das Gegentheil hindeutenden Erhebungen mit Gewif: 
fenhaftigkeit- und Anparteylichfeit zu würdigen. Hier ift nun zu 
bemerken, daß die Zuläffigkeit und rechtliche Kraft des Beweiſes 
bier zwar überhaupt nach der allgemeinen Vorfchrift der Gerichtäe 
prdnung zu beurtheilen, jedoch der Beweid durch das Geſtändniß 
oder den Eid der Parteyen, wie bey der Trennung, in Abficht 
auf jene Umftände, woraus der Tod des verfchollenen Ehegatten 
gefolgert werden follte,unzuläffig ſey. Indeffen ift hier wohl zu 
beachten, daß das Object der Beweisführung Tediglih nur ein 
hoher Grad von Wahrfcheinlichfeit des phyfiihen Todes 
fey, und daß fohin die hier berührten Beweife nur auf jene That: 
umftände Beziehung haben können, aus welchen diefe Wahrfchein: 
lichkeit hervorgeht. Gewöhnlich fpielt hier der Zeugenbeweid die 
vorzüglichfte Rolle. Bey Vernehmung der Zeugen müſſen die all: 
gemeinen Vorfchriften der Gerichtdordnung, in fo weit fie auf die 
Beweiskraft der Audfagen felbft Einfluß haben, genau beobachtet 
werden. Die an die Zeugen zu ftellenden Fragen hat der Richter 
felbft zu entwerfen, jedoch dabey auch die allenfalls von den Par: 
teyen geftellten Sragefäße zu benützen. Er kann, nad) Erforder: 
niß der Umftände, auch fremder Gerichtäbarkeit unterworfene Zeu— 
gen felbft vernehmen, und fich zu ſolchem Ende an ihren geh: 
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rigen Richter verwenden, daß fie zum Werhör zu erfcheinen ans 
gewiefen werden mögen '). 

5) Zur Rathöfigung, bey welcher dad Erkenntniß gefchöpft 
werden foll, ift jederzeit ein Reprafentant der politifchen Landes: 
ftelle zuzuziehen „ ohne Unterſchied, ob das Fiscalamt ſelbſt als 
Vertreter des Ehebandes aufgeſtellt, oder dieſet Geſchäft einem 
andern Manne anvertraut würde ?). 

Nur wenn es auf Zodederflärung eines jüdifchen Ehegat— 
ten ankommt, fällt die Beyziehung eines politifchen Nepräfentan: 
ten weg °?). 

Diefem politifchen Nepräfentanten find vor der Berathfchla- 
gung die Acten fammt der Meinung ded Referenten mitzutheilen, 
um fich dad Gefchäft genau befannt zu machen und folches mit 
Gründlichkeit aufnehmen zu Eönnen *). Bey der Berathichlagung 
hat zwar der politifche NRepräfentant die erfte Stimme nach dem 
Referenten, aber fie wird zum gerichtlichen Befchluffe nicht mit— 
gezählt, fondern dient nur dazu, dad Gericht in die Kenntniß 
der bey dem Gefchäfte etwa eintretenden politifhen Rückſichten 
und Verordnungen zu fegen ?). 

6) Nach gepflogener Berathfchlagung ift ein Erkenntniß da⸗ 
bin zu fehöpfen, eb dad Geſuch des zurückgebliebenen Ehegatten 
um Todeserklärung zu bewilligen fey oder nicht. Fällt dad Er: 
Eenntniß dahin aus, daß der Tod nicht als richtig angenommen, 
daher das Gefuch nicht bewilligt werden Fönne, fo ift dasfelbe 
dem zurücgelaffenen Ehegatten ohne weiters Fund zu machen, 
und er kann, wenn er damit nicht zufrieden ift, binnen 14 Za= 
gen den Recurd an das Appellationögericht ergreifen. Wird im 
Recurswege das Erfenntniß der erften Injtanz vom Appellations- 
gerichte beftätiget, fo kann Fein weiterer Zug Plaß greifen. Wird 
hingegen dad Gefuch entweder ſchon von der erften Inſtanz oder 


4) Hofdecrei vom 23. Auguft 1819, 9. 11, 


2) Verordnung vom 12. December 17583, Nr. 9365 23. December 1789, Nr. 1087, 
22. Februar 1791 und 5. Gänner 1793, Nr. 211, 


3) Verordnung vom 13. November 1816, Nr, 1296, 20. Nuguft 1819, Mel 1595. 
h) Verordnung vom 23. Februar 1733, Nr. 791, 22. Auguſt 1797, Nr, 367. 
5) Patent von 9. September 1785, 1. 52 — 53, 


[$. 114.] 113 
im Recuröwege vom Appellationsgerichte bewilliget, fo darf die 
Bewilligung nicht fogleich der Partey Eundgemacht, fondern fie 
muß Amteswegen von der erften Injtanz dem Appellationsge— 
richte, und von diefem mit feinem Öutachten der oberften Quftize 
fielle vorgelegt werden. Vormahls mußte die oberfte Juſtizſtelle 
hierüber fogar einen Vortrag an Se. Majeſtät erftatten, und 
von daher die höchite Schlußfaffung erwarten .'); jetzt aber ift 
es derfelben geftattet, folche ZTodeserflärungen unmittelbar felbft 
zu bewilligen *). Doch kann fich noch jest der Fall ereignen, 
daß die Sache an Se. Majeftät, zur höchſten Schlußfaffung ge: 
langen muß, wenn nähmlich der politifche Repräfentant, der zur 
Erledigung des Gefuched um die Todeserklärung auch bey den 
höhern Inftanzen zugezogen werden muß, dem Erkenntniffe der 
oberften Juftisftelle nicht beygeftimmt, fondern dadfelbe ſiſtirt 
hat. Diefes hat die Folge, daß die Expedition des Conclufums 
zurüczuhalten,. die Sache durch Vortrag Sr. Majeftät vorzu: 
legen, und die alferhöchfte Entfchließung darüber zu gewärti— 
gen ift *). 
7) Bermöge de3 Hofdecretes vom 22. July 1803, Nr. 619 
8. %. G. S., hatte das Landrecht, oder die betreffende Inftanz, 
wenn fie auf die Bewilligung des Gefuches um Todeserklärung 
eined verfchollenen Ehegatten einrathen, und hierüber die höchfte 
Genehmigung. einhohlen zu. dürfen erachtete, noch vorher die 
dießfälligen Gründe dem betreffenden Ordinariate zur. Einſicht 
und gutächtlichen Neußerung, ob in Anfehung des Sacramentes 
wider einen neuen Civil-Ehevertrag Fein Bedenken obwalte, mit: 
zutheilen. Da das allgemeine bürgerliche Geſetzbuch von einer 
ſolchen Mittheilung nichts erwähnt, fo ift dad Benehmen der 
Behörden gegenwärtig in einem folchen Falle verfchieden. Einige 
halten ſich noch immer an die erwähnte gefegliche Vorſchrift, 
während die Andern diefelbe durch das neue Geſetzbuch als auf: 


1) Hofdeceret vorm 22. July 1303, Nr. 619. 
2) Allerhöchftes Gabinetfchreiben vom 25. Februar 1312. 


3) Hofdeeret vom 17, December 1733, Nr. 379. Allgemeine Gerichtsinſtruction vom 
9. September 1735, $. 52 
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gehoben anfehen. Beyde haben erhebliche Gründe für ſich R 
Nach der Verſicherung des Herrn Regierungsrathes Dolliner it 
über dieſe Frage die allerhöchſte Entſchließung nachgeſucht worden: 
Da indeſſen ſpäter, durch die allerhöchſte Entſchließung vom 18 
November 1826, das Verfahren in Fällen, wo über den wirklich 
erfolgten Zod eines Vermißten der Beweis durch Zeugen an: 
gebothen wird, vorgezeichnet worden ift, welches eine große Aehn— 
lichfeit mit dem Verfahren bey Xodeserflärungen aus Zuſammen— 
treffen der Umſtände hat, und hier die nähmlichen Gründe für 
die Einvernehmung des Drdinariatd angeführt werden Fonnen, 
von einer ſolchen Einvernehmung aber feine Meldung gefchieht, fo 
foheint dem Landrechte Fein Vorwurf gemacht werden zu Eönnen, 
wenn e3 diefe Cinvernehmung in fo lange, als nicht eine aller» 
höchfte entgegengefeste Entſchließung erfolgt, unterläßt. 

— 


115. 
Bey anderen chriſtlichen Religionsverwandten. 
Nichtkatholiſchen chriſtlichen Religionsverwandten 
geſtattet das Geſetz, nach ihren Religionsbegrif— 
fen, aus erheblichen Gründen die Trennung der 
Ehe zu fordern. Solche Gründe ſind: Wenn 
der Ehegatte ſich eines Ehebruches oder eines 
Verbrechens, welches die Verurtheilung zu einer 
wenigſtens fünfjährigen Kerkerſtrafe nach ſich ge— 
zogen, ſchuldig gemacht; wenn ein Ehegatte den 
andern boshaft verlaſſen hat, und, Falls ſein 
Aufenthaltsort unbekannt iſt, auf öffentliche ge— 
richtliche Vorladung innerhalb eines Jahres nicht 
erſchienen iſt; dem Leben oder der Geſundheit 
gefährliche Nachſtellungen; wiederhohlte ſchwere 
Mißhandlungen; eine unüberwindliche Abneigung, 


ne 


wegen welcher beyde Ehegatten die Auflöfung der 


4) Man Iefe in der Abhandlung des Heren R. R. Dolliner: Ueber das Verfah— 
sen ben Todeserflärungen. Siehe in der Wagner'ſchen Zeitfchrift 1326, V. 
Heft, $. 269 — 273. 
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Che verlangen; doch muß in dem lebten Falle 
die Trennung der Ehe nicht fogleich verwilliget, 
fondern erft eine Scheidung von Tiſch und Bett, 
und zwar, nad) Befchaffenheit der Umftände, 
auch zu wiederhohlten Mahlen verfucht werden, 
Vebrigens iſt in allen dieſen Fallen nach eben 
den Borfchriften zu handeln, welche für die Uns 
terfuhung und Beurtheilung einer nugülligen 
‚Ehe gegeben find. 

4) Bey Feftfegung der gefeglichen Beftimmungen über die 
Che, fuchte der Gefeggeber dabey vorzüglich die Religionsbegriffe 
der in Defterreich geduldeten Religionsgenoffen zu berücfichtigen, 
und da nach den Grundfägen ſämmtlicher nichtfatholifchen Re: 
ligionsverwandten die Che bey eintretenden gewilfen Umjtänden 
alferdingd getrennt werden kann, ohne dabey den Lehren der Reli— 
gion entgegen zu handeln, fo geftaftet ihnen auch der Öfterreichifche 
Geſetzgeber, die Trennung der Eye aus erheblichen Gründen zu 
fordern. Auch bey der Beftimmung diefer erheblichen Gründe 
‚wurden immer die Meinungen ihrer audgezeichnetften Religions: 
lehrer vor Augen gehalten. 

2) Als erften Trennungsgrund führt hier dad Gefeß gleich 
fald den Ehebruch auf, und gewiß gehört diefer unter die 
erheblichiten Gründe, dem ſchuldloſen Theile dad Necht einzuräu— 
men, dad eheliche Band, welches der fchufdige Theil durch feine 
That felbft factifch aufgelöfet hat, auch vom Gerichte auflöfen zu laf- 
fen. Was hier unter Chebruch verftanden werde, ift bereits $. 109 
gefagt worden. Auch gilt in Anfehung diefed Trennungsgrundes 
alles dasjenige, was $. 109 von demfelben als Scheidungsgrund 
angeführt worden iſt. Die dort aufgeftellte Behauptung, daß das 
Necht, wegen Ehebruches auf Scheidung, (hier auf Trennung) zu 
Elagen, wegfalle, wenn der gekränkte Ehegatte nach erlangter 
Kenntnig des Chebruches fortfährt, dem ehebrecherifchen Theile 
ehelic) beyzumohnen, wird hier noch durch einen andern Grund 
außer Zweifel gefegt. Denn am Ende. diefes $. 115 heißt es, 
daß in allen dieſen Chier aufgezählten) Fällen nach eben. den 

g 
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BVBorfchriften zu handeln fey, welche für die Unterfuchung und 
Beurtheilung einer ungultigen Che gegeben find; zu diefen gehört 
aber nach $. 96 auch, daß der Nichter Feiner Klage auf Ungül— 
tigkeitd= Erklärung der Che wegen eines Privathinderniffes Gehör 
geben darf, wenn der fchuldlofe Theil nach erlangter Kenntniß 
des Hinderniffes die Ehe fortgefegt hat. Das nähmliche muß alfo 
auch in Hinficht der Trennung gelten, weil das Recht dieſes zu 
verlangen, ebenfalls ein Privatrecht iſt. 

Das Recht, auf Trennung der Ehe zu klagen, fällt aber auch 
dann weg, wenn ſich beyde Ehegatten des Ehebruches ſchuldig 
gemacht haben. Denn nach Vorſchrift des Hofdecretes vom 23. 
Auguft 1819, haben bey dem Verfahren, wenn ed 'fic) um Tren— 
nung einer Che handelt, die nähmlichen Grundfäge zu gelten, 
welche bey der Ungultigfeits= Erklärung gefeglich feftgeftellt find. 
Auf die Ungultigfeit einer Che kann aber, zu Folge $. 96, nicht 
gefprochen werden, wenn dem Elagenden Theile die Schuld ſelbſt 
zur Laft fällt, folglich auch nicht bey der Trennung der Ehe, wenn 
der Kläger die gleiche Schuld, wie der Geflagte, trägt. Nur in 
dem Falle, wenn der anfangs fehuldlofe Ehegatte dem andern den 
begangenen Ehebruch entweder ausdrücklich, oder ſtillſchweigend 
verziehen, dann aber ſelbſt ſich eines Ehebruches ſchuldig gemacht 
hätte, ſcheint dieſe Compenſation nicht Statt zu finden. 

Wenn hingegen der eine Ehegatte des Ehebruches, der an: 
dere eines davon verfchiedenen Zrennungsgrundes fich fehuldig 
gemacht hat, fo Fann jeder auf Trennung anfragen. Denn hier 
hat der Grundſatz: paria delicta mutua compensatione dissol- 
vuntur, feine Anwendung. 

Uebrigens muß, vermöge der legten Anordnung diefes $., vers 
bunden mit dem zweyten Satze des $. 99, der Ehebruch auch 
vollftändig erwiefen feyn, um die Trennung durch richterliches 
Urtheil herbenzuführen, und es hat daher felbft hier dad Ge— 
ftändnig der fchuldigen Ehegattinn Feine Beweifeöfraft, noch kann 
hier die Auftragung ded Haupteided Statt finden. Selbſt die 
Auöfage eines claffifchen Zeugen Fönnte durch den Erfullungseid 
des fchuldlofen Ehegatten zu Feinem vollftändigen Beweis erhoben 
werden. Es wird daher dem fehuldlofen Ehegatten in folchen 
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Fällen Fein anderes Mittel erübrigen, als die Unterfuchung we: 
gen ſchwerer Polizey = Hebertretung des Chebruches zu begehren, 
und dann dab von dem Polizeyrichter gefchöpfte Erkenntniß fei: 
nem Zrennungsgefuche beyzulegen. 

3) Der zweyte Trennungsgrund ift: wenn der Che 
gatte fich eines Verbrechens, welches die Verur— 
theilung zu einer wenigftend fünfjährigen Ker— 
Ferftrafe nah fih gezogen, ſchuldig gemacht hat. 
Auf den Grad der Kerferftrafe, ob felbe ein einfacher, fehwerer 
oder fchwerfter Kerfer fey, kömmt es nicht an. Jedoch ift, nach 
dem dermahl beftehenden Strafgefeßbuche, ein einfacher fünfjäh: 
riger Kerfer nicht Teicht gedenkbar. Auch fordert das Gefeß nicht, 
daß die Kerkerftrafe bereitö begonnen habe, genug, wenn er bereitd 
hierzu verurtheilt war. Hat der verurtheilte Ehegatte gegen das 
ihm angefündete Urtheil den Recurs ergriffen, fo muß die Erle: 
digung deöfelben abgewartet werden. Da ed nur auf die Ver: 
urtheilung, und nicht auf den Vollzug des Artheiles ankömmt, 
fo fande dad Geſuch um Ehetrennung ohne Zweifel Statt, wenn 
auch der verbrecherifche Ehegatte flüchtig geworden und nach frucht: 
lofer Borladung durdy Edicte nur in Contumaciam zu einer Ker- 
Ferjtrafe von der vorgefchriebenen Dauer verurtheilt worden wäre. 
Würde der Ehegatte nach der Verurtheilung begnadiget, fo fallt 
dadurch das Necht, die Ehetrennung zu begehren, nicht weg.) Es 
gefchieht nicht felten, daß von den Criminal: Obergerichten dahin 
erfannt wird: „Es werde dad von dem Griminalgerichte gegen 
den N. N. auf fünfjährigen ſchweren Kerfer gefchöpfte Urtheil 
im Rechtöwege zu beftätigen, im Milderungswege auf zweyjäh— 
rigen fchweren Kerfer herabzuſetzen befunden ꝛc.“. Es fragt ſich 
nun, ob in einem ſolchen Falle eine Klage auf Trennung Statt 
findet ? — Es fonnte hier den Unfchein gewinnen, ald ob die Klage 
auf Trennung Statt fände, weil hier Tediglich eine Art von Be: 
gnadigung einteitt, Allein es muß hier bemerft werden, daß der 
obere Richter in einem folchen alle Fein. eigentliches Begnadi— 
gungörecht ausübe, fondern nur, in Erwägung der befonderd ob: 
maltenden Milderungsgrunde, nach feinem erweiterten Wirkungs— 
Ereife die Strafe nad) dem Geifte des Geſetzes bemeffe. 
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{ Wenn ein Chegatte zur Strafe des Kerfers von inf oder 
noch mehreren Jahren verurtheilt, aber nach wieder aufgenomme: 
ner Unterfuchung für fchuldlos erklärt worden, fo könnte der an— 
dere Ehegatte von diefer Zeit an Feine Trennung der Che mehr 
verlangen „> weil durch das zweyte Urtheil das erfte ganz aufge— 
hoben, mithin es eben fo ‚viel wäre, als ob eine Verurtheilung 
zur Kerkerfirafe niemahld Statt gefunden hätte Wurde aber in 
der Zwifchenzeit von dem andern Ehegatten die Trennung bereits 
bewirft und eine neue Ehe gefchloffen worden feyn, fo könnte 
diefe nicht mehr aufgelöfet werden, um die vorige herzuſtellen, 
denn der andere Ehegatte war in der Zwiſchenzeit durch ein rechts— 
kräftiges Civilurtheil getrennt worden; er Eonnte alfo eine zweyte 
Ehe gültig ſchließen, und eine gültig gefchloffene Ehe kann nur 
aus einem, im $. 145 angeführten Grunde getrennt werden. Y 

L Wenn hingegen der andere Chegatte vor dem zweyten los— 
fprechenden Griminalurtheile zwar fehon getrennt wäre, aber noch 
feine neue Ehe eingegangen hätte, fo entfteht die Frage: ob die 
geichehene Trennung umgejtoßen werden fönne, wenn der losge— 
gefprochene Ehegatte, nach $. 372 der Gerichtdordnung , die 
Wiedereinfegung in den vorigen Stand, wegen neuen Beweis: 
mitteln, anſucht z Herr Regierungsrath Dolliner beantwortet diefe 
Stage bejahend, allein Lich halte aus nachftehender Begründung 
die verneinende Beantwortung für die richtigere. Durch die Wie: 
deraufnahme der Unterfuchung hat es fich zwar gezeigt, daß Eein 
rechtmäßiger Grund der Trennung vorhanden war; allein deſſen⸗ 
ungeachtet iſt ſie vor ſich gegangen, und was geſchehen iſt, kann 
nicht ungeſchehen gemacht werden. Die Wiedervereinigung ge— 
trennter Ehegatten wird, nad) $.418, als eine neue Ehe ange: 
fehen, und muß mit allen, zur Schliefung eines Chevertrages 
nach dem Gefeße erforderlichen, Feyerlichkeiten eingegangen mer: 
den. Unter diefe gehört aber auch die feyerliche Erklärung der 
Einwilligung ($. 75), welche ohne Rechtöfraft ift, wenn fie durch 
eine gegründete Furcht, ohne Unterſchied, ob fie. eine gerechte 
oder ungerechte fey, erzwungen worden ift ($. 55). Es fann da: 
her feinem der getrennten Ehegatten das Recht eingeranmt wer: 
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den, die Wiedervereinigung, ohne Cinjtimmung des andern Thei- 
leö, zu verlangen. 

Don Berbrechen, welche die Berurtheilung zur Tobdeöftrafe 
nach ſich gezogen, haben, macht das Gefeg' zwar Feine ausdrüd- 
licye Erwähnung; da es aber von „wenigftens” fpricht, und 
die Zodeöftrafe eine viel größere Strafe ift, als eine fünfjährige 
Kerkerſtrafe, fo. iſt felbe offenbar unter den ſich vom ©efeße be: 
dienten Ausdrüden begriffen. 

Haben beyde Ehegatten an dem Verbrechen Theil genom: 
men, fo fällt die Klage auf Ghetrennung weg; gefegt auch, daß 
einer aus den Gatten zu einer andern, ald fünfjährigen Kerker: 
ftrafe verurtheift wurde. Die aber, wenn die Unterfuchung 
des einen Ehegatten, als Dlangel rechtlicher Beweife, aufgehoben 
worden ift ?. — Auch in diefem Falle fcheint mir dad Necht, auf 
die Trennung zu dringen, wegzufalfen. Denn nur der ſchul d⸗ 
Yofe Theil hat dad Recht, die Ungültigkeits » Erklärung ($. 96), 
und fohin, nach den Endworten des gegenwärtig zu commentiren- 
den $., auch die Trennung der Che zu verlangen. Nun ift durch 
die Aufhebung der Unterfuchung,, aud Mangel rechtlicher Beweife, 
eben ausgefprochen, daß der Chegatte Feineswegd als fchuldlos 
an der Zrennungsurfache angefehen werden könne. 

4) Die Klage auf Ehetrennung ift ferner begründet, went 
ein Ehegatte den andern boshaft verlaffen, hat, und, Fall fein 
Aufenthalt unbefannt ift, auf öffentliche gerichtliche Borladung 
innerbalb eines Jahres nicht erfchienen ift. Was unter boshafter 
Berlaffung verftanden werde, wurde bereit $. 109 berühret. 
Die Klage auf Trennung, wegen boöhafter Verlaffung, hat in 
zweyen Fällen Statt, nähmlich: wenn der Aufenthaltsort des 
fich entfernten Ehegatten befannt, und. wenn er nicht bekannt ift. 
Das Geſetzbuch für Gallizien drückt diefes im $. 108 Elar und be: 
ftimmt aus; da3 gegenwärtige Geſetzbuch berührt zwar den erften 
Fall nicht ausdrüdlich, fest ihn aber offenbar voraus, da ed ſich 
des Ausdruckes: „und falls fein Aufenthaltsort unbekannt ift ıc.,” 
bedient. Wir wollen nun zuworderft den all erläutern, wenn 
der Aufenthalt unbekannt ift, weil diefer im Gefegbuche ausdrück— 
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fich erwähnt ift, und dadurch wird die Erläuterung des —* 
Falles erleichtert werden. 

Iſt der Aufenthaltsort des entwichenen Ehegatten unbekannt, 
fo kann auf Trennung nur dann erkannt werden, wenn a) eine 
öffentliche gerichtliche Worladung an ihn ergangen, und b), wenn 
er nach Kundmachung diefer Vorladung innerhalb eines Jahres 
nicht erfchienen ift. Nur bey dem Eintreffen diefer zwey Bes 
dingniffe hat der zurückgelaffene Ehegatte das Recht, die Tren— 
nung der Ehe zu verlangen. Das Gefuch des zurücgelaffenen Ehe: 
Hatten kann daher nicht gleich auf Trennung, fondern nur dahin 
geftellt werden, das fein entwichener Gatte öffentlich zu erfcheis 
nen vorgeladen werde, und der Richter hat, in Folge dieſes An: 
ſuchens, durch ein im Gerichtsorte anzuſchlagendes, und dreymahl 
den Zeitungen einzurückendes Edict, den abwefenden Ehegatten zur 
Rückkehr und Wiederherftellung der ehelichen Gemeinfchaft inner: 
halb eines Jahres mit der Drohung vorzuladen: „als fonft, auf 
Anfuchen des Klägerd, erfannt werden wiirde, ob eine Trennung 
der Ehe Statt finde oder nicht.” Nach Verlauf eined Jahres und 
nicht erfolgter Erfcheinung des Entwichenen kann der verlaffene 
Ehegatte erft die Trennung begehren.. Erfcheint der Entwichene, 
verfchwindet aber wieder, ohne die eheliche Gemeinfchaft mit fei- 
nem Ehegatten zu erneuern, fo hört dadurch dad Necht des einen 
Ehegatten, die Trennung der Ehe zu fordern, nicht auf; denn 
dad Gefeß bezweckt hier offenbar nicht die bloße Erfcheinung der 
entflohenen Ehegatten, fondern die Wiederherftellung der ehelichen 
Gemeinfchaft. Erklärt fich aber der wieder Grfchienene, mit dem 
verlaffenen Ehegatten in die eheliche Gemeinfchaft zurudtreten zu 
wollen, fo muß ihn der Leßtere annehmen, und es findet Feine 
Trennung Statt. Cine Ausnahme würde eintreten, wenn der 
verlaffene Ehegatte den Zurucgefehrten eines, wahrend deſſen 
Abweſenheit begangenen, Ehebruches überführen, oder einen an— 
dern Trennungsgrund geltend machen könnte. — In dieſem Falle 
müßte er aber ein neues, auf dieſen andern Trennungsgrund ge— 
ſtütztes Geſuch bey der Behörde einreichen. Gibt der zurückge— 
kehrte Ehegatte, ohne ſich in einen unbekannten Aufenthaltsort 
zu entfernen, die Erklärung ab, daß er mit ſeinem verlaſſenen 
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Gatten für keinen Fall mehr die eheliche Gemeinfchaft herzuftellen 
Willens fey, fo ift diefe Erklärung, im-juriftifchen Sinne, gleich 
fall der Nichterfcheinung gleich zu achten. — Die Worte des gegen- 
wärtigen $.: „wenn ein Ehegatte den andern boshaft verlaffen hat, 
und fall fein Aufenthaltsort unbekannt ift u. f. w.,” fchließen 
diefen Fall offenbar ein; jedoch find Gründe, daran zu zweifeln: 
a) weil dad gegenwärtige Gefegbuch diefen, in dem gallizifchen 
Gefegbuche J. Th., SI. 108 u. 409 nahmentlich ausgedrücten, 
Fall übergangen zu haben feheint, und b), weil im gedachten 
Falle der entwichene Ehegatte durch gerichtliche Zwangsmittel zur 
Rückkehr und Erneuerung Der ehelichen Gefellfchaft angehalten 
werden kann. Allein diefe Zweifeldgrunde wurden vom Herrn 
Regierungsrathe Dolliner ') befriedigend gehoben. - Jedoch wird 
in dem Falle, als der Aufenthaltsort des fich entfernten Ehegatten 
bekannt ift, vorauögefegt, daß von Seite des anderen Chegatten 


Verſuche gemacht worden feyen, ihn zur Rückkehr zu bewegen, 


weil nur dann von einer boshaften DBerlaffung die Rede 
feyn kann. 

5) Zw den gefeglichen Trennungsgründen gehören weiter: 
dem Leben und der Gefundheit gefährlihe Nachftel: 
lungen, von welchen bereits $. 108, bey Aufzählung der Schei 
dungs = Urfachen, dad Nöthige gefagt worden ift. 

6) Ferner gehören hieher: wiederhohlte ſchwere Miß— 
handlungen, die ein Ehegatte an dem andern verübet. Auch 
von diefen Mißhandlungen wurde‘ bey Erörterung der Scheidung: 
urfachen gefprochen, und wird hier lediglich bemerft, daß die 
Mishandlungen, wenn fie als Trennungsgrund geltend gemacht 
werden wollten, wiederhohlt worden feyn müffen, und daß 
fohin eine einzige, obgleich ſchwere Mißhandlung zur Trennung 
nicht genüge. Wie oft ſolche Mißhandlungen gefchehen feyn müſ— 
fen, beftimmt dad Gefeß nicht; werigftens zwey find fchlechter: 
dings erforderlich, aber nad) dem Buchftaben des Geſetzes auch 


1) In feiner Abhandlung über die Muflösbarfeit der Ehe zwiſchen nichtFathofifchen 
chriſtlichen Religions = Verwandten, in des Herren Vice = Prafidenten Pratober 
vera Materialien, 1.8. Seite 1 — 53, welche Abhandlung Überhaupt Hier bes 
nuͤtzt wird. 
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genügend. Es entjteht die Frage: ob beyderfeitige Mißhandlun: 
gen ſich compenfiren? Für die Compenſation ftreitet der befannte 
Grundfaß: paria delicta mutua compensatione tolluntur. Allein, 
wenn in Erwägung gezogen wird, daß, wenn die Mißhandlun- 
gen auf beyden Seiten beftändig fortdauern, die höchfte Gefahr 
für die förperliche Sicherheit beyder Theile entfteht, und daß, 
nad) $. 13 des Hofdecretes vom 25. Auguft 4819, die für das 
Verfahren uber Scheidung von Tiſch und Bett geltenden Vor: 
fchriften auch in den Kallen Anwendung haben, wo über die ans 
gefuchte Trennung der Che zu erkennen ift, in fo fern davon feine 
Ausnahme gemacht wird, fo dürften wohl diejenigen die richtigere 
Unficht haben, welche das Gegentheil behaupten. ) 

7) Der legte Trennungsgrund it: eine unüberwindliche 
Abneigung, wegen welcher beyde Ehegatten die Auf: 
löfung der Ehe verlangen. Die Erforderniffe zu diefem 
Trennungsgrunde find: 

a. Dad Vorhandenfeyn einer Abneigung, die unüber— 
windlich ift. Es fragt fich hier, ob eine einfeitige Abneis 
gung genüge, oder ob felbe gegenfeitig feyn müſſe? 

65 fiheint, daß eine einfeitige Abneigung -genüge: denn det 
$. redet von der unübermwindlichen Abneigung im Allgemeinen, 
unter welchem Ausdruck fowohl die einfeitige, ald gegenfeitige 
begriffen werden Fann. Der Grund, der den höchiten ©efeß: 
geber zur Einführung dieſer Trennungsurfache beſtimmt zu has 
ben fcheint, nähmlich: „daß das eheliche Verhältnig auf Liebe 
und Zuneigung gegründet feyn foll, und daß daher, wo diefe 
nicht nur allein mangelt, fondern felbft in dad Gegentheil über: 
tritt, die eigentliche Grundlage der Che verloren gehe und der 
Hauptzweck derfelben vereitelt werde,” paffet wenigftend zum 
Theile auch auf die einfeitige Abneigung. Hätte der Geſetzge— 
ber eine wechfelfeitige Abneigung vorausgefegt, fo hätte er ja 
nur das einzige Wörtchen „wechfelfeitig” einzufchieben gebraucht, 
und aller Zweifel wäre entfernt. Dieſes würde er aber auch 
um fo mehr gethan haben, al in dem für das Herzogthum 
Salzburg am 13. April 1808 erlaffenen Chegefeße die hierher 
sehörige Stelle fo lautet: „eine unuberwindliche Abnet: 
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gung; wenn beyde Ehegatten die Auflöfung ver 
langen.” Nad) diefer Gefegeöjtelle it nun Fein Zweifel, daß 
eine wechfelfeitige Abneigung nicht erforderlich war, Hätte da= 
her ‘der Gefeßgeber hier eine Aenderung treffen wollen, fo 
würde er gewiß fich deutlich ausgedruckt haben, um fo mehr, 
da diefes mit fo wenigen Schwierigkeiten in der Textirung hatte 
bewerfjtelliget werden können. Daß der Gefeßgeber dad Wört— 

‚ben „wenn? in die beyden Wörter „wegen welcher” um: 
änderte, woraus Manche die Wechfelfeitigfeit der Abneigung 
folgern wollen, hat feinen Grund darin, weil diefes Wörtchen 
den Irrwahn veranlaffen Fonnte, daß die unüberwindliche Ab— 
neigung, und da5 Verlangen der Trennung von Seite beyder 
Ehegatten, zwey verfchiedene Trennungsgründe ausmachen. 

b) Daß wegen derfelben beyde Ehegatten die Auf 
löſung der Ehe verlangen. Wenn die unüberwind— 
liche Abneigung auch nur) auf einer Seite vorhanden ift, fo 
Fann doch auch dem andern Chegatten daran liegen, daß die 
Ehe getrennt erklärt werde. Gr Fann einfehen, daß er mit 
einem Öatten, der eine folche Abneigung gegen ihn gefaßt hat, 
unmöglich im häuslichen Srieden leben Fünne, und er muß da= 
her wünfchen, in die Lage gefegt zu werden, mit einer andern 
Perfon, die ihm zugethan ift, eine Che eingehen zu Fonnen. 
Es entfteht die Trage: ob die unüberwindliche Abneigung 
bewieſen werden müfje, oder ob diefelbe angenommen werde, 
fobald die beyden andern, weiter unten erdrtert werdenden Er— 
forderniffe eintreten ? — Zur Begründung der befahenden Mei: 
nung fann angeführt werden, daß nur über Facta der Beweis 
hergeftellt werden müffe, die Abneigung aber Fein Factum, fon: 
dern ein Gemuüthözuftand fey, der eines amtlichen Beweiſes 
nicht fähig iſt; daß, wenn beyde Ehegatten einverftändlich die 
Scheidung von Tiſch und Bett verlangen, diefem Gefuche ge: 
wiß auch eine Abneigung zum Grunde Tiege, welche die Chegat: 
ten doch nicht fchuldig find zu erweifen; und endlich, daß ein 
Beweis nur in einem Nechtöftreite erforderlich fey, hier aber 
zwifchen den Eheleuten Fein Rechtäftreit obwalte, ob! die Tren: 
nung Statt haben foll, welche vielmehr von beyden Ehegatten 
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begehrt wird. Allein diefen Gründen kann Folgendes enfgeg: 
net werden: Aus dem Umftande, daß die Abneigung eined Che: 
gatten nur ein Gemüthözuftand fey deſſen ſich nur derjenige, 
der darein verfeßt ift, bewußt feyn kann, kann nicht gefolgert 
werden, daß aller Beweis der Wirklichkeit desfelben fchlechter: 
dings unmöglich und es unumgänglich nothwendig fey , deflen 
Eriftenz anzunehmen, fobald beyde Eheleute in ihrem Tren— 
nungögefuche fich darauf berufen. Auch die Abficht, welche einer 
Handlung zum Grunde liegt, ift Eein in die Sinne fallender 
Act, und dennoc kann die böfe Abficht auch gegen einen fie 
laugnenden Anquifiten auf eine andere Art und Weile 
rechtöbejtändig erwiefen werden. Wie bey der böfen Abficht , 
fo gibt es hier eine Art indirecter Vrobe, wodurch die Abnei: 
gung des einen Ehegatten gegen den andern fich darthun läßt, 
Teder innere Gemüthszuftand gibt ſich gewöhnlich durch äußere 
Handlungen Fund; fo offenbaret ficy auch die bey einem Ehe: 
gatten vorhandene Abneigung durch mehrere äußere Factar z. B. 
e5 entjtehen Zänfereyen unter den Chegatten;z fie machen fic) 
Vorwürfe; fie führen bey ihren Nachbarn, Freunden und Bes 
Eannten Klagen gegen den einen oder andern u. f. w. Der: 
gleichen IThatfachen können durch Zeugen und fchriftlide Auf: 
fäge erwiefen, und daraus mit ziemlicher Gewißheit gefchloffen 
werden, ob das in dem Zrennungsgefuche enthaltene Vorgeben 
der Abneigung gegründet fey oder nicht. Berner wird die ein- 
verſtändliche Scheidung von Tiſch und Bett nicht immer we— 
gen Abneigung begehrt, fondern ed Fann diefer Entfchluß 
auch eine andere Urfache, 3. B. um leichter der Andacht oder 
gewiffen Befchäftigungen zu obliegen, zum Grunde haben. Zu: 
dem ift die Trennung eine viel wichtigere und. einflußreichere 
Handlung, ald die Scheidung von Tiſch und Bett, und daher 
die Analogie um fo weniger hier anwendbar, ald dad Hofde— 
cret vom 23. Auguſt 4819, $. 13, felbft fagt: daß die für das 
Verfahren über die Scheidung von Tiſch und Bett geltenden 
Vorfchriften auf die Trennung der Ehe nur in fo fern anzu: 
wenden ſeyen, als fie fi mit den Anordnungen des Geſetzes 
uber die Aufrechthaltung der Ehen vereinigen Taffenz num ge: 
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hen aber gerade diefe Anrodnungen dahin, das den überein: 
ftimmenden Angaben der Ehegatten Fein Ölaube beyzumeſſen 
fen ($. 99). Endlich ift es zwar richtig, daß im Falle der we: 
gen unüberwindlicher Abneigung verlangten Trennung zwifchen 
den beyden Cheleuten Fein Nechtöftreit obwalte, aber wohl 
einer, der von ihnen beyden gegen den defensor matrımonii 
als Vertreter des dffentlichen Intereffes geführt wird. Gegen 
diefen muß alfo der gefegliche Grund der Trennung allerdings, 
in fo weit es deffen Natur zuläßt, bewiefen werden. Zu die: 
fen Gegengründen gefellt fih noch, dag nad) Aufzählung 
fämmtlicher gefeglichen Trennungsgründe, und unmittelbar nac) 
der letztern, nähmlich nach der unuberwindlichen Abneigung, an— 
befohlen fey, daß in allen diefen Fällen nach eben den 
Borfchriften zu handeln fey, welche für die Unterfuchung und 
Beurtheilung einer unguültigen Che angegeben find. Bey diefer 
Unterfuchung und Beurtheilung aber muß, nad) $. 99, das 
Chehinderniß, wegen dem die Ungültigfeit der Che begehrt 
wird, vollftändig erriefen werden; alfo muß auch bey der 
Unterfuchung und Beurtheilung, ob-einer Ehetrennung Platz 
gegeben werden fol, in allen Fällen der Beweis des Tren— 
nungsgeundes vollſtändig hergeftellt werden, mithin aud) in dem 
Falle, wenn die Trennung wegen Abneigung angefucht wird. 

Was die Unüberwindlichkeit der Abneigung anbelangt, 
fo Eann felbe nur dann außer Zweifel geftellt werden, wenn 
alle Mittel, die der Geſetzgeber für die beften zur Herftellung 
der Einigkeit unter den Cheleuten halt, und deßwegen vor: 
ſchreibt, keinen Erfolg haben. Wenn daher bey den Cheleu: 
ten, welche gemeinfchaftlich wegen unüberwindlicher Abneigung 
die Trennung angefucht haben, eine Scheidung von Tiſch und 
Bett, und zwar, nach Befchaffenheit der Umjtände, zu wieder: 
hohlten Diahlen fruchtlos verfucht worden, auch die Beftrebun- 
gen des Nichterd (in Gemäßheit des Hofdecretes vom 23. Au: 
guft 1819, $. 10), durch zweckmäßige Vorftellungen eine güt— 
liche Ausgleichung zu bewirken und die getrennten Gemüther 
zu vereinigen, vergebens waren, fo ift die Unüberwindlichkeit 
der Abneigung ald zweifellos anzunehmen. 
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Gine weitere Frage entjteht hier, ob man auf die Angabe 
der Urfache der Abneigung dringen dürfe? 

Richtig iſt e3, daß der Beweis der Abneigung, den die Ehe— 
gatten nach dem oben Gefagten allerdings zu führen verpflichtet 
find, am Teichteften und überzeugendften dadurch geführt wer: 
den Fönne, wenn die Eheleute dem Richter die Anlaffe und 
Gntftehungdurfachen ihrer Zwietracht angeben; auch bleibt es 
ausgemacht, daß dem Richter dad Ausgleichungsgefchaft unge: 
mein erleichtert werde, wenn er in die Kenntniß der Urſachen 
koͤmmt, die der vorgefchriebenen unüberwindlichen Abneigung 
zum Grunde liegen, und es ift daher mit vollem Rechte anzue 
nehmen, daß der Nichter befugt fey, nach der Urfache diefer 
Abneigung zu fragen. Weigern fich aber die ‚Eheleute, ihm 
den Grund und Urfprung derfelben zu entdeden, fo fcheint der 
Nichter weder die Befugniß noch die Pflicht zu haben, weis 
ter in fie zu dringen. Es wird Cache der Ehegatten feyn, 
auf eine andere Art und Weife den Beweis der gefaßten Abs 
neigung herzuftellen. "Gewöhnlich hat die Abneigung ihren 
Grund in folden Handlungen, die unter die ſchweren Polizey— 
Vebertretungen, oder gar unter die Verbrechen gehören. Sol 
der Ehegatte fehuldig fenn, folche Handlungen dem Civilrichter 
anzuzeigen, die er dem politifchen ‚oder dem Criminalrichter 
nicht zu eröffnen verpflichtet ift, und zu deffen Kenntniß fie 
durch den Givilrichter gelangen würden? Oft iſt die Veranlaf- 
fung, welche die Entftehungsurfache der Abneigung ausmacht, 
eine dritte Perfon, deren Compromittirung aus verfchiedenen 
Gründen fehr unklug feyn kann. Gewiß lag ed nicht in der 
Abficht des höchften Gefeßgeberd, den Ehegatten zu zwingen, bie 
fehonende Rüdficht gegen dritte Perfonen bey Seite zu feßen, 
und fich feldft der Gefahr der Verfolgung und Rache bloß zu geben. 

c. Bor Bewilligung der Trennung muß erft eine 
Scheidung von Tiſch und Bett, und zwar, nad 
Befhaffenheit der Umſtände, auch zu wiederhohl: 
ten Mahlen verfuht werden. Don welcher Art fol 
aber diefe Scheidung ſeyn? ſoll fie auf beftimmte oder unbes 
ftimmte Zeit laufen? 
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Herr Regierungsrath Dolliner behauptet *), daß ed von 
dem Ermeffen des NRichterd abhänge, ob eine foldye Scheidung 
auf beftimmte oder unbejtimmte Zeit zu veranlajjen fey. Im 
Grunde laufe wohl beydes auf dad nähmliche: hinaus. Denn, 

"wenn die Scheidung von Tiſch und Dett einmahl veranlaft 
ift, fo wird der Richter für Feinen Sal Amtöwegen- zur Gr: 
klärung der Trennung der Ehe fchreiten, fondern immer ein 
neuerliches Anfuchen derfelben abwarten. Nehme man nun aı, 
das Gericht ordne eine Scheidung auf gewiffe Zeit an, fo wer: 
de diefe Zeit doch zu einer unbeftimmten, wenn die Eheleute 
nach DVerftreichung derfelben ihre Geſuch um Zrennung nicht 
erneuern. Geſetzt aber, der Richter habe eine Scheidung auf 
unbeftimmte Zeit veranlaßt, fo können die Eheleute die Dauer 
derfelben felbft dadurch beftiimmen, daß fie neuerdings um die 
Trennung anlangen. Allein mir: fheint, daß der höchfte Ge: 

ſetzgeber bey Erlaffung gegenwärtiger Anordnung eine Schei- 
dung auf beftimmte Zeit im Sinne gehabt habe. Wird 
eine Scheidung auf unbeftimmte Zeit verfügt, fo ift zu. erwar— 
ten, daß die Eheleute, welche die Trennung ihrer Che fehnlich 
wünfchen, in Eurzer Zeit ihe Anfuchen wiederhohlen werden. 
Das, Gericht wird dann mit, in Furzer Zeitfrift nachfolgenden 
Geſuchen überhäuft, und geräth in Berlegenheit, ob es felbe 
ohne weiterem als unzeitig zurückweiſen, oder neue Erforfchune 
gen anftellen folle? Diefen Unzufommlichkeiten wird dadurch 
‚entgegnet, wenn gleich eine bejtimmte Zeit fejtgefegt wird, wäh— 
rend welcher die Ehegatten nur eine Scheidung von Tiſch und 

Bett ausüben, und vor deren Ablauf fie eine Trennung nicht 

‚ begehren dürfen, und wenn fie unvernünftiger Weife es thun 
folften, ohne weiters zurüd und auf. den ihnen beftimmten 
Termin hingemwiefen werden müffen. Daß auch der höchfte Ge: 
feßgeber die oben ausgedrüdte Tendenz gehabt habe, beweifen 
theils die frühern Geſetze, theils andere im gegenwärtigen Ge: 
4) In feiner Abhandlung über die Auflösbarfeit der Che zwiſchen nichtkatholiſchen 

Religionss Verwandten, in des Herrn Bice= Prafidenten Pratobevera Mate: 

rialien Seite 30 — 32. Dieje gründliche Abhandlung verdient zum Nachleſen 


befonders empfohlen zu werden, da dasjenige, was hier nur kurz berührs wer⸗ 
Den Fonnte, Dort ausführlich entwickelt ift, 
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fegbuche enthaltene Beftimmungen. Dad Ehepatent, im $.52, 
und dad Sofephinifche bürgerliche Geſetzbuch, im $. 107 des 
dritten Hauptftüdes, fagen: der Richter foll in einem folchen 
alle eine einftweilige Zrennung (nach der jegigen Ter— 
minologie = Scheidung) von Tiſch und Bett veranlaffen „ welche 
offenbar eine Scheidung auf beftimmte Zeit andeutet. Eben fo 
fagt der $. 134, daß der Richter jüdifche Eheleute, welche 
mit mwechfelfeitiger Einwilligung getrennt zu werden begehrten, 
auf einen oder zwey Mtonathe, fohin auf eine beftimmte Zeit 
zurückweiſen müſſe, welches bey chriftlichen Cheleuten durch 
die Scheidung von Tiſch und Bett gefchieht. 

Es ift zwar richtig, daß in dem $. 434 von Feiner Schei— 
dung vor Tiſch und Bett die Rede ift, allein die Beſtimmung 
eines bejtimmten Zeitraumes, nach welchem die jüdifchen Ehe: 
gatten ihr Gefuh um Trennung wiederhohlen können, hat 
wenigftend in diefem Puncte mit der Scheidung auf eine, be: 
ftimmte Zeit, im Gegenfage zur Scheidung auf unbejtimmte 
Zeit, einige Uehnlichkeit. Indeſſen bedarf ed Faum einer Bes 
merfung, daß der Richter, welcher eine Scheidung auf, unbe— 
ftimmte Zeit einleitet, dadurch Feine Nullität begehe, fondern 
fich Tediglich der Gefahr ausfege, alle Augenblicke mit dem 
neuerlichen Unfuchen um Vornahme der Trennung beläftiget zu 
werden. 

Vebrigend geht aus dem Zufammenhange der Worte in die: 
fem $., und aus der, aus felben hervorleuchtenden Abficht: des 
höchften Gefeggeberd hervor, daß dad Wort „verfucen? hier 
feinen andern, ald folgenden Sinn habe: Der Richter foll einen 
Verſuch machen, ob nicht durch eine, allenfalld wiederhohlte Schei⸗ 
dung, der Trennung felbit vorgebeugt werden könne. Es muß 
daher der Trennung immer eine Scheidung von Tifch und Bett 
vorauögehen. Wenn die getrennt werden wollenden Ehegatten da= 
her einer Scheidung von Tiſch und Bett fich entgegenfegten, fo 
wäre ihnen durch den Richter zu bedeuten, daß er ihnen Feine 
Trennung bemwilligen könne, wenn fie nicht früher die Scheidung 
von Tiſch und Bett verfucht hätten, 
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8) Nachdem diefer $. die Trennungsgründe aufgeführt hat, 


gibt er am Schluffe ganz Furz eine allgemeine Regel für dad Ver— 
fahren, welchem zu Zolge in Ehetrennungsfällen nach eben den 
Vorſchriften zu verfahren ift, wie bey der Ungültigkeits-Erklärung 
der Ehe. Diefe Negel Fann jedoch nur in fo weit gelten, ald es 
die Natur der Sache zuläßt. Hieraud ergibt fich : 


a. 


2 


Die Ungültigkeit der Ehe ift manchmahl, wenn nähmlich ein 
öffentliches Hinderniß obwaltet, Amtöwegen zu unterfuchen ; 
manchmahl, wenn nähmlich derfelben ein Privat: Hinderniß ent: 
gegenfteht, Fann fie nur auf Begehren derfenigen Perfonen ein- 
geleitet werden, welche durch die mit einem folchen Hinderniffe 
gefchloffene Ehe in ihren Rechten gekränft worden find. Da 
der gegenwärtige $. im Cingange ausdrücklich fagt, daß das 
Geſetz den nichtfatholifchen Neligiondverwandten geftattet, die 
Trennung der Che zu fordern, fo folgt daraus ganz natürlich, 
daß die Trennung nur mit der Ungültigkeits = Erklärung 
einer Che, die mit einem Privat: Hinderniffe eingegangen 
worden ift, Aehnlichkeit habe, und nur die in legterer Hinficht 
beftehenden gefeglichen Beftimmungen auch auf die Trennung 
der Ehe Anwendung finden können. 

Es wird fohin immer nur von dem einen oder andern Ehegatten, 
wie auch von beyden ein geftelltes Anfuchen um Bewilligung 
der Trennung erfordert, und wie nach $. 96 nur der fchuldlofe 
Theil das Recht hat, die Ungultigkeits- Erklärung der Ehe zu 
fordern, fo muß diefed auch bey der Trennung gelten. Nur bey 
dem legten Trennungsgrunde kömmt ed auf die Schuldlofigkeit 
des einen oder anderen Ehegatten nicht an, weil jederzeit beyde 
die Trennung der Ehe verlangen muüffen. Tritt daher ein Theil 
von feinem Geſuche um Trennung wieder zurück, fo Fann 
feine weitere Verhandlung mehr eingeleitet werden, und es ift 
in dee Wirkung eben fo viel, ald wenn beyde Xheile ihr Ges 
fuch zurüdgenommen hätten, 

Die Gültigkeit der Ehe, wegen eines entgegenftchenden Pri— 
vat-Hinderniffes, kann auch ein Dritter, 3. B. der Vater, der 
Vormund, der Curator, die Vormundſchafts- oder die Mili— 
tärbehörde beftreiten. Auf Trennung der Ehe kann ein Dritter 
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nicht klagen. Die Urſache des Unterſchiedes liegt darin, weil 
das Privat-Hinderniß von der Art ſeyn kann, daß dadurch 
die Rechte der Dritten verletzt werden, wogegen ſämmtliche 
Trennungsgründe nur in Verlegung der durch einen gültigen 
Ehevertrag für die Ehegatten erworbenen Nechte beftehen. 

d. Nach $. 96 verliert der fchuldlofe Theil das Necht, wegen 
eines Privat Hinderniffes die Gültigkeit der Ehe zu beftreiten, 
wenn er nach erlangter Kenntniß deöfelben die Che fortgefekt 
hat, weil angenommen wird, er habe auf fein Necht Verzicht 
geleiſtet. Diefed tritt hier auch bey dem Trennungsgrunde 
des Ehebruches, oder der unüberwindlichen Abneigung, die 
fi) durch ein folches Betragen von felbft wiederlegt, ein. Bey 
der Verurtheilung zu einer wenigftens fünfjährigen Kerkerftrafe 
wegen eined begangenen Verbrechens, und bey der boshaften 
Derlaffung, kann der Sal der Fortfeßung des Benfchlafed wohl 
feltener eintreten; indeffen ift er nicht ungedenfbar, fohin wird 
auch hier dad Recht, auf Trennung zu dringen, verloren gehen, 
wenn der fchuldlofe Ehegatte, fobald er zur Kenntniß des 
Trennungsgrundes gelangt, die eheliche Beywohnung fortfeßt. — 
Nur bey Nachfiellungen und ſchweren Mißhandlungen fcheinet 
eine Ausnahme einzutreten, denn hier leidet ed die Gefahr, 
welche dem fchuldlofen Theile bevorfteht, nicht, daß er fich dem 
Begehren des fehuldigen Theiles widerfege. Es verhält fich hier 
fo, wie bey dem Ehehinderniffe der Furcht, bey welchem, wie 
bereit $. 95 u. 96, Rr. 23 erörtert worden ift, dad Necht der 
in Furcht gefegten Ehegatten, die Ungültigkeit der Ehe zu ver— 
langen, durch die Fortſetzung der Ehe nicht verloren geht. 

e. Da nah $. 97 die Verhandlung über die Ungültigfeit einer 
Che dem Landrechte ded Bezirkes zufteht, worin die Ehegatten 
ihren ordentlichen Wohnfig haben, fo gilt, zu Folge der End— 
worte diefes $., dad nähmliche von der Verhandlung über die 
Trennung einer Ehe, Nur die in dem Afcher = Bezirke fich erge— 
benden Eheftreitigkeiten find der Verhandlung und Urtheilsſchö— 
pfung des Afcher = Givilgerichtes unterworfen '). 


4) Hofdeeret vom 14. November 1735, 3: ©. ©. Wr. 135, 
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f, Gleichwie die Streitigkeiten über Scheidung von Tiſch und 
Bett, fo müffen auch die Streitigkeiten über angefuchte Ten: 

. mung der Che bey der durch dad bürgerliche Gefegbuch vorge— 
fhriebenen Unterfuchung im Wefentlichen nach den allgemeinen 
Grundfägen des rechtlichen Verfahrens in Streitfachen behan- 
delt, und dabey die Vorfchriften der Weftgallizifchen Gerichts— 
ordnung, $$. 21 und 22, über die mündliche Verhandlung 
ftreitiger «Nechtöangelegenheiten, jedoch fo zur Anwendung ge: 
bracht werden, wie ed der Begriff und Zweck einer von Amts— 
wegen zu pflegenden Unterfuchung fordert. Hier wird fich der 
Kürze halber lediglich auf $. 97 u. 98 berufen, wo von dem 
Derfahren bey der Alngültigkeits = Erklärung einer Che gefprechen 
worden ijt. Nur ift hier zu bemerken, daß, da in der Vorfchrift 
über dad Verfahren in ſtreitigen Cheangelegenheiten, vom Jahr 
1819, $. 18, nur für den Fall, wenn zwifchen Katholiken, oder 
wenn ein Theil Eatholifch ift, auf die Nichtigkeit der Che er— 
Fannt wird, der angeftellte Vertheidiger der ‚Che angemwiefen 
ift, ohne alle Rückfrage bey der Landesftelle, felbit bey gleiche 
förmigen Urtheilen, in der gewöhnlichen Friſt die Revifion ans 
zumelden, und nad) dem Wechfel der Nevifionsfchriften die 
Acten » Einfendung an die höhere Behörde zu verlangen, es 
keinem Zweifel unterliege, daß e3 in Anfehung der Trennung 
bey der allgemeinen Borfchrift bleibe. Wohl aber ift der bes 
ftellte Bertheidiger in dem Kalle, ald dad Urtheil erfter Inſtanz 
gegen dad Urtheil des Appellationsgerichtes, aber für die Tren— 
nung der Ehe ergangen ift, verbunden, ohne weitere Rüdfrage 
die Revifion anzumelden. 

v. 116, 

Das Geſetz geftattet dem nichtkatholifchen Ehe: 
gatten, aus den angeführten Gründen die Tren— 
nung zu verlangen, obſchon der, andere Theil 
zur katholiſchen Religion übergetreten ift. 

4) Der rechtliche Grund diefer Öeftattung liegt, wie bereits 
in dem Zeiller’fchen Commentare bemerkt ift, offenbar darin, daß 


dad Necht zur Trennung, welches einem akatholifchen Gatten 
9° 
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ſchon zur Zeit der VBermählung mit dem ebenfall5 afatholifchen 
Gatten für den Fall einer eintretenden gefeglichen Urfache vorbe— 
halten war, ihm durch deffen Hebertritt zur Fatholifchen Religion 
nicht entzogen werden foll, weil ed von ihm, feiner Glaubens⸗ 
lehre gemäß, ausgeübt werden kann, dad Trennungsvergehen mag 
vor oder nach jenem Weberkritte vorgegangen feyn. 

2) Die Wirkung diefer gefchehenen gerichtlichen Trennung 
für den afatholifchen Theil ift, daß er, Telbft bey Lebzeiten feines 
getrennten Gatten, wieder mit einer, jedoch nur einer afatholifchen 
Perſon ') eine neue gültige Ehe eingehen Fonne. Dagegen kann 
der zur Fatholifchen Religion übergetretene Theil, welcher nad) 
feinen nunmehr angenommenen Religions» Grundfägen jede ein— 
mahl eingegangene Che für untrennbar anfehen muß, die vom 
Nichter ausgefprochene Trennung feiner Seits nur für eine im: 
merwährende Scheidung von Tiſch und, Bett halten. Dieſes 
würde fogar dann der Fall feyn, wenn beyde Ehegatten nody 
als Afatholifen getrennt wurden, und der eine erft nachher die 
Eatholifche Religion annimmt. Auch diefer Fann, fo lange fein 
Gegentheil noch am Leben ift, fich nicht wieder verehelichen, 
weil er nach feinen geänderten Religiondgrundfägen ſich, ungeach— 
tet des richterlichen Trennungs = Urtheiles, für noch — an 
ſeinen akatholiſchen Ehegatten halten muß. 

3) Es entſteht hier die Frage: ob eine urſprünglich seen 
Akatholiken gefchloffene Che, nach dem Webertritte des einen Ehe: 
Hatten zur Eatholifchen Religion, auch wegen unüberwindlicher 
Abneigung getrennt werden fonne ?— Der Zmweifelöpunct liegt hier 
in Solgendem: Sollte eine folche Che wegen unübermwindlicher 
Abneigung getrennt werden Eönnen, fo müßte, nach $. 115, auch 
der zur Fatholifchen Religion übergetretene Theil die Auflöfung 
des Ehebanded zugleich mit dem der afatholifchen Religion ver— 
langen, welcher aber diefes nicht thun Fann, weil es den von 
ihm angenommenen Eatholifchen Religionsbegriffen zuwider läuft. 
Herr Regierungdrath Dolliner beantwortet diefe Frage dahin *): 


1) Hofdecret vom a. und 25. Auguſt 131%, 
2) Siehe die bey $. s11 citirte Abhandlung desfelben. 
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„Wenn die unüberwindliche Abneigung bloß. auf Seite des 
Eatholifch gewordenen Theile ift, fo Fann Feiner Trennung der 
Che Statt gegeben werden ; denn in einem ſolchen Falle müßte 
der zur -Fatholifchen Religion Webergetretene im eigentlichen Ber: 
ftande die Trennung begehren;z er kann aber, aus der fchon öfters 
berührten Urfache, diefes nicht thun. Tritt hingegen die unüber: 
windliche Abneigung von Seite des bey der afatholifchen Religion 
verharrenden Ehegatten ein, oder ift fie wechfelfeitig, fo fcheine 
die Auflöfung des Ehebandes dem Gefege nicht entgegen zu ſeyn; 
denn hier verlangt eigentlich der aatholifche Xheil die Trennung, 
und der Fatholifch gewordene Theil erkläre durch feine Unterfchrift 
ded Trennungögefuches nur fo viel, daß er derfelben fich nicht 
wiederfege, wenn der Richter fie ausfprechen würde. Von feiner 
©eite gehe fein Wille nur auf eine immermwährende Scheidung 
von Tiſch und Bett, welche er, ald Katholif, allerdings zu begeh: 
ven berechtiget ift. Das Geſetz geftatte in diefem $. dem nicht: 
Fatholifchen Ehegatten, ungeachtet des Webertrittes des anderen 
Theiles zur Eatholifchen Religion, aus allen im $. 145 aufgeführ: 
ten Gründen ohne Unterfchied, worunter auch die unüberwindli— 
che Abneigung begriffen ift, die Trennung. — „Ich feße zu feinem 
Raifonnement Tediglich hinzu: es fcheine mir, daß eine Auflöfung 
des ehelichen Banded auch zuweilen dann Statt finden könne, 
wenn die unüberwindliche Abneigung auf Seite ded Fatholifchen 
Theiles entftanden ift, weil nach dem, was bey Erläuterung des 
vorigen $., Nr. 7, litt. b, gefagt worden ift, in diefem alle 
auch dem akatholifchen Xheile daran liegen könne, daß die Ehe 
getrennt erklärt werde. Der EFatholifche Theil, wohl bewußt, 
daß es ihm feine Neligionsgrundfäge nicht erlauben, mit einer 
anderen Perfon eine Ehe einzugeben, beſchränkt feine Bitte le— 
diglich auf die Aufpebung der äußern ehelichen Gemeinfchaft ; 
der afatholifche Theil aber will von feiner ©eite diefe Aufhebung 
mit der Wirkung verbunden wiffen, daß er mit einer andern, ihm 
geneigten Perfon eine neue Ehe eingehen könne, und ed fteht 
fein Hindernig entgegen, ihm diefed zu gewähren. 
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Auseinanderfesung bes Vermögens. 


Wenn ſich bey einer Trennung der Ehe Streitig- 
keiten äußern, welche fich auf einen weiter ge— 
fchloffenen Bertrag, auf die Abfonderung des 
Vermögens, auf den Unterhalt der Kinder oder 
auf andere Forderungen und Gegenforderungen 
beziehen; ſoll der ordentliche Richter allezeit 
vorläufig einen Verſuch machen, diefe Sfreifig- 
keiten durch Vergleich beyzulegen. Sind aber die 

- Darteyen zu einem Vergleiche nicht zu bewegen, 
fo hat er fie auf ein ordentliches Verfahren an: 
zuweifen, worüber nach den in dem Hauptſtücke 
von den Ehepacten enthaltenen Vorſchriften zu 
entfcheiden, inzwifchen aber der Ehegattinn und 
den Kindern der anftändige Unterhalt auszumef- 
fen ift, 


4) Die Wirkung, welche eine Chetrennung auf die Sachen: 
rechte der Chegatten hervorbringt, Ffümmt in dem Hauptjtücke 
von den Chepacten vor. Die Entfcheidung der hierüber entftehen- 
den Streitigkeiten gehört nicht mehr vor daS Forum des Land: 
rechtes, fondern vor den ordentlichen Gerichtöftand des einen oder 
anderen Ehegatten, welcher nähmlich hier als der beflagte Theil 
erfcheinet, der freylich auch zufälliger Weife dad Landrecht, wel: 
ches die Trennung der Ehe bewilliget, feyn Fann. Der Perfonal- 
richter, vor welchen die Entfcheidung diefer Streitigkeiten gehört, 
ft hier angewiefen, einen ordentlichen Prozeß zwiſchen beyden 
Cheleuten durch den Verfuch eines Vergleiches hintan zu halten. 
Er kann ohne Zweifel diefe Vergfeichöverfuche zu verfchiedenen 
Mahlen wiederhohlen, weil es fich fügen kann, daß die Ehegatten 
erft in der Folge in eine Gemüthöftimmung gerathen, wo güt: 
liche und zweckmäßige Vorftellungen einen größern Eindruck auf 
fie machen. Jedoch fcheint der Richter nicht befugt zu feyn, durch 
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wiederhohlte Vergleichsverſuche den Beginn des Streites hintan 
zu halten, ſondern er wird über die von einem oder dem andern 
Theile angebrachte Klage eine Tagſatzung zum Verſuche eines 
Vergleiches anordnen, und wenn bey felber Fein Vergleich er: 
wirft werden Fann, uber die-Klage, in fo fern fie bereits in 
gerichtöordnungdmäßiger Form überreicht ift, die ordentliche Ver: 
handlung einleiten, oder im Falle Feine zu einer folchen Erle: 
digung geeignete Klage noch vorliegt, den Elagenden Ehegatten 
auf die Anbringung einer folchen: verweifen. Diefes hindert ihn 
nicht, während des Prozeßzuges die Vergleichöverfuche zu wie— 
derhohlen. 

2) Durch die — der Ehe wird in Anſehung der im 
$. 141 und 143 ausgeſprochenen Verbindlichkeit des Unterhaltes 


der Kinder nichts geändert, und ed kann die Anordnung des 


gegenwärtigen $. auch nicht dahin verftanden werden, ald wenn 
im Nahmen der Kinder mit den Aeltern unterhandelt werden 
müßte, fondern e3 ift hier nur von einer Ausgfeihung der Che: 
gatten felbft unter fich, wie fie es mit dem Unterhalte der Kine 
der gehalten wiffen wollen, die Rede; font hätte hier feftgefeßt 
werden müffen, daß den Kindern, zur Bewahrung ihrer Rechte, 
ein Curator ad actum aufzuftellen ſey. — Allein diefed it hier 
nicht nothwendig; denn was die Aeltern auch immer für eine 
Vebereinfunft darüber treffen werden, was jeder Theil zur Beſtrei— 
tung ihres Unterhaltes beytragen folle, befümmert die Kinder 
wenig, indem ihnen für den Fall, als fie in der Folge an dem 
ihnen gefegmäßig zuftändigen Unterhalte Mangel leiden müßten, 
die ihnen aus dem Geſetze zuftehenden Rechte vorbehalten bleiben. 

3) Entfteht nun zwifchen den Ehegatten, in Anfehung der 
obenberührten Verhältniſſe, wirklich ein Rechtöftreit, fo muß das 
Gericht die Verfügung freffen, daß der Ehegattinn und den 
Kindern in der Zwifchenzeit von dem Ehegatten der anftandige 
Unterhalt auögemeffen werde, — Das Gericht hat fih, meines 
Grachtens, bey diefer Verfügung lediglich an die Vorfchrift des 
Geſetzes felbft zu halten, und kann auf die befondern Verträge 
der Ehegatten, fo wie auf den Umftand, welcher aus den Che: 
Hatten die Schuld an der Trennung trage, Feine NRüdficht neh: 
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men. Diefe Behauptung fließt folgerecht aus der Anordnung, 
daß erft über dad ordentliche Verfahren zu entfcheiden ift, was 
jeder der Ehegatten nach den in dem Hauptftüde von den Ehe: 
pacten enthaltenen Vorfchriften in Anfprucy zu nehmen habe, 
und daß es hier, ganz nad) der Anordnung des $. 91, der Che- 
gattinn den anftändigen Unterhalt auszumeſſen befiehlt, ohne 
Unterfchied, ob die Gaͤttinn an der Trennung Schuld trägt, 
oder daran ſchuldlos ift. 


J. 118, 


Art ber Wiedervereinigung. 


Menn die getrennten Ehegatten fi wieder verei- 
nigen wollen, fo muß die Vereinigung ald eine 
neue Ehe betrachtet, und mit allen zur Schlie— 
fing eines Ehevertrages nad) dem Geſetze er— 
forderlichen Feyerlichkeiten eingegangen werden, 


4) Durch die Trennung der Che wird dad eheliche Band 
für die Zukunft gänzlich aufgelöfet — die bisher beftandene 
Semeinfchaft fohin aufgehoben, und die perfönlichen Rechte 
und Pflichten der Ehegatten gegen einander find dadurch erlofchen. 
Der akatholifche Theil tritt fohin in diefer Rückſicht ganz in jenes 
Verhältniß über, ald wenn der andere Ehegatte geftorben wäre ; 
der Fatholifche Theil tritt aber in diefed Verhältniß mit der Bes 
ſchränkung ein, daß er fich bey Lebzeiten ded andern Ehegatten 
nicht mehr mit einer andern Perſon ehelich verbinden Eann. 

2) Aus dieſem folgt, daß die getrennte Gattinn auch den 
Nahmen und die Standesrechte ihres getrennten Ehegatten noch 
immer beybehalte. — Da indeffen diefe Behauptung der ausge: 
fprochenen Anficht des Herrn Hofrathes von Zeiler widerftreitet, 
welcher fich dahin ausfpricht, daß diefelbe nicht nur berechtiget, 
fondern auf Begehren des Mannes fogar verpflichtet fey, mit 
Aufgebung des Nahmens ihres (vormahligen) Gatten, ihren Fa— 
milien-Nahmen, oder jenen ihres vorigen Witwenftandes anzu: 
nehmen; fo liegt es mir ob, meine hier geäußerte Meinung noch 


\/ näher zu begründen. Erftens muß ich bemerken, daß mir Fein 
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Geſetz befannt it, aud welchem fich diefe Behauptung Zeillers 
ſchulgerecht folgern ließe. Die Gattinn hat durch den gefchloffenen 
Ghevertrag das Recht, den Nahmen ihres Mannes zu führen, 
die Rechte feined Standes zu genießen bereit erworben und bie 

Verpflichtung hierzu über fich genommen. Bereitd erworbene Rechte 
und übernommene DVerbindlichkeiten dauern aber fo lange fort, 
bis nicht durch irgend eine gefegliche Anordnung nachgewieſen 
werden kann, daß fie wieder aufgehoben worden find. Wollte 
man dagegen einwenden, daß diefe Aufhebung aus der Natur der 
Sache folge, weil nur die Gattinn den Nahmen ihres Mannes 
zu führen’ und feine Standesrechte zu genießen hat, und eben 
durch die vor ſich gegangene Trennung fie aufgehört habe, Gat— 
tinn zu feyn; fo muß hierauf .erwiedert werden, daß fich hieraus 
folgern würde, daß auch eine Witwe aufhören müffe, diefe Rechte 
zu genießen, weil fie eben fo wenig die Öattinn ihres verftorbenen 
Diannes, ald die getrennte Gattinn die ihres noch lebenden Man— 
ned feyn kann. Würde die Öattinn wieder in dad vor gefchloffe: 
ner Ehe obgewaltete Verhältniß zurüdtreten, fo wäre diefes fo 
anzufehen, ald ob die Che gar nie rechtlich eriftent geworden 
wäre, was wohl bey der Ungültigfeits- Erklärung, nicht aber bey 
der Trennung der Ehe der Fall ift. Dad preußifche Geſetzbuch, 
welches hierüber ausdrückliche Beſtimmungen enthält '), räumt 
zwar in manchen Fällen der Gattinn dad Recht ein, und bürdet 
ihe in andern die Verbindlichkeit auf, in ihre früheren Standes— 
rechte zurückzutreten, feßt aber doch felbft als Negel feft, dag 
fie den biöherigen Rang und Stand des Mannes beybehalte. Sol 
bie an der Trennung fehuldlofe Ehegattinn die durch ihre Verehe— 
lihung erworbenen Standesvorzüge verlieren? Dder follte fie ihre 
früheren Standesrechte, auf welche fie durch ihre Heirath bereitö 
Verzicht geleijtet hatte, wieder erwerben? Gilt nicht auch hier 
die Nechtöregel: ad renunciata non datur regressus? — Gehen 
wir überdieg den Sal, daß ein Ehetheil bey Trennung der Ehe 
Eatholifch fey. ft es die Oattinn, fo Fann ihe wohl nicht zuge: 
muthet werden, den Nahmen und die Standesrechte ihres Gat: 


1) 2. Th., 1. 9, 69. 735 — 712. 
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ten aufzugeben, da fie, vermdge ihrer Religionsgrundſätze, das 
Eheband noch immer ald beftehend mit felbem, und nur die außere 
Gemeinfchaft aufgehoben anfehen muß; eben fo wenig kann dem 
Eatholifchen Gatten erlaubt ſeyn, zu fordern, daß feine getrennte 
afatholifche Gattinn, die er gleichfall5 noch ald feine (zwar geſchie⸗ 
dene) Gattinn anſieht, ſeinen Nahmen und Standesrechte aufgebe, 
und ſelbe mit ihrem Familien-Nahmen und Stande vertauſche. 
3) Tritt in der Folge, bevor er ſich wieder verehelichet hat, 
ein getrennter akatholiſcher Ehegatte zur katholiſchen Religion über, 
ſo geht nach den von ihm angenommenen Religionsgrundſätzen 
auch das Recht für ihn verloren, eine neue Ehe eingehen zu 
Eönnen, und tritt dieſer Sal bey beyden Ehegatten ein, fo iſt 
die Trennung ihrer Wirkung nach ald eine immerwährende Schei- 
dung von Tiſch und Bett anzufehen. Hieraus folgt aber noch 
nicht, daß fie, wenn_fie fi wieder vereinigen wollen, Tediglich 
nach $. 110 die Vereinigung bey dem ordentlichen Gerichte an— 
zeigen dürfen, fondern fie haben fich auch in diefem Falle nach 
der Vorfchrift ded gegenwärtigen $. um fo mehr zu benehmen, 
da fie gegenwärtig, als der Eatholifchen Religion zugethan, ihre 
feyerliche Erklärung der Wiedervereinigung vor dem Fatholifchen 
Pfarrer oder feinem Stellvertreter abgeben müffen, und nach ab: 
gegebener Erklärung, ihren nunmehr angenommenen Religions: 
grundfägen gemäß, auch das Sacrament der Che empfangen. 


0. 119, 


Beſchränkung und Verfichten in Rüdficht der Wiederverehelichung. 


Den Getrennten wird zwar überhaupt geftattet, 
fi wieder zu verehelichen; doch kann mit den: 
jenigen, welche vermöge der bey der Trennung 
vorgelegenen Beweife duch Ehebruch, durch 
Verhetzungen, oder auf eine andere ſträfliche Art 
die vorgegangene Trennung veranlaffet haben, 
feine gültige Ehe geichloffen werden, 

4) Durch die Trennung der Che wird das wirklich beftans 
dene Frühere Cheband gänzlich aufgelöfet. Es ftehet alfo nach 
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vor fi) gegangener Trennung der Ehe, den (gewefenen) Ehegat: 
ten dad Derboth des 9. 62, daß Niemand mit zwey Perfonen 
zu gleicher Zeit vermählt feyn darf, nicht mehr im Wege, um in 
eine andere eheliche Verbindung zu freten. 

2) Die Wiederverehelichung unterliegt mehreren gefeslichen 
Befchränfungen. Die erfte hier vorfommende Beſchränkung fol 
die eigennügigen, ftrafbaren Neigungen, die man mitteljt der 
Trennung zu befriedigen hofft, durch Vereitlung der Hoffnung 
erſticken. Es ift alfo Prlicht des Seelforgers, welcher die Tren— 
nung vorzunehmen hat, daß er in Fallen, wo fich diefes Hinder: 
niß beforgen läßt, genau nachforfche. Wurde die Che deifen 
ungeachtet eingegangen, fo wäre fie ungültig. Wurden gegen 
die Gingehung Anftände der Art bey dem Seelſorger vorgebracht 
werden, fo ift er ohne Zweifel auch berechtigt, von den Braut: 
perfonen zu fordern, daß fie fich durch ein legale Zeugniß dere 
jenigen Behörde, welche die Trennung vorgenommen hat, aus— 
weifen, daß ihnen diefes Ehehinderniß nicht im Wege ftehe ($. 78). 

3) Die zweyte Befchränfung wurde erft nach eingekretener 
MWirkfamfeit des bürgerlichen Geſetzbuches durch eine allerhöchfte 
Entſchließung vom 28. July 1814, welche durch dad Hofdecret 
der oberjten Quftizftelle vom 26. Auguft 1814, Wr. 1099 der 
Juſtiz-Geſetzſammlung, Fund gemacht wurde, eingeführt. Diefes 
Hofdecret lautet wörtlich fo: „Ueber Anfrage: ob ein von dem Ehe— 
bande getrennter Akatholike, bey Lebzeiten ded vorigen Öatten, mit 
einer Fatholifchen Perfon fich gültig verehelichen Fonne? haben Se. 
Majeftät zu befchließen befunden: Zur genaueren Beftimmung des 
$. 149 de3 bürgerlichen Gefegbuches werde erklärt, daß, wenn Chen 
nichtEatholifcher, chriftlicher Religionsverwandten dem Bande nach 
getrennt werden, den getrennten afatholifchen Perfonen geftattet 
werde, bey Lebzeiten de3 gefrennten Gegentheils nur mit afatholi: 
ſchen Perfonen eine neue Che einzugehen; jedoch nicht denjenigen, 
welche vermöge der bey der Trennung vorgelegenen Beweife durch 
Chebruch, durch Verhekungen, oder auf eine andere fträfliche Art 
die vorgegangene Trennung veranlaßt haben.” Der Grund diefer 
gefeglichen Anordnung liegt in den Grundfäßen der Eatholifchen 
Religion, weßwegen man diefes neue Chehindernig, das Ehe: 
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binderniß des Ratholiciömud nennt. Die Eatholifche 
Religion ſtellt nähmlich den Grundfaß auf, daß die Che eine 
nur durch den Zod allein trennbare Verbindung fey. Der Katholif 
muß alfo dafür halten, daß die bey den Afatholiken übliche Auf: 
löfung des Ehebandes, bey Lebzeiten beyder Ehegatten, nach echt: 
chriftlichen Religionsgrundfägen unzulaffig, folglic) es einem 
Katholiken nicht erlaubt fey, fich mit einer getrennten afatholifchen 
Perfon in eine eheliche Verbindung einzulaffen. 

4) Aus diefem Grunde wird weiterd gefolgert, daß ein 
chriftlicher afatholifcher Ehegatte, welcher zur Fatholifchen Religion 
übertritt, und dann von dem andern, bey der akatholifchen Re— 
ligion verharrenden, wie ed nad) $. 116 allerdings gefchehen 
kann, gerichtlich getrennt wird; ferner daß ein bereitd getrennter 
riftlicher afatholifcher Ehegatte, welcher fich nad) der Trennung 
zur Fatholifchen Religion bekennt, bey Lebzeiten des andern weder 
mit einer Eatholifchen noch mit einer afatholifchen Perfon gültig 
eine Che eingehen könne. — Gegen dieſe Folgerung ift nichts 
einzuwenden, denn fie ift nicht bloß in dem Grunde, fondern 
felbft in dem Buchſtaben der gedachten allerhöchften Entfchließung 
vom 28. Quly 1814 gegründet, da ed darin heißt: daß ben ge: 
trennten afatholifchen Perfonen die Wiederverehelichung ges 
ftattet werde, wodurch deutlich ausgefprochen ift, daß der getrennte 
Eatholifche Ehegatte (er mag fohin ſchon zur Zeit der Trennung, 
oder erſt nachhin Eatholifch geworden feyn) fich nicht wieder ver: 
ehelichen dürfe. — Wäre aber derfelbe in der Folge wieder zu 
einer afatholifchen Neligion übergetreten, fo fteht ihm weder 
nach den Worten, noch aus dem runde diefes Gefeßed ein 
Hinderniß entgegen, bey Lebzeiten des getrennten Ehegatten mit 
einer akatholifchen Perfon eine Ehe einzugehen. 

5) Dagegen Eann ein getrennter jüdifcher Ehegatte, der vor 
oder nach der Trennung feiner im Judenthum eingegangenen Ehe 
zur Eatholifchen Religion übertritt, obgleich fein Gegentheil noch 
lebet, allerdings auch mit einer Fatholifchen Perfon eine neue 
Ehe Schließen ; denn die vorberührte höchfte Entſchließung fpricht 
blog von nichtkatholiſchen hriftlihen Religionsverwandten. 
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Bey getrennten jüdifchen Convertiten bleibt es Nahe bey der im 
$. 119 aufgeftellten Regel '). 
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Wenn eine Ehe für ungültig erklärt, getrennt, oder 
duch des Mannes Tod aufgelöfet wird, fo kann 
die Frau, wenn fie ſchwanger ift, nicht vor ih: 
rer Entbindung, und wenn über ihre Schwan: 
gerfchaft ein Zweifel entiteht, nicht vor Verlauf 
des fechsten Monaths zu einer neuen Ehe ſchrei— 
ten; wenn aber nach den Umftänden, oder nad) 
dem Zeugniffe der Sachverftändigen, eine Schwanz 
gerfchaft nicht wahrſcheinlich ift, jo kann nach 
Ablauf dreyer Monathe in der Hauptftadt von 
der Landesftelle, und auf dem Lande von dem 
Kreisamte die Dispenfation ertheilet werden. 


4) Der Örund_biefer Befchränkung liegt in der Beforgniß, 
daf, wenn die Frau, im alle der ungültig erklärten, gerichtlich } 
getrennten, oder durch des Mannes Tod aufgelösten früheren Eye 
ſich zu voreilig wieder verehelichen würde, leicht eine Ungewißheit 
entſtehen Eönnte, ob ihr erfte3, in der neuen Che gebornes Kind | 
von dem jegigen oder vorigen Manne erzeugt worden fey, to= | 
durch ſchwierige Streitigkeiten über Vaterfchaft, Erftgeburtd:, | 
Standes- und Erbrecht veranlagt würden. 

2) Nach diefer Vorfchrift ded Gefege muß die Frau nad) 
auf eine der oben bezeichneten Arten gefchehener Aufhebung der 
ehelichen Gefellfchaft eine Zeit zumarten, bis fie zur Schließung 
einer neuen Che zugelaffen wird. In Anſehung der Wartzeit 
ift zu unterfcheiden, ob über die Schwangerfchaft der Frau gar 
Fein, oder ein Zweifel obwaltet. Im erfteren Falle muß fie ihre 
Entbindung abwarten. Diefes ſcheint fowohl der Hauptzweck 
der Ehe, als die Sorge für die Leibesfrucht, und der Anftand 

4) Siehe des Herrn Regierungsrathes und Profeffors Dolliner Abhandlung über 


die Wiederverehelichung, in der Zeitfchrift für öft. Rechtsgelehrfamfeit. Jahr: 
gang, 1327, I. Heft. ©, 23. 
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zu fordern. Im letztern Falle aber, wenn nahmlich die Schwan: 
gerfchaft zweifelhaft ift, muß fie eine Zeitfrift von fehd Mona: 
then vorbeygehen laſſen. Diefer Zeitraum wurde zur größern 
Sicherheit feftgefegt, weil fi nach dem natürlichen Laufe der 
Dinge binnen demfelben doch mit Verläßlichkeit entfcheiden "muß, 
ob die Frau von ihrem vorigen Manne fchwanger fey oder nicht. 
Dffenbart fich) nach Verlauf diefer Zeit Feine Schwangerfchaft, 
fo Eann die Frau zur Schliefung der neuen Che fehreiten; im 
Gegenfalle aber muß fie ihre Entbindung abwarten. 

3) Iſt bereits ein Zeitraum von drey Monathen vorüber, 
und die Frau kann aud den Umftänden, 3. B. aus einer langern 
Abwefenheit des Mannes, oder durch Zeugniffe der Sachverſtändi— 
gen, d. 1. „Geburtöhelfer oder Hebammen, darthun, daß eine Schwanz 
gerfchaft nicht wahrſcheinlich ſey, fo kann fie, in Anſehung der 
noch übrigen Zeit von ſechs Monathen, die Dispens anſuchen. 
Gin Dispensgeſuch, welches vor dieſer Zeit —— würde, 
wäre ohne weiterd zurückzuweiſen. 

4) Dad Geſetz ſpricht Tediglich von der Schwangerſchaft 
der Frau, ohne zu unterſcheiden, ob ſie ſich von ihrem Manne, 
oder vielleicht von einem Dritten ſchwanger befinde. Es fragt 
ſich demnach, ob ſie auch in dem Falle die" geſetzliche Zeitfriſt 
abwarten müſſe, wenn gewiß iſt, daß ſich die Frau, z. B. wegen 
längerer Abweſenheit des Mannes, von ihm gar nicht ſchwanger 
befinden könne. Der Grund des Geſetzes fowohl, ald die Endworte 
des folgenden $., „und es ift wenigftens zweifelhaft, ob e3 
nicht von dem vorigen Manne erzeugt worden ſey,“ laſſen 
mit allem Grunde annehmen, daß der Gefeßgeber eine von dem 
Manne herrührende Schwangerfchaft vor Augen gehabt habe. 
Wenn man indeffen erwägt, daß nur der Vater und deffen Er: 
ben berechtiget feyen, die Rechtmäßigkeit einer innerhalb des ge: 
feslichen Zeitraumes gefchehenen Geburt eines Kindes zu beftreiten, 
folglich auch ein vor zehn Monathen nach aufgelöster Che gebor- 
ned Kind, wenn von dem Öatten oder Erben. Feine Einſprache 
geſchieht, ſelbſt in dem Falle als von dem erſtern erzeugt / ange— 
nommen werden muß, wenn auch die Unmöglichkeit hiervon vor 
Augen läge, fo ergibt ſich, daß im Falle des gegenwärtigen 9. 
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die Frage: ob fich die Sattinn von ihrem Manne, oder von einem 
Dritten Schwanger befinde? gar nicht in Anregung kommen könne. 
Darum berührt auch der Gefeßgeber diefen Unterfchied nicht. 
Weil aber wohl die Vermuthung dafür ftreitet, daß die Frau 
ihre ehelichen Verpflichtungen nicht außer Augen gelaffen habe, 
wird eben dadurch, daß felbe aus den Umftänden darzuthun 
vermag, ihr Mann Eönne ihre während des nothigen Zeitraumes 
nicht beygewohnt haben, auch die WahrfcheinlichEeit dar 
gethan, daß fie fich nicht fchwanger befände. Darum unterfchei- 
det auch dad Gefeg nur zwey Fälle, nähmlich: wenn die Schwan: 
gerfchaft der Frau gewiß, und wenn fie nicht wahrfcheintih | 
it. Der Fall, daß die Nichtſchwangerſchaft gewiß fey, | 
kann daher nicht eintreten. ı i 

5) Die Behörde, bey welcher die Dispens angefucht wer: 
den muß, ift auf dem Lande dad Kreisamt, unter welchem 
die Frau vermöge ihres Wohnortes fteht; in der Hauptftadt 
aber die Landeöftelle, wenn fich eine darin befindet, fonft aber 
dad Kreisamt. Doch kann ohne Zweifel auch von einer auf dem 
Lande mwohnenden Frau die Diöpens bey der Landeöftelle ange: 
fucht _werden, weil fich die Amtöwirkfamkeit derfelben auf die 
ganze Provinz erjtrecket, und den Kreisämtern nur zur Erleichtes 
rung der Parteyen dad Recht der dispenfen Ertheilung einge: 
räumt worden ift '). 


b. 121, 

Die Uebertretung diefes Gefeßes (I. 120) zieht zwar 
nicht die Ungültigkeit der Ehe nach fich: allein die 
Frau verliert die ihr vondem vorigen Manne durch 
Ehepacten, Erbvertrag, legten Willen, oder durch 
das Uebereinfommen bey der Trennung zugewen: 
deten Bortheile; der Mann aber, mit dem fie 
die zweyte Ehe ſchließt, verliert das ihm außer 
dieſem Falle durch den ). 120 zufommende Recht, 
die Ehe für ungültig erklären zu laffen, und beyde 


1) Siehe die Übrige Abhandlung des Herrn R. R. Dolliner, ©. 36 — 30, 
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Ehegatten find mit einer den Umftänden ange— 
mefjenen Strafe zu belegen. Wird in einer fol- 
chen Ehe ein Kind geboren, und es ift wenigftens 
zweifelhaft, ob eö nicht von dem vorigen Manne 
gezeugt worden fey, fo ift demfelben ein Cura— 
tor zur Vertretung feiner Rechte zu beftellen. 


4) Die Außerachtlaſſung der im vorhergehenden $. erklärten 
Befchränkung ijt zwar Fein Ehehinderniß; denn man trug Beden— 
Een, die Anzahl der eigentlichen Ehehinderniffe dadurch zu vermeh— 
ren, fondern glaubte vielmehr, daß durch die auf die Uebertre— 
tung dieſes Gefeßes theild für beyde Ehegatten gemeinſchaftlich, 
theild für jeden insbefondere verhängten üblen Folgen die Par: 
teyen zur Befolgung deöfelben werden angeeifert werden. 

2) Zuerft wird hier von den üblen Folgen gefprochen, de— 
nen ſich die Frau durch eine folcye, vor der Zeit gefchehene, Ver⸗ 
ehelichung unterzieht. Sie bedürfen einer näheren Erörterung. Iſt 
eine Ehe für ungültig erklärt worden, fo zerfallen, nach $. 1265, 
auch die Ehepacte, und es Fann daher in diefem Kalle von einer 
Entziehung der der Frau durch die Ehepacte eingeräumten Bor: 
theile Feine Nede feyn. Dagegen benimmt die Ungültigkeits= Erz 
Elärung der Ehe der vermeintlichen Ehegattinn jene Bortheile nicht, 
die ihr von ihrem vermeintlichen Manne durch letzten Willen zus 
gedacht wurden. Es gehen ihr diefelben aber durch die voreilige 
Miederverehelichung verloren; fogar dad, was ein Mann nad) 
bereits erfolgter Ungültigkeit5 Erklärung feiner geweſenen Schein- 
gattinn durch legten Willen zumwendet, muß ihr, fo wie dad, was 
ihr bey der Ungültigkeits= Erklärung der Ehe durch freyes Ueber: 
einfommen zugefichert wird, hier abgefprochen werden. 

ft die Ehe durch den Tod des Mannes aufgelöst worden, 
fo verliert die Frau, wegen diefer Uebertretung des Gefeßes, 1) 
die Wiederlage, die ihr der vorige Mann (nicht aber auch, die 
ihr ein Dritter) zur Vermehrung des Heirathöguted ausgeſetzt hat 
($. 1230); 2) die Morgengabe, in fo fern fie noch nicht über: 
geben war ($. 1232); 3) dad, wad ihr vermöge einer errichteten 
Gütergemeinfchaft von dem Vermögen des Mannes nach deffen 
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Tode zugefallen ift ($. 1234); 4) den Nachlaß, der ihr von dem 
vorigen Manne durch Erbvertrag verfprochen worden; deßglei— 
chen 5) die ihr von dem vorigen Manne auf den Fall des Ueber— 
lebens ertheilte Sruchtnießung feines freyvererblichen Vermögens 
($- 1258); endlich 6) verliert die Frau durch ihre zu voreilige 
Wiederverehelichung die Erbfchaft, oder das Vermächtniß, welches 
ihr von dem vorigen Manne in einem Teftamente oder Codicile 
zugedacht if. Was den Witwengehalt betrifft, fo gehet derfelbe 
durch jede MWiederverehelichung verloren. Das der Ehegattinn 
nach $. 757 und 758 zufommende gefegliche Erbrecht fritt aber 
dadurch nicht außer Wirkfamfeit. Nur frägt es fich hier, ob z. 
DB. in dem Falle, ald die Frau von ihrem Gatten durch Erbver: 
trag oder legten Willen zur Erbinn eingefegt wäre, felbe nicht 
wenigftens dad gefegliche Erbrecht auf dad Vermögen ihres Man: 
ned anzufprechen hätte? — welche Frage allerdings befahend be— 
antwortet werden zu müffen fcheinet. Denn der $. 758 fagt, 
daß dem überlebenden Chegatten alles dasjenige in den gefegli- 
chen Erbtheil eingerechnet werden müffe, was gemäß der Ehe: 
pacten, eines Grbverfrage oder einer leßten Anordnung dem 
überlebenden Ehegatten aus dem Vermögen des andern zufümmt. 
Das gefegliche Erbrecht des Chegatten tritt daher für jeden Fall 
ein; nur ift es in dem Falle, als das dem Ueberlebenden durch) Erb— 
vertrag oder legten Willen Zugedachte mehr, als feinen gefeglichen 
Grbantheil, beträgt, von Feiner Wirkung. Fallen aber diefe Tegtern 
Dortheile weg, fo lebt das gefegliche Erbrecht wieder auf. 

Wird die Ehe auf Verlangen beyder Ehegatten, ihrer unüber— 
windlichen Abneigung wegen, getrennt, fo find die Chepacten, in 
fo weit darüber Fein Vergleich getroffen wird, ohnehin. erlofchen; 
ed Fann alfo in diefem Falle nur-von dem der Ehegattinn dur) 
diefen Vergleich etwa. eingeräumten DBortheile die Rede feyn. 
Wird auf die Trennung der Ehe durch Urtheil erfannt, fo kann 
bier gleichfall3 von dem Verluſte der, der Gattinn durch die Che: 
pacten eingeräumten, VBortheile nur dann eine Rede feyn, wenn 
fie an der Trennung fchuldlos ift ($. 1266). 

Es entfteht übrigens hier noch die Frage, ob in den biöher 
behandelten Fälfen die Frau auch das, was ihr aus den hier erz 

Nippel's Commentar IL, Th. iu 
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mähnten Titeln ſchon bereits wirklich eingehandiget worden iſt, 
wieder herausgeben müſſe? Ich glaube hier jene Vortheile, die 
ihrer Natur nach die Auflöſung des ehelichen Bandes vorausſetzen, 
von denen unterſcheiden zu müſſen, welche ſchon während der Ehe 
der Gattinn zugewendet werden koönnen, und halte dafür, daß die 
Gattinn nur zur Zurückſtellung der erfteren verbunden fey. — 
Sie ift daher zur Herausgabe der Wiederlage, der Erbfchaft oder 
des Vermächtniſſes, in fo weit es den gefeglichen Erbtheil über— 
fteigt, u. 1. w., nicht aber auch zur Zurückgabe der Morgengabe 
verpflichtet: Eine Ausnahme von obiger Bemerfung dürfte jedoc) 
bey dem Witwengehalt eintreten, denn diefer gebührt der Witz 
we gleich nach dem Tode ihres Mannes, und foll immer auf 
drey Monathe vorhinein entrichtet werden; den in dem geſetzli— 
chen Maße voraus bezahlten Unterhalt aber ift, nach der Ana— 
logie des $. 1418, Niemand fihuldig zurücdzugeben. 

3) Der Mann, der die hier vorgezeichnete Vorſichtsmaß— 
regel außer Augen laßt, muß es fich lediglich felbft zufchreiben, 
wenn er, durch feine gefegwidrige Voreiligkeit bey Schließung der 
Che, gegen fein Wiffen und Wolfen eine von einem andern ſchwan— 
gere Frau bekömmt. Fällt ihm Fein Verfchulden zur Laft, indem 
er nicht wußte, daß feine Frau früher fehon in einer ehelichen 
Berbindung ftand, fo ift für felben dad ihm im $. 58 eingeräumte 
Necht nicht verloren gegangen. Man könnte zwar dagegen ſa— 
gen, daß. das Geſetz Feinen Interfchied mache, ob der Mann die 
frühere Ehe gemußt habe oder nicht, und fich daher auch der un— 
fhuldige Mann die mit der Uebertretung diefer gefeglichen Vor— 
fehrift verbundene widrige Nechtöfolge gefallen Taffen müffe, um 
fo mehr, als der $. 1420 nur von der Frau redet, und daher 
auch der Eingang ded $. 121 nur von diefer verftanden werden 
koͤnne. Allein zieht man in Erwägung, daß der Gefeßgeber durch 
die hier verhängte Folge den Mann abhalten will, eine fo vor: 
eilige Ehe einzugehen, was nur dann erreicht werden kann, wenn 
der Mann von der früheren Verehelichung Kenntniß hatte, und 
daß der nachfolgende Sag, der von Beftrafung beyder Ehegatten 
fpricht, offenbar vorauöfest, daß ein Berfchulden des Mannes dabey 
unterlaufen fey, fo liegt obige Behauptung außer allem Zweifel. 
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4) Die Meberfretung der Vorfchrift des $. 120 ift von der 
politifchen Behörde zu unterfuchen und zu beftrafen. Da übrie 
gend Feine bejtimmte Strafe darauf verhängt ift, fo ift fie arbi— 
trarifch; jedoch Fann Fein längerer als drey Monathe dauernder 
Arreft darauf verhängt werden. Denn da derjenige, der fich mit 
Derfchweigung eines ihm befannten gefeglichen Ghehinderriffes 
trauen laßt, als fchwerer Polizey = Lebertreter behandelt und 
mit firengem Arreſte von drey bis zu ſechs Monathen bejtraft 
wird ($. 252 des 2. Th. des St. ©. B.), und, vermöge Hofdecret 
vom 30. September 1806, bey Uebertretungen, denen jene gefähr: 
lichen Eigenfchaften fehlen, um nach dem zweyten Theil des Straf: 
gefegbuches behandelt zu werden, die darauf verhängte Strafe als 
die größte anzunehmen ift, welche die geringjie ware, wenn diefe 
Handlung in der Eigenfchaft einer fchweren Polizey = Lebertretung 
zu betrafen feyn wurde; fo kann derjenige, der dieſes Eheverboth 
nicht achtet, zu EFeinem längeren als dreygmonathlichen ftrengen 
Arreſte verurtheilet werden. Die Strafe iſt nach den vorhandenen 
erfchwerenden oder mildernden Umftänden auszumeſſen; als befon- 
derd erfihmerend wäre aber der Umſtand anzufehen, wenn aus 
der zu voreiligen Schließung der neuen Che wirklich eine Unge- 
wißheit über-die Vaterſchaft des in derfelben gebornen erften 
Kindes entfprungen ‚wäre, meil hauptfächlich zur Verhüthung 
diefed Uebeljtandes die Vorfchrift des $. 421 erlaffen wurde, 

5) Obſchon dad Geſetzbuch durch die in den SS: 120 und 121 
erlaſſenen Vorfchriften große Sorge getragen hat, daß fich der Fall 
einer zweifelhaften Baterfchaft nicht leicht ereignen könne, fo kann 
derfelbe doch zumeilen eintreten. Im alle nun wirklich ein Zweifel 
entfteht, ob das erfte von einer Frau nad) ihrer Wiederverehelichung 
geborne Kind von ihrem vorigen oder dem neuen Chemanne erzeugt 
worden jey, fo muß demfelben ein Curator zur Vertretung feiner 
Nechte aufgeftellt werden. Welches Gericht hat aber dem Kinde, 
über deffen Erzeuger der gedachte Zweifel obwaltet, einen Curator 
zu beftelen? — Es kömmt darauf an, ob zwifchen den beyden 
Ehemännern ſelbſt, oder den Erben de verftorbenen Ehemannes 
und dem neuen Chemanne ein Streit uber die Vaterſchaft des 
Kindes erhoben wird, in welchen Falle fich der aufgeftellte Cu— 
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rator dem einen oder dem andern Theile als Streitgenoſſe zuzu— 
gefellen hat; oder ob ohne einen folchen Streit zwifchen den Ehe— 
männern auf eine bloße Anzeige der zweifelhaften VBaterfchaft die 
Aufftellung eines Gurators für das Kind nothwendig wird. Am 
erften Salle hat das Gericht, bey welchem der Streit, ob der vorige 
oder der jeßige Mann Vater ded Kindes fen, angebracht wird 
($. 286), im legten Falle die Gerichtsbehörde ded neuen Che: 
manned den Curafor zu ernennen, weil für ein Kind, deffen 
Bater ungewiß ift, dad Gericht, welchem feine Mutter unterfteht, 
zu forgen hat, diefe aber dem Gerichtöftande ihres neuen SEbe⸗ 
mannes unterworfen iſt. 

6) Es entſteht nun die weitere Frage, welches ihr 
Necht der aufgeftellte Curator für das Kind in Schuß zu nehmen 
habe? Soll er demfelben die Findlichen Nechte gegen den vorigen, 
oder gegen den jegigen Ehemann zu bewahren fuchen? — Bey 
Beantwortung diefer Trage müffen die verfchiedenen Fälle unter 
fchieden werden. — Gin Zweifel, ob dad Kind von dem vorigen 
oder dem gegenwärtigen Ehemanne erzeugt worden fey, kann 
eigentlich nur in zwey Fällen entftehen, nähmlich: a) Wenn das 
Kind vor Ablauf von zehn Monathen nad) dem Tode des Mans 
nes oder fonftigen Auflöfung des Chebandes zur Welt kömmt, 
und b) wenn dad Kind zwar erft nach Verlauf diefer zehn Mo— 
nathe geboren wird, aber vermöge feiner überreifen Beſchaffenheit, 
oder der eigenen Aeußerung der Mutter, um welche Zeit fie ſich 
ſchon fehwanger fühlte, zu dem Gedanken verleitet, daß dasfelbe 
noch von dem vorigen Manne erzeugt worden feyn Eönnte. — 
Tritt der erfte Ball ein, fo Fann man wieder unterfcheiden, ob 
dad Kind vor Verlauf von ſechs Monathen feit der Wiederver: 
ehelichung feiner Mutter, oder nach deren Verlauf geboren wor— 
den ift. Im erftern Falle ift, wenn nicht noch andere bejondere 
Umftände eintreten, Fein Zweifel, daß das Kind von dem erftern 
Ehegatten erzeugt fey, denn es ftreitet offenbar, nad) $. 138, die 
gefegliche Vermuthung » dafür, daß das Kind von dem vorigen 
Manne erzeugt worden fey. Es bedarf daher in diefem alle 
auch der Aufftellung eines Guratord nur dann, wenn der vorige 
Mann die Vaterfchaft des Kindes nicht anerkennen wollte. — 
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Die Laft des Beweifes liegt nun auf ihm, und er muß daher, 
nach der Analogie des $. 158, die Unmöglichkeit der von ihm 
erfolgten Zeugung erweifen. Kann er diefen Beweis nicht her= 
ftellen, fo muß er das Kind ald das feinige anerkennen. — 
Gelingt e3 aber dem vorigen Chemanne, den erwähnten Beweis 
der Unmöglichkeit herzuftellen, fo entjteht daraus noch Feineswegs 
die Folge, daß der neue Ehemann dad Kind als das feinige aner: 
Eennen müffe, ausgenommen, er hätte vernachläffiget , binnen drey 
Monathen feine Vaterfchaft gerichtlich zu widerfprechen ($ 156). 
Denn dadurch, daß der vorige Ehemann ermweifet, daß er der 
Dater des Kindes nicht ſeyn koͤnne, wird die für den neuen 
Ehemann ebenfalls ftreitende Vermuthung, daß er der Vater 
des Kindes nicht fey, nicht umgeworfen, da auch der Fall mög: 
lich ift, daß das Kind vor Schliegung der neuen Ehe von einem 
Dritten erzeugt worden feyn fonnte. — Es liegt daher dem Eu: 
tator ob, gegen den neuen Ehemann mit der Paternitätöflage 
aufzutreten, wenn er hoffen kann, mit einem Beweife aufzufom- 
men. Der Curator hat nur zwey Wege, diefen Beweis herzuftellen: 
Er kann den neuen Chemann auf eine in der Gerichtdordnung 
vorgefchriebene Art zu überweifen fuchen, daß derfelbe der Mut: 
ter des Kindes innerhalb des Zeitraumes, von welchem bis zu 
ihrer Entbindung nicht weniger als ſechs, und nicht mehr als 
zehn Monathe verftrichen find, beygewohnt, oder daß er dasfelbe 
wenigſtens außergerichtlich geftanden habe. Hat er diefen Beweis 
geliefert, fo ift, nach $. 163, die Vermuthung begründet, daß der 
neue Ehemann das Kind erzeugt habe. — E3 fiheint mir übrigens 
gleichgültig, ob die Beywohnung des neuen Ehemannes erft nad) 
der Trennung der vorigen Che der Mutter des Kindes, oder 
vor felber gefchehen feg, — immer wird dad Kind ald ein von 
dem zweyten Manne erzeugtes eheliches Kind angefehen werden 
müſſen. — Gin anderer Weg kann fih dem Curator dadurch 
öffnen, wenn der neue Ehemann vernachlaffigt hätte, binnen drey 
Mionathen die Vaterfchaft gerichtlich zu woiderfprechen. Kömmt 
der Curator mit feinen Beweife auf, fo entfteht die Folge, daß 
dad Kind als ein uneheliches, von einem Dritten erzeugt, zu be: 
trachten wäre. 
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Iſt das Kind zwar vor Verlauf des zehnten Monathes 
nad) aufgelööter Che, aber erft nach Verlauf des fechiten Mona: 
thes feit der Wiederverehelichung feiner Mutter geboren worden, 
fo ffreitet, nach $. 138, die Vermuthung fowohl dafür, daß 
diefes Kind in der vorigen Che, als dafür, daß ed in der neuen 
Ehe erzeugt worden fey. Diefe beyden fich ganz entgegengefeßten _ 
Dermuthungen Eönnen aber unmöglich neben einander beftehen , 
und es entfteht daher die Frage: welche Folge ſich daraus ergebe ? 
— Da diefe beyden ganz entgegengefegten Vermuthungen unmög— 
lich neben einander beftehen Eönnen, fo erübrigt nichts anderes, 
ald anzunehmen, daß beyde Vermuthungen fich einander aufhe— 
ben, oder daß einer aus diefen der Vorzug eingeräumt werde. — 
Würden fi) beyde Vermuthungen gegen einander aufheben, fo 
müßte man annehmen, daß das Kind weder aus der vorigen, 
noch) aus der gegenwärtigen Che erzeugt worden fey, und dere: 
nige, welcher dad Cine oder das Andere behauptet, hätte den 
Beweis davon zu liefern. Alfein, was wäre nun die Kolge, 
wenn hierüber gar Fein Beweis hergeftelft werden Eonnte? — 
Diefe, daß dad Kind ald ein uneheliches angefehen werden müffe; 
— Ging Solgerung , die der deutlichen, aud dem $. 138 hervor: 
leuchtenden Abficht des höchften Gefeggeberd geradezu entgegen 
ift. — Ich glaube daher, die oben gejtellte Frage auf folgende 
Art und Weife beantworten zu müffen: Klagt im gefeßten Falle 
ein Ehemann gegen den andern auf Anerkennung der Vaterfchaft, 
fo liegt ihm der Beweis ob, daß der Andere Vater des Kindes 
fey, indem er fich 3. B. bereit aufßergerichtlich) dazu befennt 
hat,— oder daß er (Kläger) felbft das Kind nicht erzeugt haben 
Eonne, indem er 3. B. mährend der ganzen gefeßlichen Zeit der 
Mutter des Kindes nicht beygewohnt habe. — Da aber jeder Che: 
mann, der ald Kläger gegen den andern auftritt, fich eben da: 
durch einen Beweis auflaftet, fo wird ſich nicht leicht zwifchen 
beyden Ehegatten, in dem Salle, ald fie beyde die Vaterfchaft 
von. fich ablehnen, ein Rechtöftreit ergeben; denn weigert fich 
jeder der beyden Chegatten dad Kind ald fein eheliched anzuer: 
Fennen und DVaterpflichten gegen daöfelbe zu erfüllen, fo Tiegt 
e5 weder in dem Intereſſe des einen noch des anderen Chegat: 
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ten, dem Kinde die Rechte eines ehelichen Kindes zu verfchaffen, 
fondern es ift einzig der vom Gerichte für dasfelbe aufgeftellte 
Gurator dazu berufen. Es ift, wie Herr Neg. R. Dolliner ') be: 
merkt, räthlich, daß der Curator mit der Klage fo lange warte, 
bis drey Monathe von der dem neuen Ehemanne ohnehin befanr: 
ten Geburt des Kindes verftreichen, weil, im Falle derfelbe bin- 
nen dieſer Zeit die Vaterſchaft nicht beftreitet, die Rechte der 
ehelichen Geburt des Kindes menigftend auf Seite des neuen 
Ehemannes gefichert find. — Sucht aber der neue Ehemann feine 
Behauptung, daß dad in feiner Ehe geborne Kind nicht das feis 
nige fey, auf die im $. 458 bezeichnete Art durchzuführen, fo 
hat der Gurator ohnehin hier Tediglich eine bloß negative Rolle 
zu fpielen. — Vergeben: würde ficy der Ehemann darauf beru- 
fen, daß, nad) $. 138, die Bermuthung ebenfalld dafür ftreite, 
daß das Kind in der vorigen Che erzeugt worden ſey, — er muß, 
nach $. 158, die Anmöglichkeit der von ihm erfolgten Zeugung 
beweifen. Kommt derfelbe aber mit diefem Beweife auf, fo Fann 
dann der Gurator den erfteren Ehegatten auf Anerkennung der 
Vaterſchaft belangen. Er hat dann ohne Zweifel auch gegen den— 
felben die Vermuthung des $. 138 um fo mehr für fich, als in 
diefem Falle die auf Seiten des letzten Ehegatten beftandene 
Vermuthung bereitö entkräftet ift. Aber auch außer diefem alle 
kann der Curator, wenn es dem Kinde Vortheile gewähret, daß 
es ald ein von dem erfteren Chegatten erzeugted cheliches Kind 
angefehen wird, gegen den erfteren Ehegatten als Kläger auftre: 
ten, und hat auch hier die gefeßliche Vermuthung, daß das Kind 
in der vorigen Ehe erzeugt worden fey, für fih. Er ift daher von 
der Laft des Beweiſes befregt; denn in diefem Salle ftehen, wie 
Herr Reg. R. Dolliner in der citirten Abhandlung bemerkt, nicht 
die beyden Ehemänner als ftreitende Theile entgegen, denen frey 
lich die einander geradezu entgegengefeßten, auf etwas Unmög:” 
liches hinaus laufenden Vermuthungen des $. 138 nicht zu Stat: 
ten kommen können, fondern die Parteyen find hier der vorige 
Ehemann und der Curator im Nahmen ded Kindes, dem der 


1) Siehe deffen Abhandlung in der Wagner'ſchen Zeitfhriit. Jahrgang 1327, TIL 
Seit, ©, 190 — 165, 
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vorige Mann nicht entgegenfegen kann, daß, nach $. 138, auch 
für die Zeugung ded Kindes in der neuen Ehe die Vermuthuug 
ftehe, weil diefe Vermuthung nicht zum Wortheile de3 Cheman- 
ned, fondern des Kindes aufgejtelft worden ift. — Das Ergebnif 
aus den hier angeführten Bemerkungen iſt daher, daß hier jener 
aus den beyden Bermuthungen der Vorzug eingeräumt werden 
müffe, welche der Curator zu Gunften des Kindes benüget, und 
daß eben dadurch), daß, wenn der Curator eine derfelben zur 
Begründung der Paternitätöflage anwendet, die andere in Bezug 
auf die Nechte des Kindes unwirkſam gemacht werde. 

Iſt dad Kind nach Verlauf von zehn Mionathen feit Ungül- 
tigfeitö-Erflärung oder Auflöfung der vorigen Ehe, aber noch vor 
Verlauf des fechöten Monathes nad) der Wiederverehelichung feiner 
Mutter geboren worden, fo befteht gar Feine gefegliche Bermu— 
thung dafür, daß der vorige, noch dafür, daß der jegige Mann 
der Mutter Erzeuget desfelben fey. Die Folge davon ift, daß 
angenommen werden muß, dad Kind fey von einem Dritten au- 
fer der Ehe erzeugt worden. Es tritt daher hier der Fall nicht 
ein, daß man fagen Fünnte, ed fen zweifelhaft, ob dad Kind von 
dem vorigen oder dem jeßigen Manne der Mutter erzeugt wor: 
den fey. Diefer gefegliche Ausdruck fest offenbar voraus, daß 
Gründe vorhanden find, zu vermuthen, dad Kind fey von dem 
vorigen Manne erzeugt, während man zugleich auch Urfache hat 
zu vermuthen, es ftamme von dem jeßigen Manne ab. Im ge: 
fegten Falle find aber weder für dad Cine, noch für dad Andere 
Gründe vorhanden. Beftreitet der gegenwärtige Chemann die 
Geburt nicht, fo wird das Rind als das feinige angefehen — 
und ed kann daher von Aufitellung eines Curators Feine Rede 
feyn; — beftreitet er aber die eheliche Geburt des Kindes, 
oder vielmehr widerfpricht er fie, fo kömmt e3 darauf an, 
ob Beweife vorhanden feyen, dem Kinde deffenungeachtet, nach 
Anleitung des $. 157, die Rechte eines ehelichen erhalten zu Fon- 
ven. Für diefen Fall wäre demfelben freylich ein Vertreter zur 
Austragung feiner Rechte beygegeben worden. — Ein gleiches 
wäre der Fall, wenn ats der tberreifen Befchaffenheit ded Kin- 
des gefolgert werden fünnte, daß es in der vorigen Che erzeugt 
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worden ſey. — In dem Falle aber, der wohl am feltenften ein- 
treten dürfte, daß beyde Chegatten dad Kind als das ihrige 
in Anfpruch nahmen, und daher hierüber mit einander in einen 
Nechtöftreit geriethen, dürfte dad Gericht, ohne Aufftellung eines 
Gurstord, ganz ruhig den Ausgang des Streited abwarten. Denn 
da die Vermuthung für die uneheliche Geburt des Kindes ftrei- 
tet, — fo muß dadfelbe aud diefem Streite, derfelbe mag mie 
immer entfchieden werden, immer Vortheile ziehen, da e5 für 
jeden Fall die Rechte der ehelichen. Geburt erlangt. — 

Iſt das Kind nach Verlauf von zehn Monathen feit der 
Ungültigfeit3-Erflärung oder Auflöfung der vorigen, und nach) ſechs 
Monathen feit Schliegung der neuen Ehe zur Welt gekommen, 
fo ift, nach $. 138, zu vermuthen, daß e3 in der neuen Che er= 
zeugt worden fey. Es ift alfo auch hier Eein Zweifel vorhanden, 
ob das Kind nicht von dem vorigen Ehemanne erzeugt worden 
fey, da der angeführte gefetliche Vermuthungsgrund jeden Zweifel 
entfernet. Will der neue Ehemann das Kind nicht als das fei- 
nige anerkennen, fo muß er nad) $. 158 die eheliche Geburt 
des Kindes binnen drey Monathen beftreiten und die Unmöglich: 
feit der von ihm erfolgten Zeugung beweifen. — Stellt er diefen 
Beweis her, fo ijt das Kind als ein uneheliches anzufehen, aus: 
genommen man könnte auf die im $. 157 berührte Art und 
Weiſe darthun, daß das Kind von dem vorigen Ehemanne erzeugt 
angefehen werden müfje, was die Sache des aufgeftellten Cura- 
tors, nicht aber Sache des die Vaterfchaft ablehnenden Eheman— 
nes ift, der zu einem folchen Streite gar nicht als legitimirt 
erfcheint. 


s. 192, 


Wenn eine Ehe für ungültig erkannt, oder für ge- 
trennt erklärt wird, fo fol diefer Erfolg in dem 
Srauungsbuche an der Stelle, wo die Trauung 
eingetragen ift, angemerkt, und zu dem Ende 
von dem Gerichte, wo die Verhandlung über die 
Ungültigkeit oder Trennung vor ſich gegangen 
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ift, die Erinnerung an die Behörde, welche für 
die Richtigkeit des Trauungsbuches zu forgen hat, 
erlaffen werden, 


4) Der vorzüglichfte Grund diefer gefeglichen Vorfchrift iſt, 
damit der vormahlige Gatte oder deffen Erben durch ein über 
den Beftand der Che aus dem Trauungsbuche erfchlichenes Zeug: 
niß nicht Rechte anfpreche, die ihm nun nicht mehr gebühren. 
Gin weiterer Grund mag auch der feyn, dem gefrennten Che: 
Hatten im Falle der Wiederverehelichung den Beweis des getrenn= 
ten Chebandes zu erleichtern; allein, da der Beweis der gefche: 
henen Auflöfung des ehelichen Bandes durch die gerichtliche Un— 
gültigfeitö= oder Trennungs-Erklärung hergeftellt wird, welche 
ohnehin jeder Gatte in die Hände befommt, fo fteht diefer Grund 
dem vorigen an Gewichte nach, und wäre an und für fich zur 
Erlaffung diefer Vorfchrift nicht zureichend gewefen. 

2) Die Erinnerung wegen der Anmerkung im Trauungde 
buche geht von dem Gerichte aus, wo die Verhandlung über 
die Unguültigkeit oder Trennung vor fich gegangen ift (F9. 97 
u. 145), aber erſt nach eingetretener Nechtöfraft des Erkennt: 
niffes (Hofdecret vom 23. Auguft 1819, $. 19 3. ©. ©., 
4596) , und hat an jene Behörde zu gehen, welche für die Rich: 
tigkeit de3 Trauungsbuches zu forgen hat. Diefe ift, nad) den 
Hofdecreten vom 30. Zuly 1808 und 11. July 1817, die politi- 
fche Behörde, in deren Bezirke die ungültig erklärte oder getrennte 
Ehe eingegangen worden ift, alfo die Landesftelle, oder audy das 
Kreisamt. Iſt es das Landrecht, von dem die Erinnerung aus: 
zugehen hat, fo wird fich dasfelbe, in fo fern fih an dem Orte 
deöfelben die Landeöftelle befindet, an diefe, fonft aber an das 
betreffende Kreisamt verwenden, an welches letztere auch das 
Criminalgericht die Anzeige machen wird, wenn felbes die Un— 
gürltigfeit einer Ehe wegen Bigamie ausgefprodhen hat. Die vor— 
gefchriebene Erinnerung an die politifche Behörde befteht übrigens 
darin, daß von dem Gerichte an diefelbe eine Abfchrift des auf 
dte Ungültigkeit der Ehe oder Trennung ausgefallenen Civil: 
Erkenntniſſes, worin, nach DVerfchiedenheit der Fälle, auch der 
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ober= oder oberftrichterlichen Beftätigung gedacht werden muß, 
oder bey der zweyfachen Ehe, des Criminalurtheiles, mit dem Er: 
fuchen eingefendet wird, die nöthige Verfügung zu treffen, daß 
die Ungültigfeit oder Trennung der Che von dem Geelforger, 
den e3 betrifft, in dem Trauungsbuche angemerkt werde. 

3) Es ift eine Streitfrage, ob die vorgefchriebene Anmer— 
Fung im Trauungsbuche bloß bey der Ungültigkeits-Erklärung 
und gerichtlichen Trennung der Che, oder auch bey der Todes— 
erklärung, welche zum Zwecke der Wiederverehelichung vor fich 
gehet, zu beobachten fey. Ausgezeichnete Lehrer des vfterreichifchen 
Nechted lehren das Letztere, während die entgegengefegte Anficht 
vielleicht mehr verbreitet ift. Für die Beobachtung diefer Vorfchrift, 
im Falle der Todeserklärung, wird angeführt, daß diefer $. die 
Anmerfung befehle, wenn die Ehe für getrennt erflärt 
wird. Nun werde aber auch die Ehe durch die feyerliche Todes: 
erklärung für getrennt erklärt; es fey alfo auch nicht der geringfte 
Zweifel vorhanden, daß auch der Fall einer zum Zwecke der Wie: 
derverehelichung durc) den Tod des einen Ehegatten für getrennt 
erklärten Ehe unter der Vorfchrift des gegenwärtigen $. ‚begriffen 
fey. Indeſſen halte ich doch die entgegengefegte Meinung für 
die richtigere ; denn der Ausdruck „Trennung der Che,” ohne 
Zufaß in unferm bürgerlichen Gefeßbuche, bedeutet gewöhnlich nur 
die Auflöfung des Ehebandes aus einer im $. 115 angegebenen 
Urfache. Den Beweis diefer Behauptung liefern die SS. 415, 116, 
417, 118, 119, 120, 133 und 1266. Es ift zwar nicht in Abe 
rede zu ftellen, daß diefer Ausdrud in den SS. 62 und 111, wie 
auch in den Randrubrifen zu den $$. 111 und 112, in einer wei: 
tern Bedeutung vorfümmt; aber offenbar ift ed, daß diefer Aus: 
druck „Trennung der Che” gewöhnlicher in der engern, als in 
der mweitern Bedeutung angewendet wird. In dem $. 120 wird 
fogar die Trennung der Ehe von der Auflöfung derfelben durch 
den Tod unterfchieden „ obfchon für beyde Aufldfungsarten eine 
und diefelbe Vorfchrift gilt. Zieht man nun noch in Erwägung, 
daß der $. 122 gerade von folchen ©efegeöftellen umgeben ijt, 
in welchen der Ausdruck „Trennung“ in der engern Bedeutung 
angewendet ift, fo dürfte felbft die grammatifalifche Auslegung 
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meine Behaupfung, daß auch im gegenwärtigen $. diefer Aus: 
druck in der nähmlichen Bedeutung angenommen werde, Eräftig 
unterftügen. — 

Noch überzeugender ſcheint mir aber diefe Erklärung aus 
dem Grunde des Geſetzes hervorzugehen. Denn würde die bey 
Lebzeiten beyder Ehegatten erfolgte Trennung in dem Trauungs— 
buche nicht angemerkt, fo könnte, was gleich im Eingange Nr. 1 
bemerft worden ift, der vormahlige Gatte oder deſſen Erben 
durch ein über den Beftand der Ehe erfchlichened Zeugniß Nechte 


anfprecben, die ihm nicht gebühren; ja es Eonnten auch beyde- - 


Ehegatten, wenn-fie fich in der Folge wieder vereinigen wollten, 
ohne Beobachtung der Vorfchrift des $. 418, die eheliche Gemein 
ſchaft wieder fortfegen. Ein ähnlicher Mißbrauch ift in dem 
Salfe, wenn eine Che aus dem Grunde der Todeserklärung für 
getrennt erklärt wird, nicht mehr zu beforgen ; denn ift der Tod 
des einen Gatten wirklich erfolgt, fo fällt von feiner Seite ein 
Mißbrauch ohnehin weg, und wäre von Seite des Tebenden Gat— 
ten überhaupt ein Mißbrauch gedenkbar, fo Eünnte er auch dann 
eintreten, wenn der Xod des einen Ehegatten durch den Todten— 
ſchein dargethan wäre. Lebt aber der als todt erflärte Ehegatte 
wirklich noch, fo ift auch die Ehe in der MWirklichfeit nicht ges 
trennt, ein Mißbrauch daher mit einem Zeugniffe, zu Folge def: 
fen die Che noch ald aufrecht bejtehend dargeftellt wird, um fo 
weniger gedenfbar, ald vielmehr die Anmerkung der Trennung 
im Trauungsbuche Beforgniffe erwecken Fünnte. Kommt der als 
todt erklärte Chegatte wieder zurück, fo Tebt die Ehe, wenn ber 
andere Ehegatte fich noch nicht verehelichet hat, ıpso facto wieder 
auf, weil die Trennung der Ehe fich hier einzig auf den Umftand 
des erfolgten Todes gründet; es müßte alfo auch der Gefeßgeber 
eine Verfügung getroffen haben, damit die angemerfte Trennung 
wieder gelöfcht werde; denn fonft Fönnte gerade dieſe Anmer⸗ 
kung in der Folge, wenn den Ehegatten die Fortſetzung der ehe— 
lichen Gemeinſchaft nicht mehr behagte, zu Mißbräuchen Anlaß 
geben. Da er nun aber für dieſen Fall keine Verfügung getrof— 
fen hat, fo dürfen wir annehmen, daß er auch den Fall der To⸗ 
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dederflärung unter der Vorfchrift des gegenwärtigen $ nicht ſub— 
fumiren wollte. ' | 
4) Wird eine im Audlande gefchloffene Che von Seite des 
Öfterreichifchen Gerichte für ungültig oder getrennt erklärt, fo 
feheint es zwar nicht vorgefchrieben zu feyn, daß die von einem 
dfterreichifchen Gerichte, nach vorher gepflogener Unterfuchung, er: 
gangene Erklärung, eine im Auslande gefchloffene Che fey un 
gültig oder getrennt, auch der ausländifchen Behörde mitgetheilt 
werde, weil diefe Anordnung mit der Vorfchrift, daß der Erfolg 
der Erklärung der Ungültigfeit oder Trennung der Che in dem 
Trauungsbuche angemerkt werden folle, in Verbindung fteht , 
diefe Vorfchrift aber die ausländifchen Behörden nicht angehen 
kann, da die öfterreichifchen Gefege fie nicht verbinden Eünnen. Da 
e5 indeffen immer wünfchenswerth bleibt, daß auch die auslän- 
difchen Behörden diefe Anmerkung im Trauungsbuche beforgen, 
und da dem Auslande felbft in manchen Fällen daran liegen 
Fann, in die Kenntniß folcher unguültigen Chen zu fommen, fo 
handelt das dfterreichifche Gericht nicht unrecht und nicht un: 
zwedmäßig, wenn es die audländifche Behörde von der Ungül— 
tigkeit oder Trennung der Che in Kenntniß fest, wobey e3 frey: 
lich den auslandifchen Behörden überlaffen bleibt, ob und welche 
Bemerkung fie in dem dortigen Trauungsbuche veranlaffen wolle. 


J. 123. 
Ausnahmen der Zudenfchaft. 

Bey der Sudenfchaft haben, mit Rüdficht auf ihr 
Religionsverhältniß, nachitehende Abweichun— 
gen von dem in diefem Haupfitüde allgemein 
beftehenden Eberechte Statt, 


4) So wie der Geſetzgeber bey dem Eherechte überhaupt auf 
die Religionsbegriffe der verfchiedenen chriftlichen Religionsverwand- 
ten Rücficht genommen hat, fo thut er ein gleiches bey der Juden— 
fchaft inöbefondere. Da nun aber ihre Religionösbegriffe von den 
übrigen am meiften differiven, fo war ed nothwendig, die bey der 
Audenfchaft Statt hHabenden Abweichungen von den übrigen in 
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dem allgemeinen bürgerlichen Gefegbuche in Anfehung der Ehe 

enthaltenen VBorfchriften eigens abzuhandeln. 

2) Die hier $$. 123 — 136 enthaltenen Vorfhriften über 
die Qudenehen faffen daher keineswegs den vollftändigen Inbe⸗ 
griff deſſen, was in Anſehung derſelben zu beobachten iſt, in ſich, 
ſondern die über die Ehe erlaſſenen Vorſchriften des bürgerlichen 
Geſetzbuches gelten auch für die Juden, in ſo fern die hier fol— 
genden geſetzlichen Beſtimmungen Feine Abänderung hievon ents 
halten '). | 

d. 124, 
a) In Rüdfiht der Ehehinderniffe. 

Zur Schließung einer gültigen Ehe müffen die Ver— 
(obten die Bewilligung von dem Kreisamte be= 
wirken, in deffen Bezirke fich die Haupfgemeinde 
befindet, welcher ein und der andere Theil ein 
verleibt iſt. | 

4) Die Ereisamtliche Bewilligung ift zue Schließung einer 
Judenehe dergeftalt wefentlich erforderlich, dag eine folche, 
welche ohne Beobachtung diefer Borfchrift gefchloffen wird, ipso 
facto al3 ungültig anzufehen ift, ohne daß es einer auddrüclichen 
Ungültigkeits-Erklärung bedarf *). Es verhält fich alfo mit ders 
gleichen, ohne Freisämtliche Bewilligung gefchloffenen Judenehen 
beynahe auf die nähmliche Art, ald wenn zwey Chriften einen 
Ehevertrag ohne Üntervenirung ihres Seelforgers, fondern ledig: 
lich unter fich, gleich einem andern Vertrage, abgefchloffen hätten. 
Ein folcher Ehevertrag würde ohne Zweifel auch ohne ausdrück— 
fich erfolgte Ungültigkeitd » Erklärung ald null und nichtig ange— 
fehen werden. 

2) Diefe Freisamtliche Einwilligung muß 6 and) bey Heiraths⸗ 
Conſenſen der Soldaten jüdiſcher Religion eingehohlt werden; es 
hat daher der Hoffriegörath angeordnet, daß dem füdifchen Sol— 

4) Siehe des Herrn Regierungsrathes und Profeffors Doliner allgemeine Bemer: 
£ungen über das im a. b. G. B. enthaltene Eherecht für Zuden, in der Zeitz 


ſchrift für öfterreichifche Rechtsgelehrſamkeit. Jahrgang 1827. XII, Heft. ©. 
317 — 330% E 


2) Hofkanzley Decret vom 10. December 1326, 
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Saten die Bewilligung zu heirathen nur im Einverftändniffe mit der 

betreffenden politifchen Behörde, welche über die Zuläffigkeit oder 

Unzulaffigkeit folcyer Ehen zu entfcheiden hat, ertheilt werden foll'). 

Diefed Einvernehmen wird fonach von dem Regiments = oder 

Corps: Kommandanten in allen jenen Provinzen, über welche fich 

der Wirkungskreis der k. k. vereinigten Hoffanzley erftredet, mit ° 

demjenigen Kreisamte oder Delegation zu pflegen feyn, in deren 

Bezirk fich die Judengemeinde befindet, zu welcher der um. die 

Heitathöbewilligung fich bewerbende Soldat gehört *). 

b. 125, ' 

Das Ehehinderniß der Verwandtſchaft erſtreckt fich 
unter Seitenverwandten bey der Sudenfchaft 
nicht weiter, ald auf die Ehe zwifchen Bruder und 
Schweſter, dann zwifchen der Schweiter und einem 
Sohne oder Enkel ihres Bruders oder ihrer 
Schweiter; das Ehehinderniß der Schwägerfchaft 
aber wird auf nachftehende Perſonen befchränket: 
Nach aufgelöster Ehe ift der Mann nicht befugt, 
eine Verwandte feines Weibes in auf- und ab- 
fteigender Linie, noch auch feines Weibes Schwe: 
fer; und das Weib ift nicht befugt, einen Zer- 
wandten ihres Mannes in auf- und abfteigender 
Linie, noch auch ihres Mannes Bruder, noch 
einen Sohn oder Enkel von ihres Mannes Bru: 
der oder Schweiter zu ehelichen. 

+4) Vermöge dem mofaifchen Rechte *) find lediglich a) Chen 
zwifchen Ascendenten und Descendenten ohne alle Beſchränkung; 


4) Hoffanzley = Decret vom 23. Juny ısıs, 


2) Siehe, das bürgerliche Recht in der öfterreichifchen Armee, som Stabs-Auditor 
Bergmapyer, 1. B. ©. 234 — 235. 


3) Die hier folgenden hiftorifhen Daten zur Erläuterung der in Bezug auf die 
Zudenehen gefeglihen Vorfhriften find ein Auszug aus den, vom Heren Bi- 
ce: Prafiventen Ritter von Pratobevera feinen, in den Materialien für Ge⸗ 
ſetzkunde und Rechtspflege ın den öfterreichifchen Staaten, 3. B. ©. 226 und 
250, erzählten Rechtsfalle angefügten Ichrreichen Bemerfungen, und Fönnen 
dort umfiändlicher nachgeleien werden, 





160 I9. 425. ] 


b) zwifchen dem Bruder oder Schwefter, fie mögen voll, oder 
halbbürtig ſeyn; ec) zwifchen dem Sohne und der vollbürtigen 
Schmefter feined Waters oder feiner Mutter verbothen. — We: 
gen der Schwägerfchaft verboth die mofaifche Gefeßgebung d) 
die Ehe zwifchen dem Stieffohne und der Stiefmutter; zwifchen 
dem Stiefvater und der Stieftochter, oder der Stiefenfelinn auch 
in weiterer Abftammung; e) zwifchen dem Schwiegerfohne und 
‚der Schwiegermutter, und ebenfo zwilchen dem Schwiegervater 
und der Schwiegertochter; £) zwifchen dem Manne und der Schwe— 
fter feines noch lebenden Weibes, aucd) dann, wenn der Mann 
fein Weib verftoßen hätte, nicht aber auch nad) dem Zode des 
Weibes, denn hier fiel der Grund einer beforgten Giferfucht oder 
Feindſchaft zweyer Schweftern weg; g) ferner zwifchen dem 
Manne und der Witwe feines verftorbenen vollbürtigen Bruders 
oder Habbruderd von vaterlicher Seite. Bey diefem Testen 
Schwägerfchaftsbande machte Mofes eine merkwürdige Ausnahme 
und Anordnung: Er erlaubte nicht nur, fondern befahl. fogar, 
daß der überlebende Bruder, wenn der andere ohne Kinder 
verftarb, deffen Witwe zur Ehe nehmen, den erften mit ihr er— 
zeugten Sohn auf den Nahmen des Verftorbenen in die Stamm: 
tafeln fchreiben, und ihm mit der Zeit die Erbſchaft herausgeben 
folle. Man nennet diefe Ehe die Pflicht: oder Leviratsehe. 
Der Bruder hatte zwar die Treyheit, der Witwe die Pflichtehe, 
die fie von ihm forderte, vor Gericht zu verweigern; allein diefe 
hatte die Erlaubniß, demfelben ebenfalls vor Gericht die San— 
dalien (Chalizza, Schuhe) von den Füßen loszubinden, ins Geficht 
zu fpeyen, und ihn, fammt den Seinigen, dad Gefchlecht der Un- 
befchuhten (Barfüger), d. i. der Verfchwender, zu fchelten. Diefe 
hier und da noch in Hebung befindliche Benehmungsweife heißt : 
Chalizza= Ceremonie. h) Endlich gehört hieher dad Verboth der 
Ehe zwifchen einem Sohne und der Witwe feines vollbürtigen 
Vatersbruders (Onkels). Alle diefe hier angeführten mofaifchen 
Cheverbothe hatten die Erfahrung zum Grunde, daß der vertrau- 
liche Umgang diefer nächiten Verwandten, dem zu Folge nach 
einem alten orientalifchen Herfommen die Männer unter ihnen 
die Weiber fogar unverfchlegert ſehen durften, frühzeitig zum 
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Genuffe reige, wenn ihnen die Hoffnung der ehelichen erlaubten 
Verbindung nicht benommen würde. Spätere Gefeggeber haben, 
nebft der Sorgfalt für die Sitten, auch die Intereſſen einer bür— 
gerlichen Gefellfchaft in Betrachtung gezogen, welche zu fordern 
fiheinen, theil, daß das Phyfifche in dem Menfchen durch folcye 
Ehen ſich nicht verfchlechtere, noch miehr aber, daß die Familien— 
Berbindungen, und mit ihnen Beſitz und Eigenthum, zum Nach: 
theile des Ganzen fich nicht ifoliren und einengen. 

3) Aus dern Inhalte ded gegenwärfigen $. ift nun erficht: 
(ich, daß dad Chehinderniß der Verwandtfchaft und der Schwä— 
gerfchaft in Defterreich auch bey den Juden eine größere Aus: 
dehnung erhalten hat, als nach mofaifchem Rechte der Fall ift, 
Denn ed wird dad erftere auögedehnt a) auch auf den Sohn und 
jede halbbürtige Schweiter feined Vaters oder Mutter ) b) 
auf den Enfel und die ſowohl voll= ald halbbürtige Schwefter 
feines Großvaterd oder feiner Großmutter. Das Hinderniß der 
Schwägerfihaft aber c) auf den Mann und die Schwefter feines 
Weibes, auch in dem Falle, wenn das Weib ſchon verftorben 
ift; d) auf den Mann und die Witwe feines vollbürtigen Bru— 
ders oder Halbbruders von väterlicher Seite, auch dann, wenn 
der verftorbene Bruder Feine Kinder hinterlaffen haben follte 2); 
e) auf den Mann und die Witwe feines halbbürtigen Bruders 
von mütterlicher Seite; ſ) auf den Sohn und die Witwe feis 
nes auch halbbürtigen Vaterbruders; g) auf den Enkel und die 
Witwe feiner voll: und halbbürtigen Schwefter. Alle diefe Per: 
fonen waren in den mofaifchen Eheverbothen entweder gar nicht, 
oder mwenigftend in gemilfen Sällen nicht begriffen. Nicht minder 
zeigt eine Vergleichung des $. 125 mit den SI. 65 und 66, daß 
bey den Juden das Chehindernig der Verwandtfchaft und Schwä— 
gerfchaft biöweilen weiter reiche, ald bey den Ehriften, indem bey 
jenen eine Schwefter nicht den Enfel ihres Bruders oder ihrer 





4) Die Ehe zwiſchen Geſchwiſterkindern, dann äwifchen Onkel und Nichte iſt ges 
flattet, weil fie auch Mofes nicht verbothen Hatte, indem, Nach dem uralten 
Herföommen, ein männliches Geſchwiſterkind das weibliche, und der Onkel die 
Nichte nicht ohne Schleyer ſehen durfte, folglich der nähere, zur Berführung 
teigende Umgang als Grund des Verbothes äwifchen ihnen nicht Statt fand— 

2) Dadurch ift alfo das Leviratsrecht ſtillſchweigend aufgehoben, 

Nippel's Commentar IL Th; 41 
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Schwefter, und eine Witwe nicht den Enfel von ihres Mannes 

Bruder oder Schweiter ehelichen kann, was dem Chriften geftatz 

tet ift. 

186. 
b) Der Verfündigung. 

Die Verkündigung der Sudenehen muß in der 
Synagoge, oder in dem gemeinfchaftlichen Beth- 
haufe, wo aber Fein folches befteht, von der 
Ortsobrigkeit an die Haupt- und befondere Ge- 
meinde, welcher ein und der andere verlobte 
Sheil einverleibt ift, an drey nach einander fol- 
genden Sabbath- oder Feyertagen, mit Beob- 
achtung der in den 66. 70 — 73 ertheilten Vor— 
fchriften gefchehen. Die Nachficht von den Vers 
kündigungen ift nach den Borfchriften der WW. 
85 — 88 zu erlangen, 


b. 197, 
c) Der Trauung. 

Die Trauung muß von dem Rabbiner oder Reli: 
gionslehrer (Religionsweifer) der Hauptge— 
meinde des einen oder andern verlobten Sheiles, 
nachdem fie ſich mit den erforderlichen Zeugs 
niffen auögewiefen haben, in Gegenwart zweyer 
Zeugen vollzogen werden. Der Rabbiner oder 
Religionslehrer kann auch den Rabbiner oder 
Religionslehrer einer andern Gemeinde zur 
Trauung beftellen, 

0. 128, 

Die vollzogene Trauungshandlung hat der ordent: 
liche Rabbiner oder Religionslehrer in der Lan 
deöfpradhe in das Trauungsbuch auf die in den 
0b. 80 — 82 vorgefchriebene Weife einzutragen, 
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die von den Verlobten beygebrachten nothwen— 
digen Zeugniffe mit dev Reihenzahl, unter wel: 
cher die Getrauten dem Zrauungsbuche einver- 
leibt worden find, zu bezeichnen, und dem Trau— 
ungsbuche anzubeften. 
Das mofaifche Recht meldet von einem Aufgebothe oder 
einer Trauung nichts. Die Braut wurde durch eine Verabredung 
zwilchen dem Water des Braufigamd und dem Bräutigam felbft, 
und zwilchen dem Vater und den leiblichen Brüdern der Braut 
gegen einen an den Vater zu entrichtenden Preis, und gegen 
beftimmte, den Brüdern abzureichende Gefchenfe verlobt. Von 
diefer Zeit an blieb fie gewöhnlich) noch 10 bis 42 Monathe im 
väterlichen Haufe und von dem Umgange mit dem Bräutigam 
abgefondert, hieß aber doch fehon fein Weib, und wurde, im Falle 
eines Vergehens wider die Treue, eben fo behandelt. Endlich wurde 
der Hochzeittag gefeyert, die verfchleyerte Braut in die Wohnung 
des Vaters des Bräutigams abgehohlt, und nad) der Mahlzeit 
von den Gäſten ein Segenöfprud zahlreicher Nachkommenſchaft 
über da3 Brautpaar gefprochen, worauf die Braut in dad Schlaf: 
gemach des Bräutigams von den Anverwandten geführt ward. 
Die gegenwärtigen $$. unterwerfen die Juden, in Nückficht der 
Verkündigung der Ehen und der Trauung, den Vorſchriften, 
welche die chriftlichen Religionsgenoffen beobachten müſſen. 


9. 129, 

Cine Sudenehe, welche ohne Beobachtung der 
gefeslichen Vorſchriften geſchloſſen wird, ift un: 
guffig. 

4) Unter den Vorſchriften, deren Uebertretung die Ungül— 
tigkeit einer Judenehe nach fich zieht, werden, nach meiner Leber: 
zeugung, alle diejenigen verftanden, welche in dem bürgerlichen 
Sefegbuche entweder für alle Religionsgenoffen überhaupt, oder 
hier in den $$. 124 — 127 in Bezug auf die Juden insbefondere 
enthalten find. Daraus folgt, daß auch die Hintanfegung folcher 
in dem bürgerlichen Gefegbuche enthaltenen Vorſchriften, welche 

44% 
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bey den chriftlichen Neligionögenoffen die Ungultigfeit des ges 
fchloffenen Ehevertraged nicht zur Solge haben ‚, diefe Wirkung 
bey den Quden nach fi) zieht. Denn diefer Paragraph fpricht 
ganz allgemein, und zudem fagt fa auch der $. 423, daß bey 
der Audenfchaft nachftehende Abweichungen von dem in 
diefem Hauptſtücke allgemein beftehenden Cherechte Statt haben. 
Wenn nun nur die Veberkretung jener Vorfchriften, welche zur 
Gültigkeit einer Che überhaupt von dem Gefeßgeber ausdrück— 
Lich vorgezeichnet wurden, die Ungültigfeit der Judenehen nad) 
fi) ziehen würde, fo wäre fa diefe Anordnung Feine Abweichung 
von dem allgemein beftehenden Eherechte. 

2) Das DBerfahren bey Angültig - Erklärung einer Qudenehe 
ift der Regel nach das, nähmliche, wie ed in den SS. 94 — 106 
im Allgemeinen vorgefchrieben iftz nur hat dabey weder eine fis— 
calämtliche Vertretung einzutreten, noch ift die Beyziehung eines 
politifchen Nepräfentanten zur Verhandlung oder ntfcheidung 
von Seite der Gerichtsbehörden erforderlich. ine wei: 
tere Ausnahme bey diefer hier ald Regel angeführten EEE 
ift in der Erläuterung des $. 124 berührt worden '). 

3) Es beftehen zwar auch verfehiedene politifche Vorfchriften 
über die Erforderniffe zur Verehelichung jüdiſcher Brautleute; die 
Umgehung derfelben wird jedoch ſchon durch die nach $. 124, 
bey fonftiger Ungültigkeit der Ehe, einzuhohlende Bewilligung des 
Kreisamtes, oder durch das von dem Militär: Vorgefegten vor 
Ertheilung der Heirathöbewilligung an Soldaten jüdifcher Reli— 
gion mit der politifchen Behörde zu pflegende Einvernehmen 
ausgefchloffen, indem ed die Pflicht der politifchen Behörden 
ift, einec folchen Ehe nicht eher ihre Zuftimmung zu geben, bis 
die gefeßlichen Erforderniffe erfüllet find *). 


ſ. 130. 


Verlobte, oder Rabbiner und Religionslehrer, 
welche den erwähnten Vorſchriften zuwider han— 


1) Siehe übrigens die bey $: 123 citirte Abhandlung dee Herrn Regierungsrathes 
Dolliner; 


2) Siehe das obige Werk des Heren F. k. Stabsauditors Beramayer. S. 238. 


‚ [s$. 131.] 465 


dein, dann diejenigen, welche ohne die ordent— 
liche Beftellung eine Trauung vornehmen, werden 
nach dem 6. 252 des zweyten Theiles des Straf: 


geſetzes beſtraſt. 
J. 131. 


Die Rabbiner oder Religionslehrer, welche die 
Trauungsbücher nicht nach der Vorſchrift des 
Geſetzes führen, ſind mit einer angemeſſenen 
Geld: oder Leibesſtrafe zu belegen, von ihrem 
Amte zu entfernen, und für immer als unfähig 
zu demfelben zu erklären. 

Der bier citirte $. 252 fpricht zwar nicht von Beftrafung 
deöfenigen, der eine geſetzwidrige Trauung verrichtet, allein der 
gegenwärtige $. erweitert jene Strafandrohung auf diefen Fall, 
weil er, in Abficht der nachtheiligen Folgen, den dort bezeichneten 
Vebertretungen gleich gehalten werden Eann '). Die hier aus: 
gefprochene Beftrafung wird, zu Folge einer Verordnung des böh-⸗ 
* mifchen Gubernium3 vom 16. Auguſt 1810, auch auf jenen Local: 
oder Kreisrabbiner verhängt, welcher mit Verfchweigung eines 
ihm befannten , durch Tandeöfürftliche Gefege die Che unzuläffig 
machenden Berwandtfchaffögrades einem jüdifchen Brautpaare daS 
Zeugniß ertheilet, daß zwifchen demfelben Feine Blutsverwandt— 
fchaft beftehe, oder der es fich erlaubt, ein folches, durch landes— 
fürftliche Gefege beftimmtes Chehindernig durch irgend eine bey 
den Zuden gewöhnliche Geremonie zu heben ”). 


1) Siehe Hofdecret vom 9. November 1319. 


2) Siehe Kudlers Erklärung des Steafgefeßes über fchtwere Polizey-Uebertretun— 
gen 1. B., S. 917. Diefer Schriftfteller bemerft bey Erläuterung des {. 252 
auch noch Folgendes: »Obſchon das Zudenpatent für Böhmen, vom 3, Auguſt 
1137, als ein politifches, die Rechtsverhältniffe der Judenſchaft näher beſtim⸗ 
mendes Gefeß, im Ganzen genommen, Durd das allgemeine bürgerliche Ges 
feßbuch nicht aufgehoben worden ift; fo muß doch der $. 33 des erwähnten 
Patentes, vermöge deſſen ein Rabbiner, Der ohne Erlaubniß der LZandesftelle 
eine Trauung Hornimmt, fammt dem getrauten Paare aus den Erbftaaten 
abgefchafft werden foll, al3 durch das allgemeine bürg. Geſetzbuch abgeandert 
angefehben werden, weil leßteres eine andere Beftrafung anordnet. Von der 
Abſchaffung des ſchuldigen Rabbiners und der Brautleute fann um fo weni⸗ 
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b. 132, 
d) Der, Scheidung. 


Bey der Scheidung von Tiſch und Bett gelten 
auch in Rücklicht ver jüdiſchen Ehegatten die all- 
gemeinen Vorschriften; fie haben fich daher gleich- 
falls an den Rabbiner oder Religionslehrer zu 
wenden, und diefer die oben ertheilte Anordnung 
zu beobachten (9. 104 — 110), 


1) Das mofaifche Necht Eennt diefe Art der Scheidung 
nicht, denn der unzufriedene Mann Fonnte außergerichtlich und 
eigenmächtig dad Weib durch einen Scheidebrief entlaffen und 
eine Undere ehelichen, welches auch der gefchiedenen Frau in eis 
nem Lande, wo die Polygamie bürgerlich erlaubt war, und die 
Weiber feltener machte, geftattet und leicht war, Eine beftehende 
Che ohne Benfchlaf hätte in dem heißen Clima des Morgenlan: 
de5 zu Ausfchweifungen verleitet, die Mofes wahrfcheinlich ver= 
hüthen wollte. Da diefer Grund gegenwärtig nicht vorhanden 
it, fo gelten die allgemeinen Vorſchriften auch in Bezug auf 
die züdifchen Eheleute. 

2). Iſt ein Theil der jüdifchen Eheleute zur chriftlichen Re— 
ligion übergetreten, fo hat jederzeit zuerft der competente chriftliche 
Seelforger und Neligionslehrer dem chriftlich gewordenen Che: 
theile hierwegen die geeigneten Crmahnungen zu machen, wobey 
e5 ihm auch unbenommen bleibt, diefelben zugleich dem jüdiſch 
gebliebenen Ehetheile, wenn derfelbe freymwillig feiner Ginladung 
Gehör gibt, zu Gemüthe zu führen. Nach fruchtlos verfuchten 
Crmahnungen des chriftlichen Neligionslehrerd hat fodann das 
"betreffende Gericht den Vergleichöverfuch mit beyden Eheleuten 
vorzunehmen, und erft, wenn auch diefer vergebens war, fein 
Amt weiters nad) den Gefegen zu handeln ). 


ger die Rede feyn, als der $. 252 des II. Theiles des Strafgeſetzes von die: 
fer Strafart nichts eriwahnet, und nad) dem . 17 die Abfchaffung bey ſchwe— 
ren Polizey=Uebertretungen, wozu ein folcher Tall gehört, nur gegen Fremde 
verhangt werden kann. 


1) Hoffanzley = Deeret vom 6. Tanner 1322, 
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e) Der Trennung. 


Eine gültig gefchloffene Ehe der Juden kann mit 
ihrer wechfelfeitigen freyen Einwilligung vermit- 
telft eines von dem Manne der Frau gegebenen 
Scheidebriefes getrennt werden; jedoch müſſen 
fich die Ehegatten zuerft, ihrer Trennung wegen, 
bey ihrem Rabbiner oder Religionslehrer mel: 
den, welcher die nachdrücklichſten Borftellungen 
zur Wiedervereinigung zu verfuchen, und nur 
dann, wenn der Berfuch fruchtlos ift, ihnen ein 

ſchriftliches Zeugniß auszuftellen hat, daß er die 
ihm auferlegte Pflicht erfüllet, ungeachtet aller 
feiner Bemühungen aber die Parteyen von dem 
Entfehluffe abzubringen nicht vermocht habe. 

. 134, 

Mit diefem Zeugniffe müſſen beyde Chegaften vor 
dem Landrechte des Bezirkes, in welchem fie 
ihren Wohnſitz haben, erfcheinen. Findet Diele 
Behörde aus den Umftänden, daß zu der Wieder 
vereinigung noch einige Hoffnung vorhanden tft, ſo 
fell fie die Ehefcheidung nicht fogleich bewilligen, 
fondern die Ehegatten auf einen oder zwey Mona: 
the zurückweifen, Nur wenn auch diefes fruchtlos, 
oder gleich Anfangs Feine Hoffnung zur Wieder- 
vereinigung wäre, fol das Landrecht geftatten, daß 
der Mann den Scheidebrief der Frau übergebe, 
und wenn fich beyde Theile nochmahls vor Gericht 
erklärt haben, daß fie ven Scheidebrief mit freyer 
Einwilligung zu geben und zu nehmen entjchlof- 
fen find, foll der Scheidebrief für rechtsgültig 
gehalten und dadurch die Ehe aufgelöfet werden, 
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Nenn die Chegattinn einen Ehebruch begangen 
hat, und die That erwiefen wird, fo ſteht dem 
Manne das Recht zu, fie, auch wider ihren Wil— 
len, durch einen Scheidebrief vonfich zu entlaffen. 
Die auf die Trennung der Ehe gegen die Frau 
geftellte Klage aber muß bey dem Landrechte des 
Bezirkes, in welchem die Ehegatten ihren ordente 
lichen Wohnfis haben, angebracht, und gleich 
einer andern Sfreitfache behandelt werden. 


4) Das Geſetz redet hier von einer gültig gefchloffenen Ehe; 
denn eine ungültige, mit einem trennenden Chehinderniffe behaf— 
tete Ehe bedarf Feiner Scheidung, und nach der von dem Richter 
erfolgten Nullitäts » Erklärung (ja felbjt manchmahl ohne einer 
folchen, $. 124) können die jüdiſchen Eheleute ohne Scheidebrief 
zur neuen Ehe fihreiten, und müffen von dem Rabbiner ohne 
Meigerung getrauet werden. Hierin find unfere Ehehinderniffe 
von den mofaifchen Eheverbothen wefentlich verfchieden,, deren 
Uebertretung die Ehen nicht ungültig machte, fomit zur Auf 
hebung derfelben noch immer ein Scheidebrief erfordert ward. 
Sand eine verbothene Ehe zwifchen den nächften Verwandten 
oder Verſchwägerten Statt, fo wurden die Schuldigen mit dem 
Tode gejtraft, und durch diefen getrennt, entferntere Verwandte 
und Berfihmägerte aber bloß damit bedrohet, daß ihre Ehe unfrucht- 
bar feyn, d. i. ihre Nachkommenfchaft nicht auf ihren Nahmen ge: 
fchrieben werden folle, ohne daß ihre Ehe deßwegen aufgehoben 
wurde. Die Rabbiner brachten auch darum eine zweyfache Gat— 
tung von Scheidebriefen zur Sprache: Die uneigentlichen , wo— 
durch eine nach den jüdifchen Gefegen verbothene Che getrennt 
werden muß, und die eigentlichen, wodurch eine rechtmäßig ges 
fchloffene gültige Ehe enfgebfet wird. Hier ift nur von Leßteren 
Die Rede, 

2) Zur Aufklärung der den Juden verftatteten Aufldſung 
gültiger Ehen durch die freywillige Ertheilung und Annahme des 
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Scheidebriefes dienet folgende hiftorifhe Bemerkung: Bey der 
unter den Hebräern eingeführten Wielweiberey, und der daraus 
entftandenen Seltenheit der Mädchen, war ed dortmahlige Sitte, 
daß der Bräutigam die Braut von ihrem Bater Eaufen mußte. 
Die Frauen wurden daher von ihren Männern nach Eigen: 
thumsrecht, und nur dann beffer behandelt, wenn fie von 
großmüthigen Vätern an die Männer verfchenft wurden. Da— 
her eigneten fih die Männer dad Necht zu, ſich von ihren 
Frauen nach Belieben zu fcheiden. Mofes, der diefe Gewohnheit 
nicht Teicht abfchaffen Fonnte, obfchon er die Schädlichkeit folcher 
Chefcheidungen einfah, wollte felbe doch weniſtens erſchweren. 
Er verordnete daher, daß die Chefcheidung immer fehriftlich ge: 
ſchehen, und nicht eher rechtskräftig feyn follte, als bis die Frau 
mit dem Scheidebriefe da3 Haus des Mannes wirklich verlaffen 
hätte. Durch die hieraus nothwendig entftandene Verzögerung 
follte wenigftens einer Teidenfchaftlichen Webereilung vorgebeugt 
werden. Urfachen konnte Moſes, bey dem Prinzipe der Gewalt 
der Männer über die Frauen, gefetlich nicht beftimmen. Gr über: 
ließ diefed der Gewiffenhaftigkeit der Männer, und fagte nur: 
wenn der Mann die Blöße einer Sache, d. i. etwas Miß— 
fälliges an feiner Srau findet, fo könne er ihr einen Scheidebrief 
geben. Da aber in der Folge der Sinn diefer Worte zweifelhaft 
wurde, und Gutgeſinnte das Unfittliche und Schädliche der häu: 
figen Chefcheidungen erkannten, fo entjtand, ungeführ 40 Qahre 
vor Chriftus, hierüber ein heftiger Streit zwifchen der Schule 
Schammai und Hillel. Jene verftand den Ausdruck nur von 
dem Chebruche dei. Weibed, diefe, von jeder mißfälligen Sache. 
Diefer Streit wurde fogar Chrifto vorgelegt, welcher entfchied, 
daß die Meinung der lestern Schule nach dem bürgerlichen Ge: 
fege Moſis, welches diefer wegen der Hartherzigkeit der Hebräer 
gegeben hatte, — die Meinung der erftern aber nach dem Sitten: 
gefege richtig fey '). 


4) Moses ad duritiam cordis vestri permisit vobis dimittere uxores vestras: ab initis 
autem non fuit sic; Dico autem vobis, quia quicunque dimiserit uxorem suam, 
nisi ob foraicationem, et aliam duxerit machatur. Math, KIX. 8, 
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3) Die öfterreichifche Gefeggebung Eonnte die'e in den alten 
Sitten gegründete Gewalt des Mannes über die Frau nicht mehr 
anerkennen; fie Eonnte daher auch nicht mehr zugeben, daß der 
Mann fein Weib, ohne ihre Zuftimmung oder ohne eine gegrün— 
dete Urfache, von fich entlaffe. Deßhalb kann in den öfterreichi- 
fhen Staaten eine Judenehe entweder nur mit beyderfeitigem 
Ginverftändniffe, oder wenn fich die Frau eines Chebruches fehul- 
dig gemacht hat, getrennt werden. Nur hierin erkannte alfo auch 
die öfterreichifche Gefeßgebung ein Vorzugsrecht ded Mannes an, 
daß ed nur ihm, keineswegs aber auch der Frau, eine Scheidungs— 
Elage wegen Ehebruch geftattet. Allerdings ift auch immer ein 
von Seite der Frau begangener Ehebruch ahndungswurdiger, als 
der des Mannes, und die Nechte des legtern werden nicht felten 
auch nebftbey dadurch beeinträchtiget, daß er beym Naturgeheim: 
niffe der Zeugung ein vielleicht von einem andern Manne ent: 
fproffenes Kind als das feinige anerfennen muß. 

4) Obſchon übrigens das dfterreichifche Gefeß eine frey: 
willige Trennung bey den Quden anerkennt, fo geht doch, wie 
aus den gegenwärtigen Vorfchriften zu erfehen ift, fein Streben 
dahin, folche freywillige Trennungen möglichit hintan zu halten. 
Die, Ehegatten find daher gehalten, fich zuerft ihrer Trennung 
wegen bey dem Rabbiner oder Religionslehrer zu melden, und 
diefer hat die nachdrüdlichften Vorftellungen zur Wiedervereini- 
gung zu verfuchen. Daß diefe Vorftellungen, wie bey der Schei— 
dung von Tiſch und Bett, vorgefchrieben find, zu drey verfchie= 
denen Mahlen wiederhohlt zu werden, ift hier nicht gefagt. Diefe 
MWiederhohlung feheint auch nicht fo nöthig zn feyn, da das Land- 
recht felbft nochmahlige Vergleichöverfuche zu machen '), und für 
den Fall, ald zu der MWiedervereinigung noch eine Hoffnung vor: 
handen ift, diefe Trennung noch zeitweife zurückzuweiſen verpflich: 
tet ift, binnen welcher Zeit der Rabbiner feine Verſuche zur Wie: 
dervereinigung ebenfalld wiederhohlen Eann. 

5) Aus der Schlußverfügung des $. 135, daß die von dem 
zudifchen Chemanne auf die Trennung gegen die Frau geftellte 





— 


1) Bereiche — vom 3. Juny 1613; Kropatſchak'ſche — XXXIII. 
Band @, 368 


[$- 136. ] 174 
Klage gleich einer andern Streitfache behandelt werden folle, 
erhellet fhon, daß die über dad Verfahren bey Trennung der 
Che akatholifcher Gatten theils im Gefegbuche felbjt, theild in 
dem Hofdecrete vom 23. Auguft 1819 gegebenen Borfchriften 
auf die Audenehen nicht anzuwenden find, und daß folglich in 
der Verhandlung über die Trennung jüdifcher Chen alle Bewei— 
fesarten der Gerichtöordnung ohne Unterfchied Statt haben. Nur 
bleibt auch in diefen Zrennungsfachen dad Landrecht die compe: 
tente Behörde, obſchon hier, wie bereit3 oben erwähnt worden ift, 
weder eine fiscalämtliche Vertretung, noch die Beyziehung eines 
politifchen Repräfentanten Statt findet. 
6) Nach dem Sinne und den Worten der $$. 134 und 
135 kann der Scheidebrief von jüdifchen Cheleuten nicht durch 
einen Bevollmächtigten übergeben oder angenommen werden '). 
Nur in dem Falle, da urfprünglich judifche Ehegatten, wovon 
ein Theil zur chriftlichen Neligion übergetreten, der andere aber 
im Judenthume zurücdgeblieben ift, von dem ihnen in dem $. 
456 eingeräumten Befugniffe Gebrauch machen, findet die Leber: 


gabe und Annahme des Scheidebriefes auch durch Bevollmäch— 
tigte Statt *), 


| b. 136, 

Durch den Uebertritt eines jüdifchen Ehegatten zur 
chriftlichen Religion wird die Ehe nicht aufgelö- 
jet; ſie kann aber aus den eben (60. 133 — 135) 
angeführten Urfachen aufgelöfet werden, 


4) Diefer $. ftellt al Norm auf, daß der Uebertritt eines der 
Ehegatten zur (was immer für einer) chriftlichen Religion die Aufs _ 


löfung der Ehe nach fich ziehe, daß aber derfelbe die Ehegatten auch | udn 


nicht hindere, die Auflöfung der Ehe aus den $$. 133 — 135 angı= 
führten Urfachen vorzunehmen. Selbft der Eatholifch gewordene Che: 
Hatte ift nach diefer Vorfchrift berechtiget, wegen eines von der jüd = 
ſchen Gattinn fich zu Schulden Eommen gelaffenen Ehebruches die 


4) Ebenda. 


2) Zuftiz Hofdecret vom 13, May 1827, Wagners Zeitfchrift. 3. Heft S. 212. 
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Auflöfung der Che zu verlangen. Jedoch muß auch hier vorerft der 
competente chriftliche Seelſorger und Religionslehrer dem chrift- 
lich gewordenen Chetheile hierwegen die geeigneten Ermahnungen 
machen, und ift fich überhaupt hier fo zu benehmen, wie $. 133 
bey der Scheidung von Tifch und Bett berührt worden ift '). 

2) Will der Eatholifch, oder überhaupt chriftlich gewordene 
Ehetheil den Scheidebrief durch einen Bevollmächtigten beftellen 
laſſen, fo hat er jederzeit ein der ifraelitifchen Religion zugetha= 
ned Individuum hierzu zu erwählen und die Vollmacht auf eine 
folche Art auszuftellen, daß in derfelben nicht den Vorfchriften 
der Fatholifchen oder fonftigen  chriftlichen Neligion, zu der er fich 
befennet, Zuwiderlaufendes enthalten fey, fonft aber, in fo weit 
bier thunlich, alle in den judifchen Religiondgebräuchen gegrün= 
beten etwaigen Gewiſſenszweifel des judifch gebliebenen Ehetheiles 
befeitiget werden, damit auch diefer, die Che für vollfommen auf: 
gelöfet zu halten, Feinen gegründeten Anftand nehmen könne ?). 

3) Aus diefem folgt zugleich, daß-den getrennten Conver— 
titen freyſtehe, fich felbft ‚mit einem Katholiken zu verehelichen. 
Diefem ſteht auch dad Hofdecret vom 4. Auguſt 1814 nicht 
entgegen, welches fich nur auf chriftlich getrennte Ehegatten be— 
zieht, denen nach dem Webertritt zum Katholiciömus eine neue 
Ehe nicht verftattet wird. Treten beyde jüdiſche Eheleute zur 
chriftlichen Religion über, fo ift es ihnen zu uberlaffen, ob fie ihre 
Ehe durch die priefterliche Einfegnung ihres neuen Geelforgers 
geheiliget haben wollen *). / Sind beyde Ehegatten Eatholifch ge: 
worden, fo kann, nad) $. 111, von einer Trennung Feine Rede mehr 
feyn; find fie aber zu einem andern chriftlichen Glaubensbekennt— 
niffe übergetreten, dann ijt fi) nach $. 115 zu benehmen. 


4) Siehe das bey diefem $. eitirte Hofkanzley-Decret. 
2) Dbiges Hofdecret vom 19. May 1927. 
3) Hoffanzley » Decret vom 6. Jänner 1322. 
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Dritted Hauptſtück. 


Bon den Rechken zwiſchen Aeltern und Kindern. 
b, 137, 


Urfprung bes Rechtöverhältniffes zwifchen ehelichen Xeltern und Kindern. 


Wenn aus einer Ehe Kinder geboren werden, fo 
entjteht ein neues Rechtöverhältniß: es werden 
Dadurch Rechte und Berbindlichkeiten zwifchen 
den ehelichen Aeltern und Kindern gegründet, 


4) Kinder, ald vernunftfähige Weſen, ftehen mit allen ihren 
Mitmenfchen im NRechtöverhältniffe ($. 16). Sie haben aber außer: 
dem noch befondere, in dem Verhältniffe oder factum der Er— 
zeugung gegründete Nechte und Verbindlichfeiten gegen ihre Ael— 
tern, fo wie diefe gegen ihre Kinder. Diefe befondern Rechte und 
Berbindlichkeiten werden nun im gegenwärtigen Hauptſtücke ab: 
gehandelt. 

2) Die Kinder find entweder, in Bezug auf ihre Abftam: 
mung, eheliche (legitime) oder uneheliche. Cheliche Kinder 
find nach der Begriffsbeftiimmung diefed $. diejenigen, welche 
aud einer Ehe geboren werden. Zur Erläuterung deffen mag 
folgende Betrachtung dienen. Die eheliche Abftammung 
faßt zwey Puncte in ſich: erftens die wirkliche Abftammung von 
gewiffen Perfonen, zweytens die vehtmäßige Verbindung 
der Perfonen, von welchen das Kind abftammt. Der erfte Punct 
bezielt bloß dad Sactum der Abftammung, ohne ale Rück— 
fiht auf die rechtliche Eigenfchaft derfelbenz der zweyt e Punct 
bezielt die rechtliche Qualität der Abftammung; beyde ver: 
einiget, ftellen die Legitimität eines Kindes im Begriffe dar. 
Die Trage: ob ein Kind ein eheliched oder uneheliches fen? löſet 
fi) daher in zwey untergeordnete Fragen auf, nähmlich a) von 
welchen Perfonen ift das Kind erzeugt? b) befindet fich die Mut: 
ter ded Kindes mit der Perfon feines Erzeugerd in einem eheli: 
chen oder außerehelichen WVerhältniffe 2 


174 [$. 138. ] 


3) Die Beantwortung ver legtern Frage ift auf fünffache 
Weiſe möglich: Die Mutter Fann fich mit dem Erzeuger des Kin- 
des forwohl im Momente der Zeugung ald der Geburt, oder fie 
Fann fich nur im Momente der Zeugung, oder nur im Miomente 
der Geburt, oder nur in den Zwifchenmomenten von dem Zeit: 
puncte der Zeugung bid zur Geburt in eingm ehelichen, oder fie 
Fann ſich vor dem Zeitpuncte der Zeugung bis zur Geburt ledig— 
lich in einem außerehelichen Verhältniffe mit demfelben befunden 
haben. Im legten Falle ift das Kind ein uneheliches, in den 
vier erften Fällen aber immer ein eheliches, denn es ift in allen 
diefen Fällen aus einer Ehe geboren. 

4) Das Rechtöverhältniß zwifchen ehelichen Aeltern und 
Kindern ift aber von dem zwiſchen außerehelichen fehr verfchieden, 
Hier werden in den nachfolgenden $$. zuerft die Rechte zwiſchen 
ehelichen Aeltern und Kindern abgehandelt. 

0. 138, 
Gefegliche Beſtimmung der ehelichen Geburt. 


Für Diejenigen Kinder, welche im fiebenten Mo- 
nathe nach gefchloffener Ehe, oder im zehnten 
Monathe entweder nach dem Tode des Mannes, 
oder nach gänzlicher Auflöfung des ehelichen 
Bandes von der Öattinn geboren werden, frei: 
tet die Vermuthung der ehelichen Geburt. 

4) Durch den gefchloffenen Ehevertrag erklären beyde Che: 
gatten, nach Kindererzeugung zu fireben ($. 44). Es ift daher 
auch ganz natürlich, daß die nach Schließung des Chevertrages 
von der Gattinn gebornen Kinder al von dem Manne erzeugt 
angefehen werden müffen, in fo fern nad) dem ordentlichen Laufe 
der Natur es auch möglich ift, daß das geborne Kind noch wäh: 
rend der Che von dem Manne erzeugt feyn Fonnte '). 


4) Herr Hofrath v. Zeiler fagt in feinem Gommentare, daß fih Diefe rechtliche 
Bermuthung auf das Recht der Unbefcholtenheit der Frau, und auf die Bez 
trahtung gründe, Daß, wie Montesquien fagt, der Mann zum Hüther feiner 
Zrau beftelle ift. Allein, wenn diefes richtig wäre, fo müßte dieſe Bermus 
tung wegfallen, wenn die Gattinn eines Ehebruches überwiefen worden 
wäre, was doch nicht der Tal iſt. (153) 
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2) Nach den Beobachtungen der Naturforfcher hat die Zeus 
gung am früheften nad) vollendeten 6 Monathen, und am ſpä— 
teften am Ende ded zehnten Monathes die Geburt zur Folge. 
— Nach dem Refultate diefer Beobachtungen hat daher auch der 
öfterreichifche Gefeßgeber gegenwärtige gefegliche Anwendung feft: 
gefeßt. Zu Folge diefer hört die Vermuthung der ehelichen Ge: 
burt auf, wenn dad Kind von einer Öattinn entweder vor dem 
Zeittaume von vollen 6 Vionathen, d. i. 180 Tagen ($. 902), 
feit der DVerehelichung geboren worden ift, oder erft nach zehn 
Monathen, d. i. nad) 300 Tagen, feit der Zeit, ald der Mann 
verjtorben, oder von feiner Gattinn gerichtlich getrennt wor: 
den ift. 

3) Auf bloß gefchiedene Chegatten kann das Lebtere nicht 
angewendet werden, weil zwifchen ihnen das eheliche Band noc) 
immer befteht ($. 103). Diefer Sat, welchen auch mweiland Herr 
Hofrath von Zeiller in feinem Commentare behauptet, beftreitet 
zwar Herr Profeſſor Winniwarter '), und vertheidiget dafür 
die Meinung, daß ein Kind die Vermuthung der ehelichen Ges 
burt nicht für fich habe, wenn ed von einer gefchiedenen Ehe— 
Hattinn nach dem zehnten Monathe, von der Scheidung an, ges 
boren worden ift. Seine, aus dem Geifte der Gefeßgebung herge: 
hohlten Gründe fcheinen bey der herkömmlichen Auslegung des 
$. 158 nicht ohne Gewicht; allein, wenn meine Auslegung dies 
ſes $. die richtige ſeyn follte, fo ift die öfterreichifche Gefeßgebung 
von jedem Vorwurfe einer ungleichen Behandlung der Rechte der 
Einzelnen gerettet, ohne daß ed nöthig it, dem $. 138 einen mit 
feinen Worten nicht leicht verträglihen Sinn unterzufchieben. 
Das fernere Argument, daß ed eingeftandenermaßen eine Gattung 
von Kindern gäbe, welche ald uneheliche anzufehen find, ungeach— 
tet die Ehe unter ihren eltern weder durch den Tod noch) 
auf eine andere Art aufgelöst worden ift, nähmlich diejenigen, 
wo die eheliche Verbindung der Aeltern wegen Ungültigkeit des 


4) In der Wagner'fchen Zeitfchrift, Jahrg. 1323, I. Heft, S. 39, und Zahrg. 1329, 
1. Heft, S. 147 — 159, in feiner Abhandlung: »Erörterung der Frage: od 
die Vermuthung der epelichen Geburt auch für die Kinder einer gefchiedenen 
Sattinn, welche nach Dem zehnten Monathe, von der Scheidung an, geboren 
worden find, fireite?” 
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Cheverkraged aufgehoben worden it, Fann hier gleichfalls von 
Feiner Bedeutung ſeyn. 

4) Da eine ungültige Che, im wahren Sinne des Wortes, 
eigentlich Feine Che, und die Ungültigkeits-Erklärung einer Che nur 
eine fcheinbare Auflöfung derfelben ift, fo Eann das, was hier 
von der Zrennung der Chegatten gefagt worden ift, nicht ganz 
unbedingt auch von der Ungültigkeitö-Erflärung behauptet werden, 
denn für, in einer ungültigen Che erzeugte Kinder kann doc) 
unmöglich die Vermuthung der ehelichen Geburt ftreiten; viele 
mehr ift ja eben dadurch, wenn ald wahr angenommen wird, 
dad ein Kind in einer ungültigen Che erzeugt und geboren fey, 
dargethan, daß es ein uneheliches Kind fey, welches nach Umftänden 
wohl legitimirt ($. 160), aber nie legitim feyn kann. Es 
entfteht daher hier die Frage: in wie weit die Vorſchrift diefes 
$. auf eine ungültige Ehe anzuwenden fey ? 

Was die noch während dem DBeftande der außern ehelichen 
Gemeinfchaft zur Welt gefommenen Kinder anbelangt, welche 
im fiebenten Monathe nach gefchloffener (ungültigen) Che geboren 
werden, fo ſcheint Fein Zweifel, daß diefelben als in diefer ſcheinba— 
rert Ehe erzeugt angefehen werden müffen. Denn auc) die in einer 
ungültigen Ehe lebenden Ehegatten haben fich in dem eingegange: 
nen Ehevertrage dad Streben nach Kindererzeugung zugefichert, und 
e3 entfteht auch fogleich nach eingegangener Ehe die rechtliche Ver: 
muthung, daß fie fich ehelich beygewohnt haben. Da aber Jeder, 
der einer Weiböperfon innerhalb eines Zeitraumes beygewohnt, von 
welchen bis zu ihrer Entbindung nicht weniger als ſechs, und nicht 
mehr ald zehn Monathe verftrichen find ($. 163), ald Vater der 
Kinder angefehen wird, fo müffen diefe Kinder als während der 
ehelichen Gemeinfchaft ‚erzeugt gehalten werden. Was aber die 
nach der Ungültigkeits-Erklärung der Che gebornen Kinder betrifft, 
fo ift zu unterfcheiden, ob den beyden Chegatten das Chehinder: 
niß früher befannt war oder nicht. War ihnen dad Chehindere 
niß früher nicht befannt, fo fcheint wohl die Vermuthung dafür 
zu ftreiten, daß fie fich) von dem Augenblide, ald ihnen dasfelbe 
bekannt geworden ift, von jeder ehelichen Beywohnung enthielten, ' 
beſonders, wenn die Ungultigfeit3:Erflarung der Che von einem 
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der. Schein » Ehegatten felbft verlangt tworben wäre, da er fonft 
feines Rechtes, die Che für ungültig erklären zu laffen, verluftig 
würde ($. 96). Haben aber die Schein:Ehegatten mit dem Be: 
wußtfeyn, daß ihrer Che ein Hinderniß entgegentehe, den Che: 
vertrag eingegangen, fo haben fie ja eben durch diefe eingegangene 
Verbindung erflärt, daß fie dad Geboth der Moral, welches 
die gegenfeitige Befriedigung des Gefchlechtötriebes nur zwifchen 
wahren Chegatten billiget, nicht achten wollen; fie haben daher 
dem Nechte der Unbefcholtenheit in diefem Puncte dadurch bereits 
entfagt. 

5) Wird ein Kind vor Ablauf von ſechs Monathen nad) 
gefchloffener Che geboren, fo entfteht Tediglicy die Wermuthung, 
daß das Kind nicht in der Ehe erzeugt worden fey. Da aber der 
Fall möglich it, daß der Ehegatte feiner Gattinn auch fehon vor 
gefchloffener Che in der Zeit beygewohnt habe, daß das Kind 
als von ihm erzeugt angefehen werden müß, und da alfo in 
diefem Falle, wie bey Erläuterung des vorigen F. gezeigt wurde, 
da5 Kind gleichfalls als eim ehelich gebornes zu behandeln ift: 
fo tritt die hier, auögefprochene WBermuthung, wie weiter unten 
$. 156 umjtändlicher gezeigt werden wird, nur dann ein, wenn 
der Vater felbft die eheliche Geburt beftreitet. 


0. 139. 
Gemeinfhaftlihe Rechte und Pflichten der Aeltern. 

Die Aeltern haben überhaupt die Verbindlichkeit, 
ihre ehelichen Kinder zu erziehen, das ift, für 
ihr Leben und ihre Gefundheit zu forgen, ihnen 
den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, ihre 
förperlichen und Geifteskräfte zu entwideln, 
und durch Unterricht in der Religion und in nütz— 
lichen Kenntniffen den Grund zu ihrer künftigen 

Wohlfahrt zu legen, 

1) Die Verbindlichkeiten, welche Aeltern gegen ihre Rinder 
zu erfüllen haben, find entweder gemeinfchaftliche, oder beſondere; 
nähmlich ſolche, die beyden Aelterntheilen ohne Unterfchied, oder 

Nippel's Commentar II. Th 12 
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ſolche, die jedem Aelterntheile insbeſondere obliegen, Im gegen: 
wärtigen $. wird von den gemeinfchaftlichen Verpflichtungen der 
ehelichen Aeltern im Allgemeinen gefprochen. 

2) Dian Fann die gemeinfchaftlichen Pflichten und Rechte 
der eltern durch das viel umfaffende Wort Erziehung aus 
drücken; diefe ift dreyfach: phyſiſch, tech niſch und mora 
liſch. Die erſte beſteht in der Sorgfalt für dad Leben, die Ge: 
ſundheit und die Förperliche Ausbildung des Kindes. Die phyſiſche 
Erziehung beginnt hauptfächlich von Seite der Mutter fehon wor 
der Geburt ded Kindes, welches in Rückſicht feiner Rechte bereits 
feit der Zeit der Empfängniß für geboren betrachtet wird ($. 22); 
daher die. Pflicht der Aeltern, vorzüglich der Mutter , alles zu 
unterlaffen, was die Geburt vereiteln, oder auf die Gefundheit 
der Leibesfrucht einen nachtheiligen Einfluß haben könnte. Eine 
Mutter, welche ihre Pflicht fo fehr hintan fest, daß ſie ſogar 
unternimmt, ihre Leibeöfrucht abzutreiben, wird als Verbrecherinn 
beftraft (St. G. B. I. Th. 99. 128 — 132). Schon bloße 
Vernachläffigungen diefer obliegenden Pflicht der phyſiſchen Er: 
ziehung werden theils als fihwere Polizey-Uebertretungen, theild 
ald mindere Vergehen von der Polizeybehörde oder dem aufge 
forderten Civilrichter ($. 90) geahndet, und der $. 130 des St. 
G. 3. 2. Th. Spricht fich dahin aus, dag im Allgemeinen dieje: 
nigen, welche aus natürlicher oder übernommener Pflicht die 
Aufficht über Kinder oder andere Menſchen führen, die fich felbit 
gegen die Gefahr vorzufehen und zu ſchützen unvermögend find, 
wegen der in Erfüllung diefer Pflicht unterlaufenden Sorglofig- 
feit verantwortlich werden. Wenn daher ein’ folched Kind, oder 
ein folcher Dienfch getödtet oder ſchwer verwundet wird,. fo ift 
der. oder diejenige, welchen der erwieſene Mangel der fchuldigen 
Sorgfalt zur Lajt fallt, mit Arreft von drey Tagen bis zu drey 
Monathen zu beftrafen, und diefe Strafe bey eintretendem höhern 
Grade von VBernachlaffigung noch mit Faften oder Züchtigung zu 
verſchärfen, Insbeſondere ift, nach $. 131, gegen diejenigen, denen 
die Pflege eines Kindes, oder die Aufficht darüber obliegt, auf ein: 
bis dreymonathlichen ftrengen Arreft zu erkennen, wenn ein in 
ihrer Pflege oder Aufficht ſtehendes Kind, weil es allein an einem 
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für Kinder gefährlichen Orte fich überlaffen worden, am Leben, 
oder fonft an Gefundheit und Körper verunglückt ift. Die Straf: 
zeit ift noch zu verlängern und mit Züchtigung zu verfchärfen , 
wenn die einem Kinde zugeftoßene Verunglückung verheimlichet 
wird. Vorzüglich liegt den Aeltern ob, im Falle eines ihrer Kin— 
der erkrankt, demfelben den nothmwendigen medicinifchen Benftand, 
worunter die ärztliche, oder, nach Umftänden, wundärztliche Hülfe, 
dann der Gebrauch der nöthigen Arzneymittel verftanden werden 
muß, zu verfchaffen. Haben fie es an diefem gänzlich mangeln 
laffen, fo find fie, nach Befchaffenheit der Umſtände, fe nachdent 
nähmlich ein mehr oder minder großer Schade daraus entftanden 
ift, oder die Verſchaffung des medicinifchen Benftandes mit grö- 
Beren oder minderen Schwierigkeiten verbunden war, mit Arreſt 
von einem bis zu ſechs Monathen zu beftrafen '). 

3) Die technifche Erziehung befteht in der Ausbildung der 
phyſiſchen und geiftigen Kräfte der Kinder, mit Berückſichtigung 
auf einen: beftimmten Stand, den fie in der bürgerlichen Gefell- 
fchaft bekleiden ſollen. Da ein gewiſſer Grad Förperlicher und 
geiftiger Ausbildung für jeden Stand in der bürgerlichen Gefell: 
ſchaft nothiwendig, oder doch nützlich ift, fo haben auch die Ael— 
tern dafür zu forgen, daß ihre Kinder diefen Gtad der Ausbil: 
dung erlangen, ehe der Stand, zu dem fie eigentlich erzogen 
werden follen, gewählt ift. Während diefer allgemeinen Vorbe— 
reitungsperiode haben fie Gelegenheit, fich von den Eigenfchaften 
ihrer Kinder zu überzeugen, um felbe feiner Zeit auch ‚zu einem 
beftimmtten Stande erziehen zu Eonnen. Jener Grund der geiftie 
sen Ausbildung, welcher für jeden Stand in der bürgerlichen 
Geſellſchaft nothwendig, oder doch nützlich ift, wird in den 
Schulen beygebracht. Daher die Pflicht der Aeltern, ihre Kinder 
in die Schule zu ſchicken, oder ihnen, in fo fern es ihre Ein— 
Eünfte erlauben, einen. Privatunterricht zu Haufe ertheilen zu 
laffen. 

4) Die moralifche Erziehung befteht in der Anleitung zu 
einem tugendhaften,, religiöfen Lebenswandel, Neligion und Zus 
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gend find die höchften Güter des Menſchen; fie gründen deffen 
unwandelbared Glück ſchon auf diefer Erde, indem fie ihn ehren, 
in allen Lagen des menfchlichen Lebens, mit Hinblick auf eine 
weife Vorfehung und beffere Zukunft, zufrieden zu feyn; aber, 
was noch mehr ift: fie bereiten für ein höheres, glücfeligeres 
Leben vor, zu welchem dieſes Erdenleben lediglich ald Worberei- 
tungöfchule anzufehen ift. Es ift daher eine befondere Pflicht 
der Aeltern, für diefe moralifche und religiöfe Ausbildung ihrer 
Kinder Sorge zu fragen, und darauf zu fehen, daß fie in der 
Religion gründlich unterrichtet, und durch gutes Beyſpiel (weß— 
‚wegen befonders auf den Umgang derfelben zu fehen ift), zu eis 
nem fittlichen Lebenswandel angeführt werden. 


d. 140. 


Sn was für einer Religion ein Kind, deffen Ael— 
tern in dem Religionsbefenntniffe nicht über: 
einftimmen, zu erziehen, und in welchem Alter 
ein Kind zu einer andern Neligion, als in der 
e5 erzogen worden ift, fih zu bekennen berechti- 
get jey, beftimmen die politifchen Vorfchriften, 


1) Es ift nicht genug, daß die Kinder überhaupt eine re: 
ligidfe Ausbildung erhalten, fondern fie müffen auch zu einem 
beftimmten Religionsbefenntniffe erzogen werden. Sind beyde 
eltern einem und dem nähmlichen Religionsbefenntniffe zugethan, 
fo waltet Fein Zweifel ob, daß. auch ihre Kinder in der nähmli— 
chen Religion zu erziehen fenen; find aber die Aeltern verfchiedener 
Religion, fo find, nach den politifchen Geſetzen, welche nach der 
Vorſchrift des gegenwärtigen $. hier ald Entfcheidungsquelfe vor 
Augen. gehalten werden müſſen, folgende Fälle zu unterfcheiden. 

2) Iſt der Vater Eatholifch, die Mutter dagegen eined ans 
dern geduldeten chriftlichen Neligionsbefenntniffes, fo find auch 
fammtliche Kinder, ſowohl männlichen ald weiblichen Gefchlechtes, 
in der Fatholifchen Religion zu erziehen. Wäre dagegen die Mut: 
ter Eatholifh, und der Vater eines andern folchen Religionöbes 
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kenntniſſes, fo ift in Anfehung der Erziehung dem Gefchlechte zu 
folgen '). 

Wil der profeftantifche Vater von feinen Rechten feinen 
Gebrauch machen, und feine Knaben freywillig in der Fatholifchen 
Religion auferziehen laffen, fo kann ganz natürlich dagegen eben fo 
wenig ein Anſtand obwalten, al5 beyden protejtantifchen eltern 
benommen werden Fann, ihre Kinder in der Fatholifchen Religion 
erziehen zu laffen. 

3). In welcher Neligion die Kinder dann zu erziehen find, 
wenn die Aeltern verfchiedener Religion, aber Fein Theil der Fa: 
tholifchen zugethan ift? wird durch die politifchen Gefege nicht 
ausdrücklich entfchieden. ES find daher Einige der Meinung, daß 
fämmtlicdye Kinder in der Religion ded Vaters zu erziehen feyen, 
weil er dad Haupt der Familie ift ($. 147); daher diefer auch 
immer, bey differenten Meinungen der Aeltern in Anfehung det 
Erziehung ihrer Kinder, den Vorzug behauptet. In Anbetracht der 
von einer Fatholifchen Mutter und einem andern Neligionsbefennt: 
niffe zugethanen Vater erzeugten Kinder haben zwar die Gefege von 
diefer aufgeftellten Regel zu Gunften der Fatholifchen und herr: 
fchenden Religion eine Ausnahme gemacht, welche Ausnahme jedoch 
in dem Falle, als beyde Aelterntheile afatholifcher Religion find, 
ganz natürlich nicht Play greifen Fann, da dad Gefeg feinem 
der geduldeten chriftlichen Religionsbefenntniffe einen Borzug ein: 
räumet. Allein da der gegenwärtige $. in Anfehung der Beant: 
worfung der Frage: in was für einer Religion ein Kind, deffen 
Heltern in dem Religiondbefenntniffe nicht übereinftimmen, zu 
erziehen fey? auf die politifchen Verordnungen hinmeifet, und 
zwar ohne Unterfchied, ob ein Aelterntheil Fatholifch ſey oder 
nicht: fo kann die Entfcheidung der oben angeführten Frage nicht 
aus den Vorſchriften des bürgerlichen Gefegbuches, fondern nur 
aus den der politifchen Gefeggebung hergehohlt werden, und in 
fo fern. feine buchftäbfiche Entfcheidung hierüber in den politifchen 
Sefegen vorliegt, muß der Geift derfelben entfcheiden. 

Es fommt nun, meines Dafürhaltend, bey Beantwortung 
der oben geftellten Frage hauptfächlich darauf an: ob die Auord— 


1) Toleranzvatent vom 49. Nos, 1751, 8, 6: 
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nung des Toleransgefeßes $. 6, daß bey einem Eatholifchen 
Dater alle Kinder in der Eatholifchen Religion erzogen. werden ' 
follen, oder vielmehr die Difpofition, daß bey einem profeftan= 
tifchen Vater und einer Eatholifchen Mutter dem Gefchlechte zu 
folgen ift, al5 eine Begüunftigung der herrfchenden Religion an- 
zufehen fey? Denn ift die erfte Unordnung bloß als cin Vorzug 
des Fatholifchen Glaubensbekenntniſſes zu betrachten, fo Fann fie 
dann nicht Platz greifen, wenn beyde Xeltern akatholiſch find, 
Ein Gleiches gilt auch von der legtern Difpofition. 

Die aus der bürgerlichen Gefeggebung bergehohlten Gründe, 
daß die legtere Anordnung ald die begünftigende der. Fatholifchen 
Religion angefehen werden müffe, habe ich bereits oben ange: 
führt; die politifche Geſetzgebung dagegen fieht die erftere Anz 
ordnung des $. 6 des Toleranzedictes als die begünftigende 
an; denn dad für dad Königreicy Ungarn erfchienene Toleranz: 
gefeg, vom 22. December 1784, fagt $. 7 ausdrücklich: „Se. E. E 
Majeftät haben zur beſtändigen Richtſchnur feftzufegen geruhet , 
daß bey Ehen von verfchiedener Religion, wo der Vater der 
Fatholifchen Religion zugethan ift, alle Kinder männlichen und 
weiblichen Gefchlechtes in der Eatholifchen Religion erzogen wer: 
den follen, welches al5 ein befonderer Vorzug der 
hberefhenden Religion anzufehen ift.” — Es fcheint 
alfo feinem Zweifel zu unterliegen, daß, nach dem Geifte der 
politifchen Gefege, welche nach Borfchrift diefes $. bier, zur 
Entfcheidungsquelle dienen, bey afatholifchen Gatten verfchiede: 
nen Bekenntniffes, bey Erziehung der Kinder dem Geſchlechte zu 
folgen fey- 

4): Die von Eatholifchen Aeltern gebornen Kinder find, wenn 
auch die Aeltern nach der Hand zu dem afatholifchen Glauben 
übertreten, Eatholifch zu erziehen, da ihnen immer frey bleibt, 
nad) erreichter vollfommener Ueberlegungöfraft zu einer. oder der 
andern Religion aus den tolerirten fich felbft zu erklären '). 

Wenn aber von akatholifchen Ehegatten der eine oder andere 
Theil bey Lebzeiten, oder nach dem Zode des andern zur Fatho- 


4) Hofdecret vom 3. May 1783. 
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lifchen Religion übergeht, fo müſſen, wenn es der Vater ift, 
alle Kinder, ohne Unterfchied des Gefchlechtes, welche die Unter— 
fcheidungsjahre (Nr. 6) noch nicht erreicht haben, in der Fatho, 


liſchen Religion erzogen werden; tritt aber die Mutter zum Fa 


tholifchen Glauben über, fo follen nur die unmündigen, oder 
überhaupt zu den Unterfcheidungsfahren noch nicht gelangten Töch— 
ter die Erziehung in der Eatholifchen Religion erhalten. (Patent 
vom 21. December 1781). 

5) Der zum Chriftentbume übertretende Vater jüdifcher 
Religion Fann feine Kinder beyderleg Gefchlechtes, von was im: 
mer fir einem Alter, auch wider den Willen der im Judenthume 
verbliebenen Mutter, zur Taufe mit fich führen, wobey die nicht 
fieben volle Jahre alten Kinder in der Regel ohne vweiterd zum 
Vebertritte zuzulaffen find, den über fieben Jahre alten aber der 
Uebertritt nur auf ihre eigene abgegebene Einwilligung zu geſtat— 
ten ift. Sollte fich der Faum zu vermuthende Sal ergeben, daß 
ein unter fieben Jahren altes Judenkind feine Religion mit dem 
Dater zu verändern fich weigern würde, fo muß in einer aus 
politifchen Beamten und dem Seelforger beftehenden Commiſſion 
erörtert werden, ob diefes Kind aus religidfen Beweggründen, 
ohne äußere Anlofung und mit hinreichender Kenntniß feiner 
Religionsfäge, bey der Religion, in der es geboren tft, bleiben 
wolle ; und diefe Unterfuchung wird nach ſechs Monathen, binnen 
welcher Zeit e3 durch ämtliche Veranlaſſung uber die Lehre des 
Shriftenthumes zu unterrichten wäre, wiederhohltz bey abermahli- 
ger Weigerung aber iſt diefem Kinde Fein Zwang zur Zaufe an: 
zuthun. Dadurch iſt jedoch in feinem Falle die väterliche Gewalt 
über die gegen die Taufe fich weigernden Kinder, fo lange fie 
noch, nad) bürgerlichen Gefegen , unter der Gewalt des Waters 
ftehen, aufgehoben. Damit daher der zum Chriftenthume über: 
getretene Vater an der Bekehrung feiner die Annahme der Taufe 
verweigernden Kinder, die noch unter der väterlichen Gewalt 
nach dem Geſetze ftehen, pflichtmäßig arbeiten könne, fteht ihm 
frey, fie an einen folchen Ort zu geben, den er für den ange: 
mejfenften halt, wo fie zwar nad) ihren Religionsgrundfägen 
feben können, aber wo er ungehindert durch fich felbft, oder 


—— 
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durch Jemand anderen, fie für die Annahme der chrijtlichen Re— 

Igion gewinnen kann; ja durch drey Jahre, wenn fie unter die 

fer Zeit nicht aus der väterlichen Gewalt treten, foll er fie ſelbſt 

unter feiner häuslichen Gemeinschaft behalten Fünnen, Bey Kin: 
dern, die bey Vollendung diefer drey Jahre noch nicht zwölf volle 

Jahre alt find, hat diefe häusliche Gemeinfchaft mit dem zum 

Chriftenthume übergetretenen Water bis zu ihrem vollendeten 

zwölften Lebensjahre zu dauern '). 

6) Der gegenwärtige $. fagt auch ferner, daß die Frage: 
in welchem Alter ein Kind zu einer andern Neligion, als in der 
es erzogen worden iſt, fich zu befennen berechtiget ſey? — durd) 
die politifchen Gelege entfchieden werde. Diefe enthalten nun 
bieruber folgende Bejtimmungen: 

a. Dad Unterfcheidungdfahr für jene katholiſchen Kinder, welche 
zu einem akatholiſchen Glaubensbekenntniſſe übertreten wollen, 
iſt auf das vollendete achtzehnte Lebensjahr feſtgeſetzt *). 

b. Das Unterſcheidungsjahr für jene akatholiſchen Kinder, welche 
zum katholiſchen oder einem andern akatholiſchen Glaubens— 
befenntnifjfe übertreten wollen, ift durch die Gefege nicht aus: 
drücklich beftimmt; es fcheint daher, nach der Analogie des 
$. 148 des b. ©. B., dad vierzehnte Jahr ald das Unter: 
fcheidungsjahr angenommen werden zu müffen. 

e. Bey Judenkindern ift, nach) obiger Verordnung, wenn es fich 
um ihren Webertritt zur chriftlichen Religion (ob es nun die 
Fatholifche oder afatholifche fen, ift hier gleichviel) Handelt, das 
fiebente Jahr feftgefest. N 


0, 141, 
Es if vorzüglich die Pflicht des Waters, fo lange 
für den Unterhalt der Kinder zu forgen, bis fie 
ſich felbft ernähren können, Die Pflege ihres 
Körpers und ihrer Gefundheit ift hauptſächlich 
die Mutter auf fich zu nehmen verbunden, 


1) Hofdecret vom 23. Dec. 1:10, 
1) Hofdecret vom 2. Det. 1315, 
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1) Es ift im $. 439 unter den gemeinfchaftlidhen 
Pflichten der Aeltern, in Bezug auf ihre ehelichen Kinder, auch die 
Berpflichtung der Sorge für ihre Leben und ihre Gefundheit, und 
Berfchaffung des anftändigen Unterhaltes aufgeführt worden. Da: 
durch ift fohin auögefprochen, daß weder dem Water noch der 
Mutter eine oder die andere Verpflichtung ausfchliegend 
zukomme; diefes hindert jedoch nicht, daß der Gefeßgeber die 
eine oder andere Verpflichtung vorzüglich dem einen oder 
andern Theile aufbürde. Diefes gefchieht durch die Vorfchrift 
des gegenwärtigen $. wirklich. 

2) Da der Mann, ald Vorfteher des Hausweſens, und als 
der eigentlich erwerbende Theil, felbft feiner Gattinn nach feinem 
DBermögen den anftändigen Unterhalt zu geben fchuldig ift (F. 91), 
fo ift er um fo mehr verpflichtet, feinen Kindern denfelben zu 
verfchaffen. Da indeffen diefe Verpflichtung als eine gemein- 
fchaftliche beyder Aeltern ausgeſprochen ift, fo fcheint fie in Be: 
zug auf die Kinder eine folidarifche Verbindlichkeit der Aeltern 
zu ſeyn, und der Mutter, welche vielleicht zuerft diefe Verpflich- 
tung erfüllt hat, Tediglich das Necht eingeräumt zu ſeyn ($. 896), 
den Erfaß von dem Vater, refpective ihrem Ehegatten, zu fordern. 

3) Dagegen weiſet ſchon die Natur die Pflege des zarten 
Kindes oder unbehulflichen Schwächlings, durch Ausfpendung ihrer 
Gaben, der zärtlichern, empfindfamern Mutter zu; weldye Ver: 
pflichtung daher auch der pofitive Gefeßgeber um fo mehr aus: 
zufprechen Urfache hat, als der Mann feinem Berufe und Gr: 
werbe in der bürgerlichen Gefellfchaft nachgehen muß, und daher 
eine doppelte Laft nicht auf fi nehmen kann. 

4) Wie lange der Unterhalt und die Pflege fortgefeßt wer: 
den foll, läßt fich nicht nach dem Lebensaiter beftimmen, fondern 
muß nach dem Grunde diefer Verpflichtung, welcher in dem 
unbehülflichen Zuftande de3 Kindes Tiegt, beurtheilt werden. Man 
kann dießfalls die Regel aufftellen, daß der Unterhalt und die 
Pflege eines Kindes fo Tange forkgefegt werden müffe, bis es 
fähig ift, in einen Stand einzutreten, welcher feiner . geiftigen 
und Förperlichen Befchaffenheit, dann dem Standes: und Ber: 
mögen = Verhältniffe als angemeſſen erachtet wird. — Daher 
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wird dad Kind eines Landmannes oder Handwerkers früher aus 


der älterlichen Verpflegung treten, als das eines bemittelten 
höhern Staatöbeamten oder Cavaliers. 


b. 142, 

Wenn die Ehegatten gefchieden, oder gänzlich ge- 
trennt werden, und nicht einig find, von welchem 
Sheile die Erziehung beforgt werden fol, hat 
das Gericht, ohne Geftattung eines Rechtsſtrei— 
tes, dafür zu forgen, daß die Kinder des männ- 
Yichen Gefchlechtes bis zum zurüdgelegten vier: 
ten; die des weiblichen bis zum zurüdgelegten 
fiebenten Sahre von der Mutter gepflegt und 
erzogen werden; wenn nicht erhebliche, vorzüg- 
Yich aus der Urfache der Scheidung oder Tren⸗ 
nung hervorleuchtende Gründe eine andere Anz 
ordnung fordern. Die Koften der Erziehung müſ— 
jen von dem Vater getragen werden. 

4) Diefe Vorſchriften find in der Betrachtung gegründet, 
daß die erjte Erziehung des Kindes, wo es hauptfächlich auf die 
Dflege des Körperd und dee Gefundheit des Kindes anfümmt, 
am früheften von der Mutter, die weitere Erziehung aber, von 
dem Zeitpuncte, wo der Geift fich zu entwideln anfängt, von 
dem Vater beforgt werde. DBefonders ift aber, diefes bey dem 
männlichen Gefchlechte der Fall. Kinder weiblichen Gefchlechtes 
können auch bey dem Beginne der geijtigen Bildung noch durch 


eine Furze Zeit ganz zweckmäßig bloß der mitta tichen Obſorge 
überlaſſen werden. 

2) Dem Gerichte wird daher hier zur Pfliht gemacht, da⸗ 
für zu ſorgen, daß die Kinder des männlichen Geſchlechtes bis 
zum zurückgelegten vierten, und die des weiblichen bis zum zurück⸗ 
gelegten fiebenten Jahre von der Mutter gepflegt und erzogen, 
nach diefem Zeitpuncte aber von dem Vater in Erziehung über: 
nommen werden. Es hat daher vor Allem dee Nichter dahin zu 
wirken, daß ſich die Parteyen freywillig dazu einverftehen; follte 


/ 


[9. 142.] 487 


er aber diefes zu beivirfen außer Stande feyn, fo hat er micht 
zu geftatten, daß über die Frage: wem das eine oder andere 
Kind in die Erziehung und Verpflegung zu geben fey? ein ordent- 
licher Prozeß verhandelt werde, fondern er hat beyde Parteyen 
‚über die Gründe ihrer Weigerung einzuvernehmen, der Wahrheit 
“der von dem einen oder andern Gatten vorgebrachten Umftände 
Amteswegen auf den Grund zu. fehen, und dann, allenfalls nach 
Einvernehmung davon unterrichteter unparteglicher Familien: 
glieder, gleichfall3 Amteöwegen darüber zu erfennen. Sollten ſich 
bereits aus den bey der Scheidung oder Trennung der Ehe ver— 
handelten Acten Bedenklichkeiten gegen die Ueberlaſſung der Er— 
ziehung an den einen oder andern Theil ergeben, ſo hat der Rich— 
ter auch hierauf den gehörigen Bedacht zu nehmen, und er iſt 
in diefem Falle berechtiget, von der Befolgung der obigen An: 
orönung abzugehen, und gleich urfprünglich dahin zu wirken, daß 
die Pflege und Erziehung von jenem Ehegatten übernommen werde, 
bey welchem das Wohl ded Kindes Feiner Gefahr audgefest iſt. 
3) Aber felbft in dem Falle, als die Pflege und Erziehung 

des Kindes der Mutter, entweder für die gefeßliche, oder für eine 
größere, als die gefegliche Dauer überlaffen wird, hat der Vater, 
wenn er die Mittel hierzu befißt, die Koften der Erziehung zu 
tragen. Haben die gefchiedenen oder gefrennten Ehegatten in An: 
fehung der Koften der Erziehung ein befonderes freymwilliges Leber: 
‚ einfommen getroffen, fo hat ed auch ganz natürlich dabey zu ver: 
bleiben; nur find dem Kinde, für den Tall, als derjenige, 
welcher in dem gefchloffenen Vertrage die Erziehungdlaft frey- 
willig übernommen hätte, feine Rechte gegen denjenigen vorbe— 
halten, der gefeglih zur Tragung diefer Laften verpflichtet ift, 
Wenn daher 3. B. die Gattinn gegen dem, daß ihr die Tochter 
fortan zur Erziehung überlaffen bleibe, fich verpflichtet hätte, die 
Erziehungöfoften aus Cigenem zu beftreiten, fo könnten nichts 
defto weniger felbe gegen den Gatten, und refpect. Dater, in 
Anfprudy genommen werden, wenn Grftere aus der Lage gefest 
würde, ihre übernommene Verbindlichkeit zu erfüllen; denn ein 
zeeifchen dem Manne und feinem Weibe gefchloffenes Ueberein: 
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fommen kann dem Rinde, ald einer dritten Perfon, nicht ſchäd—⸗ 

lich feyn. (Bergl. auch $. 170.) 

4) Diefe befondere Zumweifung des Kindes, zur Verpflegung 
und Erziehung des einen oder andern Chegatten, ift eine noth— 
wendige Folge der Aufhebung des ehelichen Beyfammenlebens 
beyder. Ehegatten. Dadurch wird aber im Wefentlichen an den 
gemeinfchaftlichen Rechten und Pflichten der Aeltern, wie fie im 
$. 139 auseinander gefeßt worden find, nichts geändert. Beyde 
Ehegatten behalten fortan die Nechte und die Verbindlichkeit, ihre 
ehelichen Kinder nach der im $. 439 beftimmten Ausdehnung zu 
erziehen. Es hat alfo jeder gefchiedene oder getrennte Chetheil 
fortan die Verpflichtung, und fohin um fo mehr dad Recht, Nach: 
fiht zu pflegen, ob der eine Ehegatte feinen ihm aufgelegten oder 
freywillig übernommenen ®erbindlichkeiten nachfomme oder nicht. 

5) Was bey einer in Folge der ergangenen Ungültigkeits— 
Erklärung einer Che erfolgten Aufhebung der ehelichen Gemein: 
Schaft Nechtens fey, wird in diefem $. nicht ausdrücklich erwähnt. 
Die Beantwortung diefer Frage ergibt fich aus dem $. 160. 
Nach diefem genießen einige in einer unguültigen Che erzeugten 
Kinder die Rechte der ehelichen Geburt, andere dagegen nicht. — 
Wenn alſo bey der Ungultigfeit3- Erklärung der Ehe entfchieden 
wird, daß den Kindern die Nechte der ehelichen Geburt zukom— 
men, fo find die oben angegebenen Beftimmungen in Anwendung 
zu bringen. Iſt aber dad Refultat der Ungultigkeits - Erklärung, 
daß die Kinder ald uneheliche anzufehen feyen, fo treten die $$. 
165 — 171 in Anwendung. 

b. 143, 

Penn der Water mittellos it, fo muß vor Allem 
die Mutter für den Unterhalt, und wenn der Va— 
ter ftirbt, diefe überhaupt für die Erziehung der 
Kinder ſorgen. Iſt die Mutter auch nicht mehr 
vorhanden, oder ift fie mittellos, fo fallt dieſe 
Sorge auf die väterlichen Großälftern, und nach 
diefen auf die Großältern von der mütterlichen 


Seite, 
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; 4) Nach den oben aufgeftellten Lehrfagen ift es Pflicht des 
Vaters, für den Unterhalt der Kinder zu forgen. Allein das. hülf: 
fofe Kind kann fich mit der bloßen Verpflichtung nicht begnügen, 
fie muß auch realificbar feyn. Kann daher der Vater die Unter: 
haltskoſten nicht beftreiten, fo muß auf eine andere Weife dafür 
geforgt werden. Dad Gefeß überträgt daher diefe Verpflichtung, 
für den Fall, ald der Vater mittellos ift, an die Mutter. Iſt 
er verftorben, fo muß fie nicht nur allein den Unterhalt beſtrei— 
ten, fondern auch), unter Mitwirkung eined Vormundes oder Mit: 
vormundes, die Erziehung beforgen, welche fonft vorzugöweife dem 
Dater obgelegen war. 

2) Iſt aber auch die Mutter mittellos, oder gar nicht mehr 
vorhanden, fo legt dad Geſetz den Unterhalt, wie fonft dem Va— 
ter, zuerft den vaterlichen Großältern, dann aber zunächft 
den mütterlihen auf. Es fragt ſich: ob auch hier vorzugs— 
weife nur der Großvater, und nur aushülfsweife die Großmutter 
ind Mitleid zu ziehen ſey? — 

Diefe Frage ſcheint mir befahend beantwortet werden zu müf: 
fen; denn der nähmliche Grund, welcher dafür fpricht, daß die 
väterlichen Großältern vor den mütterlichen, zur Verfchaffung des 
Unterhaltes für ihre Enkel, zu verhalten feyen, redet auch dafür, 
daß diefe Obliegenheit vorzüglicy dem Großvater, und nur aus— 
hülfsweife der Großmutter zufomme. Man fünnte zwar dagegen 
einwenden, daß diefer $. zwifchen begden Großältern Feinen Unter— 
fchied mache, und daß man daher auch, wie diefer Geſetzesſtelle, kei— 
ne folche Unterfcheidung unterlegen dürfe. — Allein der $. 139 
fpricht gleichfalls die Schuldigfeit der Aeltern, ihren Kindern den 
anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, als eine beyden Theilen zu= 
kommende Verbindlichkeit aus, und nur in dem $. 141 folgt die 
nähere Beftimmung dahin, daß diefer Unterhalt vorzüglich dem 
Dater obliege. Im gegenwärtigen $. iſt die Verpflichtung der 
Großältern nur im Allgemeinen ausgedrüct, und es ift nicht zu 
zweifeln, daß in jenen Fallen, wo die Großältern in die Ber: 
pflichtung der Aeltern eintreten, die nöthigen Beftimmungen die: 
‚ fer Verpflichtungen ganz aus jenen Anordnungen entnommen wer- 


190 [$. 444. ] 


den müſſen, welche von der Verpflichtung der Aeltern, ihren Kine 
dern einen anftändigen Interhalt zu verfchaffen, fprechen. 

3) Daß unter dem Unterhalte nicht bloß der nothdürftige, 
fondern der anftändige zu verftehen fey, kann Feinem Zweifel unter: 
liegen. Sind daher die Aeltern zwar in der Lage, ihren Kindern 
den nothdürftigen Unterhalt abzureichen, mangelt es ihnen aber 
an dem gehörigen Cinfommen, fie auch anftändig zu erhalten, 
fo find die Großältern verpflichtet, zu dem Unterhalte ihrer Enkel 
fo viel beyzutragen, ald zur Verfchaffung eines anftändigen Uns 
terhaltes abgeht. 


d. 144. 


Die Aeltern haben das Recht, einverftändlich die 
Handlungen ihrer Kinder zu leiten; die Kinder 
find ihnen Ehrfurcht und Gehorſam ſchuldig. 


4) Obſchon, nach den vorausgeſchickten Erdrterungen, die 
Kinder in ihren erften Lebensjahren, und die Töchter auch nachher 
vorzüglich der Sorgfalt. der Mutter, die Söhne aber, nad) voll: 
ſtreckten erſten Lebensjahren, jener des Vaters zugemwielen find, 
fo wird doch deßhalb der andere Aelterntheil ded Rechtes nicht 
beraubt, fich um die Erziehung feiner Kinder anzunehmen. Außer: 
dem, fagt Herr Hofrath von Zeiller, daß felber offenbar zweckwi— 
drige Maßregeln zu verhindern verpflichtet iſt (9. 91), follen 
die Xeltern überhaupt, damit die Erziehung nach einem vernünf: 
tigen, zweckmäßigen Plane gleichfürmig beforgt werde, einver- 
ftändlich zu Werke gehen. Dadurch wird der Gatte in Stand 
gefegt, die Stelle ded andern, nicht immer gegenwärtigen Gatten, 
zu vertreten; dadurch wird die, dad Anſehen der eltern herabwür— 
digende Disharmonie in ihren Anordnungen vermieden, und es 
den Kindern möglich gemacht, die dem Rechte der Aeltern zufas 
gende Pfliht ded Gehorſams und der Ehrfurcht gegen beyde zu 
erfüllen. Daß übrigens, im Falle einer Collifion, der Wille des 
Vaters vorgehen fol, erhellet fchon aus dem obigen $. 94, und 
daß Kinder offenbar vernunftwidrigen Anordnungen nicht Folge 
leiſten dürfen, leuchtet ihnen, fobald fie den Gebrauch der Ber: 
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nunft befigen, von felbft ein. In den Gefeßen diefes auszudrü— 
cken fchien überflüffig und bedenklich. 

2) Die Kinder find ihren Aeltern Ehrfurcht und Gehor: 
fam ſchuldig. Den Xeltern iſt die Macht eingeräumt , ihre Kins 
der felbft zwangsmäßig zur Erfüllung diefer. Pflichten zu verhals 
ten; in ſo fern fie aber die Mitwirkung der Behörde dabey in 
Anfpruch nehmen, da ihre Zwangsmacht hiezu nicht ausreichte, 
fo könnte fie ihnen nicht verfagt werden. 


d. 145, 


Die Aeltern find berechtiget, vermißte Kinder auf: 
zufuchen, entwichene zurückzufordern, und flüch— 
tige mit obrigkeitlihem Beyitande zurüdzubrins 
gen; fie. find auch) befugt, unfittliche , ungehor— 
fame, oder die häusliche Drdnung und Ruhe ſtö— 
rende Kinder auf eine nicht übertriebene und 
ihrer Gefundheit unſchädliche Art zu züchtigen. 

4) Diefe Nechte ergeben fich, wie Herr Hofrath von Zeilfer 
bemerkt, als nothwendige Mittel aus dem Rechte der’ Neltern, die 
Kinder zu erziehen und. zu leiten, folglich fie unter Aufficht zu 
halten, und ihten Anordnungen die nöthige wirkfame Kraft oder 
Sanction zu geben. Dieſes erftere Recht der eltern hat einige 
Aehnlichkeit mit dem Vindicationdrechte, welchem zu Folge der 
Eigenthumer die ihm gehörigen Sachen von jenem Inhaber zus 
rückfordern Fan. So würde derjenige, welcher diefem Rechte der 
eltern Hinderniffe in Weg legen, entwichenen Kindern Unter: 
fchleif geben, und fie den nachforfchenden Xeltern verborgen halten 
würde, fich eines Vergehens fehuldig machen; in fo fern aber 
derfelbe gar bey ihrer Entweichung mitwirkte, müßte er: felbjt 
ald Verbrecher beftraft werden. (St. ©. 3. I. Th. $. 80.) 

2) Das Recht der Züchtigung, welches den Xeltern hier ein: 
geräumt ift, kann nur fo weit gehen, ald ed nothwendig ift, 
um die Familien-Ordnung herzuftellen. Insbeſondere darf die 
Züchtigung nicht in Mißhandlungen ausarten, wodurch den Kin: 
dern ein Nachtheil an ihrem Körper oder Gefundheit zugehen 
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könnte. Die Weberfchreitung, diefer rechtlichen Gränze wird ſelbſt 
als eine ſchwere Polizey-Uebertretung, oder in fo fern dieſe Miß— 
handlungen gar in ſchwere Verletzungen ausarten würden, als 
ein Verbrechen beftraft '). Wichtigere Vergehungen, und den 
großen ©ittenverderbniffen eined Kindes ift durch Anrufung der 
richterlichen Straf- und Correctiondgewalt Einhalt zu thun. Sind 
die Kinder noch unmündig, fo werden felbft ſolche Vergehungen, 
welche andern Perfonen als fchwere Polizey=Uebertretungen ans 
gerechnet werden, inögemein der häuslichen Züchtigung, und nur 
in Grmanglung diefer, oder nach dabey fich zueignenden befons 
deren, Umftänden, der Ahndung und Vorfehrung der politifchen 
Obrigkeiten üuberlaffen ’). 

d. 146, 


Die Kinder erlangen den Nahmen ihres Vaters, 
fein Wapen, und alle übrige, nicht bloß perſön— 
liche Rechte feiner Familie und feines Standes, 


4) Rinder, welche aud einer Ehe geboren werden, find nicht 


nur den Rahmen des Vaters zu führen berechtiget, fondern auch 


dazu verbunden, indem Niemand, ohne Tandesherrliche Erlaubniß, 
einen andern als feinen FamilieneNahmen annehmen darf ?). 


1) Das Strafgefeßbuch, 2. Theil, enthält hierüber 9. 166 — 163 folgende Beſtim— 

mungen: 
Bey Mißhandlungen der Aeltern an ihren Kindern find die erfieren vor 

Gericht zu berufen, und iſt ihnen das erſte Mahl der Mißbrauch der Gewalt 
und die gegen die Natur Taufende Lieblofigfeit ihres Betrageng mit Ernft und 
Nachdruck vorzuhalten; bey einem zweyten Falle ift den Aeltern ein Verweis 
au geben, und die Bedrohung beyzufeken, daß fie bey abermahliger Mißhand— 
lung der älterlichen Gewalt verluftig erflärt, ihnen vas Kind abgenommen, 
und auf ihre Koften an einem andern Drte werde erzogen werden; bey einen 
dritten Rüdfalfe, der, wofern entweder die erfte Mißhandlung an und für 
fih fehe fhwer, oder die Gemüthsart der Aeltern fo bejchaffen wäre, daß für 
das Kind weitere Gefahr zu beforgen ffünde, ift fogleih auf das erſte Mahl 
auf die oben angedrohte Strafe zu erkennen, und in diefer Abficht mit der 
Behörde wegen Ernennung eines Bormundes das Einvernehmen zu pflegen. 
Sind die Ueltern die Erziehungsfoften zu tragen unvermögend, fo foll von 
der Hbrigkeit für die Unterbringung des Kindes geforgt, die Mißhandlung 
aber mit durch Gemeinde Arbeit und Züchtigung verfhärften Arreſte, nad 
Befchaffenheit der Mifihandlung aud mit firengem Arrefte von einer Woche 
bis zu 3 Monathen, beftraft werden. { 

2) St. &. B. II. Theil, $. 52% 

3) Hofdecret vom 5: Juny 1826. 


x 
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2) Zu den Rechten des Standes, melche durch die Geburt 
fortgepflanzt werden, gehört vorzüglich der Adel, und derfelbe 
kommt alfo den von einem adelichen Bater in einer rechtmäßigen 
Che erzeugten Kindern zu, auch wenn die Mutter nicht vom 
Adel ift. Wenn auch der Vater den Adel erft nach der Geburt 
des Kindes erlangt, fo wird dasfelbe diefes erlangten Adels dennoch 
theilhaftig; denn der gegenwärtige $. räumt den Kindern im 
Allgemeinen die Standesrechte ein, ohne Unterfchied, ob diefe 
Rechte ſchon vor der Geburt derfelben dem Vater zufamen, oder 
erſt fpäter zugewachſen find. 

3) Dagegen verlieren die bereits erzeugten Kinder den eins 
mahl erworbenen Adel nicht, wenn fich der Vater in der Folge 
deöfelben begibt, oder durch ein Verbrechen deffen verluftig 
erklärt wird. Darin, daß die öfterreichifche Gefeßgebung keinen 
Unterfchied bey den verfchiedenen Verbrechen anerkennt, und dem 
Grundfage getreu bleibt, daß die Folgen des Verbrechens, in fo 
fern fie nicht aus der Natur der Sache hervorgehen, nur den 
Schuldigen treffen follen, zeigt fich ein neuer Beweis der Hus 
manität diefer Geſetzgebung. 

4) Auf die bloß der Perfon des Vaters anklebenden Rechte, 
z. DB. ben Zitel Ercellenz zu führen, fo wie an den pofitiven 
Bamilienrechten der Mutter, haben die Kinder feinen Anfpruch ; 
wohl aber ftehen fie mit der Te&teren und ihren Verwandten im 
Berhältniffe der natürlichen Verwandtfchaft ($. 44). 


0. 147, 
Befondere Rechte des Vaters. Väterliche Gewalt. 


Die Rechte, welche vorzüglih dem Vater, als 
Haupt der Familie, zuftehen, machen die väter- 
liche Gewalt aus. 


Die väterliche Gewalt war urfprünglich bey den Römern 
ein völliges Gigenthumsrecht über die Kinder, welches aber in 
der Folge auf mannigfaltige Weife eingefchränft wurde. Die 
fpäteren römifchen Gefeße, welche in Deutfchland angenommen 
wurden, befchränften die väterlihe Gewalt auf den Nießbrauch 


Nuppel's Commentar II, TH. 13 
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des Vermögens der Kinder, auf den zu ihrer Verehelihung er 
forderlihen Conſens, und auf dad mit ihrer Erziehung verbun- 
dene Befugniß, fie und ihre Lebensart zu beflimmen. Hiermit 
ſtimmen auch‘ neuere Gefeßgebungen , wie 3. B. die preufifche, 
franzöfifche u. a., überein, obfchon das Necht des Nießbrauches in 
das Vermögen der Kinder eine Folge des früher angenommenen 
Eigenthumsrechtes der Aeltern auf ihre Kinder zu ſeyn fcheinet. 
Dach dem djterreichifchen Nechte befchränft fich das Recht der vä— 
terlichen Gewalt Tediglich auf den Zwed der Erziehung, wie aus 
den hier nachfolgend angeführten fpeciellen Berechtigungen, die 
aus der väterlichen Gewalt fließen, erfichtlich wird. 


0. 148, 
Folgen berfelben. a) In Rüdfiht der Standeswahl. 


Der Bater kann fein noch unmündiges Kind zu 
dem Stande, welchen er für dasfelbe angemefjen 
findet, erziehen; aber nach erreichter Mündig— 
feit kann das Kind, wenn es fein Verlangen 
nach einer andern, feiner Neigung und Fähig— 
keiten mehr angemeffenen, Berufsart dem Vater 
fruchtlos vorgetragen hat, fein Geſuch vor das 
ordentliche Gericht bringen, welches mit Gück— 
fiht auf den Stand, auf dad Vermögen und 
Einwendungen des Vaters von Amtöwegen dar: 
über zu erkennen hat, 

4) Das Geſetz raumt hier dem Vater das Necht ein, den 
Stand, für welchen fein Kind erzogen werden fell, nach feinem 
eigenen Ermeffen zu beftimmen. Es ift zwar Fein Zweifel, daß 
derfelbe moralifch verpflichtet fen, bey der Wahl’ des Standes 
auf die Fähigkeiten und Neigungen des Kindes Rückſicht zu 
nehmen, daß er dabey ſich Tediglich das Wohl deöfelben vor 
Augen zw halten und eigennügigen Beweggründen den Cingang 
zu verfchliegen habe. Allein, fo lange dad Kind noch unmündig 
ift, hat dadfelbe Fein Recht, fich gegen die getroffene Wahl des 
Vaters aufzulehnen, und dad ©ericht, bey dent eine foldye Be— 
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ſchwerde vorgebracht würde, hätte felde ohne weiterer Nachfor: 
fhung, ob fie gegründet fen oder nicht, hintan zu weis 
fen. — Auch die Mutter kann fich nit anmaßen, dem Vater 
hierin eine wirkſame Einſprache zu thun; denn das Gefeß er: 
klärt hier da3 Recht, den Stand zu beftimmen, für welchen da3 
Kind erzogen werden fol, ausdrücklich ald ein Recht des Waters, 
und ald-einen Ausflug aus feiner väterlichen Gewalt. Nur der 
Sal, als der Vater 3. B. aus Kargheit, Eigennug, Abneigung 
u. f. w. das Recht feiner väterlichen Gewalt offenbar mißbrauchen 
wurde, koͤnnte von diefer Negel eine Ausnahme begründen. — 
Bor erreichter Mündigfeit wird der eigene Wille des Kindes von 
dem Gefege nicht beachtet; dad Geſetz traut demfelben in diefem 
Alter jenen Bernunftgebrauch noch nicht zu, um feine Neigung 
zu irgend einem Stande als einen Ausflug deöfelben zu erfennen. 

2) Hat dad Kind aber einmahl die Jahre der Unmündig— 
keit überfchritten, dann wird ihm fchon eine folche Neigung 
zugetraut, auf welche nicht bloß feine Sinnlichkeit, fondern feine 
Bernunftthätigfeit Einflug nimmt. Darum geftaftete dad Gefeg, 
daß ein mündiges Kind fein Verlangen nach einer andern Stan— 
deswahl dem Vater, oder, wenn diefer wiederhohlt auf feinem 
Entſchluſſe verharret, dem ordentlichen Nichter ded Vaters (mit: 
telft feiner Vertvandten, oder allenfal5 unmittelbar felbft) vor- 
tragen dürfe. Findet dad Gericht die Bitte offenbar ungegründet, 
fo hat es felbe ohne, weiterem zurückzuweiſen, fonft aber den 
Vaͤter hierüber einzuvernehmen, und im Falle es feine Einwen: 
dungen nicht ftatthaft findet, zu verfuchen, denfelben zu bewegen, 
daß er von feinem Vorhaben felbft abftehe; wenn diefed aber ' 
nicht gelingen - follte, hierüber zu erfennen. Ob nicht vor der 
Entfceheidung auch die nächiten Anverwandten, oder die Lehrer 
und Erzieher des Kindes vernommen werden follen, hängt von 
dem Ermeſſen des Gerichtes ab. — Gegen dad Erfenntniß, das 
auf dad Willfahren des Findlichen Wunfches ausfällt, fteht ohne 
Zweifel dem Vater der Recurs an das Obergericht offen. Aber 
auch das mündige Kind kann fich gegen die ihm befchwerend 
dünkende Entfcheidung entweder felbit, oder durch feine Verwand- 
ten an da5 Obergericht um Abhülfe verwenden. 
—— 
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b) Des Vermögens. 


Alles, was die Kinder auf was immer für eine 
gefeßmäßige Art erwerben, ift ihr Eigenthum; 
fo lange fie aber unter der väterlichen Gewalt 
ftehben, kommt dem Bater die Verwaltung zu. 
Nur wenn der Vater zur Verwaltung unfähig, 
oder von denjenigen, die feinen Kindern das 
Vermögen zugemwendet haben, von derfelben aus— 
gefchloffen worden ift, ernennt dad Gericht einen 
andern Verwalter. 

4) Diefe Anordnung ift eine Folge des angenommenen 
Grundſatzes, daß die Kinder, fie mögen noch unter väterlicher 
Gewalt ftehen oder nicht, als felbftkändige Wefen, als Perfonen, 
gegen welche. felbft dem Vater Feine andern Rechte, als zum 
Zwecke der Erziehung erforderlich find, zuftehen , anzufehen feyen. 
Denn fobald fie al Perfonen  angefehen werden, kann ihnen 
auch dad Recht, ein Eigenthum für fich zu erwerben, nicht be= 
nommen werden. 

2) Doch werden diefe von ihnen eigenthumlich überkomme— 
nen Güter, weil die unter der väterlichen Gewalt ftehenden Kins 
der, aus Unreife der Einficht, über felbe nicht Sorge tragen können, 
der Verwaltung des DBaterd anvertraut, welcher, in Bezug auf 
diefelben, ganz in die Rechte und Verpflichtungen eines Curators 
eintritt. 

3) Wäre der Vater zur Verwaltung unfähig, fo hätte das 
Sericht einen andern Curator zu ernennen. Diefes ift der Sal, 
wenn er noch felbft unter Vormundfchaft oder Curatel fteht; 
wenn er zur Zeit, ald dem Minderjährigen dad Vermögen zufällt, 
abweſend ift oder im Gefangniffe fich befindet; denn diefe Ver: 
baltniffe hindern ihn, wenigftens fo lange fie dauern, das feinen 
Kindern zugefallene Vermögen zweckmäßig zu verwalten. Fallen 
diefe Hinderniffe weg, fo tritt dee Vater wieder in fein ihm / 
durch dad Gefeg eingeräumte Necht ein. ‘ 
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4) Dem Bater kommt auch die Verwaltung in dem Balle 
nicht zu, wenn derjenige, welcher feinen Kindern dad Vermögen 
zugewendet, ihn ausdrüdlich davon ausgefchloffen hat. Wurde zus 
gleich Jemand von ihm als Verwalter diefes Vermögens beftimmt, 
fo hat dad Gericht denfelben als Curator aufzuftellen; außerdem 
haben die nächften Anverwandten des Kindes hierauf Anſpruch. 
Kann aber der Verwalter auch nicht aus felben hergenommen 
werden, fo ift der eigenen Beurtheilung de3 Gerichted überlaffen, 
wen ed, mit Rückſicht auf Fähigkeit, Stand, Vermögen und 
Anfäffigkeit, zum Verwalter diefes Vermögens ernennen wolle, 
($$. 197, 1498, 199 und 280.) 
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Don den Einkünften des Vermögens find, fo weit 
fie reichen, die Erziehungskoften zu beftreiten, 
Ergibt fich daben ein Ueberfehuß, fo muß er an 
‚gelegt, und darüber jährli Rechnung gegeben 

- werden, Nur dann, wenn. diefer Ueberſchuß gering 
wäre, Fann der Vater von Legung einer Rech⸗ 
nung freygeſprochen und ihm derfelbe zur frey— 
willigen Verwendung überlaffen werden, Wird 
dem Vater von demjenigen, dem das Kind das 
Vermögen zu verdanken hat, die Fruchtnießung 
verwilliget, fo haften die Einkünfte doch immer 
für den ftandesmäßigen Unterhalt des Kindes, 
und fie Eönnen zum Abbruche deöfelben von den 
Gläubigern des Vaters nicht in Befchlag genont: 
men werden, 

4) Sowohl die franzöfifche als preußifche Geſetzgebung ver— 
wilfiget, nad) dem Vorbilde der römiſchen Legislation, dem Vater 
die Fruchtnießung ded Vermögens der unter feiner Gewalt ftehen: 
den Rinder. Allein da die öfterreichiiche Gefeggebung einmahl 
den Grundfas angenommen hat, daß Kinder, als Perfonen, für 
ſich Eigenthum erwerben Eönnen, fo war ed auch eine confequente 
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Folge, ihnen den unbefchränften Genuß dieſes Eigenthumes zuzu— 
geftehen. Sie ging übrigens ben diefer Beftimmung von der Ans 
fiht aus, daß die väterliche Gewalt zum Wohle der Kinder, 
und nicht der Aeltern bejtehe, und daß fie fohin Feine Erwerbös 
quelfe für die Tegteren feyn ſolle. Auch hat derjenige, der einem 
Kinde ein Vermögen zumendet, indgemein die Abficht, daß fr: 
wohl die Proprietät, ald die Nußungen dem Kinde gehören follen ; 
will er dem Vater, oder den Xeltern überhaupt, diefe Nußungen 
zufommen machen, fo liegt es ja in feiner Macht, diefes aus. 
drudlich zu erklären. 

2) Weber Anfrage: ob in jenen Gebiethötheilen, wo das 
franzöfifche und italienifche bürgerliche Geſetzbuch eingeführt war, 
dad durch den Artikel 384 diefes Sefegbuches den Aeltern gefeß- 
ih eingeraumte Nugniefungsrecht von dem Vermögen ihrer 
Kinder, mit dem Tage der Einführung des allgemeinen dfterreichi- 
fhen bürgerlichen Gefeßbuches erlofchen fen, oder nad) den Grund: 
fägen des vorigen Gefeßbuches noch fortdauere ? wurde erfläret: 
daß dad durch das franzöfifche und italienifche Geſetzbuch, wo 
diefed eingeführt war, im Artikel 384 den Xeltern eingeräumte 
Nusnießungsrecht von dem Vermögen ihrer Kinder, in Beziehung 
auf da5 wahrend des Beftandes diefes Gefegbuches ſchon vor— 
handene Vermögen der Kinder, denfelben durch die Einführung 
des dfterreichifchen bürgerlichen Gefegbuches nicht benommen wor— 
den fey, fondern ihnen noch ferner in der Art und Dauer zu: 
ftehe, die dad franzöfifche und italienifche Geſetzbuch anordnet, 
wobey es ſich aber von felbft verftehe, daß, nachdem die Aeltern 
dagegen den Unterhalt und die ftandesmäßige Erziehung ihrer 
Kinder beforgen, und die Zinfen der Paffiv- Kapitalien und an- 
dere jährliche Laften berichten müffen, die VBormundfchaftöbehörde 
verpflichtet fey, fich die Ueberzeugung zu verfchaffen, daß die 
Aeltern diefe gefeglichen Bedingungen des ihnen eingeräumten 
Nußnießungsrechtes genau erfüllen ). 

3) Wenn nun einerfeitö den Aeltern Fein Nutznießungsrecht 
des Vermögens der Kinder gebühret, fo wäre es anderfeit3 un: 


1) Hofdecret vom 12. Dec. 1317, 3. G. S., Nr. 139%, 
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billig, den Xeltern für den Fall, ald die Kinder felbft hinreichende 
eigene. Ginfünfte befigen, die Beftreitung der Erziehungskoſten 
aus ihrem eigenen Vermögen aufzubürden. Die Xeltern werden 
daher hier berechtiget, aus den Ginkünften ihrer Kinder die Erzies 
hungsfoften zu beftreiten. Iſt der für die Erziehung der Kinder 
zu machende nöthige Aufwand nicht fo groß, daß er die Einkünfte, 
welche dad Kind zu beziehen hat, erfihöpfte, fo find die Xeltern 
keineswegs berechtiget, fich den Weberfchuß zuzueignen, fondern 
er muß auf die weiter unten, 9.230 vorfommende Art für dad 
Kind fruchtbringend gemacht werden. Darum verpflichtet das 
Geſetz den Vater, gleich einem andern Vormunde oder Curator, 
über die Verwaltung des Vermögens und der Cinfünfte jährlich 
dem Gerichte Rechnung zu legen, aus welcher fich zeigen muß, 
ob und welcher Weberfchuß erübrigte. Nur dann, wenn vorher= 
zufehen ift, daß der ftandesmäßige Aufwand für dad Kind deffen 
Einkünfte ganz oder beynahe aufwiegen werde, oder wenn die 
durch längere Zeit fortgeführten Rechnungen diefed Nefultat geben, 
Fann der Vater von diefer Laft der Rechnungslegung losgezählet 
werden. Der alfenfallfige Ueberfihuß, der zur verzinslichen Anz 
legung überhaupt zu gering wäre, fallt dann dem Vater zur 
beliebigen Verwendung um fo mehr anheim, ald es fich bey 
einem geringen Weberfchuffe leicht ereignen Fann, daß in mans 
chen Jahren durch zufällige Greigniffe ein Abgang entjtehe, wels 
chen er ohnehin aus feinen eigenen Einkünften zu decken ver: 
pflichtet ift. 

4) Selbft in dem Falle, daß die Fruchtnießung von dent 
DBerleiher des Vermögens dem Water ausdrüdlich vorbehalten 
wird, vermuthet unfer Gefeg mit Recht, daß die Abficht des Ver: 
leihers doch hauptfächlich auf die beffere Erziehung des Kindes 
gerichtet fey, und geftattet daher nicht, daß diefelben, in fo weit 
fie zum ftandesmäßigen Unterhalte ded Kindes nothwendig find, 
von den Släubigern ded Vaters in die Pfändung oder Erecution 
gezogen werden können. — Wie aber, gilt diefe gefegliche An— 
ordnung nur für den buchftäblich ausgedrüdten Falf, wenn dem 
Vater die Fruchtnießung verwilliget worden ift, und ift fie nicht 
auch auf den Fall auszudehnen, wenn der Mutter die Fruchtnie— 
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gung des Vermogens ihrer Kinder zukommt? — Es ſcheint zwar, 
daß die Öefeßgebung den nähmlichen Grund für fich habe, dab, 
was fie in Unfehung des Vaters verfügt hat, auch auf die Muts 
ter audzudehnen. Allein der Richter ift nicht berechtiget, eine auds 


drücklich nur auf den Vater eingefchränfte ar auch auf die 
Diutter anzuwenden. 


. 151. 


Ueber das, was ein, obgleich minderjähriges, je⸗ 
doch außer der Verpflegung der Aeltern ſtehen⸗ 
des Kind durch feinen Fleiß erwirbt, fo wie auch 
über Sachen, die einem Kinde nach erreichter 
Mündigfeit zum Oebrauche übergeben worden 
find, kann es frey verfügen. 


4) Nach Verfchiedenheit des Standes treten die Kinder auch 
früher oder fpäter in eine folche Lage, daß fie ſich durch eigenen 
Fleiß etwas erwerben fünnen, wie 5. B. Kinder eines Handwers 
kers, welche fich der väterlichen Befchäftigungsart, oder überhanpt 
einem Handwerke widmen. Stehen folche Kinder nod) in der vas 
terlichen Verpflegung, fo iſt der Vater berechtiget, den Erwerb 
des Kindes an fich zu ziehen, um daraus ganz oder theilmeife 
die Koften der Erziehung zu beftreiten. Wäre der Erwerb des 
Kindes von folcher Bedeutung, daß er die Koften der Erziehung 
offenbar überwiege, — dann Fünnte das Kind ohne Zweifel den 
Veberfihug in Anfpruch nehmen. 

9) Wenn fich dagegen dad Kind außer der Verpflegung 
des Vaters befindet, fo geftattet ihm dad Geſetz die freye Ver— 
waltung feines eigenen Erwerbed (diefed Wort im befchränf: 
ten Derjtande genommen), fo daß davon Erbfchaften, oder auch 
Geſchenke, in fo fern fie dem Kinde nicht ald bloͤße Erkenntlich— 
Eeit für Dienftleiftungen auf die Hand gegeben werden, ausge: 
fehloffen find, Dadurch follte der Fleiß des minderjährigen Kinz 
des ermuntert, und dadfelbe zugleich zur eigenen Vermögensver— 
waltung vorbereitet werden. Auch kann dasjenige, was fih ein 
fofches Kind durch feinen Fleiß erwirbt, felten fo beträchtlich fenn, 
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daß auch eine unbehuthfame Gebarung mit dieſem Vermögen 
von ſchädlichem Einfluſſe auf das Wohl des Kindes werden könnte. 
Iſt das Kind in der Lage, ſich durch eigenen Fleiß und Thätig— 
keit ein beträchtliches Vermögen erwerben zu können, ſo wird 
dieſes ohnehin die Entlaſſung aus der väterlichen Gewalt nach 
ſich führen (F. 174). 

3) Werden einem in der Verpflegung der Aeltern ſtehenden 
Kinde Sachen, entweder von den Aeltern ſelbſt oder einem Drit— 
ten zum eigenen Gebrauche übergeben, ſo iſt zu unterſcheiden, 
ob das Kind bereits mündig ſey oder nicht. Im letzten Falle 
kann dasſelbe die Sachen wohl benützen, es darf aber nicht frey 
darüber verfügen, fo daß eine Veränderung in der Subſtanz das 
durch vorginge, ausgenommen, diefe Sachen wären verbrauchs 
bar (res fungibilis), weil hier Fein Genuß gedenfbar ift, ohne 
dag nicht die Subftanz angegriffen würde. — Iſt aber das Kind 
bereits mündig, fo kann es über andere, unverbrauchbare Sa— 
chen, die ihm zum Gebrauche ohne Befchränkung übergsben wers 
den, frey verfügen, und felbe fohin auch veräußern. Von den 
Unmündigen zu Eaufen oder einzutaufchen ift Gewerböleuten ſo— 
gar als eine ſchwere Polizey =Webertretung verbothen '). 


0. 152, 
c) Der Verpflichtung der Kinder, 


Die unter der väterlichen Gewalt flehenden Kin: 
der können, ohne ausdrüdliche oder doch ftill» 
ſchweigende Einwilligung des Vaters, Feine güls 


a) Trödler (Tändler), Haufirer, oder wer immer mit bereits gebrauchten, abgeleg⸗ 
ten oder alten Sachen Gewerbe oder Handel treibt, wenn fie von unmündis 
gen Kindern etwas Faufen oder eintaufchen, folfen, nah Umftänden ihrer 
Perſon und der Sache, mit fünf bis fünfzig Gulden im Gelde, oder mit 
Förperliher Züchtigung beflraft werden. Bey miederhohften Fallen ift vie 
Geldesftrafz zu verdoppeln, oder die einfache Geldftrafe Durch Arreft von einer 
Woche mit FZaten und Förperficher Züchtigung zu verſchärfen. Zeigt fich Durch 
öfters fortgefegte Uebertretungen,, daß Feine Befferung erfolgt, fo find die 
Uebertreter, wenn fie ein bürgerliches Gewerbe oder eine obrigfeitlihe Er— 
faubniß haben, derfelben verluftig; ohne befonderer Erlaubniß handelnde 
Ssnlander find auf unbeftiminte Zeit aus dem Drte, Ausländer aber auf be- 
ftändig aus den Erbländern abzuſchaffen. Strafgeſetzbuch II. Theil, $$. 219 
und 220, 
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tige Verpflichtung eingehen. Auf ſolche Ber: 

- pflichtungen ift überhaupt dasjenige anzuwenden, 
was in dem nächſten Hauptftüde über die vers 
bindlichen Handlungen der unter der Vormund— 
Thaft ſtehenden Minderjährigen beftimmt wird, 
Dem Bater fommft auch die Verbindlichkeit zu, 
feine minderjährigen Kinder zu vertreten, 


4) Der Grund der väterlichen Gewalt beruhet in der Un: 
fähigkeit der, Kinder, fich durch eigenen Willen zu vernunftgemä= 
gen Zweden zu beftimmen und ihr Vermögen gehörig zu vers 
walten. Sind felbe im Alter fo weit vorgerüdt, daß das Gefeß 
ihnen im Allgemeinen, oder in einem fpecielfen Falle diefe Fähig— 
keit zutrauet, und find Feine befonderen Gründe vorhanden, gegen 
ihre Fähigkeit ein Mißtrauen zu fchöpfen, und daher die väterliche 
Gewalt eben wegen diefer noch über die gewöhnliche Zeit dauern: 
den Unfähigkeit hinaus zu erftredfen, fo höret nach gehobenen 
Hinderniffen ohnehin die väterliche Gewalt über fie auf. Es liegt 
daher in der Natur der Sache, daß Kinder, fo lange fie der vä— 
terlichen Gewalt unterftehen, fowohl in Rückſicht ihrer Perfon, 
als ihres Vermögens (mit den im vorigen $. vorkommenden Aus— 
nahmen) dem väterlichen Willen untergeordnet. bleiben, und daher 
in Feiner der beyden Beziehungen, ohne ausdrüdliche oder ftill: 
fhweigende Einwilligung ihres Vaters, eine gültige Verpflichtung 
eingehen können. 

2) Der Ausdruf eingehen, deffen fich hier das Geſetz 
bedienet, deutet fehon darauf hin, daß hier nur von foldyen Ver— 
pflichtungen die Rede fey, welche ihren Grund in einem Vertrage 
haben. Denn jene Berbindlichkeiten, welche entweder unmittelbar 
in einem Gefeße, oder in einer Befchädigung ihren Grund heben, 
find fie allerdings zu erfüllen verbunden. Bon ihnen Fann man 
nicht fagen, daß fie der Prlegebefohlene eingegangen habe. 
Auch fagt der gegenwärtige $. nicht, daß fie überhaupt Eeine gültiz 
gen Verträge eingehen konnen, fondern redet offenbar von folchen 
Verträgen, wodurch fie Verbindlichkeiten auf fi) nehmen. — 
Ueberhaupt find die unter der väterlichen Gewalt ftehenden Kin: 
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der in Unfehung der Trage: in wie weit felbe Verpflichtungen 
auf fi) nehmen können? ganz gleich geftellt mit den vaterlofen 
Maifen, welche unter der Leitung der Bormundfchaft oder Cura— 
tel ftehen, von welchen das folgende Hauptſtück handelt, und in 
welchem ausführlichere Beftimmungen hierüber vorfommen, daher 
fih auch vom Gefege auf fie berufen wird. 

3) Am Schluffe berührt der $. noch eine weitere Folge der 
väterlichen Gewalt, nahmlicy die Verpflichtung des Waters, feine 
unter feiner väterlichen Gewalt ftehenden Kinder zu verfreten, 
d. 1. ihre Rechte zu vermehren, ficher zu ftellen, gegen anmaßende 
Eingriffe zu vertheidigen, und in fo fern die diefen Nechten ent: 
fprechenden Verbindlichkeiten nicht erfüllt werden follten, die Er— 
füllung auf gefegmäßigem Wege durch rechtlichen Zwang herbey: 
zuführen: Auch in Anſehung diefer Bertretungsleiftung gelten jene 
Beitimmungen, welche im folgenden Hauptſtücke, 9. 245, abge: 
gehandelt werden. 

4) Einige practifche Rechtögelehrte wollen aus den Gin: 
gangsworten diefes F. die Schlußfolge ziehen, daß zur Rechtsgül— 
tigkeit aller von den unter der väterlichen Gewalt ftehenden 
Kindern einzugehenden Verbindlichkeiten die Einwilligung des Va— 
ters genüge, und die Genehmigung der Curatelöbehörde in toich- 
tigeren Fallen nicht erforderlich fey. Allein die Schlußworte diefes 
$. ftehen diefer Behauptung offenbar entgegen; noch mehr wird 
felbe aber durch die F9. 178 und 106 widerlegt. In dem erftes 
ren ift klar auögefprochen, daß der Vater in Beziehung auf das 
Vermögen feiner minderjährigen verehelichten Tochter die Rechte 
und Pflichten eined Curators habe, und der leßtere for: 
dert zur Gültigkeit des Uebereinkommens minderfähriger gefchiede: 
ner Chegatten, in Abficht auf dad Vermögen derfelben, die Ein— 
voilligung des gefeglichen Vertreterd und des vormundfchaftlichen 
Gerichtes, worunter offenbar auch die Curatelsbehörde begriffen ift. 


. 153, 


Die Vorſchriften, welche zur gültigen Ehe einer 
minderjährigen Perfon beobachtet werden müf- 
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fen, find in dem vorhergehenden Hauptftüde ent« 
halten (9. 49 u. f.). 

Ungeachtet der Sat, dag minderjährige Kinder ohne anges 
fuchte Einwilligung des Vaters, Eeine gültige Che ſchließen Eöns 
nen, fich unmittelbar aus dem vorhergehenden Paragraphe ergibt, 
und bereit5 in dem vorigen Hauptſtücke aufgeftellt worden ift, fo 
erachtete man doch, ihn feiner Wichtigkeit wegen hier ausdrück⸗ 
lich berühren zu müffen ($. 245) '). 

. 154. 

Der auf die Erziehung der Kinder gemachte Auf 
wand gibt den Xeltern einen Anfpruch auf das 
von den Kindern nachher erworbene Vermögen, 
Qerfallen aber die Xeltern in Dürftigkeit, fo 


jind ihre Kinder fie anftändig zu erhalten vers 
bunden, 


4) Obſchon die eltern berechtiget find, aus den laufenden 
Einfünften der Kinder die Erziehungsfoften zu beftreiten, fo kann 
diefes Recht doch micht dahin ausgedehnt werden, daß fie die, vor 
Erlangung des Vermögens, für ihre Kinder aufgewendeten Koften 
aus den fpäteren Einkünften derfelben gut machen fünnten. Denn 
in dem Salle, als dad Kind Fein eigenes Vermögen befigt, wor: 
aus der Alnterhalt beftritten werden Fann ($. 150), ift der Aufs 
wand zur ftandesmäßigen Erziehung der Kinder für die Erzeus 
ger, welche dad Kind in den hülflofen Zuftand verfegt haben, 
eine Rechtöpflicht ($. 137), für deren Erfüllung Fein Erſatz begehrt 
werden kann. Waren aber die Aeltern nur deßhalb gezwungen, 
die Grziehungdfoften aud eigenem Vermögen zu beftreiten, weil 
die Einkünfte der Kinder durch. einige Zeit nicht flüffig waren, 
fo ijt kein Zweifel, daß fie dann zur Zeit, als diefe Einkünfte 
flüffig werden, fich) den gemachten Aufwand in fo weit vergüten 
konnen, als die jährlichen Einkünfte der Kinder, wern fie in der 
Art flüfjig gervefen wären, wie fie nachhin geworden find, dazu 
bingereicht hatten. — Setzen wir 5. B.: da5 minderjährige Kind 


— —r — 


) Siehe Zeillers Commentar. 
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hätte ein Kapital anliegend, wovon die jährlichen Intereſſen 
300 fl. betragen, gerade fo viel, als die Koften einer ftandes« 
mäßigen Erziehung ausmachen. Ueber das Vermögen des Schuld: 
ners diefed Kapitals bricht der Concurs aus, und die ntereffen» 
Zahlungen werden dadurch fuspendirt, Die Aeltern find nun ges 
zwungen, diefe jährlich 300 fl. betragenden Erziehungdfoften aus 
Eigenem zu beftreiten. Der Concurd wird nach vier Jahren bes 
endet, und ed zeigt fich, daß dad minderfährige Kind die Halfte 
feined Kapitald büßen müſſe. Es werden daher bey der Vertheis 
lung des Vermögens dem Kinde 600 fl. an für vier Jahre rüd- 
ftändigen Intereſſen ausbezahlt werden; der von den eltern ges 
machte Aufwand beträgt aber 1200 fl.; in diefem Falle werden 
die Aeltern nur die Hälfte mit 600 fl. in Anfpruch nehmen fonnen. 

2) Dagegen find die Kinder verpflichtet, ihre Aeltern, wenn 
fie in Dürftigkeit fallen, anftändig zu erhalten. Diefe Verpfliche 
tung erfcheint zwar im Allgemeinen als eine Gegenverbindlichfeit 
der Kinder für die Schuldigkeit der Aeltern, fie zu erziehen, und 
ihnen den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, ohne daß fich dies 
felben aus dem fpäter erworbenen Vermögen zahlhaft machen 
können. — Allein es ift nicht nothwendig, daß in jedem einzel= 
nen Falle diefer Grund der gefeglichen Anordnung eintrete; wa- 
ren auch die Xeltern fo glüdlich, die Erziehungsfoften immer aus 
den Ginfünften ihrer Kinder beftreiten zu fünnen, fo Eönnen fie 
deffenungeachtet in dem Falle, als fie in Dürftigkeit verfallen, 
den anftändigen Unterhalt von ihren Kindern in Anſpruch neh: 
men. Ob der anſtändige Unterhalt übrigens in einer Natur: Ber: 
pflegung, oder in einem jährlichen Betrage, und in welchem 
auögemeffen werden fol, hängt, wie Herr Hofrath von Zeiller in 
feinem Commentare bemerkt, von den auf eine billige Weife zu 
beurtheilenden Umftänden, von den wechfelfeitigen Verhältniffen, 
dem wechfelfeitigen Stande, von dem Örade der Dürftigkeit der 
Zeltern, und ihrem Verdienfte um die Erziehung, dann dem Ber: 
mögen und Ermwerbe ded Kindes ab. Auch Eann, nah Maß der 
beträchtlich veränderten Umftände, eine Erhöhung oder Vermin— 
derung des Betrages verlangt werden, 
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3) Diefe Verbindlichkeit der Kinder, ihre eltern anftandig 
zu. erhalten, ift folidarifch. Den Aeltern jteht es ſohin frey, 
von allen, oder nur von einigen Kindern den ganzen Unterhalt, 
oder nad) den von ihnen gewählten AUntheilen, oder denfelben 
felbft von einem einzigen Kinde zu fordern ($. 894). Denn wie 
fchlimm würde ed mit dem Anterhalte dürftiger Aeltern ausfehen, 
wenn fie denfelben von ihren weit umher zerftreuten Kindern ſam— 
meln müßten ? — Gebe man den Fall: eined unter mehreren Kin— 
dern verfalle felbft in eine folche Dürftigkeit, daß ed zum Unter: 
halte feiner Aeltern nichts mehr beytragen Fonnte; wer wollte 
wohl zweifeln, daß die übrigen Kinder diefen Antheil zu beftreiten 
übernehmen müßten? — Es fiheinen zwar diefer Behauptung 
die Worte des $. 889 entgegen zu ftehen, welche dahin lauten, 
daß außer den im Gefege beftimmten Fällen jeder Mitfchuldner 
einer theilbaren Sache nur für feinen Antheil hafte. Allein . 
diefes feheint auch nur fo; denn ed laffen fich wohl die Mittel, 
den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen, keineswegs aber der 
anftändige Unterhalt felbjt, in mehrere Theile zergliedern, wenig— 
ftend nicht in der Art, daß ausgemittelt werden könnte, welchen 
Kinde diefer, und welchem jener zu leiften obliege. Man Fonnte 
nähmlich, geftüßt auf den F. 672, dagegen anführen, daß fich der 
anftändige Unterhalt in vier Theile auflöfen laffe, nähmlich in 
die Nahrung, Kleidung, Wohnung und in die übrigen 
Bedürfniffe, und daß fohin derfelbe allerdings unter die theil- 
baren Sachen gerechnet werden müſſe. Allein es läßt fich nicht 
behaupten, daß einem Kinde die Verfchaffung der anftandigen 
Nahrung, dem andern die der Kleidung, dem dritten die der 
Wohnung, und dem vierten die der übrigen Bedürfniffe obliege, 
indem jedes Kind zu jedem der hier aufgeführten Bedurfniffe bey: 
zutragen bat. 

4) Es fragt fich hier: ob auch die Enkel ihre Großältern im 
Dürftigkeitöfalfe zu erhalten verbunden find? — Da, nad) $. 42, 
unter der Benennung „eltern? der Regel nach alle Aöcendenten, 
und unter der Benennung „Kinder” alle Deöcendenten verftanden 
werden, fo gilt diefes auch in Anfehung ber hier erläuterten 
Sefegeöftelle. Ja es wird die Ausdehnung des Wortes „Aeltern’ 
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auch auf Großältern überdieß durch die Betrachtung gerechtferti- 
get, daß, gemäß F. 143, nach dem Tode des Vaters und der 
Mutter, die Großaltern für die Erziehung ihrer Enkel zu forgen 
haben, und daher der ganze Cingang des gegenwärtigen $. auch 
auf Großältern bezögen werden müſſe. Nun kann wohl da3 
Wort „eltern” in einem und demfelben Paragraphe nicht ein 
Dahl eine ausgedehntere, und das zweyte Mahl eine eingefchränf- 
tere Bedeutung haben, und zwar hier um fo weniger, als die 
Anordnung, daß die Kinder ihre dürftigen eltern anftändig zu 
erhalten verbunden feyen, gleihfam ald Gegenftük zu der Ver: 
bindlichfeit der Aeltern und Großältern, ihre Kinder und Enkel 
au erziehen, betrachtet werden muß. Indeſſen verfteht es fi von 
Telbft, dag die Verbindlichkeit der Enkel, ihre Großältern zu er= 
halten, bloß fubfidiarifch fey, und nur dann eintrete, wenn die 
unmittelbaren Deöcendenten der Großältern nicht mehr am Leben 
fi) befinden oder mittellos find. 

5) Sollte diefer Unterhalt den Aeltern von ihren Kindern 
verweigert werden, fo wäre dad Kind, wie in Streitigkeiten zwi: 
ſchen Xeltern und Kindern überhaupt, erft im gütlichen Wege, 
wenn aber diefer fruchtlos wäre, durch Urtheil hierzu anzuhalten. 

6) In der vom Herrn Profeffor Wagner zu Wien heraus 
gegebenen Zeitfchrift für öfterreichifche Rechtögelehrfamkeit und 
politifche Gefegfunde wird die Frage aufgeworfen: ob nach der 
Borfchrift ded gegenwärtigen $. auch uneheliche Kinder, Wahl- 
finder , Pflegefinder verbunden feyen, ihre in Dürftigfeit verfal- 
Ienen unehelichen Aeltern, Wahlältern, Pflegeältern anftändig zu 
erhalten 2? — Die Beantwortung diefer Frage fcheint hier an ih: 
rem Plage zu feyn. Der gegenwärtige $. redet offenbar nur von 
ehelichen Aeltern und Kindern. Bon der Wahrheit diefer Behaup- 
tung muß fih, meines Dafürhaltens, jeder überzeugen, welcher 
die ſyſtematiſche Ordnung der in dem dritten Hauptftücde aufge- 
nommenen Beftimmungen ſich vor Augen hält, wenn er anders 
nicht den Glauben hegt, daß die Reihenfolge und Ordnung, in 
welcher der höchfte Gefeßgeber die Materien ded Nechtes vorträgt, 
für die Auslegung der Gefege ganz gleichgültig fey. Daß aber 
diefe Meinung ganz irrig wäre, geht aus der gefeglichen Beſtim— 
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mung des $. 6 hervor, welcher fagt, daß einem Gefege in der 
Anwendung Fein anderer Verſtand beygelegt werden dürfe, als 
welcher aud der eigenthümlichen Bedeutung der Worte in ihrem 
Zufammenhange und aus der klaren Abficht des Geſetzgebers 
hervorleuchtet. Diefemnach fcheint mit Gewißheit behauptet were 
den zu dürfen, daß der uneheliche Vater von feinem unehelichen 
Kinde einen Unterhalt zu verlangen nicht berechtiget ſey; nicht 
auf gleiche Art aber ſcheint es fich mit der unehelichen Muts 
ter zu verhalten ;. denn es ift außer Zweifel, daß die uneheliche 
Mutter von ihrem Kinde einen Pflichttheil anzufprechen berechtiz 
get ſey ($. 763), und ihr fohin felbft in dem Falle, wenn ihr 
eine gefegliche Enterbungsurfache zur Laft fiele, und fie von ih: 
rem Rinde enterbt würde, doch immer noch der Anfpruch auf 
den nothwendigen Unterhalt vorbehalten bleibe ($. 795). Menn 
nun alfo fogar der von dem unehelichen Kinde eingefegte Erbe, 
der eine Perfon ift, welche in die Rechte und Berbindlichkeiten 
des Verftorbenen eintritt, zur Abreichung eines Unterhaltes ver: 
pflichtet iſt, und wirklich nicht angenommen werden kann, daß 
der höchfte Gefeggeber hier dem Erben eine größere Verbindlich— 
keit auferlegt haben follte, als dem Erblaſſer ſelbſt obgelegen 
ift: fo ſcheint daher gewiß, daß die in Dürftigfeit befindliche 
uneheliche Mutter von ihrem unehelichen Kinde für alle Fälle 
den nothwendigen Unterhalt anzufprechen berechtiget ſey; 
aber ob-fie nicht mehr ald diefen, nähmlich den anftändigen 
Unterhalt zu fordern berechtiget fey? dieſes ſteht hier in Stage, 
und ſcheint verneinend beantwortet werden zu müffen. Denn 
die in diefem $. ausgefprochene Verbindlichkeit der Kinder, ihre 
eltern anftändig zu erhalten, erfcheint ald Gegenftüd zu der 
6.439 audgefprochenen Verpflichtung der Xeltern, ihren Kindern 
den anftändigen Unterhalt zu verfchaffen. Wo alfo diefe 
Verbindlichkeit der Aeltern nicht vorhanden ift, fritt fie aud) auf 
Seite des Kindes nicht ein. Ein uneheliched Kind hat aber Feinen 
Anſpruch, eine dem Stande der Mutter zufagende Erziehung zu 
befommen ($. 166), und fohin fcheint auch bey Ausmittelung 
der, der dürftigen Mutter von ihrem unehelichen Kinde abzureis 
chenden Unterftügung auf den Stand derfelben Feine Rückſicht 
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genommen werden zu dürfen. — Zwifchen den Wahlältern und 
dem MWahlfinde und deffen Nachkommen finden, in fo weit. dad 
Sefe Feine Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwifchen den 
ehelichen Aeltern und Kindern, Statt ($. 183). Es Kann fohin 
feinem Zweifel unterliegen, daß die hier auögefprochene Verbind- 
lichkeit der Kinder gegen ihre Aeltern auch auf die Wahlfinder an- 
zumenden fey. Dagegen laffen ſich diefe Nechte und Verbindlich 
feiten der Wahlaltern und Wahlfinder auf jene Kinder, die nur ’ 
in die Pflege genommen werden, nicht anwenden ($. 186). 

d, 155. | 
Rechtsverhältniß zwiſchen unehelichen Aeltern und Kindern. Nähere Bes 

flimmung des Begriffs von unehelichen Kindern, 

Die unehelichen Kinder genießen nicht gleiche Rechte 
mit den ehelichen. Die rehtlihe Vermuthung 
der unehelichen Geburt hat bey denjenigen Kin 
dern Statt, welche zwar von einer Ehegattinn, 
jedoch vor oder nach dem oben (). 138), mit Rüd- 
fiht auf die eingegangene oder aufgelöste Ehe, 
beftimmten gefeglichen Zeitraume geboren wor- 
den find, _ 

1) Bid hieher führte der höchfte Gefeßgeber die Rechte und 

N lichten der ehelichen Aeltern und Kinder auf. Nun handelt 

er von dem Rechtöverhältniffe der unehelichen Aeltern und Kin: 

der. — An die Spiße diefer rechtlichen Beftimmungen wird der 

Sa aufgeftellt, daß die unehelichen Kinder nicht gleiche Rechte 

mit den ehelichen genießen. Der Grund, warum den unehelichen 

Kindern nicht gleiche Rechte, wie den ehelichen, eingeraumt wer— 

den, liegt darin, weil durch die Che fich die Gatten auf eine 

öffentliche, feyerliche Art zu ihrer Nachfommenfchaft befennen, 

und bey Schliegung einer Che die Abficht haben, daß durch felbe 

ihe Nahme fortgepflanzt, und auf eine ihrer Würde und ih— 

rem Stande entfprechende Art in Andenken erhalten werde; 

und weil fich die Gatten eben dadurch auch theild wechfelfeitig, 

theil3 gegen den Staat, theild gegen ihre Rinder, von denen 
Nippel's Gommentar II, Th. 44 
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die Erfüllung diefer Forderung erwartet wird, verbinden, felbe in 
den Stand zu feßen, ihre Verbindlichkeit zu erfüllen '). Diefed 
ift bey unehelichen Kindern Eeineswegs der Fall; darum find 
auch die Nechte derfelben gegen ihre Aeltern fchwächer, 

2) Diefe Verfchiedenheit der Rechte der unehelichen Kinder 
macht die Beantwortung der Srage, welche Kinder als unehelich, 
und welche als ehelich anzufehen feyen, fehr wichtig. Uneheliche 
Kinder find nach dem, was $. 137 gefagt worden iſt, diejenigen, 
die von einer Mutter geboren find, welche mit dem Erzeuger 
von dem Augenblife der Zeugung bi zu dem der Geburt in 
Feiner rechtmäßigen ehelichen Verbindung fich befand. — Herr” 
Hofrath v. Zeiller führt die verfchiedenen Gattungen der unehelichen 
Kinder, wie fie fich zufolge diefes aufgeftellten Begriffes darftellen, 
erfchöpfend auf. Er rechnet nähmlicy darunter: a) Kinder, die 
von einer Tedigen Perfon geboren find, b) oder aus einer uns 
gültigen (Scheine) Ehe, oder c) von einer wirklichen 
Sattinn, aber ohne Zeugung des Chemanned, oder d) von 
einer vormahligen Gattinn nach aufgelööter Ehe, ohne von 
dem Gatten vor aufgelööter Ehe erzeugt worden zu feyn. 

3) Allein, bis diefe Bedingungen einer unehelichen Geburt 
außer Zweifel gefegt find, Fann für ein, obgleich in den erwähn- 
ten Verhältniffen geborned Kind unter geroiffen Umftänden der 
äußere Schein und die rechtliche Vermuthung ffteiten, 
daß e3 ein eheliches Kind fey. Dagegen kann unter andern 
Umftänden die entgegengefegte rechtliche Vermuthung einer un: 
ehelichen Geburt eintreten. Die rechtliche Vermuthung hat immer 
die erhebliche Wirfung, daß jener, welcher fich darauf ftüget, 
dem, der das Segentheil behauptet, den Beweis aufzubürden be= 
rechtiget ift. — Wie daher oben $. 138 die Zälfe der rechtlichen 
Bermuthung einer umehelichen Geburt angezeigt worden find, fo 
find hier die Falle zu unterfuchen, in welchen die rechtliche Ver: 
muthung einer unehelichen Geburt Plaß greift. 

4) Da jeder Menfch früher ledig ift, als er fich verheira: 
thet, der Eheſtand fich auf dad Sactum der Verehelichung gründet, 


4) Siehe Zeilfers Commtentar |. 1359, Nr. 1, 
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durch welches ſohin eine Veränderung in den früheren Verhält— 
niffen herbeygeführt wird, jede Veränderung eines früheren Zu: 
ſtandes aber von demjenigen erwiefen werden muß, der ſich darauf 
beruft: fo iſt auch ganz natürlich, daß jedes, von einer Weibs— 
perfon, deren eheliche Verbindung nicht befannt ift, geborne 
Kind als ein uncheliches angefehen werden müffe, und zwar in 
fo lange, bis nachgewiefen wird, daß diefe Weibsperfon in einer 
ehelichen Verbindung lebe. Diefes ift um fo mehr der Fall, 
wenn fich diefe Weibsperfon felbjt als ledig ausgibt. 

5) Iſt aber da5 Factum des in gefegmäßiger Form ($. 69) 
abgefchloffenen Ehevertrages erwiefen, dann ftreitet auc) die Ver: 
muthung für die eheliche Geburt des Kindes in fo lange, bis 
nicht nachgewiefen ift, daß die in gefegmäßiger Form abgefchloffene 
Che ungültig fey, oder daß das gehorne Kind von einem ans 
deren, ald dem Manne herruhre, mit welchem die Weibsperfon in 
der ehelichen Verbindung fich befindet. Im erftern Falle muß 
nun, die Vermuthung der ehelichen Geburt zu entkräften, die 
Ehe vorerft ald ungültig erklärt werden. Iſt das Necht, die Gul- 
tigfeit der Ehe zu beftreiten, bereit erlofchen, fo find auch einem 
folchen Kinde die Nechte der ehelichen Geburt gefichert. 

6) Im zweyten Falle kann die im Allgemeinen für die ehe— 
liche Geburt des Kindes ftreitende Vermuthung durch eine ans 
dere jtärfere Vermuthung wieder aufgehoben werden. Diefe ſtär— 
fere, entgegengefegte Vermuthung fritt aber dann ein, wenn dab 
Kind nac Verlauf des fechsten Monath3 nach abgefchloffenem 
Ehevertrage geboren wird; denn hier ift die rechtliche Vermu— 
thung vorhanden, daß dad Kind bereit vor eingegangener Che 
erzeugt worden fey. Da indeffen hier der Fall leicht eintreten 
Fann, daß der Ehemann feiner Gattinn felbft vor gefchloffener 
Ehe beygewohnt habe, in welchem Salle das erzeugte, und wäh— 
rend der ehelichen Verbindung geborne Kind als ein eheliches 
angefehen werden muß ($. 137), fo tritt hier die Vermuthung 
der unehelichen Geburt nicht ipso facto, fordern nur unter ge= 
wiffen Bedingungen, welche in den nachfolgenden SS. werden 
erörtert werden, ein.— Die Vermuthung der unehelichen Geburt 
ftreitet auch wider ein von einer vormahligen Gattinn, 

14 * 
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mit Nücficht auf den Zeitpunct, in welchem der Mann geftor: 
ben oder die Trennung der Che vor fich gegangen ift, zu ſpät 
(erft nach dem zehnten Monathe) gebornes Kind; ed wäre denn, 
daß die Frau fich wieder verehelicht hätte, und dad Kind von 
dem zweyten Gatten erzeugt ſeyn Eonnte. 


. 156, 


Die rechtliche Vermuthung tritt aber bey einer 
feiihern Geburt erft dann ein, wenn der Mann, 
dem vor der Verehelichung die Schwangerfchaft 
nicht befannt war, Tängftens binnen drey Mo— 
nathen, nach erhaltener Nachricht von der Geburt 
des Kindes, die Vaterſchaft gerichtlich wider— 
ſpricht. 

1) Damit ein zu frühe (vor dem geſetzlichen Zeitraume von 
ſechs Monathen) in der Ehe gebornes Kind für unehelich gehal— 
ten werde, iſt die erſte Bedingung, daß der Ehemann (inner 
der hier beſtimmten Friſt) die eheliche Geburt widerſpreche. Hat 
der Ehemann, um deſſen Rechte es ſich handelt, dieſen Wider— 
ſpruch unterlaſſen, ſo iſt es ein Beweis ſeiner Anerkennung, daß 
er ſelbſt (wenigſtens ſchon vor der Ehe) dad Kind erzeugt habe, 
. und das Kind wird rechtöfraftig (ohne Geftattung eined Gegen: 
'beweifes) für ehelich gehalten ($. 161). Ja felbft in dem Zalle, 
ald in der Folge nachgemwiefen wurde, daß der Ehegatte feiner 
Frau vor gefchloffener Ehe gar nicht beygewohnt haben Fonnte, 
und fohin die Unterlaffung feines Widerfpruches auch ald eine 
ftillfchweigende Anerkennung nicht angefehen werden Eönne, würde 
die Vermuthung der ehelichen Geburt, die felbft ald eine prae- 
sumtio juris et de jure hier beftehet, nimmer aufgehoben wer: 
den. — Eine Wiedereinfegung in den vorigen Stand gegen den 
verfaumten Termin fcheint hier gleichfalld nicht P lag zu greifen. 
Iſt der Ehemann durch Zufall verhindert worden, feinen Wider: 
fpruch vor Gericht anzubringen, fo muß er fich die Folgen diefes 
in feiner Perfon fih ereigneten Zufalled gefallen laſſen. 
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2) Als zweyte Bedingung führt Herr Hofrath v. Zeiller in 
feinem Commentare auf: daß dem Chemanne bey Schliegung der 
Ehe die Schwangerfchaft der Frau unbekannt gewefen feyn mülfe, 
weil er außerdem durch Schliegung der Ehe anerkannt hat, daß 
er fchon vor der Verehelichung Erzeuger des Kinded war, und 
daß fohin in diefem Falle weder er, noch minder ein Dritter die 
Rechtmäßigkeit der Geburt beftreiten könne. — Allein diefe Be— 
hauptung fcheint mir in den Gefegen nicht gegründet, denn ein 
ausdrückliches Geſetz ift hierüber nicht vorhanden, und aus der 
Anordnung des Geſetzes, daß der Ehegatte in dem Falle feiner 
Miffenfchaft die Ehe nicht ungültig erflären laffen könne, kann 
Feinesweg3 ein analoger Schluß auf vorliegenden Fall gemacht 
werden. Die Vermuthung ſcheint zwar dadurd) gegründet, daß 
der Ehemann feiner Öattinn vor Schließung des Cheverfraged 
beygewohnt habe; aber diefe Vermuthung ift Feine folhe, daß 
fie den Gegenbeweid ausfchließe. 

3) Ferner muß der Widerfpruch mit voller Belonnenheit 
auf eine unzmeifelhafte Art gerichtlich gefchehen, d. i. der 
Vater muß bey feiner Perfonalbehörde entweder perfönlich erſchei— 
nen, und feinen Widerfpruch zu Protocol! nehmen laffen, oder 
eine von ihm eigenhändig gefertigte Erklärung „ daß er dad Kind 
nicht, als von ihm erzeugt anerfenne, überreichen. Eine bey der 
Taufe, oder nach derfelben bey dem betreffenden Pfarrer einge— 
reichte Proteftation wäre alfo, nach dem Inhalt diefes $., nicht 
hinreichend, die Vermuthung der unehelichen Geburt nad) fic) 
zu ziehen. Es ift zweckmäßig, daß die Gerichtsbehörde den das 
Taufbuch führenden Pfarrer von dem Umftande der gerichtlich 
widerfprochenen Vaterſchaft in Kenntniß feße, damit derfelbe 
dießfalld die geeignete Anmerkung im Zaufbuche machen könne. 

4) Der Widerfpruch muß binnen drey Monathen nad 
erhaltener Nachricht von der Geburt ded Kindes erfolgen. Das 
Monath wird hier ebenfalld, nach der allgemeinen Regel, zu 
dreyßig Tagen gerechnet. — Aber auch diefer Zeitraum braucht 
nicht abgewartet zu werden, wenn der Mann bereits das Kind 
früher ausdrücklich für das feinige erklärt hat. 
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5) Sur den Fall, daß, mit Rückſicht auf den Zeitpunet der 
aufgelösten Che, ein Kind zu ſpät geboren wird, beftimmt 
das Geſetz, zur Beftreitung der ehelichen Geburt, feinen Zeitraum, 
fondern ed wird vielmehr ein folched Kind ipso jure ald ein un: 
eheliched angefeben. Der Grund hievon ift, nach Zeillers Bemer: 
Fung, weil in dem alle, wovon der $. redet, der Mann durd) 
Unterlaffung der Beftreitung ftillfchweigend erfläret, daß er. (mit: 
telft eines vor der Verbindung gepflogenen Benfchlafes) Erzeuger 
fey, und das Kind als fein rechtmäßiges anerfenne. — Wird 
aber eine Che durch die Trennung aufgelöfet, fo ift zwar ebene 
falld möglich, daß der Mann feiner getrennten -(vormahligen) 
Gattinn beygewohnt, und das fpäter geborne Kind erzeugt habe; 
allein e5 wäre in einem folchen Falle, nach dem $. 137 aufge— 
ſtellten Begriffe, ein folches Kind als fein eheliches anzufehen. 


ß, 137, 

Die von dem Manne innerhalb diefes Zeitraumes 
rechtlich widerfprochene Rechtmäßigkeit einer frü— 
bern oder fpätern Geburt kann nur durch Kunft- 
verftändige, welche, nach genauer Unterfuchung 
der Befchaffenheit des Kindes und der Mutter, 
die Urfache des außerordentlichen Falles deutlich 
angeben, bewiefen werden, 


4) Die durch den rechtlichen (mit den nöthigen Erforder: 
niffen verfehenen ($.156) Widerfpruch des Ehemannes eintretende 
gefegliche Vermuthung, daß das in Hinficht auf die Zeit der 
eingegangenen Ehe zu frühe geborne Kind nicht das feinige fey, 
ift nur eine einfache gefesliche Vermuthung (praesumtio juris), 
und läßt daher einen zwenfachen Gegenbemweis zu. Ein folcher - 
Gegenbeweis, von dem zwar dad Geſetz Eeine auddrüdliche Er: 
ahnung macht, der fich aber aus der Natur der Sache felbft 
ergibt, befteht darin, daß der Ehegatte überwiefen wird, feiner 
Frau ſchon vor gefchloffener Ehe, und zwar innerhalb eines Seit: 
raumes beygewohnt zu haben, von welcher bis zu ihrer Entbin- 
dung nicht weniger ald ſechs, und nicht mehr als zehn Monathe 
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verfteichen find. Denn obgleich es in diefem Kalle wahr bleibt, 
daß dad Kind außer der Che erzeugt worden fey, fo wird dadurch 
doch die gefegliche Wermuthung begründet, daß der Gatte felbft 
der Erzeuger diefes Kindes fey. 

2) Es können aber auch außer diefem Falle folche unge— 
wöhnliche Umjtände eintreten, daß ein vor dem fiebenten Mo— 
nathe nach Gingehung der Che gebornes Kind doch ſchon in diefer 
Ehe erzeugt worden fey. Wenn nun die Sachverftändigen (Aerzte, 
Geburtöhelfer, Hebammen) erklären, daß aus den ungewöhnlichen 
Umftänden de3 Falles allerdings gefchloffen werden müffe, das 
zur Welt gefommene Kind fey noch während der Che erzeugt 
worden, fo wird dadurch die Bermuthung für die uneheliche Ab» 
ftammung des Kindes vernichtet, und dasfelbe ift als ein eheliches 
Kind anzufehen. 

3) Ein ähnlicher Beweis war, ungeachtet der widrigen Ver: 
muthung ($. 155), auch jenem Kinde vorzubehalten, deffen Geburt 
fi) über den gefeglichen Zeitraum nach Auflöfung der Ehe ver: 
zögert hat. — Es ift indeffen auffallend, daß das Gefeß hier 
gleichfall3 von einer widerfprochenen Rechtmäßigkeit einer 
fpäteren Geburt redet, da doch, wie bereit5 im vorigen \. er: 
wähnt worden ift, bey einer folchen die Vermuthung der unehe— 
lichen Geburt ipso jure, und nicht erft durch den Widerfpruc) 
des Gatten entfteht. Allein, wenn die Rechtmäßigkeit einer ſpä— 
teren Geburt behauptet wird, fo muß dad fpäter geborne Kind, 
oder deffen Vertreter, die ihm vermeintlich zuftehenden Rechte 
der ehelichen Geburt im ordentlichen Rechtswege gegen den Ehe: 
gatten, oder diejenigen, die dadurch an ihren Rechten gekränkt 
wurden, zu tealifiren trachten. Erkennt nun derjenige, gegen 
. welchen dad Kind, oder deffen Vertreter, die Rechtmäßigkeit feiner 
fpätern Geburt zu behaupten unternimmt, felbe freymwilfig an, 
fo fällt die Nothwendigkeit einer Beweisführung weg, und fie 
tritt daher nur in dem Falle ein, wenn diefe Rechtmäßigkeit 
widerfprochen wird. 
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Wenn ein Mann behauptet, daß ein von feiner 
Gattinn innerhalb des gefeßlichen Zeitraumes 
gebornes Kind nicht das feinige fey, fo muß er 
die eheliche Geburt des Kindes längftens binnen 
drey Monathen nach erhaltener Nachricht beftrei- 
ten, und gegen den zur Vertheidigung der ehe- 
lichen Geburt aufzuftellenden. Curator die Un- 
möglichkeit der von ihm erfolgten Zeugung be— 
weifen, Weder ein von der Mutter begangener 
Ehebruch, noch ihre Behauptung, daß das Kind 
unehelich fey, können für fich allein demfelben 
die Rechte der ehelichen Geburt entziehen, 

4) Wie das von einer wirklichen oder vormahligen Oattinn - 
außer dem gefeglichen Zeitraume geborne Kind die ihm un— 
günftige Vermuthung einer unehelichen Abftammung durch 
Beweis entfräften Fann, fo wird auch dem Ehemanne geftat- 
tet, die rechtlich vermuthete eheliche Abftammung eines innerhalb 
des gefeglichen Zeitraumes zur Welt gefommenen Kindes zu be: 
freiten; jedoch unter folgenden Bedingungen : 

2) Die Beftreitung der ehelichen Geburt muß gleichfalls 
binnen drey Monathen nach erhaltener Nachricht von der Geburt 
ded Kindes gefchehen. Da die Beftreitung nur im ordentlichen 
Nechtöwege vor fich gehen kann, — was fich theild fchon aus der 
Natur der Sache, theild aus dem Inhalte diefes $. ſelbſt ergibt, 
in welchem der Gegner nahmhaft gemacht ift, gegen welchen der 
Beweis herzuftellen ift, welche immer die Führung eines Pro— 
zeſſes vorausſetzt, — fo fiheint es, daß hier die Ueberreichung 
einer ordentlichen Klage vorausgefegt werde, — Hier würde alfo 
nicht fo, wie in dem Falle des $. 156, eine bloße Erklärung des 
Mannes, daß er dad geborne Kind nicht“ ald fein eigenes aner— 
Fenne, hinreichend feyn, — auch würde eine folche Erklärung 
die Verjährung nicht unterbrechen, — fondern, wenn binnen 
diefen drey Monathen Feine Klage im ordentlichen Nechtöwege 
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überreicht iſt, iſt dieſes Recht des Vaters erloſchen. Nur glau— 
be ich, daß in dem Falle, wenn die überreichte Klage, wegen 
Außerachtlaſſung einiger Förmlichkeiten, zurückgewieſen wird, der 
Richter auch hier — wenn der Termin ſchon zu Ende geht — 
eine Zeitfriſt feſtſetzen köͤnne und müſſe, binnen welcher dieſe 
Gebrechen gehoben werden müſſen, und daß, wenn der Vater 
binnen felber die verbefferte Klage überreiht, er dadurch Die 
Berjährung unterbreche, 

3) Die Klage wird gegen den zur Vertheidigung der ches 
lichen Geburt aufzuftellenden Curator überreicht. Das Gericht 
hat daher über eine folche Klage jederzeit einen Curator, und 
zwar in der Perſon eines Advocaten, aufzuftellen, deſſen Sache 
es auch feyn wird, die etwaige Verſäumung des Termins, 
binnen welcher diefe Klage hätte überreicht werden follen, zu 
rügen. Amteswegen Eönnte der Richter eine folche Klage, wegen 
verfaumtem Termin, Eeinedwegs verwerfen ($. 1501). 

4) Der Ehegatte muß die Unmöglichkeit der von ihm er— 
folgten Zeugung beweifen. Nach der gewöhnlichen Anjicht wird 
diefe Vorfchrift des Geſetzes fo firenge genommen, daß man 
behauptet, der Mann müffe beweifen, daß er feiner Gattinn 
während dem gefeglichen Zeitraume nicht habe beywohnen kön— 
nen, entweder wegen feines durch diefe ganze Zeit angehaltenen 
Unvermögend, oder wegen feiner ununterbrochenen Abweſenheit. 
Allein dad Gefeß redet hier nur von der Unmöglichkeit der Zeu: 
gung. Der Beweis diefer Unmöglichkeit ift dadurch hergeftellt, 
daß im ordentlichen Wege erwiefen wird, der Mann habe feiner 
Öattinn nicht beygewohnt ; denn ohne Beywohnung ift die Zeus 
gung unmöglich. — Richtig ift ed zwar, daß wenn der Mann 
die Unmöglichkeit der Beywohnung darthut, er zugleich die Uns 
möglichfeit der Zeugung ermweife, — aber unrichtig iſt es, daß 
die legtere Unmöglichkeit die erftere vorausfege. Wenn der Ehe: 
gatte fih vom Haufe nie entfernte, aber deffen ungeachtet feiner 
Sattinn nie beywohnte, fo ift es ja gleichfall3 unmöglich, daß 
die von ihe gebornen Kinder von ihm erzeugt wurden. — Nir— 
gends bürdet das Gefes dem Chemanne den Beweis zweyer 
Unmöglichkeiten auf. 
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5) Dagegen genügt es nicht, wenn der Mann erweifet, 
daß fein Weib ſich eines Chebruches fehuldig gemacht habe. 
Denn hat gleich ein Fremder, nebft dem Gatten, dem Weibe 
beygewohnt, fo bleibt es doch immer möglich, daß das Kind 
vom Lesteren erzeugt worden ſey, — und diefe Möglichkeit wird 
zu Öunften der in einer Ehe erzeugten Kinder als juriftifche Ge: 
wwißheit angenommen. Chen fo wenig genügt die bloße Behaup: 
tung der Öattinn, daß ihr Kind unehelich fey, um felbem die 
. Rechte der ehelichen Geburt zu entziehen, theils, weil, wenn fie 
fi) auch überzeugt halten mag, daß dad von ihr geborne Kind 
die Srucht einer außerehelichen Umarmung fey, dieſes doc) nie 
gewiß iſt, wenn ihr, nebft einem Andern, auch ihr Gatte bey: 
gewohnet hat, — theil5 weil der Beweis der Unmöglichkeit der 
zeugung gegen einen aufzuftellenden Curator hergeftellt werden 
muß, und gegen ihn eine fimple Behauptung der Gattinn ald 
Fein hinreichende Beweismittel gebraucht werden Fann. 

6) Diefe Bemerkungen führen ganz natürlich zur Stage: 
wie, auf was Weife der Gatte den Beweis herftellen koönne, daß 
er feiner Öattinn während des -gefeglichen Zeitraumes nie bey: 
gewohnt habe? — Ich glaube, daß er den Beweis dadurch her= 
ftellen fonne, wenn er feine Sattinn als Zeuginn diefes Umftandes 
aufrufet, und fi) zum Grfüullungseide erbiethet. — Denn ohne 
Zweifel ift, außer dem Manne, nur fie in der Lage, dad wahre 
Sachenverhältniß angeben zu können; andererfeit3 ift hier nicht 
zu erwarten, daß fie zu Gunften ihres Mannes eine Unwahrheit 
audfagen werde. Zwar benennet die Gerichtöordnung ($. 141, 
lit. b) Mann und Sau ald verwerfliche Zeugen, weil fie be— 
fürchtet, daß die gegenfeitige Liebe, Anhänglichfeit, oder das 
gegenfeitige Intereffe den zeugenden Ehegatten verleiten könnte, 
von der Wahrheit abzumweichen und nur zu Gunften des Zeugen- 
führers auszufagen ; allein gleiche Vermuthung hegt e5 aber auch 
in Anfehung der Blutsverwandten in aufs und abjteigender Linie. 
Da nun hier dad Intereffe des Mannes mit dem Intereſſe 
der leiblichen Kinder der Öattinn in Conflict gerath, und das 
Geſetz eben fo fehr befürchtet, dag die Mutter eher zu Gunften 
ihrer Kinder, al zu Ounften ihres Mannes ausfagen werde, 
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daher die eine Vermuthung durch die entgegengefegte Vermuthung 
ganz aufgewogen wird, und fohin hier Fein gefeglicher Grund 
vorhanden ift, anzunehmen, daß die Gattinn, mit Hintanfegung 
des Intereſſes ihrer Kinder, zu Öunften des Mannes fprechen 
werde: fo hört, nach meiner Ueberzeugung, im vorliegenden Falle 
- die Öattinn auf, eine verwerfliche Zeuginn zu feyn'). 

7) Sind beyde Ehegatten gerichtlich gefchieden, fo bedarf 
der Gatte zum Beweife, daß er feiner Öattinn nicht ehelich bey: 
gewohnet habe, lediglich der Produzirung des gerichtlichen Schei— 
dungsactes. Denn ed ift unmöglich, daß, fo lange die Chegatten 
vom Bette gefchieden leben, eine Zeugung vor fich gehen Fünne, 
‚denn diefe ift ohne eheliche Beywohnung nicht möglich; in dem 
Momente der ehelichen Beywohnung haben aber die Chegatten 
die Scheidung vom Bette wenigjtend factifch, und fey es auch 
momentan, aufgehoben. Diefe factifche Aufhebung muß aber von 
demjenigen, der fie behauptet, erwiefen werden, und keineswegs 
kann e5 den von Tiſch und Bett gefchiedenen Cheleuten aufge— 
burdet werden, die Negative zu beweifen, daß fie diefe Scheidung 
nicht durch eine momentane Wiedervereinigung unterbrochen haben. 
Wird aber der Beweis hergeftellt, daß der gefchiedene Gatte 
feiner Sattinn während des gefeglichen Zeitraumes auch nur ein 
Diahl beygewohnt habe, fo ift fchon die Möglichkeit der Zeugung 
dargethan und das geborne Kind ald ein eheliched anzufehen. 

8) Die Wirfung des gegen die Rechtmäßigkeit der Geburt 
gefällten Urtheiles ift, wie bereit in dem Gommentare de3 ver: 
ewigten Heren Hofrathes v. Zeiller bemerft wird, daß der Ehe— 
mann die auf dad Kind verwendeten Koften, gleich einem Ge— 
ſchäftsführer, von dem unehelichen Water oder der Mutter des 
Kindes fordern Fann, und daß dem unehelichen Kinde ein ordent— 
licher Bormund, zur Verfretung der. Nechte deöfelben, vom Ge— 
richte ernannt wird, 

1)’ Diefe drkanrnenben Zeiten fianden bereit3 unverändert im Manuferipte, als die 

Abhandlung des Heren R. R. Dolliner, über den Einfluß der Scheidung von 

Tiſch und Bett auf die EhelichFeit oder UnehelichFeit der von der geſchiedenen 

Frau gebvrnen Kinder, in der Wagner'fchen Zeitfehrift Jahrg. 1329, EV. Heit, 

©. 220 — 213, erfchien. — Dabey muß ich noch beimerfen, daß Herr Profeffor 


Zifcher die letztere Anſicht mit mir zu £heilen fcheinet. Man fehe fein Werk: 
die Lehre von der Nichtigkeit der Civilurtheile, $. 22. 
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0, 159, 

Stirbt der Mann vor dem ihm zur Beftreitung 
der ehelichen Geburt verwilligten Zeitraume, fo 
fönnen auch die Erben, denen ein Abbruch an 
ihren Rechten gefchähe, innerhalb drey Monathen 
nach) dem Tode des Mannes, aus dem angeführ- 
ten Grunde, die eheliche Geburt eines a 
Kindes beftreiten, 


4) Diefes Necht des Mannes, die Rechtmäßigfeit der 
lichen Geburt des von feiner Gattinn gebornen Kindes zu beftrei- 
ten, gehet unter gewiſſen Modificationen auch auf die Erben de3- 
felben, d. i. an jene Perfonen über, welche für den Fall, als das 
von der Ehegattinn geborne Kind als Fein Abftammling des Va— 
terd angefehen würde, ald Erben eintreten würden. — Hat der 
vermeinte Vater dad Kind ausdrücklich, oder durch Verlauf der 
zum Widerfpruche oder Beftreitung beftimmten Frift von drey 
Monathen ($$. 156 — 198), jtillfehweigend als das feinige an— 
erfannt, fo können die Erben (3. DB. die vermeintlichen Geſchwi— 
fter de5 Kindes) die Rechtmäßigkeit der Geburt nicht mehr be: 
ftreiten. 

2) Nach ftrenger juridifcher Confequenz würde den zur Bes 
ftreitung der ehelichen Geburt des Kindes berechtigten Erben nur 
noch jener Zermin zu Guten kommen, welcher dem Erblaffer 
felbft, wenn er noch am Leben wäre, zu feiner eigenen DBeftrei= 
tung erübriget hätte. Allein war zur Zeit des Todes deöfelben 
fein Beftreitungsrecht noch nicht erlofchen, fo lauft den Erben 
ein neuer Termin von drey Monathen vom Tage feines erfolg- 
ten Todes. 

3) Nach den vor Grfcheinung dei gegenwärtigen Geſetzbu— 
ches in Wirkfamkeit befindlich gewelenen Gefegen ') war Niemand, 
ald der Dann, obichen Rechte eines Dritten unterwalteten, be= 
rechtiget, gegen die eheliche Geburt eines von feinem Weibe ge— 
bornen Kindes Zweifel zu erregen. Das gegenwärtige Gefeß hat 


1) Hofdecret vom 7. Mär; 1237: 


[$. 460.] | 221 


darin eine Aenderung getroffen, und das Beftreitungsrecht unter 
beftimmten Bedingungen auch auf die Erben auögedehnt. Diefer 
von den früheren Gefegen feftgefegten Abweichung Fann aber, nad) 
der Natur der Sache, Feine größere Ausdehnung gegeben werden, 
ald der wöortliche Inhalt derfelben zuläßt. Aus diefem Grunde 
Fann ich auch der Behauptung de fel. Herrn Hofrathes von Zeil: 
ler, daß diefe Srift den Erben, in fo lange fie von dem Anſpru— 
che ded Kindes oder von deffen unehelicher Geburt Feine Willen: 
fchaft haben Fonnten, nicht laufe, um fo weniger beyftimmen, 
als ic) bey der Lehre von der Verjährung darzuthun mich bemü— 
hen werde, daß die allgemeinen Lehren derfelben auf die im 
Gefegbuche zerftreut anzutreffenden Verjährungsfriſten Feine An— 
wendung finden. 


d. 160, 

Legitimation der unehelihen Kinder. a) Durch Hebung des Ehehinder- 
niffes oder fchuldlofe Unwiffenheit der Ehegatten. 
Kinder, die zwar aus einer ungültigen, aber aus 
feiner ſolchen Ehe erzeugt worden find, der die 
in den db. 62 — 64 angeführten Sinderniffe im 
Wege ftehen, find als eheliche anzufehen, wenn 
das Ehehinderniß in der Folge gehoben worden 
it, oder, wenn wenigftens Einem ihrer Aeltern 
die ſchuldloſe Unwiſſenheit des Ehehinderniffes 
zu Statten kömmt; doch bleiben in dem le&teren 
Valle folche Kinder von Erlangung desjenigen 
Vermögens ausgefchloffen, welches durch Fami- 
lien» Anordnungen der ehelichen Abftammung be- 

fonders vorbehalten ift. 


4) Im $. 155 ift die Regel aufgeftellt worden, daß unehe: 
liche Kinder die Rechte der ehelichen nicht genießen; auch wurde 
dafelbft bemerkt, welche Kinder unter die unehelichen zu rechnen 
feyen. Bey dem Eintreffen beftimmter Fälle läßt jedoch der Ge. 
feggeber auch) unehelichen Kindern die Rechte der ehelichen (jedoch 
immer mit einer gewiſſen Beſchränkung) zu Statten Eommen. 
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Diefe Kinder heißen dann, zum Unterfcjiede von den wirklich ehe: 
lichen (legitimen) Kindern, Tegitimirte, und jenes factifche 
Verhältniß, oder jener Act, wodurch) fie die Rechte befommen, 
Legitimation. 

2) Dad öfterreichifche Geſetzbuch kennet dreyerley Arten der 
Legitimation, "welche in diefem und in den nachfolgenden beyden 
Paragraphen abgehandelt werden. Es wurde bereits $. 155 bes 
merkt, daß Kinder, die aud einer ungultigen Che hervorgehen, 
als uneheliche anzufehen find. Der gegenwärtige Paragraph führt 
nun jene factifchen Verhältniffe auf, bey deren Vorhandenfenn 
folche Kinder die Rechte der ehelichen genießen, und fohin als 
fegitimirt angefehen werden mufjen. 

3) Vorerft ift hier zu bemerken, dag Kinder, die in einer 
Scheinehe geboren worden find, welcher dad Chehinderniß de 
beftehenden Chebandes ($. 62), oder der Weihe, oder des feyerli— 
chen Gelübdes der Ehelofigfeit ($. 63), oder endlich der Religions— 
verfchiedenheit ($. 64) entgegen ftand, für jeden Fall als unehes 
liche anzufehen feyen, und daher die Rechte der ehelichen Kinder 
für Eeinen Fall anfprechen können. Hier ſchien es dem Geſetzge— 
ber, des öffentlichen Aergerniffes wegen, befonders bedenklich, die 
Kinder an dem Nahmen des Vater und den Zamilienrechten 
Theil nehmen zır laffen. 

4) Dagegen genießen Kinder, welche in einer Scheinehe ge— 
boren find, die aus einem andern gefeglichen Hinderniffe un— 
gültig ift (unter der weitern, unter Nr. 7 vorkommenden Bes 
ſchränkung), in zweyen Fällen die Rechte der ehelichen Geburt, 
nähmlich a) wenn das Ehehinderniß in der Folge gehoben wor— 
den ift, und b) wenn wenigftens Einem ihrer Xeltern die ſchuld— 
loſe Unwiffenheit des Hinderniffes zu Statten kommt. 

5) Das Chehinderniß erlifcht oft von felbft, indem 3. DB. 
der Minderjährige, welcher ohne Cinwilligung des Vaters oder 
des Gerichtes eine Ehe fihloß, während derfelben die Großjährigkeit 
erlangt, oder nachträglich die väterliche Einwilligung einhohlt, 
oder 25 wird durch Nachficht gehoben. Der erftere Fall kann nach 
meiner Weberzeugung hierunter nicht begriffen werden, fondern 
ſolche Kinder find als wirklich ehelich geborne, und nicht als bloß 
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legitimirte Kinder anzufehen, Setze man: Jemand ernenne feine 
fegitimen, mit Ausſchluß der bloß legitimirten Kinder, zu Univer— 
falerben, und befchränfe Teßtere auf den Prlichttheil. In diefem 
alle würde num die eine Claſſe der Kinder gegen diefe auftre: 
ten, und behaupten, daß fie in einer ungültigen Ehe erzeugt wur— 
den, und daher, ald bloß legitimirte, nur den Prlichttheil zu for— 
dern haben. Dad Gericht, das hierüber die Entfcheiduug zu fäl— 
len hätte, müßte daher auch nothwendig in die Beurtheilung dies 
ſes factifchen Verhältniffes eingehen und über die fireitige Frage 
erkennen, ob diefe Ehe wirklich ungültig eingegangen worden fey 
oder nicht. Diefes würde aber gerade der Anordnung des Geſe— 
tzes widerftreben, daß die Güftigkeit einer Che nur von denjenis 
gen angefochten werden kann, welche durch die mit einem Hin— 
derniffe gefchloffene Che in ihrem Nechte gekränft worden find. 
Nun kann wohl diefer erft in der Folge geborne Cohn unmöglic) 
durch die von feinen Xeltern gefchloffene Ehe, bey welchem Zeitz 
puncte er noch gar nicht eriftirte, und ohne welchen er ſelbſt gar 
nie das Licht des Lebens erblict hätte, in feinen Rechten gekränkt 
worden feyn; es kann ihm daher auch nicht zuftehen, die Gül— 
tigkeit einer folchen Ehe zu befämpfen. 

6) Die fchuldlofe Unwiffenheit des Ehehinderniffes muß Ei: 
nem der. Xelterm ohne Zweifel zur Zeit der Zeugung zu Statten 
Eommen. Diefes leuchtet aus der Elaren Abficht des Gefeßgebers 
hervor: denn war einem Theile zur Zeit der Zeugung dad Ehe— 
hinderniß unbekannt, fo ift derfelbe an der Erzeugung diefes un= 
ehelichen Kindes fchuldlos, indem aus der Vermuthung auf guten 
Nahmen zu entnehmen ift, daß er diefen Zeugungsact nicht unter: 
nommen hätte, wenn er von dem Chehinderniffe eine Wifjenfchaft 
gehabt hätte. — Da aber der eigentliche Act der Zeugung immer 
ungewiß ift, und daher, nach der Analogie des $. 138, ange: 
nommen werden muß, daß ein Kind zwifchen dem eilften und ſechs— 
ten Monathe vor feiner Geburt erzeugt worden fey, fo fcheint 
ed, um die Rechte der Legitimation für ein folches Kind in Anz 
fpruch nehmen zu können, genügend zu feyn, wenn gezeigt wer: 
den Fann, daß fich ein Theil aus den Chegatten am erften Tage 
des zehnten Mionathes vor der Geburt des Kindes in einer ſchuld— 
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lofen Unvoiffenheit befunden habe. — Eine weitere Frage aber 
Eann hier aufgeworfen werden: ob nähmlich hier lediglich die Un: 
wiffenheit ded_factifchen Verhältniffes, dad dad Chehinderniß be: 
‚gründet, den Kindern zu Statten fomme, — oder ob aud) eine 
Unwiffenheit des Geſetzes von Seite der Xeltern folchen Rindern 
zu Guten komme? — ft dad Geſetz nicht gehörig Fund gemacht 
worden, fo verfteht fich die bejahende Beantwortung obiger Frage 
von felbft; aber auch bey einem gehörig Fundgemachten Ge: 
fege ift der Fall der fihuldlofen Unwiſſenheit zwar im Allgemei- 
nen nicht anzunehmen, aber in einzelnen Zalen immer möglich, 
— und muß daher auch in den Letztern den Kindern zu Guten 
fommen. Zwar heißt ed im $. 2: daß fich bey einem gehörig 
fundgemachten Gefege Niemand mit. der Unmiffenheit deöfelben 
entſchuldigen könne; allein aus diefem Ausdrude folgt nur, 
daß die Ehegatten felbft ihre Unwiſſenheit nicht dazu benützen 
koönnen, um für ſich jene Rechte in Anſpruch zu nehmen, die 
ihnen außer dem zugeftanden wären; bey ihren Kindern kann aber 
von Feiner Entfchuldigung die Nede feyn. 

7) Das Geſetz Eann in beftimmten Fallen den unehelichen 
Kindern wohl jene Nechte einräumen, welche ed felbft mit der 
ehelichen Geburt in Verbindung gefeßt hat; — ed würde aber 
zu weit gehen, wenn ed denfelben auch jene echte zugeftehen 
wollte, welche nach dem Privat:-Willen Einzelner nur den wirk— 
Lich ehelich Gebornen zufommen follen. Daher die Anordnung de 
Geſetzes, daß die hier den aus einer ungültigen Ehe erzeugten 
Kindern zugejtandene Begünftigung (Nr. 6) auf Rechte, die 
aus Familien Anordnungen (in Familien-Fideicommiſſen) nur der 
wirklichen ehelichen Abſtammung vorbehalten werden, gegen die 
Abſicht der Stifter nicht ausgedehnt werden könne. Dieſe An— 
ordnung erſtreckt fi nach der Natur der Sache audy auf alle 
fegtwillige Verfügungen, worin der ehelichen Nachkommenſchaft 
ausſchließend Rechte eingeräumt werden. 
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J. 161. 
b) Durch die nachfolgende Ehe. 

Kinder, welche außer der Ehe geboren, und durch 
die nachher erfolgte Berehelihung ihrer Aeltern 
in die Familie eingetreten find, werden fo wie 
ihre Nachkommenſchaft unter die ehelich erzeug— 
ten gerechnet; nur Eönnen fie den in einer inzwi— 
fchen bejtandenen Ehe erzeugten ehelichen Kin— 
dern die Eigenfchaft der Erjigeburt und andere 
bereit3 erworbene Rechte nicht ſtreitig machen, 

1) Die zweyte Art der Legitimation gefchieht dadurch, daß 
der Vater eine3 unehelichen Kindes die nähmliche Perfon eheli— 
chet, mit welcher er das Kind erzeugt hat. — Dieſes wird im 
gegenwärtigen $. durch die Worte angedeutet: „Rinder, die durch 
die nachher erfolgte Verchelichung ihrer Weltern im die 
Familie eingetreten find.” Die Legitimation fest alfo voraus, daß 
der Dann felbjt der außereheliche Water diefer Kinder ſey. — 
Wie der Beweid der Vaterfchaft zu einem unehelichen Kinde herz 
geftellt werde, wird im $. 165 und 164 vorfommen. 

2) Nach dem Artikel 331 und 334 des franzöfifchen Civil: 
geſetzbuches geſchieht die Legitimation durch die nachfolgende Ehe, 
nicht durch die Abfchliegung der Ehe-an und für fich, fondern 
es muß noch eine fürmliche Anerkennung ded Kindes hinzufoms 
men, und fie muß entweder vor Abfchliegung der Che durch einen 
förmlichen , darüber errichteten Act, oder in dem Heirathsacte 
felbft gefihehen. — Die Frage: ob diefe Anerkennung nicht auch 
nach abgefihloffener Ehe gefihehen könne? — wurde bey Abfal- 
fung des Gefegbuches Tebhaft debattirtz es behielt aber die vers 
neinende Meinung die Oberhand, weil Benfpiele vorhanden we— 
ven, dag mitteljt Anerfennungen, die nach dem Abfchluß der Ehe 
gefchehen find, fremde Kinder eines der Ehegatten, welcher durch 
Drohungen und Heberredungen die Einwilligung de3 anderen zu eis - 
halten wußte, zuweilen den Samilien aufgedrungen worden find '). 

41) Siehe den Sommentar des Dr. Ehrift. Ehriftian Dabelow. Leipz. 1310, 1. Th., 


©: 255. Maleville ad Art. 331. Locre Esprit du Code Napoleon. Tom. 1V. p. ibb · 
Nippel's Sominenenr IL, Th. 15 
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Das dfterreichifche Geſetzbuch macht Feine ausdrüdliche Meldung 
davon, ob diefe Anerkennung auch nach bereits gefchloffener Che 
erfolgen Eönne oder nicht, und daher fpricht fi auch der Com: 
mentar des Heren Hofrath3 von Zeiller nicht darüber aus, ob 
eine folche nachträglich erfolgte Anerkennung zur Legitimation des 
Kindes hinreiche oder nicht. Indeffen fcheint mir aus den Worten 
diefes $.: „Rinder, die ducch die nachher erfolgte Verehe— 
lihung ihrer Aeltern in die Familie eingetreten fi find,” 
zu folgen, daß diefe Anerfennung, oder vielmehr der Bemeis 
der Vaterſchaft, ſchon vor gefchloffener Ehe, oder wenigftend bey 
Schliegung der Che felbft vorhanden feyn müffe. Denn von Kine 
dern, bey denen diefed der Fall nicht ift, und die erjt im der 
Folge von dem Vater ald die feinigen anerfannt worden, Fann 
man nicht fagen, daß fie durch die erfolgte Verehelis 
hung ihrer Xeltern in die Familie eingetreten find, indem fie 
erft durch die fpätere Anerkennung in die Familie eimastänht wer: 
den follten. = 
3) Da5 Patent vom 22. Februar 4794 Schloß die unehe- 
lichen Kinder von der Wohlthat der Legitimation aus, wenn den 
eltern de3 Kindes zur Zeit der Zeugung ein Chehinderniß ent— 
gegenftand, fo, daß um diefe Zeit zwiſchen ihnen Feine Che ge- 
fhfoffen werden Fonnte. Schon dad Geſetzbuch für Weſtgallizien 
hat $. 135 davon Feine Erwähnung mehr gemacht, und nad) 
der allgemeinen Ausfage diefes $., die auch im $. 752 wieder— 
hohlt wird, fcheint ed nicht zweifelhaft, daß alle unehelichen Kin: 
der, ohne irgend einen Unterfchied, der Begünftigung der Legiti- 
mation durch die nachfolgende Ehe ihrer Erzeuger fich zu erfreuen 
haben, und daß in diefer Hinficht felbft die liberi adulterini da— 
von nicht ausgefchloffen feyen. Denn der Lehre von der Legitimas 
tion, nach dem gegenwärfigen Geſetzbuche, Tiegt keineswegs die 
Rechtsfiction zum Grunde, daß die Aeltern zur Zeit des Beyſchla— 
fe3 und der Zeugung bereitd in rechtmaßiger Che gelebt hatten, 
fondern die Legitimation folgt als unmittelbare Wirkugg der nach— 
ber gefchloffenen gültigen Che, was fich aus der Betrachtung er= 
gibt, daß nach der Rr.5 vorfommenden Bemerfung diefe Wirkung 
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auf den Zeitpunct der Zeugung zurück nicht ausgedehnt wird "). 
Ungeachtet deffen wird e3 doch felten dahin kommen, daß proles 
ineestuosae auf diefe Art und Weife legitimirt werden. Denn nad) 
der oben Nr. 2 angeführten Behauptung muß der Beweis der 
Vaterſchaft zu dem unehelichen Kinde bereitö vor oder bey Schlie- 
fung der Ehe geliefert feyn. Der Beweid der Baterfchaft fchließt 
aber in einem folchen Falle auch zugleich den Beweis des Che: 
bruches in ſich; nun iſt aber eine Che zwifchen zwey Perfonen, 
die mit einander einen Ehebruch begangen haben, in fo fern der: 
felbe vor gefchloffener Ehe erwiefen ift, ungültig. 

4) Die Legitimation erftredt fih auch auf die Nachko m— 
menfchaft, jedoch nur in fo fern, als die unmittelbaren Ascen= 
denten derfelben als durch die nachfolgende Ehe Tegitimirt erfchei= 
nen. Herr Hofrath von Zeiller behauptet zwar bey Erklärung 
diefes F., Nr. 2, daß fich die Legitimation auf die Nachfommen: 
fchaft dergeftalt erftrede, daß, wenn auch ein folches unehelich 
gebornes, und unehelicy gebliebenes Kind felbft wieder ein Kind 
erzeugt hätte, und vor der Legitimation verftorben wäre, der 
uneheliche Vater deöfelben aber in der Folge die Mutter ehelichte, 
der Enfel dadurch legitimirt wurde, und ed wurde diefe Meinung 
gegen Heren Neg. Rath 9. Scheidlein, und Herrn Profeffor v. 
Hüttner, die fich für dad Gegentheil erklärten »), mit folgenden 
Gründen unterftüßet ?): a) Der Ausdrud‘, „fo wie ihre Nach: 
Eommenfchaft”.gebe diefem Satze folgenden Sinn: fo wie 
die unehelichen Kinder dadurch in die Familie eintreten, daß ſich 
ihre Mutter mit ihrem Erzeuger ehelich verbindet, fo treten auch 
die Enkel, d. i. die ehelichen Kinder der erfteren, eben durch die— 
fen Act in die Familie en ohne Unterfchied, ob ihre Aeltern noch 

15* 
1) Man ſehe hierüber: Ueber die Ausdehnung der Legitimation durch nachfolgende 

Ehe auf alle Gattungen unehelicher Kinder. Bom Hrn. Bicepräfidenten Dr. 

Carl Joſeph (Ritter von) Pratobevera, in dem 6. Bande feiner Materialien 

©. 347 — 352. 

3) Erfterer in feinen Miscellen, 2. Heft, $. 125 Lekterer in der Lehre von der ge- 

feßlichen Erbfolge, $- 87. 

3) Siehe des Hrn. Vicepräfidenten Ritter 9. Pratobevera Materialien, 6. B., 8. 

300 — 301, und meine Erliauierung der gefeglichen Beſtimmungen über den 

Pflichttheil, 9. 11. 
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am Leben find oder nicht; denn fie feyen wahre Abkommlinge 

- der Großmutter und werden folglich durch die Verehelichung der - 

letzteren auch mit ihrem Großvater verfnüpft. Der Auddrud: „fo 

wie ihre Nachkommenſchaft,“ wolle nichts anderes anzei— 
gen, ald daß dergleichen Nachkommen eben jene Rechte, wie ihre 

Nachkommen genießen follen, und zwar um fo mehr, ald die 

ehelichen Kinder verftorbener Aeltern, in Hinficht auf die Erbfolge, 

die. leßtern repräfentiren. b) Bey der enfgegengefesten Meinung 
wäre die Grwähnung der Nachkommenſchaft überflüſſig; denn es 
würde ſich von feldft verftchen, daß fie auch legitim werde, fo- 
bald der noch lebende uneheliche Vater e3 geworden iſt. c) Dad 

Patent vom 22. Februar 1794, $. 4. hit. 4., habe eine entgegene 

gefeßte Anordnung ausdrücklich getroffen, die aber im $. 161 des 

fpäteren allg. bürgerlichen Geſetzbuches, wie es fiheint, vorbedächt— 
lich übergangen worden ift. — Allein Herr Reg. R. Dolliner bes 
kämpfte diefe Gründe mit folgenden Bemerfungen '): 

a. Bey dem erften Grunde werde zu viel Gewicht auf den Aus— 
druck: „fo wie ihre Nachkommenfchaft” gelegt, wenn man 
unter felbem etwa3 anderes verftchen will, ald was die Worte: 
„ſammt ihrer Nachfommenfchaft” ausdrücken. Der Ausdruck: 
„fo wie” werde fehr oft ftatt dem Verbindungsartifel „und’ 
genommen, welches felbft in den SS. 59, 80, 106, 202, 229, 
246, 296, 344, 405, 683, 1131, 1282, 1292, 1426, 1439, 
4442 und 4472 des Gefegbuches gefchehe. Biöweilen, nahm: 
lich in den SS. 63, 65, 338, 865, 925 und 1004, werde zur 

Abwechslung, flatt: „fo wie,” der eben fo viel ald „und” be 
deutende Ausdrud „wie auch” gefegt, und es fey Fein Zwei: 
fel, daß noch an mehreren Orten, 3. B. in dem letzten Gate 
de3 $. 1104, dad „fo wie” oder „wie auch” ohne alle Ver: 
änderung des Sinnes die Stelle des „und” vertreten könnte. 
Nur in den $$. 395, 410 und 979 wurde dad „fo wie” . 
offenbar als eine Vergleichungspartikel gebraucht. Hieraus fey 
erfichtlih, daß der Ausdruck „fo wie” in dem bürgerlichen - 
Gefeßbuche weit gewöhnlicher in der Gigenfchaft eines Binde 


1) Siehe Wagner’fhe Zeitichrift, Jahrg. 1326, III. Heft, ©. 126 — 144, 
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wortes ald einer Vergleichungspartifel gebraucht werde, und 
es fey daher wahrfcheinlicher,. daß ed mit dem erwähnten Aus: 
drude auch in dem $. 1641 die nähmliche Bewandtnig habe, 
und zwar um fo mehr, als e5 natürlich fcheine, daß, wenn 
durch den gedachten Ausdrud eine Vergleichung der Nachkom— 
menfchaft mit den Kindern bezweckt worden wäre, die Verglei— 
chungspartikel erft bey den fpäter folgenden Nahfommen, 
und nichtsvielmehr fchon bey den vorausgehenden Kindern 
angebracht worden feyn follte, ungefähr auf diefe Art: „So 
wie Kinder :c, eben fo werden auch ihre Nachkom— 
men ꝛc. Wenn aber auch durch den Ausdruf „fo wie” eine 
wahre Comparation angezeigt würde, fo fcheine doc) dadurch 
für die Meinung, die damit vertheidigt werden will, nichts 
gewonnen zu feyn. Man fonne und müffe dann fo argumens 
tiren: Gleichwie Kinder, welche außer der Ehe geboren find, 
durch die nachher erfolgte Verehelihung ihrer Aeltern nicht 
immer, fondern nur dann, wenn fie dadurch zugleich in die 
Familie eingetreten find, legitimirt werden; eben fo werden 
auch ihre Nachkommen, durch die nachherige Verehelichung ihrer 
Grogältern, nicht immer, fondern nur dann, wenn fie durch 
diefelbe zugleich in die Familie eingetreten find, in die Zahl 
der ehelich erzeugten verfegt. Gfeichwie aber unehelicy geborne 
Kinder, welche früher geftorben find, als ihre Aeltern ſich ver: 
ehelichet haben, nie in die Familie eingetreten, folglich durdy 
die fpater erfolgte Verehelihung ihrer Aeltern nicht Tegitimirt 
worden find; eben fo treten auch die Nachkommen außer der 
Ehe geborner und vor der Verehelichung geftorbener Kinder in 
die Samilie der Sroßältern nicht ein, und erlangen daher durch 
die Verehelichung der Legteren Feine Legitimität. Ganz ohne 
Grund werde vorausgefeßt, daß die unehelihen Kinder durch 
die eheliche Verbindung ihrer Mutter mit ihrem Erzeuger jeder: 
zeit in die Familie eintreten, und daher eben durch diefen Act 
auch der Eintritt der Enkel in die Familie, ohne Unterſchied, 
ob ihre Acktern noch leben oder nicht, bewirkt werde. Wäte 
diefe Vorausfegung wahr, fo ware der Zufaß, welcher zur Les 
gitimation durch nachfolgende Che den erfolgten Eintritt der 
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unehelichen Kinder in die Familie ihrer eltern fordert, ganz 
unnüß, welches bey der gewöhnlichen Sparfamkeit an Worten, 
die in unferem Gefegbuche herrfchet, nicht anzunehmen fen. — 
Auf die letzten Worte ded sub a. angeführten Grunded wird 
bemerkt, daß eheliche Kinder eines unehelichen Sohnes wahre 
Abftämmlinge auch ihres Großvaterd, fo wie ihrer Großmutter 
feyen. Sie feyen mit beyden ſchon vor deren Berehelichung 
verfnüpft, diefe Verfnüpfung fey aber noch Feine Legitimation, 
und ob fie durch die Vermählung der Großmutter mit dem 
Großvater Legitimation werde, fey eben in der Frage. Sol 
aber durch die gedachten Worte gefagt werden wollen: Unehe: 
liche Kinder und deren Nachkommen gehören fihon vor der 
Derehelichung mit dem Vater zur Familie der Mutter; nach 
diefer kommen fie aber audy in die Familie des erfteren, als 
welche nun mit der Familie der Mutter Eine wird: fo werde 
erinnert, daß dadurch zu viel bewiefen würde. Cine uneheliche 
Mutter Fann von mehreren Männern Rinder, und von diefen 
Nachkommen haben. Alle gehören zur Familie der Mutter, 
auch wenn fie nicht heirathet. Werehelichet fie fich aber mit 
einem von diefen Männern, und würde dadurch die Familie 
der Mutter eine Familie mit der ihres nunmehrigen Oatten, 
fo müßten alle jene. unehelichen Kinder und Nachkommen in 
die Samilie dieſes Mannes eintreten, wogegen der lestere höch— 
lich proteftiren dürfte. — Das Augenmerk fey hier nicht fo viel 
auf die Partikel „fo wie”, fondern auf dad Fürwort „ihre” 
vor Nachfommenfchaft, zu richten. Gebe man, ein Öefeß Ipreche 
fih fo aus: Fremde, welche nach Defterreich gefommen, und 
durch die Antretung eined Gewerbe in die üfterreichifche 
Staatöbürgerfchaft eingetreten find, find, fo wie ihre Kinder, 
gleich den Eingebornen, der Kopffteuer unterworfen. — Niemand 
werde behaupten, daß nach diefem Geſetze die Kinder aller 
Fremden, die nach Defterreich gefommen find, oder wenigftens 
die Kinder derjenigen Fremden, die nach Defterreich gekommen, 
und hier ein Gewerbe angetreten haben, der Kopffteuer unter: 
worfen werden. Vielmehr müjfe Iedermann eingeftehen, daß 
nach dieſem Gefege nur die Kinder derjenigen Fremden, die 
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nach Defterreich gefommen, dafelbft ein Gewerbe angetreten, 
und dadurch zugleich im die üfterreichifche Staatöbürgerfchaft 
getreten find, der Kopffteuer unterworfen werden. Auf gleiche 
Weiſe müffe auch hier angenommen werden, daß nur die Nach— 
kommen jener unehelichen Kinder, deren Aeltern durch die nach: 
folgende Ehe in die Familie eingetreten find, als legitimitt an: 
gefehen werden Fönnen. 

Es würde fich allerdings auch ohne Erwähnung der Nachfom: 
menfchaft von ſelbſt verftehen, daß fie legitimirt werde, fobald 
der noch lebende, unehelich erzeugte Vater Tegitimirt worden ift; 
aber e3 hätte fich, ohne der Nachkommen zu erwähnen, keines— 
weg3 von felbjt verftanden, daß diefe nicht legitimirt werden, 
wenn ihr außer der Che geborner Vater früher geftorben it, 
als fein Vater feine Mutter geehelichet hat. Da nun nach der 
obigen Behauptung der gegenwärtige $. diefes fejtfegen wollte, 
fo war die Erwähnung der Nahfommenfchaft nicht überflüffig. 


. Es fey wahr, daß in dem Patente vom 22. Februar 1791, 


$. 4, hit. 1., ausdrücklich die Anordnung getroffen ift: Wäre 
das uneheliche Kind zur Zeit der Verehelihung 
feiner Aeltern nicht mehr am Leben, fo hat diefe 
Derehelihung auf die von demfelben etwa vor: 
hbandenen Enfel feine Wirkung; aber eben diefe Ans 
ordnung fey auch im gegenwärtigen $., wenn man anders den 
Sa: „und indie Familie eingetreten find,” nicht 
für einen unnügen Pleanasmus erklären, fondern ihm eine 
Bedeutung beylegen will, enthalten, nur Fürzer und mit all: 
gemeinen Worten ausdedrückt. Wahrſcheinlich ſah man ein, 
daß es, außer dem Falle, wo ein uneheliches Kind vor der 
Derehelichung feiner Aeltern mit Tod abgegangen, noch meh: 
tere Falle gebe, in welchen ein unehelid) erzeugtes Kind durch 
die nachfolgende Ehe feiner Aeltern nicht als Tegitimirt ange: 
fehen werden Fann. Man hielt es daher für nöthig, in dem 
Geſetzbuche allgemeinere und folche Ausdrüdfe zu wählen, uns 
ter welchen auch folche Falle begriffen würden. 

Niemand werde beftreiten, daß, wenn eine verehelichte Per: 
fon offenbar ein Kind von einem Dritten empfängt, ihr reiht: 
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mäßiger Gatte die eheliche Geburt eines folchen Kindes nad) 
$. 158 nicht beftreitet, und nach feinem Tode die Mutter des 
Kindes den wahren Vater deöfelben ehelichet, ein ſolches Kınd 
durch die Verehelichung feiner Aeltern nicht in die Familie 
des zweyten Mannes (ded unehelichen Vaters) übergehe, fon: 
dern als eheliches Kind auöfchliegend in der zurücgelaffenen 
Familie des erften Mannes bleibe. Gefest nun, diefes im 
Chebruch erzeugte Kind hätte noch vor der Verehelichung feiner 
waͤhren Aeltern nicht nur geheicathet und Nachkommen erhal: 
ten, fondern es wäre auch vor derfelben bereitö verftorben; 
fo Fann man doch diefe Nachfommen durch die jet erfolgte 
Bermählung ihrer Großältern nicht als legitimirt anfehen. 
Marum aber nicht ? offenbar darum, weil ihr Vater, zu deſſen 
Familie fie gehörten, durch die Verehelichung feiner Aeltern 
nicht in die Familie der legteren eingetreten ift. 

Zur Beftätigung der hier vertheidigten Meinung fiheine auch 
noch der $. 752 zu fprechen, welcher anordnet, daß außer der 
Ehe geborne und durch nachher erfolgte Vermählung ihrer Ael— 
tern legitimirte Kinder, unter den im $. 161 enthaltenen Be: 
ſchränkungen, auch in Nüdficht der gefeglichen Erbfolge 
die Rechte ehelicher Kinder genießen. Es find alfo im $. 161 
mehrere Beſchränkungen enthalten. Cine davon (von welcher 
gleich unten Nr. 5 gehandelt werden wird) fey fichtbarz wo feyen 
aber die übrigen zu finden, wenn fie nicht darin liegen, daß 
durch die nachfolgende Ehe nur diejenigen außer der Ehe gebor: 
nen Kinder, welche durch die nachher erfolgte Werehelichung 
ihrer Aeltern in die Familie eingetreten find, und die Nad)- 
fommen diefer die Rechte der Legitimität erlangen 2 

Ih geftehe, dag mich diefe Gründe ganz davon überzeugen, 
daß meine in den vorne citirten beyden Werken ausgefprochene 
gegentheilige Meinung irrig ſey. 

5) Dad Kind tritt in alte Nechte eined ehelichen Kindes 
jedoch erft vom Tage der zwifchen feinen Xeltern 
gefchloffenen Ehe ein. Daher kann ed Kindern, die fihon 
früher ein auöfchließendes Necht erworben haben, dasfelbe nicht 
fireitig machen. Wenn alfo z. B. der Beſitzer eines Majorat- 
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gutes ein uneheliched Kind erzeuget, dann eine andere Perfon 
(al jene, mit der er das Kind erzeugte) gechelichet, und von 
ihr einen Sohn erhalten hat, fo gelangt doch diefer, obgleich 
der Vater nach dem Tode feiner Gattinn das früher geborne 
uneheliche Kind durch die nachfolgende Ehe mit der Mutter legi— 
timirte, zum Befige des Majoratgutes *). Sind mehrere der 
gleichen uneheliche Kinder vorhanden, welche durch die nachfol: 
gende Che ihrer Aeltern legitimirt werden, fo entfcheidet zwifchen 
ihnen in folchen Fällen ohne Zweifel der Vorzug der Geburt. 

0. 162. 

⸗ ce) Durch Begünſtigung des Landesfürſten. 

Die uneheliche Geburt kann einem Kinde an ſeiner 
bürgerlichen Achtung und an ſeinem Fortkommen 
keinen Abbruch thun. Zu dieſem Ende bedarf 
es keiner beſondern Begünſtigung des Landes— 
fürſten, wodurch das Kind als ein eheliches er— 
klärt wird. Nur die Aeltern können um ſolche 
anſuchen, wenn ſie das Kind, gleich einem ehe— 
lichen, der Standesvorzüge oder des Rechtes an 
dem frey vererblihen Vermögen theilhaft machen 
wollen. In NRüdficht auf die übrigen Bamilien- 
glieder hat dieſe Begünftigung Feine Wirkung, 

1) In älteren Zeiten herrſchte das Vorurtheil, daß unehe: 
lichen Kindern ein Makel anklebe, der fie von bürgerlichen Wür— 
den, Aemtern und Gewerben ausfchließe, und dasfelbe wurde auch 
durch Gefege unterftüßt, Die Humanität der üfterreichifchen Ge: 
feßgebung hat diefen früher gefeglich fanctipnirten Makel ſchon 
duch dad Hofdecret vom 24. Aulius 1783 aufgehoben, und be: 
ftätiget diefe Aufhebung auch durch die Vorfchrift des gegenwär: 
tigen $. Zu diefem Zwecke bedarf ed daher Eeiner befondern 

Legitimation. 

2) Allein uneheliche Kinder genießen von Seite ihres un: 
ehelichen Vaters Fein Erbrecht; um fo weniger hat das uncheliche 


1) Zeilers Commentar Nr. 4. 
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Kind auf die Standesrechte feiner Aeltern einen Anſpruch. Es 
Fonnen daher diefelben, oder wenigitend der Vater, den Wunfch 
hegen, daß dad Kind, fo wie ein eheliches, auf die Standesrechte, 
auf die gefegliche Erbfolge, auf dad Recht eines Pflichttheiles 
u. f. w. Anfpruc) habe, und dann können fie ihre Bitte, daß 
von den allgemeinen, Vorfchriften eine Ausnahme gemacht werde 
($. 165) , dem Landesfürften vorlegen. 

3) Der günftige Erfolg der Bitte wird, wie Here Hofrath 
von Zeilfer bemerkt, hauptfächlic) von den Umftänden abhängen, 
ob zwifchen den Aeltern ein Ehehindernig obwalte, oder ob fie 
nicht vielmehr zur Legitimation des Kindes durch die Che (F. 462) 
verwiefen werden follen; ferner ob das Verhältniß der Aeltern 
etwwa fo befchaffen fey, daß das Kind nicht ohne dffentliches Aer— 
gerniß als ihr eheliches erlärt werden könnte (95. 62 — 64); 
oder ob die Aeltern nicht bereit eheliche Kinder haben, denen 
hierdurch ein Abbruch an ihren Rechten gefchehe. ’ 

4) Der Gang der Verhandlung bey dergleichen Legitima— 
tionsgefuchen ift folgender: Wenn eltern eines unchelichen Kine 
de3 wünfchen, daß es durch die Begünftigung des Landeöfurften 
als ein eheliches erklärt werde, fo müffen fie zuerft, wenn felbes 
großfährig ift, feine Einwilligung, wenn es aber minderfährig 
it, die Erklärung des Vormundes und die Ginwilligung des 
vormundſchaftlichen Gerichtes einhohlen. Im Iegteren Falle ift 
daher dad Gefuch vor dem Gerichte anzubringen. Wird die Be: 
willigung von dem vormundfchaftlichen Gerichte, oder über dem 
gegen die Verweigerung ergriffenen Necurd von dem Obergerichte 
ertheilet, To ift dad Geſuch von dem vormundfchaftlichen Ge: 
richte der Landesftelle zur Beſtätigung, in den übrigen Fäl— 
ten aber von den Parteyen unmittelbar der Landeöjtelle, oder 
allenfalls auch vermittelft des Kreisamtes vorzulegen. Die Lan: 
deöftelfe begleitet das Geſuch mit ihrem Gutachten an die oberfte 
politifche Behörde ein, und die leßtere legt ſelbes, wenn die Ges 
wahrung Feinem Anftande zu unterliegen fcheint, mit ihrer Neu: 
perung dem Landesfürften vor. Wird von Höchftdemfelben diefe 
Begünſtigung ertheilt, fo ift von der Landeöftelle dem Obergerichte, 
und von diefem dem Gerichtöftande der Aeltern und des legitia . 
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mirten Kindes, zur Eintragung in die Gerichtöacten, hiervon die 
geeignete Gröffnung zu machen '). 

5) Die Wirkung diefer Begunftigung ift, daß das Kind in 
alle Rechte und DBerbindlichkeiten eines ehelichen eintritt. Zwar 
redet hier dad Gefes nur von Nechten, und nicht auch von Ver: 
bindlichkeiten des Kindes; allein es ift bereit $. 4, Nr. 3 be: 
merft worden, daß der Nechtözuftand eined Menſchen, d. i. der 
Inbegriff feiner Rechte und Verbindlichkeiten, gewöhnlich durch 
den Ausdruck „Rechte? bezeichnet werde. In Anſehung der auf 
diefe Art und Weiſe Iegitimirten Kinder wird diefe3 insbefondere 
durch den $. 756, welcher den Aeltern ausdrücklich ein Erbrecht 
in dad Vermögen ihrer Kinder einräumet, beftätiget. Allein 
ein folches Kind hat weder auf folche Güter, welche nur für die 
eheliche Abftammung beftimmt find ($. 160), nocd auf neue 
(nicht fchon durch die uneheliche Abftammung gegründete) Rechte 
in Rücficht der Verwandten des Vaters oder der Mutter Ans 
fpruch ; überhaupt Eönnen dadurch die Rechte der übrigen Fami— 
Tienglieder nicht gefchmälert werden. ° Ob ein folched Kind aber 
auch bey Ausmefjung des Pflichttheils (F. 765) für die vor der 
Legitimation erzeugten Kinder in der Rechnung hinwegzulaſſen 
ſey, was Herr Hofrath von Zeiller in ſeinem Commentare be— 
hauptet, ſcheint zweifelhaft zu ſeyn, und meine Ueberzeugung 
neigt ſich zur entgegengeſetzten Meinung. Denn eben nach dem 
Inhalte des gegenwärtigen $. wird ein ſolches Kind, in Bes 
zug auf die Rechte an dem frey vererblihen Vermögen ihrer 
eltern, einem ehelichen Kinde ganz gleich gehalten, folglich auch 
bey Ausmeffung des Pflichttheild ganz ald ein eheliches anges 
fehen. — Die ehelichen Kinder haben bey Lebzeiten ihrer eltern, 
in Bezug auf einen Pflichttheil, Fein anderes Recht, als zu for: 
dern, daß fie die Hälfte deffen erhalten, was ihnen nach der 
gefeglichen Erbfolge zugefallen wäre ($. 765). — An diefem 
Rechte werden fie durch die Legitimation gar nicht beeinträchtis 
get. — Richtig ift ed zwar, daß durch die Legitimation ihr ge— 
feglicher Erbtheil felbft geringer ausfällt, als dieſer ohne die: 


1) Hofdecret vom 11. Zänner 1819. — Juſt. Geſ. S., Rt. 1335. 
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felbe ausgefallen wäre; — allein wollte man diefen Umftand 
hier in Berechnung ziehen, fo müßte man behaupten, daß in 
dem Falle, wenn die Aeltern Feine letztwillige Anordnung hin⸗ 
terließen, die Berechnung des geſetzlichen Erbtheiles mit Hin— 
weglaffung der legitimirten Kinder zu geſchehen habe, welches 
mit anderen Worten fo viel bieße: dieſe Tegitimirten Kinder 
feyen von der gefeglichen Erbfolge ganz ausgefchloffen, — welche 
Behauptung in einem offenbaren Widerfpruche mit gegenmärtiger 
gefeglicher Anordnung ftünde. Sind zur Zeit, ald die Legitima— 
tion vor fich gehen foll, bereitd eheliche Kinder vorhanden, fo 
wird der Landeöfürft, ohne befonderd gewichtige Gründe, ohnehin 
die Legitimation nicht genehmigen. Genehmigt er fie aber, fo 
kann von Verlegung des Pflichttheild der bereitd gebornen ehe: 
lichen Kinder eben fo wenig eine Rede feyn, als fich der Erft: 
geborne bey der Geburt des Zweytgebornen in feinen Nechten 
aus dem Grunde verlegt halten Fann, weil er nunmehr die an, 
zuhoffende Erbfchaft, auf die er früher allein Unfpruch zu machen 
hatte, mit lesterem zu theilen gezwungen iſt. 


0. 163, 
Beweis der Vaterfchaft zu einem unehelichen Kinde, 

Mer auf eine in der Gerichtsordnung vorgeſchrie— 
bene Art überwiefen wird, daß er der Mutter 
eines Kindes innerhalb des Zeitraumes beyges 
wohnt habe, von welchem bis zu ihrer Entbin- 
dung nicht weniger als ſechs), und nicht mehr 
als zehen Monathe verftrichen find, oder, wer 
dieſes auch nur außer Gericht gefteht, von dem 
wird vermuthet, daß er das Kind erzeugt habe, 

1) Bisher wurde der Begriff von unehelichen Kindern, und 

die Art und Weife, wie fie die Rechte der ehelichen erlangen 
1) Da vermöge Juſtiz⸗Hofdecret vom 5. Aprif 41322 das in der änstlichen Auflage 
des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches Hier vorkommende Wort »fieben” 


als ein Drudfchler erflärt ıft, und es, zu Folge dieſes Hofdecretes, »fech 5” 
Hiißen muß, fo wurde dieſer Fehler Hies [hen in dem Texte verbeſſert. 
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Eönnen, erbrtert; num it es an dem, das NRechtöverhältniß zwi— 
ſchen unehelichen Aeltern und Kindern zu beftimmen. — Bevor 
aber von Ausübung der dießfälligen Rechte die Rede ſeyn kann, 
muß man über die Mutter: und Vaterſchaft zur rechtlichen Ge— 
wißheit gelangen, wofür vorzüglich der Vormund des Kindes 
zu forgen verpflichtet ift. Die Mutter ift gewöhnlich ſchon aus 
dem Geburtöbuche befannt, oder fie Fann durch Ausfagen von 
Zeugen, die bey der Geburt gegenwärtig waren, oder aud andern 
Umftänden befannt feyn. 

2) Schwerer ift ed, den Vater eines unehelichen Kindes 
zu entdecken und zu überweifen, indem ihn manchmahl Scham: 
haftigkeit, Cigennuß oder andere befondere Verhältniffe von der 
Anerkennung des unehelichen Kindes zurüchalten, zumeilen 
aber auch, weil er felbft in Ungewißheit ſchwebt, ob er der Va: 
ter des unehelichen Kindes fey. — Diefes ift z. DB. der Fall, 
wenn die mit einem Kinde entbundene Weibsperfon fih mehreren 
Männern in einer Zeitperiode hingegeben hatte, wo für Jeden, 
nad) dem gewöhnlichen Laufe der Natur, die Möglichkeit der Zeu— 
gung vorhanden ift. Der Act der Zeugung felbft ift in ein un: 
durchdringliche3 Dunkel eingehülft, und Fann in einem folchen 
Falle unmöglicdy mit Beftimmtheit angegeben werden. — Da nun 
auf einer Seite dem Staate daran liegt, jedem Kinde zur Ver— 
pflegung und Erziehung einen Vater zu verfchaffen, andererfeits 
aber die Ehre und Rechte eines fchuldlofen Bürgers nicht in Ge— 
fahr gefegt werden dürfen, fo hat die gegenwärtige dfterreichifche 
Gefeßgebung zwifchen beyden Ertremen des fofephinifchen und franz 
zöfifchen Geſetzbuches — welches erftere die Eleinfte Handlung, 
wodurch ein Mann zu erfennen gibt, daß er ein uneheliches Kind 
als das feinige anfehe, für genügend hielt, um ihm die Ber: 
pflichtungen als Vater aufzubürden, Teßtered aber jede Un: 
terfuchung der Vaterfchaft eines Kindes verbiethet, und, außer 
dem Falle einer Entführung, Feine Klage, weder von Seite der 
Mutter, noch des unchelichen Kindes gegen den angeblichen 
Schwängerer und Vater für zuläffig erfläret — die Mittelftraße 
zu erreichen gefucht, und zum Mortheile des Kindes eine rechtli: 
che Vermuthung aufgeftellt, wodurch weder andere Beweifearten 
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der DBaterfchaft, noch auch Gegenbeweife zur — der 
Vermuthung ausgeſchloſſen werden. 

3) Hat in dem geſetzlichen Zeitraume nur ein Mann der 
Mutter beygewohnt, ſo liegt es in der Natur der Sache, daß 
derſelbe Vater des Kindes ſeyn müſſe, und es könnte in einem 
ſolchen Falle nicht von einer bloßen Vermuthung, ſondern nur 
von rechtlicher Gewißheit die Rede ſeyn. Allein ein ſolcher Be— 
weis, daß außer dem beſtimmten Manne Fein anderer der Mut— 
ter beygewohnt habe, wird fehwerlich jemahl3 hergeftellt werden 
können; muß man aber den Fall wenigftend ald möglich anneh— 
men, daß mehrere Männer der Mutter beygewohnt haben Fonnen, 
fo mangelt jede Gewißheit über den eigentlichen Vater des Kin: 
ded. Allein da jedes gactum von demjenigen, der fich darauf 
beruft, erwiefen werden muß, und nicht vermuthet wird, fo ift 
für den Fall, als derfenige, von dem erwiefen wird, daß er 
der Mutter ded Kindes binnen dem gefeglichen Zeitraume beyge— 
wohnt habe, nicht darzuthun vermag, daß auch neben ihm noch 
Andere ein Gleiches gethan haben, offenbar die Vermuthung vor= 
handen, er fey der Vater des Kindes. 

4) Diefe Bermuthung wird aber auch dadurch keineswegs 
aufgehoben, daß der angeklagte Vater wirklich darthut, die Mut— 
ter habe auch Andere beywohnen laffenz; denn es liegt daran, 
jedem unehelichen Kinde zur Verpflegung und Erziehung einen 
Dater zu verfchaffen. Würde daher der Geklagte durch einen 
folchen Beweis die Vermuthung, daß er der Vater des Kindes 
fey, von fi) abwälzen können, fo könnte eigentlich Niemand ge: 
halten werden, Vateröpflichten zu erfüllen, weil bey den Uebri— 
gen ganz das nähmliche Verhältniß obwaltet. 

5) Da indeffen dad Gefeß hier nur eine Vermuthung aus— 
fpricht, fo Eannn der Öeklagte fi) von der Uebernahme der Vater: 
pflichten allerdings dann befreyen, wenn er beweifet, daß ein 
Anderer Vater ded Kindes fey. Denn zwey Väter eined und de 
nähmlichen Kindes find nicht möglich. Erweiſet daher derjenige, 
welcher wegen der Vaterfchaft gerichtlich belangt wird, daß ein 
Anderer Vater des Kindes fey, fo hat er ja eben dadurch darge: 
than, daß er nicht Vater des Kindes ſey. Wie läßt ſich aber ein 
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folcher Beweis herftellen? Wie läßt ſich eine Gewißheit denfen, 

daß, wenn Titus und Sempronius ungefähr um die nähmliche 

Zeit, 3. B. in einer Woche, der Julia beygewohnt haben, der 

Sempronius der eigentliche Vater des Kindes fey? — Miaterielle 

Gewißheit Fann hier freylich nicht eintreten, wohl aber eine for: 

melle. Es gibt nähmlich einen zweyfachen formellen Beweis über 

die Vaterfchaft eines Kindes, nähmlich : 

a. Die, nad) Weifung des folgenden $., gefchehene Einfchreibung 
des väterlichen Nahmens in dad Geburtöbuch. Denn diefe macht 
Feine bloße Vermuthung, fondern, wie fich das Gefeh im nach: 
folgenden $. ausdrückt, einen vollfommenen Beweis. 

b. Wenn Jemand bereit5 durch rechtskräftiges Urtheil für den Va: 
ter eined Kindes erklärt ift. Denn ein Uetheil ift eine öffent: 
liche, vollen Glauben verdienende Urkunde, und daher gleich: 
fall5 ein, und zwar dad tanglichite Inftrument, die Vaterfchaft 
eines Kindes zu erweifen. 

Wird daher Jemand von der Mutter, oder dem Vertreter 
des Kindes, wegen der Vaterfchaft des unehelichen Kindes belangt, 
und er ift im Stande, durch einen Auszug aus dem Taufpro— 
tocolfe zu erweifen, daß bereits ein Anderer unter. den vorgefchrie= 
benen gefeglichen Borfichten ald Water des Kindes in dem Tauf: 
buche eingefchrieben fey, oder er legt ein rechtöfräftiges Erkennt— e 
niß vor, zu Folge welchem bereit5 Jemand al Vater diefes Kin: 
des erklärt ift, fo muß er wegen Hebernahme der Vaterſchaft 
freygefprochen werden. 

6) Der Beweis der gefchehenen Beymohnung binnen des 
gefeßlichen Zeitraumes kann durch jeden, nach der Gerichtdordnung 
zuläffigen Beweis über einfache Ihatfachen hergeftellt werden. 

65 liegt aber in der Natur der Sache, daß dabey das Ge: 
ftandniß und der Haupteid die vorzüglichfte Role fpielen; denn 
ein Beweis durch öffentliche Urkunden ift Faum gedenfbar, und 
ein Beweis durch Zeugen oder Privat: Urkunden gewiß äußerft 
felten. Ein Beweis aus zufammentreffenden Umftänden, wie er in 
Criminal: und fchweren PolizeyVlebertretungsfälfen hergeftellt wer: 
den Fann, findet hier nicht Statt; ausgenommen, wenn dad Factum 
der Beywohnung felbft ein Verbrechen oder eine ſchwere Polizey: 
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Uebertretung begründet, 3. DB. in Fällen der Nothzucht, oder der 
Unzucht zwifchen Verwandten. Allein auch in diefem Falle muß 
ein von dem Griminalgerichte oder der Behörde in ſchweren Po— 
lizey = Uebertretungsfällen gefchöpftes Urtheil vorliegen. 

7) Dagegen ift dad Geſetz hier nachfichtiger, daß ein außer: 
gerichtliches Geſtändniß des Beyſchlafes zureicht, obſchon 
es nicht, wie in andern Fallen, von der Gerichtöordnung gefor: 
dert wird, auf Jemandes DBefragen gefchehen ift, von dem der 
Seftandige wußte, daß demfelben daran gelegen fey, die Wahr: 
heit zu erfahren. — Zwar wollen Einige diefe Behauptung des 
Herrn Hofrathed von Zeiller bezweifeln, indem fie fagen, das 
Geſetz rede hier bloß von einem aufßergerichtlichen Geftändniffe 
überhaupt, ohne die Stage zu entfcheiden, welche Erforderniffe 
vorhanden feyn müffen, um einem folchen außergerichtlichen Ge: 
ftandniffe die Kraft eines rechtlichen Beweifed zuzugeftehen. — 
Diefe Frage müffe eben aus den Vorfchriften der Gerichtsordnung 
beantwortet werden. Allein diefe Anficht ift offenbar unrichtig, 
weil der gegenwärtige $. die Worte: „river diefes auch nur außer 
Gericht gefteht,”? den in der Gerichtsordnung enthaltenen Bewei— 
fedarten entgegenftellt, und eine Erweiterung der gefeßlichen 
Beweifesarten über dad Factum der Beymwohnung bezielet. Das 
außergerichtliche Geſtändniß, im fo fern dnöfelbe auf Jemandes 
Befragen gefchehen ift, von dem der Geftändige wußte, daß ihm 
daran gelegen fey, die Wahrheit zu erfahren, gehört ohnehin unter 
die gerichtöordnungsmäßigen Beweiſe; ed wäre daher ganz übers 
flüffig gewefen, hier von felben eine befondere Erwähnung zu 
machen, um fo weniger aber hätte ſich der höchſte Geſetzgeber 
hier des Wörtchend nur bedienen können, durch welches er deut— 
fich bezeichnet, daß das außergerichtliche Geſtändniß hier nicht 
nothwendig jene Eigenschaften haben müſſe, welche in der Ge— 
richtsordnung vorgefchrieben find. Indeſſen bin ich allerdings mut 
Heren Hoftath v. Zeiller der Meinung, daß eine offenbar nur 
Teichtfinnige, oder im finnlofen Zuftande gefchehende Aeußerung 
für Fein Geſtändniß zu halten fey. 

8) Dad Gefeß redet hier nur von einem eftandniffe der 
ehelichen Beywohnung. Was ift aber dann Nechtens, wenn 
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Jemand zwar nicht die Beywohnung, wohl aber die Vaterfchaft 
zu einem unehelichen Kinde außergerichtlich eingeftept ? — Viele 
halten dafür, daß diefes Geftändnig allerdings hinreichend ſey, 
die Vermuthung der Vaterfchaft zu begründen, weil felbes ftill: 
fchroeigend das DBefenntniß der ehelichen Beywohnung innerhalb 
des gefeglichen Zeitraumes in fich enthalte; allein diefes ift nur 
in dem Falle wahr, als es fi) um die Vaterfchaft zu einem be— 
reits gebornen Rinde handelt, nicht aber, wenn dad Geſtändniß 
der Vaterſchaft in einem Zeitpuncte erfolgte, wo die Mutter noch 
nicht entbunden ift. Segen wir 3. B.: Cajus habe einen ver: 
trauten Ilmgang mit Marzella gepflogen, und fie findet fich auf 
einmahl ſchwaͤnger. Cajus, feines begangenen Fehltrittes fich bes 
wußt, in dem feften Glauben, daß er Vater des Kindes fen, und 
fich vorfegend,, für das zur Welt Fommende Kind väterlich zu 
forgen, fcheut fih richt, fich als Vater zu dem noch’ ungebornen 
Kinde zu befennen. Die Marzella wird entbunden, und es zeigt 
fih aus dem Zeitpuncte der Geburt, im VBerhältniffe zu dem Zeit: 
puncte der von Cajus unternommenen Beywohnung, daß er der 
Dater des Kindes nicht fenn könne, und daß Marzella, von de: 
ven Treue er fich überzeugt fühlte, ihn aetäufcht habe. — 
Wie konnte hier fein früher abgelegtes Geſtändniß ald ein Be: 
weismittel gegen ihn angewendet werden? — Iſt aber dad Kind 
zur Zeit des abgelegten Geftändniffes der VBaterfchaft bereits ſchon 
zur Melt gefommen, fo fcheint mir allerdings in diefem Geſtänd— 
niffe auch jenes der gefchehenen ehelichen Beywohnung innerhalb 
des gefeglichen Zeitraumes zu liegen. 


d. 164, 


Die auf Angeben der Mutter erfolgte Einfehreibung 
des väterlichen Nahmend in das Tauf- oder Ge- 
burtsbuch macht nur dann einen vollftändigen 
Beweis, wenn die Einfchreibung, nach der gefeb- 
lihen Vorſchrift, mit Einwilligung des Vaters 
gefchehen, und diefe Einwilligung durch das Zeug: 
niß des Seelforgers und des Pathen mit dem 
Nippel’ Commentar IL, Th. 16 
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Beyſatze, Daß er ihnen von Perfon bekannt fey, 
beftätiget worden ift, 


41) Wenn einerfeitö der Politif der Geſetzgebung daran gez 
legen ift, jedem unehelichen Kinde einen Vater zu verfchaffen, 
fo kann doch diefes nicht in der Urt gefchehen, daß die Nechte 
eines Dritten dadurch verlegt werden. Diefed könnte aber fehr 
leicht dadurch herbengeführt werden, wenn, wie in manchen 
Ländern üblich ift, ohne weitere Vorfichten fogleich derjenige in 
dad Zaufbuch ald Vater aufgenommen würde, den die Mutter, 
der Ruf, oder die individuelle Weberzeugung des Seelſorgers als 
Vater angibt. 

2) Dad Geſetz verlangt daher, damit die Einfchreibung des 
väterlichen Nahmens in dad Tauf- oder Geburtsbuch einen voll- 
ftändigen Beweis mache, folgende Erforderniffe: a) daß der 
Dater auf fein Verlangen, oder doch mit feiner Einwilligung, in 
dad Geburtöbuch eingetragen werde; b) daß der ©eelforger und 
Pathe diefen Umftand fowohl, ald auch, damit nicht etwa ein 
Dritter die Perfon und den Nahmen eines Anderen anncehme, . 
und felbe eintragen laffe, c) den weiteren Umftand beftäfigen, 
daß ihnen der fich angebende Vater von Perfon und Nahmen 
befannt fey. Iſt dem Seelforger und dem Pathen der fich al3 
Vater meldende Mann und deffen wahrer Nahme nicht befannt, 
fo Eann der letztere zwey andere, dem Geelforger als rechtliche 
Menſchen wohlbefannte Zeugen zuziehen, welche die obigen Um: 
ftände zu beftätigen, und dad Geburtöbuch mit zu unterfertigen 
haben. Was in dem Falle zu gefchehen habe, wenn ver als Bar 
ter fich ſtellende Mann Feine folche Zeugen beybringen kann, ift 
bereitd bey Erläuterung des $. 43, Nr. 2 lit. a., angegeben 
roorden. 

3) Im Einklange mit dem Zeiller’fchen Commentar wird hier 
auch bemerkt, daß, fo wenig die Anzeige der Mutter gegen den von 
ihr angegebenen Vater bemweife, eben fo wenig das Geftändniß ded 
DBaterd, wodurch er fein uneheliches Kind anerkennt, ein Beweis 
des etwa zugleich vorgegebenen Umftandes fey, daß er dad 
Kind mitder von ihm nahmhaft gemachten Perfon 
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gezeugt habe. Was dazu erforderlich fey, um diefen Umftand 
ald wahr annehmen zu Fönnen, wurde gleichfalls im —. 43, 
Nr. 2, angeführt. 

4) Eine, ohne Beyftimmung der Mutter erfolgte Einfchrei: 
bung des väterlichen Nahmens in das Geburtöbuch, die von dent 
als Vater fi) angebenden Manne erwirft worden wäre, würde 
wohl nach dem, was im vorigen $. bemerft worden ift, die ges 
feglihe Vermuthung der VBaterfchaft gegen ihn begründen, wel- 
che die Mutter oder der Vertreter des Kindes geltend machen 
könnte; — aber einen vollftändigen Beweis kann eine folche Ein: 
fragung nicht geben, da der gegenwärtige $. die übereinſtim— 
mende Angabe der Mutter und des angeblichen Vaterd voraus: 
fest. — Der Mutter oder dem Vertreter des Kindes Fann durch 
eine folche einfeitige Angabe eines vielleicht von dem vermöglichen 
Vater hietzu gedungenen Mannes dad Recht nicht aud den Hän- 
den gewunden werden, den vermöglicheren Mann zur Erfüllung 
der Vaterpflichten zu verhalten. 


J. 165, 
Beſchaffenheit des Rechtsverhältniſſes zwiſchen unehelichen Aeltern und 
Kindern. 

Uneheliche Kinder ſind überhaupt von den Rechten 
der Familie und der Verwandtſchaft ausgeſchloſ— 
ſen; ſie haben weder auf den Familiennahmen 
des Vaters, noch auf den Adel, das Wapen und 
andere Vorzüge der Aeltern Anſpruch; ſie führen 
den Geſchlechtsnahmen der Mutter. 


1) Obſchon die Aeltern eines außerehelichen Kindes auf die 
erwähnte Weiſe (9$. 163 u. 164) außer Zweifel geſetzt find, fo 
genießt diefes doch, wofern es nicht Tegitimirt worden ($$. 160 — 
462), nicht gleiche Rechte mit den ehelichen. Herr Hofrath v. 
Zeiler ftellt darüber folgende freffende Regel auf: Uneheliche 
Kinder genießen die (erft durch das bürgerliche Necht eingeführten) 
pofitiven Rechte nur in Hinficht der Mutter, nicht auch in 
Rückſicht des Vaters; dagegen genießen fie die (fchon im Naturrechte 
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gegründeten) natürlichen Nechte in Rückſicht beyder Ael— 
tern. Der Grund aber, warum dad uneheliche Kind in Hinficht 
des Vaters nicht gleiche pofitive Nechte, wie die ehelichen, 
genießt, liegt theil5 in dem Umftande, daß man von der Vater: 
ſchaft des unehelichen Kindes Feine fo einleuchtende Gewißheit 
hat, ald über die Abftammung von der Mutter, theils in dem, 
was $. 155 gefagt worden ift. 

2) Aus diefen Gründen führt dad uneheliche Kind den Ge: 
fchlechtönahmen der Mutter; auf den Adel derfelben, mit den 
anflebenden Vorzügen des adelichen Titel, Wapens u. f. w., hat 
es, weil der Adel überhaupt nur von dem Mannsſtamme fort: 
gepflanzt wird, feinen Anſpruch. Was ed in Rücficht der Mut: 
ter für Sachenrechte genieße, wird bey Erläuterung des zweyten 
Theiles des bürgerlichen ©efeßbuches vorkommen. 

Diefer gefeglichen Anordnung, daß uneheliche Kinder den 
Gefchlechtönahmen der Diutter führen, können die Parteyen nicht 
durch Uebereinfommen derogiren. Wenn alfo auch der uneheliche 
Water des Kindes fich ald folcher befennet, die Einfchreibung feis 
ned Nahmens in dad Taufbuch geftattet, und zugleich feine Be: 
wilfigung gibt, daß dad Kind feinen Nahmen führen dürfe, fo 
kann diefes Tettere nicht geftattet werden, obfchon die meiften 
Pfarrer Feinen Anftand nehmen dürften, dem unchelichen Kinde 
diefen Nahmen beyzulegen. Allein, daß die Beylegung des Nah: 
mens überhaupt nicht von der Willführ der betreffenden Perfonen 
abhänge, beweifet dad Hoffanzley = Decret vom 25. Juny 1826, 
welches beftimmt, daß eine Veränderung des Geſchlechtsnahmens 
nur bey dem Uebertritte zur chriftlichen Religion, oder bey Adels— 
verleihungen, und im legten Falle auch nur mit ausdrüdlicher 
höchiter Bewilligung und unter den erforderlichen VBorfichten Statt. 
finden dürfe, und daß, wenn außer diefen Fällen eine Verände— 
rung des Gefchlechtönahmens angefucht werden follte, fish Seine 
Majeftät die Entfcheidung folcher Geſuche in befonders rückſichts— 
würdigen Fallen Höchftfelbft vorbehalten. Ueberdieß erklären die 
$$. 182 u. 184: die einzige wefentliche, rechtliche Wirkung der 
Annahme an Kindesftatt fey, daß die angenommene Perfon den 
Nahmen des Wahlvaterd, oder den Gefihlechtänahmen der Wahl: 
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mutter erhalte; wenn nun geftattet würde, daß das uneheliche 
Kind den Nahmen des im Zaufbuche eingetragenen Vatets an: 
nähme, fo würde ein folches Kind und ein folcher Vater die 
wefentlichen Rechte des Adoptivverhältniffes ufurpiren , wel- 
ches um fo weniger Statt finden kann, als, wie im $. 179 er: 
wähnt werden wird, ein Vater fein uneheliches Kind nicht ein- 
mahl adoptiren Fann. 

3) Uebrigens ift ein unefefiches Kind von allen pofitiven 
Rechten gegen die Familie oder Verwandtfchaft des Waters ſo— 
wohl ald der Mutter, weil feine pofitiven Nechte einzig auf die 
legtere befchränft find, ausgefchloffen. 


J. 166, 


Aber auch ein uneheliches Kind hat das Recht, von 
feinen Aeltern eine ihrem Vermögen angemeffene 
Verpflegung, Erziehung und Verſorgung zu for: 
dern, und die Rechte der Aeltern über dasſelbe 
erjtrecden fich fo weit, als es der Zwed der Er: 
ziehung erfordert, Uebrigens fteht das uncheliche 
Kind nicht unter der eigentlichen väterlichen Ge— 
walt feines Erzeugers, fondern wird von einem 
Bormunde verfreten, 

4) Die natürlichen, in der Erzeugung oder Abftammung 
gegründeten Rechte des Kindes ($. 137) Fonnte und wollte die 
poſitive Gefeßgebung auch dem unehelichen Kinde nicht ganz ent- 
ziehen. Daraus entfpringen theild gemeinfchaftlihe Pflichten 
beyder Aeltern, theild befondere; und aus den Pflichten wieder 
ſowohl gemeinfchaftlihe Rechte, als auch befondere des Vaters 
oder der Mutter. 

2) Als gemeinfchaftliche Verbindlichfeit beyder Aeltern wird 
hier die Verfchaffung einer ihrem Vermögen angemeffenen Ver: 
pflegung, Erziehung und Verforgung auögefprochen. Unter Ber: 
pflegung begreift man die Xbreichung der Nahrung, Kleidung, 
Wohnung und der übrigen täglichen Bedürfniſſe; der Ausdrud 
„Erziehung” faßt in feiner weiteren Bedeutung auch die Ver: 
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pflegung im ſich; da aber hier von der Verpflegung insbefondere 
die Rede ift, fo kann diefer Ausdruck bier nur in der engeren 
Bedeutung genommen werden, nad welcher die angemefjene Fürs 
perliche und geiftige Ausbildung verftanden wird; unter Ber: 
f orgung aber verfteht man die Herbeyfchaffung jener Mittel, 
durch welche dad Kind feiner Zeit in Stand gefegt wird, n ich 
felbft fortzubringen. 

3) Es entfteht hier die Frage: ob bey der Ausmeſſung der 
von den unehelichen Aeltern zu beftreitenden Verpflegs- und Er— 
ziehungdfoften auf das allenfallfige eigene Vermögen des Kindes 
Niückficht genommen werden folle oder nicht? — Diefe Frage 
muß ohne Zweifel befahend beantwortet werden; denn vergleicht 
man die Vorfchriften , welche eheliche Kinder, mit jenen, wel: 
che uneheliche betreffen, fo muß man fich überzeugen, daß uns 
eheliche Kinder eine geringere, aber in Feinem Falle eine grö— 
ßere Begünftigung, ald die ehelichen, genießen... Wenn alfo 
fchon bey ehelichen Kindern dad eigene Vermögen derfelben die 
Laft der Aeltern erleichtert ($. 150), fo wird man diefes um 
fo mehr bey unehelichen Kindern zugeben müffen. Man Fönnte 
vielleicht fagen, daß den unehelichen Kindern bier deßhalb ein 
Vorzug eingeräumt fey, weil fie von ihrem Water Feinen Erb: 
theil zu fordern haben, — die ehelichen Kinder aber durch ihr 
Recht auf einen Erbtheil die Ausficht haben, einft das durc) die 
Verwendung ihres eigenen Vermögens zur Verpflegung und Gr: 
ziehung in Grfparung kommende vaterliche Vermögen wieder zu 
befommen, uneheliche Kinder aber nicht (F. 754). Allein abge: 
fehen davon, daß nicht anzunehmen ift, daß den Gefetgeber 
diefe unfichere Ausficht der ehelichen Kinder bewogen habe, fie, in 
Hinficht des Rechtes auf Unterhalt, den unehelichen Kindern nach: 
sufeßen, würde fo der angeführfe Grund die Unordnung des ge= 
genwärtigen $. nicht in feinem ganzen Umfange rechtfertigen, 
indem hier nicht bloß von der Pflicht des unehelichen Vaters, 
fondern auch von der Pflicht der unehelichen Mutter, von welcher 
auch uneheliche Kinder, gleich den ehelichen, einen Erbtheil zu er: 
warten haben, die Rede ift. Die Nichtigkeit der hier aufgeftellten 
Behauptung wird auch durch einige in dem Hauptjtüde von Vor— 
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mundfchaften enthaltene gefegliche Beftimmungen beftätiget. Nach 
dem $. 249 hat näahmlich das vormundfchaftliche Gericht den 
Betrag der Unterhaltungskoften zu beftimmen. Weichen die Ein 
künfte des Pupillarvermögens zur Beftreitung diefer Koften nicht 
au, fo darf, nach dem $. 220, mit Genehmhaltung des Gerichtes, 
dad Hauptvermögen angegriffen werden. Hat dad Kind Eein 
Vermögen, fo follen, nach $. 224, die Verwandten, welche nach 
dem Gefeße zur Verpflegung ded Kindes verbunden find, zur 
Deftreitung der Verpflegöfoften angehalten werden, und wenn 
Eeine folche Verwandte vorhanden find, fo foll dad Gericht die 
bemittelten nächften Verwandten zur Uebernahme der Verpflegung 
zu bewegen fuchen. Aus diefer gefeglich aufgeftellten Ordnung 
ergibt fich deutlich, daß Aeltern von der Pflicht, dad Kind aus 
eigenem Vermögen zu verpflegen, in fo weit enthoben find, als 
ein zue Verpflegung anwendbares Vermögen der Kinder vorhans 
den ift '). 

4) Nach den SS. 139 u. 447 dauert die Pflicht der eheli: 
chen Xeltern, für den Unterhalt ihrer Kinder zu forgen, fo Tange, 
bis fie fich feldft ernähren können. Diefe gefegliche Unordnung 
muß auch auf die im gegenwärtigen $. angegebene Pflicht der uns 
ehelichen eltern angewendet werden, weil die in einem $. ver: 
mißte nähere Beftimmung aud anderen zufammenhängenden Bor: 
fohriften entnommen werden muß. Nach $. 6 muß jedem Gefege 
jener Sinn beygelegt werden, welcher aus der eigenthümlichen 
Bedeutung der Worte in ihrem Zufammenhange und aus der 
Elaren Abficht des Gefeßgeberd hervorleuchte. — Nun geht 
fhon aus jenen gefeglichen Beftimmungen, welche Nr. 3 ange: 
führt worden find, deutlich hervor, daß die Verpflichtung der 
AUeltern, ihren Kindern den Unterhalt zu verfchaffen, nur in fo 
fern eintrete, als fich die Fegtern in einem hülflofen Zuftande 
befinden, Sobald alfo der hülfloſe Zuftand ,„ fey es nun durch 
des Kindes perfönliche Fähigkeit, fich felbft den Unterhalt zu 
verfihaffen, oder duch ein hierzu verwendbared effectives Ver— 

1) Siehe den vom Herrn Profeffor Dr. Helm erzählten Civilrechtsfall zur Erläu— 


terung einiger gefeßlichen Beſtimmungen über uneheliche Kinder ; in der Wag— 
ner'ſchen Zeitſchrift 1827, V. Heft, ©. 273 — 290. 
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mögen, ganz oder zum Theile gehoben ift, werden auch die Ael— 
tern von der Pflicht, die Verpflegungdfoften aus ihrem eigenen 
Vermögen zu beftreiten,-ganz oder zum Theile zu entheben feyn '), 

5) Es liegt in der Natur der Sache, daß demjenigen, welchem . 
die Pflicht der Erziehung obliegt, auch eine. beftimmte Macht über 
die Kinder eingeräumt werden müſſe. Aus diefem Grunde muß 
auch den unehelichen Aeltern eine folche Macht über ihre Kinder 
in fo weit zuerkannt werden, ald zum Zwecke der Erziehung nöthig 
ift. — In Ausübung diefee Macht hat zwar, wie bereit3 Herr 
Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare bemerft, bey Colliſions— 
fällen der Vater, fchon nach dem bloßen Vernunftrechte, die ent= 
fcheidende Stimme; diefed gibt ihm jedoch Feine fo ausgebreitete 
Macht, ald der bürgerliche Gefeßgeber. In fo weit ift die vä— 
terliche Gewalt ein pofitived Anjtitut, ein pofitived Necht, 
welches das Gefeß dem unehelihen Vater gegen dad Kind 
eben fo wenig ertheilt, ald ed dem Kinde ein pofitived Necht 
gegen den Vater zugefteht. Daher fteht das uneheliche Kind nicht 
unter der (pofitiven) väterlichen Gewalt, fondern ed wird ihm 
ein Vormund beftelft. Doch kann ed billig und rathfam feyn, 
dem unehelichen Water die Vormundfchaft anzuvertrauen. 

6) An welcher Religion ift ein uneheliches Kind zu erzies 
hen? — Iſt der Vater und die Mutter Eatholifcher Religion, fo 
verfteht e3 fich wohl von felbft, daß das Kind in Feiner anderen 
al der Fatholifchen Religion erzogen werden könne. Iſt der 
Vaͤter Eatholifch, die Mutter aber einer afatholifchen Religions: 
partey zugethan, fo ift auch, den Vorfchriften des Toleranzpaten— 
tes gemäß, dad Kind in der Eatholifchen Religion zu erziehen. — 
Iſt der Vater afatholifch, die Mutter aber Fatholifch, To kann 
jener das ihm im Toleranzpatente eingeraumte Recht, feine Söh— 
ne in feiner Religion zu erziehen, aber nur dazumahl geltend ma= 
chen, wenn er fich gleich bey dem Zaufacte ald Vater angibt, 
roidrigend wird er nicht mehr gehört, und dem Kinde ohne wei: 
ters eine Eatholifche Erziehung gegeben. — Auch in dem alle, 
als die Mutter gleichfalls einer alatholifchen Lehre anhängt, 


1) Bergleihe obige Abhandlung. 
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muß der Vater, wenn er fein Necht auf NReligionsunterricht be: 
haupten will, fich gleich bey dem Taufacte ald Vater angeben, 
fonft fteht der Mutter dad Necht auf den Religionsunterricht zu. 
Wenn aber die Aeltern das uneheliche Kind zu ernähren und zu 
erziehen, alfo ihrer Prlicht hierin nachzufommen yunvermögend 
find, und, zu deren Erfüllung angehalten, fich erklären follten, 
fie nicht erfüllen zu können, fo ift dad Kind vom Staate jur 
Grziehung in der Eatholifchen Religion zu übernehmen '). 


. 167. 


Zur Berpflegung ift vorzüglich der Vater verbun- 
den; wenn aber diefer nicht im Stande iſt, das 
Kind zu verpflegen, fo fällt diefe Verbindfichkeit 
auf die Mutter. 


4) So wie bey ehelichen Kindern vor allen dem Water die 
Laft der Verpflegung aufgebürdet wird, fo auch hier bey unehe— 
lichen Kindern. Gewöhnlich ift er der Verführer, folglich der 
Haupturheber der Erzeugung; dann ift er auch gewöhnlich ver: 
mögender, oder wenigſtens fähiger zum Erwerbe. Nur wenn 
der Vater unbekannt, oder todt, oder arm, und in fo weit er 
die Koften zu Bejtreiten unvermögend ift, muß die Verpflegung 
von der Mutter übernommen werden. — Qt diefe verftorben,, 
oder unvermögend, diefe Koften zu beftreiten, fo foll ohne Zweifel 
der Verſuch gemacht werden, die Großältern oder andere ver: 
mögliche Verwandte der Mutter zur Uebernahme diefer Verpfle— 
gung zu bewegen; aufgebürdet kann aber diefelbe den Großältern 
nicht werden, weil uneheliche Kinder von den Rechten der Fami— 
lie und der Verwandtfchaft auögefchloffen find. Die Verpflegung 
muß daher im VBermweigerungsfalle von den Öffentlichen Anftalten 
übernommen werden. 

2) Die Größe des Unterhaltsbetraged richtet fich ‚weder 
nach den Standeövorzigen des Vaters, noch der Mutter, weil 





1) Siehe Hofdeeret vom 5. Febr. 1789, J. &. S. Nr. 273, dann #. July 1796, 
3. ©. ©. Nr. 305, und Hoffanzleydecret vom 9. Jänner 1823, Pol. Gef. 
514. B., S. J. 
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dad uneheliche Kind daran Eeinen Theil nimmt. — Dagegen wird, 

nach dem Wortlaufe des vorigen $., allerdings auf das Dermögen 

der Xeltern Rücficht genommen. Hieraus folgt: daß, wenn der 

Pater zwar arm, aber nicht fo vermögenslos iſt, daß er feinem 

Kinde nicht einmahl den nothdürftigen Unterhalt abreichen könnte, 

die Mutter dagegen reich wäre, letztere alferdingd auch zum Bey: 

trage an den Erziehungdfoften verhalten werden könne, damit das 

Kind, wenn nicht eine ftandesmäßige, doch eine mehr als bloß noth: 

dürftige Verpflegung erhalte. Daß dad Kind den Vermögenskräf— 

ten der eltern angemeffen verpflegt werde, darüber ift beſonders 
der aufgeftellte Vormund zu wachen fchuldig; und im Salle der 
uneheliche Vater felbit ald Vormund aufgeſtellt wäre, fcheint es 
vorzügliche Pflicht de3 Gerichted zu feyn, fein Augenmerk darauf 
zu richten. 

ſ. 168. 

So lange die Mutter ihr uneheliches Kind, der 
künftigen Beſtimmung gemäß, ſelbſt erziehen will 
und kann, darf ihr dasſelbe von dem Vater nicht 
entzogen werden; deſſenungeachtet muß er die 
Verpflegungskoſten beſtreiten. 

4) Der $. 441 weiſet der Mutter die Verpflichtung zu, 
für die Pflege des Körpers und die Gefundheit ihres ehelichen 
Kindes zu forgen. Die Gefeßgebung befolgt hier, wie bereits 
bey Erläuterung des $. 141 bemerkt worden ift, ‚lediglich den 
Wink der Natur, welche durch Ausfpendung ihrer Gaben vor: 
züglich die Mutter geeignet machte, für die Pflege des zarten 
Kindes und des -unbehülflichen Schwächlingd zu forgen. — Es 
ift daher Fein Zweifel, daß auch die uneheliche Mutter verbunden 
fey, die erſte phyſiſche Erziehung ihres Kindes zu übernehmen. 

2) Iſt aber das Kind in dem Alter bereitd fo meit vorge: 
rückt, daß dadfelbe für einen beftimmten Stand erzogen werden 
ſoll, fo ift die uneheliche Mutter, in fo fern fie dazu fahig ift, 
zwar berechtiget, aber nicht verpflichtet, die Erziehung 
des Kindes ferner auf fich zu nehmen. Diefes wird im gegen: 
wärtigen $. duch die Worte: „So lange die Mutter ihre unches 
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liches Kind felbft erziehen will” deutlich ausgefprochen. Wil 
daher die Mutter die fernere Erziehung des Kindes nicht mehr 
beforgen, oder findet fie fich hierzu unfähig, fo ift der Vater 
gehalten, felbes zu fich zu nehmen, oder anderswo ficher und ans 
ftändig unterzubringen ($. 169). 

3) Es entfteht hier die Frage: wer bey einem unehelichen 
Kinde dad Recht habe, zu beftimmen, zu welchem Stande dasfelbe 
erzogen werden folle? Bey ehelichen Kindern fteht diefes Necht 
vorzüglich dem Vater zu ($. 148); allein diefes Recht kömmt 
demfelben lediglich als eine Folge der ihm eingeräumten väter: 
lichen Gewalt zu, und kann daher auf den unehelichen Vater 
nicht auögedehnt werden. — Ich glaube daher, daß bey unehe: 
lichen Aeltern diefes Recht vorzüglich demjenigen Xheile zuftehe, 
welcher die Koften der Verpflegung und Erziehung beftreitet. — 
Sande aber die VBormundfchaft die Erziehungsart für das Kind 
ganz unpaffend, fo Eönnte felbe allerdings eine Aenderung darin 
treffen. 

4) Wenn indeffen auch die Miutter die Erziehung des Kin- 
des felbft beforget, fo iſt der Vater doch verbunden, derfelben 
die Verpflegungdfoften zu verguten, und wenn es verlangt wird, 
felbe immer einen Monath voraus zu geben, damit dad Kind 
nie Roth Teide, 

0. 169, 


Läuft aber das Wohl des Kindes durch die mütter: 
lihe Erziehung Gefahr, fo ift der Vater ver- 
bunden, das Kind von der Mufter zu Trennen 
und folches zu fich zu nehmen, oder anderswo 
Tiher und anftändig unterzubringen, 

4) Die Erziehung foll, nach dem Zwecke des höchften Geſetz— 
geberd, zum Wohle des Kindes gereichen, und derfelbe uberläpt 
fie deßhalb der Miutter, weil er vermuthet, daß felbe, aus na= 
türlicher Zuneigung, das Beſte des Kindes befördern werde. — 
Sobald alfo diefe Vermuthung wegfällt, hat die Mutter auf die 
Erziehung Eeinen Anſpruch. Dieß ift der Fall, wenn die Muts 
ter die nöthigen Eörperlichen und geiftigen Eigenfchaften, welche 
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zur Erziehung erforderlich find, nicht befigt, — wenn ihr Er- 
werböverhältniß die Pflege des Kindes nicht geftattet, — wenn fie 
einen unfittlichen Lebenswandel führet, — wenn dad Kind, nach 
dem VBerlangen des die Erziehungsfoften beftreitenden Vaters, 
einem Stande gewidmet werden foll, wozu ed bey vorgerüctem 
Alter der Erziehung und Ausbildung von einem Manne bedarf 
u. ſ. w. — 

2) Tritt nun ein ſolcher Fall ein', ſo verpflichtet das Geſetz 
hier den unehelichen Vater, das Kind von der Mutter zu trennen, 
und ed wird ihm freygeſtellt, ob er das Kind ſelbſt zu ſich neh— 
men, oder wo anders ficher und anftandig unterbringen wolle. — 
Dad Geſetz Tadet diefe Verbindlichkeit dem Water, und nicht dem 
Bormunde auf, obfchon erfterer Feine väterliche Gewalt beſitzt; 
indeffen ift ed ohne Zweifel überhaupt Pfliht des Vormundes, 
darüber zu wachen, daß die Erziehung zum Beſten des Kindes 
beforgt werde. Sollte daher der uneheliche Water feiner hier aus: 
gefprochenen BVBerpflichtung nicht nachkommen, fo ift der Vor: 
mund verbunden, denfelben dazu zu verhalten, oder felbft für 
die anderweitige Unterbringung des Kindes zu forgen. 


b. 170, 


65 fteht den Aeltern frey, fi über den Unterhalt, 
die Erziehung und Verſorgung des unehelichen 
Kindes mit einander zu vergleichen; ein folcher 
Bergleich kann aber dem Rechte des Kindes Fei- 
nen Abbruch Thun, 


1) Ein Vergleich über die hier erwähnten Puncte kann, nach 
der Bemerkung des Heren Hofrathes von Zeiller, mannigfaltigen 
Collifionen, Streitigkeiten und Verzögerungen des Unterhaltöbey: 
frages und der Berforgung vorbeugen, Der $. ftellt es übrigens 
den Xeltern ganz frey, einen folchen Vergleich mit einander zu 
ſchließen, und ich kann mich daher auch von der Nichtigkeit der 
weiteren Behauptung des verewigten Commentators, daß zur 
Bultigfeit des Dergleiches die Einwilligung ded3 Vormundes und 
‚ des vermundfchaftlichen Gerichtes nothwendig fey, nicht nur allein 

nicht überzeugen , fondern finde vielmehr felbe mit dem Wort: 
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laute diefes $. fowohl, ald mit deffen Geifte im Widerftreite. — 
Die Berufung auf den $. 233 feheint hier nicht an ihrem Plage 
zu feyn, indem bier nicht von einem, zwifchen den eltern de3 
unehelichen Kindes und dem Vormunde, fondern Lediglich zwifchen 
beyden Aelterntheilen unter fich abzufchließgenden Vergleiche die 
Rede ift. — Eine Zuftimmung des Vormundes und der Bor: 
mundfchaftöbehörde wäre nur dann erforderlich), wenn auch auf 
Seite des unehelichen Kindes ein Recht aufgegeben werden follte, 
Allein da demfelben feine Rechte durchaus vorbehalten bleiben, 
fo ift eine Zuftimmung der Vormundfchaft hier- ganz überflüffig. 
Setze man 3. B. den Fall: die Mutter habe fich gegen eine be- 
ftimmte Summe Geldes mit dem unehelichen Vater dahin abge: 
funden, daß felbe die Beftreitung der Erziehungsfoften über fich 
nehmen wolle. So Tange nun die Mutter diefer übernommenen 
Verbindlichkeit nachfommen Fann, und wirflicy nachkömmt, hat 
die Vormundfchaft des Kindes gar Eein Intereffe daran, auf 
den zwifchen den Xeltern gefchloffenen Vergleich einen Einfluß 
zu nehmen; ihr liegt Tediglich ob, dafür zu forgen, daß das 
Kind eine, dem Vermögen der Aeltern angemefjene Erziehung er: 
halte, gleich viel, wer die hierzu nöthigen Koften beftreitet. Sollte 
e5 aber in der Folge der Mutter an dem nöthigen Vermögen 
-ermangeln, die übernommene WVerbindlichfeit zu erfüllen, oder 
follte fie, aus Pflichtvergeffenheit, felbe zu erfüllen aufhören, fo 
bleiben dem Kinde feine Nechte vorbehalten, und der Bormund 
kann, je nachdem er e3 für dad Wohl ded Kindes zuträglicher 
hält, entweder die Mutter zur Erfüllung ihrer in Folge des Ber: 
gleiches übernommenen PBerpflichtungen, oder den Vater zur 
Bollziehung der ihm durch dad Gefeg felbft auferlegten Verbind— 
lichkeit verhalten. — Sollte der Inhalt des Vergleiches felbft 
dahin gerichtet feyn, dem Kinde an feinen Nechten Abbruch zu 
thun, fo verfteht es fich von ſelbſt, Daß er ihn Anfehung des 
Kindes Feine rechtlichen Wirkungen hervorbringen Ednne, 

2) Bon dem Vergleiche, welchen die Aeltern felbft über die 
Erziehung und VBerforgung des unehelichen Kindes ſchließen, muß 
man daher jenen Vergleich unterfcheiden, welchen etwa die Vor— 
mundfchaft felbft mit dem unehelichen Vater einzugehen ſich ver: 
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anlaßt findet, Diefes wäre 3. B. der Fall, wenn der Bormund 
gegen den von der Mutter ald Vater bezeichneten Mann mit 
einer Klage auftreten, und bey der obwaltenden Gefahr, in dem 
Nechtöftreite fachfällig zu werden, fih im Vergleichswege mit 
einer Abfindungd : Summe begnügen würde. — In einem fol 
chen Falle muß fich für immer mit diefer Summe zufrieden ge: 
ftellt werden; dabey verfteht e3 ſich wohl von felbft, daß zur 
Rechtögültigkeit eines folchen Vergleiches auch die Zuftimmung 
der Vormundfchaftöbehörde hinzu treten müſſe. 


0.474, 

Die Verbindlichkeit, uneheliche Kinder zu verpfles 
gen und zu verforgen, geht, gleich einer andern 
Schuld, auf die Erben über, 

4) Die Verpflegung und VBerforgung muß naͤhmlich aus 
dem Vermögen ded Vaters, und aushulfsweife aus jenem der 
Mutter beftritten werden. Diefe Verforgungs + Verbindlichkeit 
ift daher eine auf dem Vermögen der Xeltern ruhende Lafl. Da 
nun die Erben auch die auf dem Vermögen des Erblafferd ru— 
henden Laften übernehmen müffen, fo haben fie auch diefe Pflicht 
der Verpflegung zu übernehmen. (M. 531 u. 532.) 

2) Da uneheliche Kinder überdieg, ald gefegliche Erben der 
Mutter, mit einem Pflichttheile von Geite der letztern bedacht 
werden müffen, fo entfteht die Frage: ob, wenn der Pflicht: 
theil zur Verſorgung nicht hinreichend ift, dem eingefegten Erben 
noch eine weitere Pflicht der Verſorgung obliege? — eine Stage, 
die bey Erläuterung des $. 795 ihre Beantwortung finden wird. 


. 172, 

Erlöfyung der väterlichen Gewalt: 

Die väterliche Gewalt hört mit der Großjährigkeit 
des Kindes fogleich auf, wofern nicht aus gerech- 
ter Urfache die Fortdauer derfelben, auf Anfuchen 
des Vaters, von dem Gerichte verwilliget und 
öffentlich bekannt gemacht worden ift, 
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4) Der Grund, warum die Kinder unter der väterlichen 
Gewalt ftehen, ift: weil fie ihre unreifen Alters und Ber: 
ftande3 wegen fich felbft zu regieren und ihre Angelegenheiten 
zu beforgen nicht vermögen. Hört der. Grund auf, fo fällt auch 
das Gegründete, die väterliche Gewalt, weg. Da aber die Natur 
diefe Gränze nicht deutlich bezeichnet hat, fo hat es die Gefeg- 
gebung über fi) genommen, diefe Gränzlinie dadurch zu ziehen, 
daß felbe ein beftimmtes Alter als Regel feftgefegt hat, bey def: 
fen Eintreten die Vermuthung entftehet, daß dad biöher unter 
der väterlichen Gewalt geftandene Kind bereit jene Reife des 
Verſtandes und Feſtigkeit des Willens erreicht habe, welche eine 
fernere Leitung überflüffig macht. Diefer Zeitpunct ift der der 
Volljährigkeit. Bey dem Eintreten deöfelben hört fohin der 
Negel nad die väterliche Gewalt fogleich auf. 

2) Ich fage der Regel nach; denn die allgemeine Vorfchrift 
des Gefeßgebers, daß die Großjährigkeit von 24 Jahren erreicht 
werde, beruhet auf einer aud dem gewöhnlichen Laufe der Natur 
abgezogenen Vermuthung, die unftreitig. Ausnahmsfälle zulägt. 
Nun Eonnen aber ungezweifelt Ausnahmsfälle eintreten, wo die 
Vermuthung der Wahrheit „ daß das Kind, ungeachtet des er- 
reichten Alters, doch nicht fich ſelbſt überlaffen werden könne, 
weichen mug. Diefe Zälle werden im folgenden $. aufgeführt. 

3) Tritt nun ein ſolcher Fall wirklich ein, fo hat der Va— 
ter das Recht und die Pflicht, dem Gerichte hievon, mit Vorle: 
gung der Beweiſe, die Anzeige zu machen. Diefes hat über eine 
folche Anzeige die geeigneten Erhebungen durch Einvernehmung 
des Kindes, der Aerzte, Haudgenoffen, Verwandten, und über: 
haupt aller jener Perfonen, welche hievon MWiffenfchaft haben 
und Aufklärung geben können, zu pflegen, und wenn es fich von 
der Wahrheit, daß dad Kind, wenigftens noch zu der Zeit, zur 
Erlangung der rechtlichen Großfährigfeit unfähig fey, überzeugt, 
zur allgemeinen Vorfiht, damit Niemand mit dem Unfähigen 
fi) in Rechtögefchäfte einlaffe, durch ein offentliches Edict Fund 
zu machen, dag der N. N., ungehindert der erlangten Großjäh— 
tigkeit, die freye Verwaltung feines Vermögens einzuräumen, von 
Seite des Gerichtes nicht fähig befunden worden, daher er noch 
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ferner ald ein Mündel anzufehen und nach dem Rechte der 
Minderjährigen von Jedermann zu behandeln fey ). Daß diefe 
Kundmachung in einer angemeffenen Friſt vor Eintritt der Groß: 
jährigkeit zu verfügen fey, ift zwar bier nicht fo ausdrücklich, 
wie im $. 251 bey Erweiterung der Fortdauer der VBormundfchaft, 
vorgefchrieben. Allein einer Seits muß des ganz gleichen Grun— 
ded wegen die ausdrüdliche VBorfchrift des $. 251 auch auf den 
gegenwärtigen Fall angewendet werden, anderer Seits liegt diefe 
Anordnung fchon füillfchweigend in den Worten des gegenwärtigen 
$.; denn es heißt: „daß die Fortdauer der väterlichen Gewalt 
bewilligt und öffentlich befannt werden müffe.” Da nun. aber die 
väterliche Gewalt mit der Großjährigkeit des Kindes fogleich auf: 
hört, fo Fann nach diefem Zeitpuncte von Feiner Kortdauer der: 
felben mehr die Rede feyn, fondern höchftens könnte die väterliche 
Gewalt von Neuem ind Leben treten. 

4) Durch diefe Erklärung wird nicht, wie ed fcheinen Fünnte, 
die väterliche Gewalt in eine vormundfchaftliche oder euratorifche 
umgeändert, fondern, wie es die Worte diefes $. ausdrüden, die 
Tortdaner der väterlichen Gewalt befchloffen. Eine 
Bemerkung, die inäbefondere bey der Trage: ob ein folcher 
Minderjähriger zu feiner Verehelichung, nebft der Einwilligung 
des Waterd, auch die des Gerichtes nothwendig habe? zur Ans 
wendung Eommt ($. 49) ?). 

5) Hört in der Folge die Urfache auf, wegen welcher die 
Fortdauer der väterlichen Gewalt befchloffen worden ift, fo Tiegt 
ed dem Vater ob, die Anzeige hievon bey Gericht zu machen, 
und um die Genehmigung zu bitten, fein Kind nunmehr aus der 
säterlichen Gewalt entlaffen zu dürfen. — Auch dem Kinde fteht 
es zu, wenn der Vater fich zu Feinem Schritte bewegen ließe, un: 
mittelbar dießfalld- bey Gericht einzufchreiten. Das Gericht wird 
den Vater vernehmen, und überhaupt über den Umftand, ob die 
Urfache der fortgefegten väterlichen Gewalt gehoben fey, die ges 
eigneten Nachforfchungen veranlaffen, und nach nee dad 
Geſuch gewähren oder zurückweiſen. 


1) Allg. Inſtruction für die Juſtizbehörden vom 9. Sept 1785, 6. 56. 
2) Siehe Zeillers Commentar Nr. 7. 
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Gerechte Urfachen, die Fortdauer der väterlichen 
Gewalt bey Gericht anzuſuchen, find: Wenn das 
Kind, ungeachtet der Volljährigkeit, wegen Lei: 
beö= oder Gemüthsgebrechen fich ſelbſt zu verpfle— 
gen, vder feine Angelegenheiten zu beforgen 

. nicht vermag; oder, wenn es fich während der 
Minderjährigkeit in beträchtlihde Schulden ver- 
wickelt, oder. folcher Vergehungen fchuldig ge: 
macht hat, wegen welcher es noch ferner unter. ge= 
nauer Auflicht des Vaters gehalten werden muß, 

Diefe Urfachen müſſen, wie es fich von felbjt verfteht, 
von dem Vater gehörig erwiefen werden: Vebrigens ift die Bor: 
fehrift des Geſetzes ganz deutlich und Elar, und bedarf Feiner 
Erfauterung: 

0. 174, 

Kinder Eönnen auch vor Zurücklegung des vierund- 
zwanzigſten Sabtes aus der väterlichen Gewalt 
treten, wehn der Vater mit Genehmhaltung des 
Serichtes fie ausdrücklich entläßt, oder, wenn 
er einem zwanzigjährigen Sohne die Führung 
einer eigenen Haushaltung geftattet. 

4) Wie in vorigen Falle der Zeitraum der rechtlichen Groß— 
jährigkeit aus gerechten Urfachen weiter hinaus gerückt wird, 
weil die angenommene Vermuthung, daß ein Kind, welches dad 
vierundzwanzigſte Jahr feiried Lebens zurückgelegt hat, bereitö 
jenen Grad der Neife des Verſtandes und Feftigkeit des Willens 
erreicht habe, um feine Angelegenheiten felbft beforgen zu können, 
dadurch aufgehoben wird, — fo kann e5 auch gerecht und bilfig 
feyn, den Zeitraum abzufürzen, und. das Kind früher für 
unabhängig von der väterlichen Gewalt zu erklären, wenn nähm— 
lich die für ein Kind, das noch nicht vierundzwanzig Jahre alt tft, 


& Nippel's Commentar I, Th. 17 
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gefeglicdy angenommene, der obigen entgegengefegte Vermuthung 
durch dad biäherige Benehmen des Kindes, und feine an Tag 
gelegte Bähigfeit die Verwaltung feined Vermögens und Befor: 
gung feiner übrigen Angelegenheiten felbft übernehmen zu kön— 
nen, entfräftet wird, und fich zugleich nicht nur Fein Mißbrauch 
der Unabhängigkeit beforgen,, fondern vielmehr ein wahrer Vor: 
theil des Kindes erwarten läßt. 

2) Diefer Fall tritt insbefondere, wie Herr Hofrath von 
Zeiller in feinem Commentare bemerft, bey dem Bürgerftande 
dann ein, wenn ein Sohn auf eigene Rechnung einen Erwerb 
unternehmen, und daher im Verkehr fich gültig zu verpflichten 
($. 868) fähig feyn fol. Wird ihm der Betrieb einer Hand— 
lung, oder eines ordentlichen Gewerbes von der Behörde 
verftattet, fo wird er ohnehin ftillfehweigend für volljährig erklärt 
($. 252). Allein auch ohne eine foldye Verleihung Fann der 
Vater dad Kind (um einem anderen Erwerb, der Feiner obrig® 
Feitlichen Verleihung bedarf, nachgehen zu können, oder aus ans 
deren Gründen,) ausdrücklich aus der väterlichen Gewalt 
entlaffen; damit jedoch mit einer folchen Entlaffung Fein Miß— 
brauch gemacht werde, und felbe überhaupt nicht zu voreilig und 
leichtfinnig geichehe, muß ber Vater hiezu die Genehmigung ded 
Serichtes einhohlen. 

3) Es entficht hier die Frage: ob das Kind, dad auf vor- 
ftehende Art aus der väterlichen Gewalt entlaffen werden foll, 
bereitö das zwanzigſte Jahr zurückgelegt haben müffe, wie «5 
ben dem zweyten, weiter unten vorfommenden Falle der Entlaf- 
fung, und im $. 252 bey der ausdrücklichen Volljährigkeits-Er— 
Härung wörtlich angeordnet ift? — Diele glauben, daß aud dem 
Stillſchweigen des Geſetzes gefchloffen werden müſſe, der Geſetz— 
geber habe zwiſchen dieſen verſchiedenen Arten der Volljährigkeits— 
Erklärungen einen Unterſchied feſtſetzen wollen. Allein nachſtehen— 
de Gründe geben die bejahende Beantwortung dieſer Frage. — 
Schon die natürlichen Rechtsgrundſätze lehren uns, daß ein 
Menſch fo lange nicht als volljährig angeſehen werden kann, fo 
lange ihm noch die zur Eingehung- von Nechtögefchäften nötbige 
Reife des Verſtandes und Seftigkeit des Charakters mangelt, und 
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nur die Beſtimmung ded Zeitpunctes, warn diefer Mangel geho: 
ben ift, bleibt der pofitiven Beftimmung des Gefesgebers tiber: 
laffen. Der öfterreichifche Gefeßgeber hat diefen Zeitpunct auf 
dad zurückgelegte vierundzwanzigite Lebensjahr ausgedehnt, und 
dadurch die Vermuthung aufgejtellt, daß vor diefem Zeitpuncte 
bey feinem Staatsbürger obige Verftandes: und Willens -Eigens- 
fiohaften eintreten. Diefe Vermuthung gilt aber nicht als eine 
praesumtio juris et de jure, fondern läßt einen Gegenbemeis 
zu, bey deffen Vorhandenfeyn ed, nach J. 252, dem vormund: 
fehaftlichen Gerichte geftattet ift, einen Minderführigen, welcher 
das zwanzigite Jahr zurücfgelegt hat, mit Nachficht des Alters, 
für volljährig zu erklären. Dadurch, da diefe Art Großjährig— 
keits- Erklärung auf die Zurücklegung des zwanzigften Lebensjahres 
befcehränft ift, gehet offenbar hervor, daß der Gefeßgeber vor 
demfelben eine reife Beurtheilung auch nicht einmahl ausnahms— 
weiſe annehme, und daher ald ein praesumtio juris et de jure 
den Satz geltend madyen wolle: vor dem zwanzigften Le 
bensjahre befigt Fein Menfch die Fähigkeit, fein 
Vermögen felbjt verwalten zu können. Diefes von 
dem Gefeggeber ausgefprochene Doama, in Bereinigung mit dem 
natürlichen Rechtögrundfage, daß Fein Menfch, dem diefe Fähig: 
keit mangelt, für großjährig erkannt werden Eönne, laffen keinen 
Zweifel übrig, daß auch dasjenige Kind, dad auf diefe Art und 
Weiſe aus der väterlichen Gewalt entlaffen werden foll, das 
zwenzigfte Jahr feines Lebens bereits zurücdgelegt haben müſſe. 
Die Entlaffung aus der väterlichen Gewalt hat chne Zweifel 
gleiche rechtliche Wirkung mit der erreichten Volljährigkeit; ed 
fchließt fohin die gerichtliche Genehmigung hiezu die Erklärung 
der Volljährigkeit ſtillſchweigend in ſich. Die Regel aber, welche 
dad Gericht. bey Citheilung der Großfährigfeits » Erklärung zu 
befolgen hat, ift nicht im gegenwärtigen, fondern im $. 252 
enthalten. Das Geſetz hat übrigens eine unüberfchreitbare Gränz— 
linie ziehen müffen, fonft könnte e5 dem Vater und dem Ge: 
richte felbjt einfallen, ein vierzehnjähriges Kind aus der vwäterlie 
shen Gewalt zu entlaffen, 
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4) Eine ftillfibweigende Entlaffung gefchieht, wenn der 
Vater feinem Sohne, welcher bereitö das zwanzigfte Jahr feines 
Lebens zurücgelegt bat, die Führung einer eigenen Haushal— 
tung geftattet; da diefe mit der freyen Verwaltung des Vermö— 
gend, und der Fähigkeit, fich gültig zu verbinden, unzertrennbar 
verfnüpft ift, und der Vater durch eine folche ©eftattung deut: 
lich erklärt, daß der Sohn zur Cmancipation reif fey. Das Ge: 
feß redet nur von einem Sohne; was in Hinficht einer Toch— 
ter Rechtens fey, verordnet der folgende Paragraph. Zu diefer 
ftillfehweigenden Gmancipation bedarf es Feiner gerichtlichen Ge: 
nehmigung, meil hier mit allem Grunde vorausgeſetzt werden 
fann, daß der DBater die bejte Gelegenheit hat, ſich von der Fä— 
bigfeit feines Sohnes, fein Vermögen felbft zu verwalten, zu 
überzeugen, und daß, wenn er nicht vollfommen davon überzeugt 
wäre, er dem Sohne die Führung einer eigenen Haushaltung nicht 
geftaften würde. Cine eigennügige Abficht, die bey der oben ange: 
deuteten ausdrüdlichen Entlaffung zuweilen eintreten kann, wenn 
3. B der Vater mit feinem Kinde in einen Rechtöconflict gerath, 
und daher mit vielem Grunde hofft, daß dadfelbe nachgiebiger 
al5 deffen aufzuftellender Curator feyn werde, ift hier nicht vor- 
auszufesen. -Uebrigens foll ohne Zweifel. dadurc dem Kinde die 
Gelegenheit erleichtert werden, frühzeitig zu einer felbjtftändigen 
Derforgung zu gelangen. — Ginige glauben den Grund, warum 
der Geſetzgeber in dem legten Falle Feine gerichtliche Geneh— 
migung vorausfeße, gerade darin zu finden, weil bier der 
DBater auf das zwanzigfte Lebensjahr feines Sohnes befchranft 
fey, im früher berührten Sale aber nicht. Aber außerdem, daß 
diefer Behauptung die sub Nr. 3 erwähnten Gründe entgegen 
ftehen, zerfällt felbe, nach meiner Ueberzeugung, durch die Betrach— 
tung, daß ohne Zweifel bey der ausdrücklichen Emancipation eines 
mehr als zwanzig Jahre alten Cohnes gleichfalls die gerichtlicdye 
Genehmigung erfordert wird. — Der Gefeßgeber hatte daher 
überhaupt anordnen müfjen, daß, wenn ein Kind unter zwanzig 
Jahren aus der väterlichen Gewalt entlaffen werden fol, die ge: 
richtliche Genehmigung binzutreten müffe, außerdem aber. nicht. 
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5) Uebrigens glaube ich hier die Bemerkung ded Herrn Hof- 
rathes v. Zeiller wiederhohlen zu müffen, daß ein dffentliches 
Amt, nach unferen Gefegen, von der väterlichen Gewalt nicht 
frey fpreche. Denn von höheren, dem Nathötifche, dem Nichter: 
amte zuführenden, oder mit Verrechnung öffentlicher Gelder ver: 
bundenen Aemtern fchließen theils ausdrückliche Gefeze die Min- 
derfährigen aus, theils Fann ganz natürlich zu folchen Aemtern 
ohnehin nicht leicht Jemand gelangen, der nicht anfänglich gerin- 
gere Chargen bekleidet, folglich bid dahin die Jahre der Minder— 
jährigkeit-überfchritten hat. Ben den minderen Nemtern fordert 
weder die Würde, noch dad Amt die Loszählung von der vater: 
lichen Gewalt, da es fich wohl von felbft verjteht, daß ein Beam: 
ter in Ausübung feiner Amtögefchäfte derfelben nicht unters 
worfen fen. h 


| d. 1 

Wenn eine minderjährige Tochter fich verehelichet, 
fo kommt fie zwar, in Rüdficht ihrer Perfon, 
unter die Gewalt des Mannes (6. 91 und 92); in 
Hinficht auf das Vermögen aber hat der Vater 
bis zu ihrer Großjährigfeit die Nechte und 
Mlichten eines Curators. Stirbt der Mann 
während ihrer Minderjährigkeit, fo kömmt fie 
wieder in die väterliche Gewalt. 


41) Jede Gattinn muß den Ehemann al das Haupt der 
Samilie betrachten ($. 91); fie ift daher überhaupt, um fo mehr 
aber. im minderjährigen Alter, feiner Aufficht und Leitung unter- 
geordnet; — eine zweyfache Unterordnung der Gattinn, nähmlic) 
unter die Gewalt ihred Mannes und die ihres Waters, läßt ſich 
nicht vereinigen, und müßte, wollte man fie nach Gegenftanden 
theilen, fo, daß dem Mianne lediglich die Leitung des Hausweſens, 
dem Dater aber die fortwährende Aufficht über ihre Erziehung 
anvertraut würde, hinfichtlich - der fo nothwendigen Ginheit zwi: 
fiyen beyden Ehegatten, zu den nachtheiligften Folgen fuhren. — 
Ganz füglich kann aber damit noch immer das Recht des Vaͤters, 
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das feiner minderjährigen Tochter, ungeachtet der Verehelichunn, 
vorbehaltene Vermögen in der Eigenfchaft eines Curators zu bes 
forgen, fortbeftehen, und diefes ift fogar in dem Falle, als der 
Ehemann felbft noch minderjährig ift, nothiwendig. 

2) Es kann bier die Frage entftehen: ob dad Gericht auch 
befugt fey, dem Vater die Curafel abzunehmen, und fie dem 
Chemanne zu übertragen? — Für die befahende Meinung freie 
tet wenigftend der Umftand, daß der $. 260, welcher diefes Ber 
fugniß dem Gerichte einräumt, ganz allgemein und ohne alle 
Einfchränkung fpricht, und noch mehr, daß dabey ausdrudlic) der 
$. 175 citirt ift, wodurch es dad Anfehen gewinnt, ald wollte 
‚der Geſetzgeber andeuten, daß ed lediglich von dem Befinden des 
Gerichtes abhänge, ob es die Curatel dem Vater nicht abnehmen 
und auf den Chegatten übertragen wolle. Allein der Umſtand, 
daß der $. 260 ganz allgemein und ohne alle Einſchränkung 
fpricht, beweifet bier nichts, weil auch der gegenwärtige F. Feine: 
Ausnahme enthält, beyde Paragraphe aber unmöglich. nebenein: 
ander beftehen können, ald daß einer aus denfelben die Regel, 
der andere dagegen die Ausnahme von der Regel bilde. Nun 
läßt fich erweifen, daß der $. 260 die Regel, der gegenwärtige 
$. aber die Ausnahme darftelle. — Wenn man nähmlich alle jene 
Paragraphe des allgemeinen bürgerlichen Gefeßbuches durchgehet, 
welche fich auf andere Paragraphe diefed Gefeßbuches berufen, 
wie e3 im $. 260 der Fall ift, fo findet man, daß diefe Beru— 
fung verfchiedene Zwecke habe, daß felbe aber außer dem $. 260, 
den wir einftweilen noch ald zweifelhaft annehmen wollen, nir= 
gends zu dem Ende gefchehe, um dadurch anzudeuten, daß der 
citirte $. die Regel, der citirende dagegen die Ausnahme bilde. 
Wohl aber finden wir das Gegentheil in den $$. 192, 545, 684, 
4183, 4401, 4412, 1445. — 65 zeigt fi) daher, daß nad) dem 
Schreibgebrauche des Geſetzgebers der citirte $. die Ausnahme, 
der citirende $. dagegen die Regel bilde. Es geht daher im vor: 
liegenden Sale aus der grammaticalifchen Auslegung Elar hervor, 
daß die Anordnung des Gefeged im gegenwärtigen $. eine Aus— 
nahme von der in $. 260 enthaltenen Beftimmung enthalte. Diefe 
Behauptung wird auch noch durch) die Stellung beyder $$. und 
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durch den Umſtand gerechtfertiget, daß die Ausübung der Cura— 
tel von Seite de Vaters über feine minderjährigen Kinder ein 
Ausflug der väterlichen Gewalt fey, die demfelben ohne hinrei— 
enden Grund nicht entzogen werden kann, welcher, wie oben 
Mr. 4 bemerkt worden, hier nicht vorhanden ift. 

3) Stirbt der Mann während der Minderfährigkeit feiner 
Stau, fo fallt dad Hinderniß, wodurch die Ausübung der väter> 
lichen Gewalt über ihre Perfon gehemmt wurde, hinweg; fie bes 
darf nun wieder eines anderen Vertreters, folglich tritt auch wie— 
der die väterliche Gewalt in ihrem ganzen Umfange ein. Daher 
muß 3. B. die Minderjährige, im alle einer Wiederverehelichung, 
die Einwilligung ihres Vaterd einhohlen. Die Enkel aus der erften 
Ehe Eommen aber keineswegs unter die Gewalt des Großvaters, 
fondern werden von einem Vormunde vertreten, wozu freylich 
vorzüglich der väterliche Großvater berufen ift (F. 198). 


0. 176. 

Wenn ein Vater den Gebrauch der Vernunft ver- 
tiert, wenn er als Berfchwender erklärt, oder 
wegen eines Verbrechens auf längere Zeit als 
ein Jahr zur. Gefängnißftrafe verurtheilt wird; 
wenn er eigenmächlig auswandert; oder wenn 
er über ein Sahr abweſend ift, ohne von feinem 
Aufenthalte Nachricht zu geben; Eommt die väter: 
fihe Gewalt außer Wirkfamkeit, und es wird 
ein Bormund beftellet; hören aber diefe Hinder: 
nifje auf, jo tritt der Vater wieder in feine Rech—⸗ 
te ein. 

1) Wenn der Vater den Gebrauch der Vernunft verliert, 
ſo wird er dadurch außer Stand geſetzt, für ſich ſelbſt, um ſo 
mehr alfo auch, für feine Kinder zu ſorgen. Ob er aber auch wirk- 
lich den Gebrauch feiner Vernunft verloren habe, muß aus der 
genauen Erforſchung feines Betragens und nach Einvernehmen 
der vom Gericht ebenfalld dazu verordneten Aerzte beurtheifet: wer: 
den. Ueberdieß muß dad gerichtliche Erkenntniß, welches denfel- 
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ben ded Gebrauches der Vernunft beraubt erklärt, in die Zeitungs— 
blatter eingefchaltet werden ($. 273). 

2) Ein Verſchwender, d. i. im gefeßlichen Sinne des Wor— 
tes derjenige, von welchen nach der erſtatteten Anzeige und der 
hierüber gepflogenen Unterfuchung offenbar wird, daß er fein Ver: 
mögen auf eine unbefonnene Art durchbringt, und fich oder feine 
Samilie duch muthwillige oder unter verderhlichen Bedingungen 
gefchloffene Borgverträge künftigem Nothftande preid gibt, bewei— 
fet, daß er entweder nicht den gehörigen Verftand befiße, um das 
Unfluge feined Benehmen einzufehen, oder daß er zu ſchwach 
fey, um feine Sinnlichkeit zu beherrſchen. In Feinem Falle kann 
man dad Wohl feiner minderjährigen Kinder deffen * an⸗ 
vertrauen. 

3) Die wegen eines Verbrechens verhängte Gefängnißſtrafe 
(in der gefeglichen Sprache „Kerfer”) läßt, der Natur der Sache 
nach, dem Vecurtheilten Eeine Gelegenheit, für dad Befte feiner 
Kinder forgen zu können. Beſteht die Gefängnißftrafe zudem in 
„ſchwerem Kerker” (welches größtentheild der Fall ift, wenn der 
Verbrecher zu einer mehr als ein Jahr dauernden Gefangnißftrafe 
veruetheilt wird), fo ift der Verurtheilte außer Stand gefekt, 
für fich feldft, gefhweige auch für feine Kinder forgen zu können. 
— Daueıt nun diefer Zuftand durch längere Zeit fort, fo ift eine 
natürliche Folge, daß der Vater, der fich in felbem befindet, feine 
väterliche Gewalt verliert. Das Geſetz hat den Zeitraum der 
Öefangnißftrafe, in Uebereinſtimmung mit dem der Abweſenheit, 
auf ein Jahr feftgefegt. Wurde der Vater von dem Criminal: 
gerichte erfter Inſtanz zwar zu einer folchen Gefängnißftrafe ver: 
uctheilt, hat er aber gegen diefed Urtheil den Recurs an den obe- 
ren Richter ergriffen, fo muß ganz nafürlich, ehe nıan den Ba: 
ter al3 feiner väterlichen Gewalt beraubt anfehen und einen Vor: 
mund beftellen Fann, die Erledigung, dieſes Recurſes abgewartet 
werden. Eine andere, z.B. wegen Vergehen gegen die Zollgefese 
verhängte Gefängnißftrafe, wenn fie auch länger ald ein Jahr 
dauern follte, zieht, nach dem deutlichen Ausdrucke des Geſetzes, 
diefe Wirkung nicht nach fih. Der Geſetzgeber feheint dabey von 
der Anficht ausgegangen zu ſeyn, daß die auf Vergehen verhängten 
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Gefängnißftrafen den Gefangenen doch immer freyeren Spiel: 
raum laſſen, für das Beſte des Minderjährigen forgen zu können, 
und ihn auch nicht in dem Grade unwürdig machen , eine väter: 
liche Gewalt auszuüben, wie diefed bey einer Kerferftrafe der 
Tall ift. 

4) Chen fo verliert der Vater die väterliche Gewalt, wenn 
er eigenmächtig auswandert. Wann digfed gefchehe, wurde bereit 
$. 32 bemerkt. Es fallt dabey in die Begriffe, daß die Behörde, 
welche den Verluſt der väterlichen Gewalt auszufprechen und den 
Bormund zu beftellen hat, fich nicht auch in dad Erfenntniß, ob 
diefe Bedingniffe der Auswanderung eingetreten, und der Vater 
als ein Auswanderer zu erklären fen oder nicht, einlaffen könne, 
fondern dieſes Erkenntniß der competenten politifhen Behörde 
überlaffen müffe, und daß erft in dem Falle, als die politifche 
Behörde den Vater ald einen Auswanderer ordentlich erklärt hat, 
auch die betreffende Quftizbehörde die Unwirkſamkeit feiner väter: 
lichen Gewalt auöfprechen und einen Vormund beftellen könne. 
Das Geſetz redet hier übrigend von einer eigenmäctigen 
Auswanderung; e3 fcheint daher zweifelsfrey zu fegn, daß, wenn 
der Vater die Bewilligung zur Auswanderung erhält, er die 
väterliche Gewalt über feine Kinder nicht verliere, wenn auc) 
diefelben fortan dfterreichifihe Unterthanen bleiben follten, welcher 
Fall indeffen wohl äußerft felten eintreffen dürfte. 

5) Der Vater verliert auch feine väterlihe Gewalt, und 
e5 wird ein Vormund beftellt, wenn er über ein Jahr abweſend 
ift, ohne von feinem Aufenthalte Nachricht zu geben. In diefem 
alle Hat die den Vormund zu beftellende Behörde nicht darauf 
zu fehen, ob der Vater von Seite der politifchen Behörde bereits 
durch Edict vorgerufen worden fey oder nicht; noch weniger hat 
diefelbe das Erkenntniß über feine Auswanderung abzuwarten, 
fondern gleich nach Verlauf eines Jahres, von dem Zeitpuncte 
angefangen, ald er von feinem Aufenthalte die legte Nachricht 
gegeben hat, zur Aufftellung eined Vormundes zu fchreiten. 

6) In den hier aufgezählten Fällen wird die väterliche Ge: 
walt nur fuspendirt; hören die hier angeführten Hinderniffe auf, 
fo wird der Vormund feines Dienftes entlaffen, und die väter: 
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fiche Gewalt Fommt wieder in Wirkſamkeit. Diefed gefchieht alfo, 
wenn die gegen den Vater wegen Wahn, Blödfinn oder Vers 
fhwendung verhängte Curatel aufgehoben, wenn er aus der Strafe 
entlafjen wird u. f. w. Am Falle einer eigenmächtigen Auswan— 
derung feheint jedoch bloß die Rückkehr in die öfterreichifchen Staa— 
ten nicht genügend zu feyn, fondern es muß von eite, der poli— 
-tifchen Behörde dad Auswanderungd - Erfenntniß zurückgenommen 
werden. Bey der Abwefenheit fcheint es hinreichend, daß der 
Pater auf eine glaubwirdige Art das Gericht von feinem Aufs 
enthalte in Kenntniß fee, indem die Abwefenheit allein für ihn 
fein Hinderniß iſt, feine väterliche Gewalt auszuüben, fondern 
nur in Verbindung mit dem Umftande, dag er unterläßt, von ſei— 
nem Aufenthalt3orte Nachricht zu ertheilen. 

7) Es Eann bier die Frage aufgeworfen werden: ob nicht 
auch in dem Falle, ald bey der Trennung einer Ehe, oder bey 
einer Scheidung von Tiſch und Bett, vermöge Hebereinfunft oder 
durch richterliched Erkenntniß, alle, oder einige Kinder der Mutter 
zur Erziehung überlaffen werden, die väterliche Gewalt außer 
MWirkfamfeit komme, und diefen ein Vormund aufgeftellt werden 
müffe? — oder ob der, von der Mutter getrennte oder gefchies 
dene Dater deffenungeachtet feine Rechte auf die Kinder beybe: 
halte? — Es fiheint feinem Zweifel zu unterliegen, daß dadurd) 
der Vater in der Hegel feine Rechte nicht verliere, und fohin 
auch Eein Vormund für die der Mutter zur Erziehung überlaffe: 
nen Kinder aufzuftellen fey. Denn in Feiner Stelle hat dad Ges 
feg mit diefem Falle den Verluft der väterlichen Gewalt verknüpft. 
Menn jedoch bey diefer Scheidung oder Xrennung einer der hier 
oben erwähnten Umftände eintritt, fo verfteht es fich von felbft, 
daß ein Vormund für die Zeit, als die väterliche Gewalt außer 
Wirkſamkeit gefegt ift, aufgeftellt werden müſſe. 


0. 177, 


Väter, welche die Verpflegung und Erziehung ih— 
rer Kinder gänzlich vernacdhläfligen, verlieren * 
väterliche Gewalt auf immer. 


— 
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4) Die gänzliche Vernachläffigung ergibt fich entweder aus 
einzelnen Ihatfachen, aus welchen der böfe Vorſatz des Vaters, 
fih der Fürforge für das Kind zu begeben, klar hervorleuchtet, 
wie 3. B. Weglegung und Verftoßung, oder durch ein fortwäh: 
rendes pflichtwidriges Benehmen in der ganzen Erziehungs = oder 
Verpflegsweiſe. In dem Iegteren Falle werden der Entziehung 
der väterlichen Gewalt gütliche Vorftellungen voraus zu gehen 
haben, und erft, wenn diefe nicht5 fruchten, ift dem Water feine 
väterliche Gewalt zu benehmen und ein Bormund aufzuftellen. 
Uebrigens muß, da ed fich hier. um den Berluft von Rechten han 
delt, welche dad Gefes dem Vater eingeräumt hat, von Geite 
der Perſonal-Inſtanz deöfelben ein ordentliches Erkenntniß ge: 
fihöpft werden, gegen welches ihm freyftehen muß, auf dem im ade= 
lichen Richterammte vorgezeichneten Wege den Recurs zu ergreifen. 

2) Die theilweile Vernachläſſigung in der Verpflegung und 
Erziehung zieht daher den Verluſt der väterlichen Gewalt nicht 
gleich nach ſich; es beſtehen aber zur Hintanhaltung folcher theil- 
mweifen Berlegungen die bereit5 im $. 139 aufgeführten Vorſchrif— 
ten des Strafgeſetzbuches. 


0. 178, 

Gegen den Mißbrauch der väterlichen Gewalt, wo: 
duch das Kind in feinen Rechten gekränkt wird, 
oder gegen die Unterlaffung der damit verbuns 
denen Pflichten, Fann nicht nur das Kind felbft, 
fondern Sedermann, der davon Kenntnig hat, 
und befonders die nächiten Anverwandten, den 
Beyſtand des Gerichtes anrufen. Das Gericht 
hat den Gegenftand der Beſchwerde zu unterfu- 
chen, und die. den Umjländen angemeffenen Ber: 
fügungen zu freffen. 

4) Bon der blogen Vernachläffigung unterfcheidet ſich der 
Mißbrauch der yaterlichen Gewalt, welcher in pofitiven Handlun: 
gen befteht, wodurch die Forperliche Sicherheit des Kindes, die 
ihm zuftehende Sreyheit, die Ehre, Reinheit der Sitten, das 
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Vermoͤgen, oder andere demfelben gegen den Vater gebührende 
Rechte verlegt werden. Dahin gehören: der verfuchte Kindes— 
mord; die Anleitung zu böfen, unfittlichen Handlungen; Ueber: 
fchreitung der zugeftandenen Züchtigung; Zwang zur Ehe oder zu 
einem Stande u. f. w.; nicht aber auch die bloß verfagte Ein: 
willigung zur Ehe, oder einem anderen onerofen Vertrage. Denn 
dem Vater ift dad Necht eingeräumt, die Einwilligung zur Ehe 
feines minderjährigen Kindes zu ertheilen oder aus wichtigen 
Gründen zu verfagen. Indem er fich nun dieſes Nechtes bedient, 
und feine Einwilligung zur Che verfagt, weil wenigftens, nad) 
feiner Ueberzeugung, wichtige Gründe dagegen ftehen, Fanın man 
nicht fagen, daß er von feiner väterlichen Gewalt einen Mip: 
brauch mache. Glaubt das Kind, daß die Einwilligung aud un- 
gefeglihen Gründen verfagt werde, fo ſteht ihm zwar die Be: 
fehwerdeführung frey, aber man kann hier eben fo wenig fagen, 
daß die Befchwerde gegen den Mißbrauch der väterlichen Gewalt 
gerichtet fey, ald man von einem Mißbrauche der ämtlichen 
Gewalt reden kann, wenn die Vormundſchaftsbehörde ſelbſt ihre 
Ginwilligung verfagt, gefegt auch, daß dad Obergericht erkennt, 
es feyen Feine gefeglichen Weigerungdgründe vorhanden. Nur in 
dem Falle, ald der Vater ſich diefes ihm von dem Gefeßgeber zum 
Wohle des minderjährigen Ainded eingeraumten Rechtes aus einer 
böfen Abfiht, z B. aus Rachſucht oder aus Eigennuß, bedie: 
nen würde, Fonnte man auch hier von einem Mißbrauche feiner. 
Gewalt fprechen; — nachdem aber gegen eine folche Verſagung 
für jeden Sal dad ordentliche Rechtsmittel des S. 52 zu Gebothe 
ſteht, und da der Bater feine Weigerungsgründe nus feiner Per: 
fonalbehörde zu entdeden verbunden ift, fo ändert auch diefe Be: 
merkung im Wefentlichen der Sache nichts. 

2) Die Anzeige eines folchen Mißkrauchd oder der Vernach- 
laffigung ($. 177) gehört zur Pflicht ded anderen Aelterntheiles ; 
denn die Verbindlichkeit zur Erziehung und Verpflegung der Kin: 
der ift eine gemeinfchaftliche beyder Aeltern ($. 139); und wenn 
auch dad Gefeg diefe Verpflichtung vorzugdweife dem Water auf: 
bürdet, fo Fiegt es noch immer auch fortwährend der Mutter ob, 
darüber zu wachen, daß derfelben nachgelchbt werde. — Da fie 
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aber feine Gewalt über ihren Mann hat, — fo erübrigt ihr nichts 
anders, als bey mwahrgenommener Vernachläffigung oder Miß— 
brauch der väterlichen Gewalt, bey dem Gerichte die zum Wohle 
der Kinder nöthige gerichtliche Abhülfe zu fuchen. Eine befondere 
(nicht bloß moralifche , fondern rechtliche) Verbindlichkeit der von 
den Xeltern felbft erwählten Lehrer oder Erzieher zur Anzeige (wie 
Herr Hofrath v. Zeiller annimmt) fcheint aber im Gefege nicht be: 
gründet zu ſeyn; das Recht hiezu fteht ihnen aber fo zu, wie jedem 
Andern, der von einer folchen unerlaubten Benehmungsweife des 
Vaͤters Kenntnig erhält. Ansbefondere ift aber dad Kind feldft, 
oder deffen Verwandte, hiezu berechtiget. Die Anzeige geichieht 
gewöhnlicdy bey dem vormundfchaftlihen Gerichte; wenn aber 
die Handlungen oder Unterlaffungen des Vaters in die Claffe der 
Verbrechen oder fchweren Polizey-Uebertretungen gehören, fo kann 
diefe Anzeige auch bey dem betreffenden Criminalgerichte oder der 
politifhen Behörde gemacht werden. Nach den inzwifchen etwa 
zu treffenden Sicherheitömitteln wird dad Vergehen unterfucht, 
und entweder nur gerichtlich 'geahnet, oder als eine fihwere Po— 
lizey-Uebertretung, oder ald ein Verbrechen beftraft '), und Fann 
den Verluſt der väterlichen Gewalt oder des mütterlichen Erzie— 
hungsrechtes ($. 169), und auch des Erbrechtes nach dem Kinde 
zur Folge haben ($$. 540 u. 770). 


= 270, 

Dem Rechtsverhältniffe —8* Aeltern und Kindern ähnliche Verbin— 

dungen: 1) Annehmung an Kindesſtatt. 

Perſonen, welche den eheloſen Stand nicht feyer— 
lich angelobet, und keine eigenen ehelichen Kinder 
haben, können ſolche an Kindesſtatt annehmen; 
die annehmende Perſon heißt Wahlvater oder 
Wahlmutter; die angenommene heißt Wahlkind. 

1) Die Adoption oder Annehmung an Kindesſtatt iſt 
ein Vertrag, wodurch man Jemanden die Rechte eines ehelichen 

Kindes einräumet. Sie war ſchon im römiſchen Rechte als ein 


1) Straf, Gef. II. 99. 165 — 169 und 255 1. 99. 113 — 115, 122, 128 u. 135» 
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Mittel, die väterliche Gewalt über fremde Perfonen zu erlangen, 

gegründet. Sie war dort, und iftgegenwärtig ein fubfidiarifches 

Mittel, die väterliche Gewalt zu erwerben, und bloß zum Bes 

hufe für die erfunden, welche fi) Feine Hoffnung mehr auf leib— 

liche Kinder zu machen haben, und doch den Wunfch hegen, ihren 

Nahmen mit ihrem Vermögen auf Andere fortzupflanzen. 

2) Aus diefem Grundfaße find zu adopfiren unfähig: 

a. Diejenigen, welche ſchon felbjt eheliche Kinder, d. i. nicht 
nur allein Söhne und Töchter, fondern auch Enkel haben; 
denn in der Regel werden, nad) F. 42, unter der Benennung 
„Rinder alle Descendenten begriffen, und ed Fann bier der 
Ausdruck „Kinder? um fo weniger in einer befchränfteren Be: 
deutung genommen werden, ald der oben angedeutete Zweck 
der Adoption ohnehin bey dem Vorhandenfeyn von Enkeln in 
Erfüllung geht. Auch würden diefe in ihrem Rechte empfind: 
lich beeinträchtiget, wenn ihren Großältern zu adopfiren ge: 
ftattet wäre. Unter dem Ausdruck „Kinder? müffen auch 'hier 
Poſthumi verfranden werden; denn fo weit es um ihre Rechte 
zu thun ift, werden fie ald Geborne angefehen ($. 22). Nun 
würde aber eben durch eine folche Adoption ihr gefegliched Erb: 
recht verlegt, da fie folched mit den Adoptiv = Kindern theilen 
müßten. 

b. Dietenigen, welche überhaupt unfähig find, einen Vertrag zu 
ſchließen, wie 3. B.: Rafende, Wahn: und Blödfinnige, Ver— 
ſchwender, zum fchwerften ‘oder ſchweren Kerker verurteilte 
Verbrecher. Daß diefe Perfonen felbft für ſich einen Adop— 
tiond= Vertrag nicht ſchließen Fünnen, liegt am Tage; es fragt 
fich Hier nur: ob fie einen folchen Vertrag nicht durch ihre 
Guratoren fchließen Finnen? — Es fiheint, daß der Adoptiv— 
Vertrag, fo wie der Ehevertrag, durch den. erklärten Willen 
des Udoptirenden felbft, und nicht den feined gefeglichen Stell: 
vertreterd zu Stande kommen könne; denn durch den Adop— 
tiond =» Vertrag werden zwifchen den Wahlältern und Wahlfin- 
dern perfonliche Rechte und WVerbindlichFeiten begründet, der 
aufgeftellte Gurator hat aber eigentlic) nur die Vermögens: 
Ungelegenheiten diefer Perfonen zu beforgen. Uebrigens foll 


[4 
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dem Adoptiv:Vater die väterliche Gewalt eingeräumt werden; 
num find aber obige Perfonen unfähig, die väterliche Gewalt 
zu übernehmen ($. 176). 


. Diejenigen, welche den ehelofen Stand feyerlich angelobt ha- 


ben. Here Hofrath von Zeiler zählt zwar in feinem Commen- 
tare alle Perfonen darunter, welche unfähig find, einen Ehe— 
vertrag einzugehen, und führt hier den Fall der vorhandenen 
fegerlichen Gelübde nur beyfpielöweife auf. Alfein, daß hier 
diefer Fall von dem Geſetzgeber nur als Beyſpiel aufgeführt 
worden feyn fol, laßt fi) au5 dem Conterte diefes $. nicht 
entnehmen. Ich glaube daher, daß andere Unfähigkeits-Urſa— 
hen zur Schließung eines Chevertraged von Schliefung des 
Adoptions = Vertrages nicht ausfchliegen. 


d. Da für die unehelichen Kinder durch die feitgefegten Legitima— 


tionsarten geforgt ift, daß fie die Rechte der ehelichen in Be— 
zug auf ihren unehelichen Vater erlangen können, fo find auc) 
auf felbe in Hinficht ihrer Aeltern nur die gefeglichen Arten der 
£egitimation, nicht aber die Vorfchriften über die Annahme an 
Kindesftatt fremder Kinder anwendbar, folglich Fonnen unehe- 
lich erzeugte Kinder von ihren eltern in feinem Falle adop: 
tirt werden '). 

3) Uebrigens ift e5 bey Chegatten nicht nothwendig, daß 


beyde das Kind adoptiren, fondern es ift auch die einfeitige Adop— 


tion von Seite des einen Chegatten allerdings zuläffig, weil da3 


Gefeg nirgends vorfchreibt, daß die Adoption gleichzeitig von bey: 
den Ehegatten erfolgen müffe, und weil der $. 755, der de3 Grb- 


rechtes der Wahlkinder erwähnt, fogar ausdrücklich des Falles ge: 


denkt, wo die Annahme ohne Einwilligung des einen Chegatten 
gefchehen iſt ). 


. 180. 


Erforderniſſe. 


Wahlväter und Wahlmütter müſſen das fünfzigſte 


Jahr zurückgelegt haben, und ein Wahlkind muß 


4) Hofdecret vom 13. Jänner 1516, J. G. S. Nr. 1206. 
2) Soffanzleydecret vom 21. April 1820, I. &. S. Nr. 1559. 
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wenigftens achtzehn Zahre jünger feyn, alö feine 
Wahlältern. | 

1) Aus der oben angegebenen Betrachtung ($. 179 Nr. 4) 
verlangt dad Geſetz von den Wahlaltern ein folches Alter, wel: 
ces, nach dem gewöhnlichen Laufe der Natur, die Hoffnung zur 
Zeugung ausſchließt. Die römifchen Gefege nahmen an, daß mart 
zur Zeugung fähig fey, fo lange man noch nicht ſechszig Jahre 
alt iſt; allein die öfterreichifche Gefeggebung hat, im Einklang mit 
dem preußifchen Gefeßbuche, das zurücgelegte fünfzigfte Zahr als 
den Zeitpunck angenommen, wo der Regel nad) auf eine Zeugung 
nicht mehr zu rechnen fey. Es ift ein Zweifel entftanden, ob in 
folchen Fallen, wo der adoptirende Theil zwar das gefegliche Alter 
erreicht und Feine ehelichen Kinder hat, aber deffenungeachtet 
die Wahrfcheinlichkeit, folche zu erhalten (3. B. wegen des jün: 
geren Alters der Gattin), vorhanden ift, die Adoption Statt finz. 
den könne? welche Stage dahin beantwortet wurde, daß es ge: 
nüge, wenn der adoptirende Theil das gefegliche Alter erreicht 
bat, und zur Zeit der angefonnenen Xdoption Feine ehelichen Kin= 
der vorhanden feyen, ohne daß wegen der allfälligen Didglichkeit, 
noch eigene Kinder zu erhalten, die Adoption verwehrt werden 
kann, weil, obgleich die Abficht der Gefeggebung vorzüglich da: 
hin ging, die Rechte der eigenen Kinder zu fügen, doc) bey 
Feftlegung der allgemeinen Beftimmungen hierüber fih nur an 
dad, was nach dem gewöhnlichen Laufe der Dinge gefchieht, ges 
halten, und die möglichen Sale feltener Xusnahmen nicht berüd- 
fichtigt werden Eonnten '). Daher Fann ohne Zweifel auch jun: 
geren Perfonen, wenn nach ihrem Eörperlichen oder Geſundheits— 
zuftande die Erzeugung naturlicher Kinder von ihnen nicht zu ver— 
muthen ift, dad Necht zu adoptiren nicht eingeräumt werden. 

2) Die Adoption foll der Natur nachahmen, d. h. es fol 
zwifchen den Adoptiv» Aeltern und ihrem Adoptiv: Kinde ein fol 
ches Verhältnig vorhanden feyn, unter welchem die bey der Adop— 
tion zu Grunde liegende Fiction, daß erftere das letztere gezeugt 
haben, Statt finden könne und feinen Widerfpruch enthalte, Aus 


4) Hofkanzleydecret vom 21. April 1220, 3. G. ©. Tr. 1659. x 
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diefem Grunde konnte man ſchon nach römifchen Gefegen Nie: 
manden an Kindeöftatt annehmen, welcher nicht achtzehn Zahre 
jünger als der Adoptirende war '). Diefe Vorſcrift hat auch das 
oͤſterreichiſche Geſetzbuch beybehalten. 


3) Es entſteht die Frage: ob eine und die nähmliche Perſon 
von Mehreren an Kindesſtatt angenommen werden könne? — Ge— 
wiß iſt es, daß ein Kind nicht von mehreren Männern adoptirt 
werden könne; denn der Adoptiv-Vater übernimmt die väterliche 
Gewalt ($. 183). Nun kann aber zweyen Perfonen unmöglich 
eine väterliche Gewalt über eine und die nähmliche Perſon zu— 
Fommen. Eben fo wenig ift es zweifelhaft, daß eine Perfon von 
zwey Ehegatten gemeinfchaftlich adoptirt werden könne, da über 
die gefchehene Anfrage: ob die einfeitige Adoption zuläffig 
ſey ? entfchieden worden ift: es ſey nirgends vorgefchrieben, daß 
die Adoption von beyden Ehegatten erfolgen müffe ?); woraus 
offenbar hervorgehet, daß fie von beyden Chegatten erfolgen 
konne. Nicht fo deutlich leuchtet es aus dem Inhalte der Ge: 
feße hervor, 0b Jemand von zweyen Frauensperfonen, oder von 
einer Manns: und Frauensperſon, welche nicht feine Gattinn ift, 
adoptirt werden Fonne ? — Indeſſen ſcheint auch hier die verneis 
nende Beantwortung der Trage die richtige zu feyn: Denn fo 
wenig Jemand mehrere Teiblicye Mütter Haben kann, fo wenig 
kann geftatter werden, daß Jemand von mehr ald einer Frauens-— 
perfon adoptirt werde. Wenn auch die Adoptiv-Mutter Feine eigent: 
liche väterliche Gewalt hat, fo hat fie doch folche Mutterrechte 
und Mutterpflichten, die nicht gemeinfchaftlich ausgeübt oder ges 
theilt werden Fonnen. Die Annahme einer Manns» und einer 
Srauensperfon, welche nicht deffen Gattinn ift, ſtellt fich deßhalb 
als unzuläſſig dar, weil es widerfprechend ift, daß Perfonen, die 
mitſammen nicht verehelichet find, ein eheliches Kind erzeugen, 
deffen Stelle das Adoptiv» Kind vertreten fol, — Zudem fest 


4) Das preußifche Geſetzbuch feht Tediglich feſt, daß derjenige, weicher an Kiudes— 
fatt angenommen werden fol, den Zehren nach jünger als der Annehmende 
feyn müffe (2: Th., 2. Tit. ſ. 677). Der franzöfifhe Eoder beftimmt, daß der 
zu Mdoptirende fünfzehn Jahre jänger feyn müſſe. 

2) Siehe das bey dem vorigen $. citirte Hofkanzleydecret. 

Rippel's Commentar IL Th, 418 
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der folgende F., melcher verfügt, daß die angenommene Perfor 
den Nahmen des Wahlvkter5, oder den Gefchlechtönahmen der 
Wahlmutter erhalte, offenbar voraus, daß, mit Ausnahme eines 
Ehepaars, wo der Gefchlechtönahme der Mutter von dem Nah: 
men ded Baterd verdrängt wird, nebft dem Wahlvater nicht zus 
gleich auch eine Wahlmutter vorhanden fey. 

4) Können mehrere zugleich oder nacheinander adoptirt wer= 
den, oder ift die Adoption nur immer auf ein einziges Subject 
beſchränkt? — Diefe Trage wurde fihon bey den Verhandlungen zur: 
Berfaffung des franzöfiichen Codex aufgeworfen. Der erfte Theil 
der Frage wurde nicht bezweifelt; den zweyten hat man aber dar— 
um in Zweifel gezogen, weil durch die Adoption der Adoptirte 
ein Tegitimes Kind, oder doch demfelben gleich werde, und der 
Urt. 343 die Adoption unterfage, wenn legitime Kinder vorhan- 
den wären '). Da dad dfterreichifche Gefeßbuch in diefer Hinficht 
($. 179) eine ganz gleiche Beftimmung, wie der franzöfifche Codex 
(Art 343), enthält, fo könnte hier ein ganz gleicher Zweifel aufges 
worfen werden. — Ueberdieß koönnte man für die verneinende 
Beantwortung anführen, daß, zu Folge des $. 483, zwifchen den 
MWahlältern und Waplfindern der Regel nach gleiche Rechte wie 
zwifchen den ehelichen Xeltern und Kindern Statt finden. Nun 
haben aber. eheliche Kinder ohne Zweifel dad Necht, zu verlangen, 
dag durch die Annahme an Kindeöftatt die bereitd erworbenen 
echte derfelben nicht verlegt werden. Diefe Begründung aber 
zerfällt durch nachfolgende Bemerfung: Wenn Adoptiv: Kinder den 
ehelichen in allen Buncten ganz gleich gehalten werden follten, fo 
müßte die Adoption der Geburt eines ehelichen Kindes ganz gleich 
fommen. So mie fich aber ein ehelich geborned Kind über Be— 
einträchtigung feiner Rechte nicht befchweren kann, wenn ihre Ael— 
tern ein neued Kind erzeugen, fo Fann fich eben fo wenig ein 
Adoptiv: Kind in feinen Rechten beeinträchtiget finden, wenn feine 
Adoptiv: Aeltern ein zweytes an Kindeöftatt annehmen. 


4) Wusführficher theoretifch-practifcher Gommentar über den Codex Napoleon, vom 
Dr, Ehriftoph Ehriffian Dabelov. 1. Th., ©. 234. 
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ſJ. 181. 


Die Annahme an Kindesftatt kann, wenn das Kind 
minderjährig ift, nur mit Einwilligung des Va— 
ters, oder, in dejfen Ermanglung, nur mit Eine 
willigung der Mutter, des Vormundes und deg 
Gerichtes zu Stande kommen. Auch wenn das 
Kind großjährig, aber fein ehelicher Vater noch 
am Leben ift, wird deffen Einwilligung erfor: 
dert, Gegen die ohne hinveichenden Grund ver> 
fagte Einwilligung kann bey dem ordentlichen 
Nichter Befchwerde geführt werden. Die mit der 
erforderlihen Einwilligung verfehene Annahme 
an Kindesſtatt ift der Landeöftelle zur Beftäti- 
gung und dem Gerichtsftande der Wahlältern 
und des Wahlkinded zur Eintragung in die Ge— 
richtsacten vorzulegen, 


1) Der gegenwärtige Paragraph handelt von der Form der 
Adoption, welche theil5 in der Einwilligung der daran Theil 
nehmenden Perfonen, theils in der obrigkeitlichen Beftätigung, 
theild in der Protocollirung des ganzen Actes befteht. In 
Nucdficht der Einwilligung ift zu unterfcheiden, ob das Fünf: 
tige Wahlfind noch minderjährig, oder bereit großjährig 
ift. — Im erfteren alle ift es ganz natürlicdy, dag die Einwil— 
ligung des ehelichen Vaters hinzu treten müffe, einerfeit3 deßwe— 
gen, weil dad Wahlfind gleichfalls WVerbindlichkeiten gegen die 
Mahlältern übernimmt, und fchon der $. 152 ausfpricht, daß die 
unter der. väterlichen Gewalt ftehenden Kinder ohne Einwilligung 
ihres Vaters Feine gültige Verpflichtung eingehen können, andes 
rerfeitö, weil es fich hier um dad eigene Recht der väterlichen 
Gewalt des Vaters felbft handelt, dad ihm durch den Adoptions— 
Vertrag entzogen werden fol, und deffen Verluft er fich nicht ge= 
fallen laffen darf, wenn nicht der für dad Kind aus den perſön— 
lichen Standes: und Vermögens» Verhaltniffen des Adoptanten 

18 * 
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hervorgehende Vortheil fo überwiegend ift, daß ed fich des Opfers 
lohnet, das Kind- aus der väterlichen Gewalt feines Erzeugers 
zu entlaffen und einer fremden Familie einzuverleiben. — Iſt 
der Vater nicht mehr am Leben, oder feiner väterlichen Gewalt 
beraubt — denn beyde diefe Umſtände werden unter dem Aus: 
drud „in deffen Ermanglung” begriffen, — fo ift es der 
Vormund und die Bormundfchaftsbehörde, welche, fo wie in allen 
anderen voichtigen Fällen, die Stelle des Waters vertreten. — Da 
aber der Mutter auch dann die Erziehung ihrer Kinder obliegt, 
wenn fie die VBormundfchaft nicht übernommen hat ($. 218), 
und da eine fo wichtige Veränderung dem zarten Mutterherzen 
unmdglich gleichgültig feyn Fann, fo fordert dad Gefeß, im Ab: 
gange des WVaterd, auch die Einwilligung der Mutter. — Diefer 
Grund fpricht auch für die uneheliche Mutter ($. 168), weß— 
halb auch der Gefeßgeber diefe erforderliche Einwilligung nicht 
auf die eheliche Mutter befchränft hat. — Bon einer ausdrück— 
lichen Ginwilligung des minderjährigen Kindes felbft macht da 
Geſetz Eeine wörtliche Erwähnung; ift dadfelbe noch unmündig, 
fo ift ed auch einer mit Rechtöwirfung verbundenen Willens-Aeuße— 
sung noch nicht fähig; es tritt in diefem Falle der Vater an def: 
fen Stelle, und fein Wille ift demnach hier eben fo zu achten, 
als ob er von dem Kinde felbft ausgegangen wäre. Hat aber das 
Kind die Jahre der Unmündigfeit überfchritten, fo ift es allerdings 
eines eigenen Willens fähig, welcher auch hier, wo es fih um 
Begründung eined perfönlichen Nechtöverhältniffes handelt, aller 
dings geachtet werden muß. — Aus dem Umftande, daß das Ge: 
fe vonder Einwilligung des Kindes felbft Feine ausdrückliche 


Erwähnung macht, fcheint nicht gefolgert werden zu fünnen, daß 


fie nicht wefentlich nothwendig fey, denn fonft müßte man cons 
fequenterweife das Nähmliche auch von einem großjährigen Kinde 


behaupten, da da5 Gefeß auch bey diefem nur von der Einwil« 


ligung des Vaters fpricht. — Das Gefeß fiheint hier vielmehr 
voraus zu feßen, daß der Xdoptionds Vertrag zwifchen dem Adop— 
tanten und dem Kinde bereitö zu Stande gekommen fey, zu wel- 
chem Vertrage die Einwilligung obbenannter Perfonen erft noch 
hbinzutreten muß, damit er von Nechköwirfung fey, — Soll 
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eine großjährige Perfon an Kindesitatt angenommen werden, 

fo ift unzweifelhaft ihr eigener Wille dazu nothwendig, dann 
aber gleichfalls die Einwilligung des ehelichen Vaters einzuhohlen, 
weil die Folgen diefer Handlung aud) auf feine Würde und Kechte 
Einfluß haben. In allen Fällen jedoch, wo die Cinwilligung der 
Vertreter dem Kinde ohne Grund verfagt wird, fteht diefem die 
Beſchwerde an das untere, oder gegen deffen Ausfpruch auch am 
dad obere Gericht offen. Es fragt fich hier: ob auch dem Adop— 
tanten dad Necht der Befchwerdeführung zuftehe? — Ich glaube 
bier unterfiheiden zu müffen, ob der zu Adoptirende felbft die 
Annahme an Kindesftatt wünſcht oder nicht. Im Testen Falke 
kann dem Adoptanten kein Recht der Befchwerdeführung zugeftan- 
den werden, weil e3 unnatürfich ift, Iemanden zur Schließung 
eined Vertrages zwingen zu wollen, befonderd bey einem fplchen, 
wo ohne perfünliche Zuneigung fich Feine gefegneten Folgen des 
Vertrages erwarten laffen. Wünfcht aber der zu Xdoptirende felbft, 
von dem Anderen ald Kind angenommen zu werden, fo glaube 
ich, daß nach der Analogie des $. 52, gemäß welchem beyde _ 
Chewerber das Recht haben, fich gegen die Verfagung der väter 
lichen oder vormundfchaftlichen Einwilligung zu befchweren, au 
dem Adoptanten um fo mehr diefes Hecht zuftehe, als der 
Adoptirende wohl Anftand nehmen dürfte, dießfalls m 
eigenen Befchwerde gegen feinen Vater aufzutreten. Bey B 
lung einer folchen Befchwerde hat ohne Zweifel dad Gerich nie 
allein den ſcheinbaren Vortheil des Miinderfährigen vor Aug en zu 
halten, fondern forgfältig zu erwägen, ob derfelbe aud 
fo groß fey, um dad Kind dem väterlichen oder mül 
zen entreißen zu können. — Das Gericht ha 
daß die Bemühung eines um dad Wohl de 
forgten, obgleich weniger bemittelten Da 
glüclichere Lage ſetzen kann, als die Glücögk 


jenige ausgerüftet ift, der das Kind adoptiren will. 

2) Iſt der Adoptions-Vertrag in Ri eit, ſo 
ſo few er die obervormundfchaftliche Gene ng nöthig hatte, 
von dem vormundfchaftlichen Gerichte, fonft aber von den Par: 


tenen felbft, BESRUENNGE der Zandeöftelle, oder allenfalls auch ver⸗ % 
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mittelſt ded Kreisamtes, zur Beftätigung vorzulegen. — Der Grund 

hievon ift, wie Herr Hofrath v. Zeilfer bemerkt, weil die Adop— 
tionen, wenn fie häufig oder gegen die Vorfchrift der Geſetze 
unfernommen mwirden, eine Verminderung der Chen und nach: 
theilige Solgen für den Bevdlferungsftand und die Gittlichkeit 
nach fi) zbgen, und überdieg erhebliche Veränderungen in den 
der politifchen Aufmerkſamkeit anvertrauten Standesvorzügen des 
Wahlkindes hHervorbringen Fünnen. Gegen die verweigerte Beftäs 
tigung hat der Recurs an die politifche Hofftelle Statt ). 

3) Eine in der erforderlichen Art bejtätigte Annahme an 
Kindesftatt ift von der Landeöftelle dem Dbergerichte, und von 
diefem dem ©erichtöftande der Wahlältern und des Wahlkinded, 
zur Gintragung in die Gerichtdacten, bekannt zu machen ). Dies 
fed darum, damit zur Crhaltung und Schirmung der dadurch, in 
Hinfiht auf den künftigen Gerichtöftand, die väterlihe Gewalt, 
die Erbfolge u. ſ. w., gegründeten Privatrechte, bleibende 
Urkunden vorhanden feyen. Es ift zwar eine Streitfrage, od dad 
Mahlkind den Gerichtöftand feine ehelichen Waters beybehalte, 

et unter den feined Wahlvaterd Eomme? — Wie immer dieſe 
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Beſtätligung der Adoption, ohne Veränderung des Standes und Was 
, werden, laut der Hoftar-Drdnung, folgende Taren aufgerechnet, nähmlich: 
einem Sürften 2000 fl., von einem Grafen 1500 fl., Freyherrn 1000 fl., 
Ritter 5oo fl., en 250 fl., Bürger 100 fl. CHoffammerdecret:vom 18. Febr. 
1813).,, Unter teren werden überhaupt alle jene verftanden, welche nicht 
adelig find. Uebrigens iſt es der Landesftelle vorbehalten, bey eintretenden 
eüdfihtswürdigen Umftänden die Entſcheidung der Hoffammer einzuhohlen 

4 Gofkammerdecret vom 29. April 1213). 
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b. 182. 
Daraus entjpringende Rechte, 

Eine wefentliche, rechtlihe Wirkung der Annahme 
an Kindesftatt ift: daß die angenommene Perſon 
ven Rahmen des Wahlvaters oder den Geſchlechts— 
nahmen der Wahlmutter erhält; fie behält aber 
zugleich ihren vorigen Samiliennahmen und den 
ihr etwa eigenen Samilienadel bey, Wünfchen 
die Wahlältern, daß der ihnen eigene Adel und 
das Wapen auf das Wahlfind übergehe, fo 


” (97 


muß die Bewilligung des Landesfürften angefucht 
werden, 

4) Schon aus dern oben $. 179 angegebenen Zwecke der 
Adoption leuchtet hervor, daß felbe mannigfaltige Wirkungen auf 
die Rechte des Wahlkindes und der Wahlältern bervorbringen 
müfje. Das Wahlfind foll den Mangel eines eheleiblichen Kindes 
erfegen; es fol alfo, fo wie diefes, des Wahlvaterd Andenken 
fortpflanzen, und fammt der ſpäten Nachkommenſchaft die Rechte 
wahrer Abjtammlinge überfommen; diefed gefchieht aber dadurd), 
dad das Wahlkind den Nahmen des Wahlvater5 annimmt. Bon 
der Wahlmutter nimmt das Kind nur den urfprünglichen 
Geſchlechtsnahmen der Jamilie, von der fie abjtammt, 
nicht den Rahmen ihres vorigen, oder ihre gegenwärtigen Man— 
ned an, vorausgefeßt, daß dad Kind nicht zugleich von ihm an— 
genommen wurde. — Haben beyde Ehegatten das Kind gemeinz — 
ſchaftlich angenommen, fo ſcheint es, daß dasſelbe, mit Ausſchluß 
des mütterlichen Familiennahmens, lediglich den ſeines * 
ters annehme, denn das Kind ſoll als ein eheliches beyder Ael⸗ 
tern angeſehen werden; — als ein ſolches trägt es aber bloß 
den Nahmen des Wahlvaters. Darum fagt auch der gegenwär— 
tige $., daß die angenommene Verfon den Nahmen des Wahl 
vaters oder den Gefchlechtönahmen der Wahlmutter erhalte. — 
Ohne der Vorausſetzung, daß bende Ehegatten dad Kind gemein: 
ſchaftlich adoptiren, hat die Adoption auf den andern, nicht adop- 
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tirenden Ehegatten Feine, die Nechfe deöfelben einfchränfende, 
oder diefelben erweiternde Wirkung. Darum wird auch feine Ein 
willigung nicht erfordert. — Mittelbar kann die Adoption aller: 
dings nachtheilig auf den andern Ehegatten einwirfen; allein 
diefes gibt ihm noch Fein Recht zur Befchwerde, denn wer fich 
feines Nechtes bedient, ift für einen allenfalls daraus für einen 
Dritten entftehenden Schaden nicht verantwortlich ($. 1305). 

2) Was wäre wohl in dem Falle Rechtend, wenn beyde 
Ehegatten mitfammen einen Ehevertrag gefchloffen hätten, in wel: 
chem fie fich gegenfeitig zu Erben einfegten, und fpäterhin einer 
derfelben, ohne Einwilligung des anderen, ein Kind adoptiret? 
— Diefe Trage, die fich hier bey näherer Auseinanderfegßung der 
obigen Bemerkung aufdringt, kann indeffen ihre gründliche Bes 
anfwortung nur bey Gelegenheit der Erläuterung der gefeli: 
chen Lehre über den Pflichttheil erhalten, daher diefelbe hier blog 
angedeutet, dort aber vorgenommen werden wird. 

3) Dad Wahlfind behält aber nebft der neuen Benennung 
auch feinen alten Samiliennahmen bey. Denn außerdem, bemerkt 
Herr Hofrath von Zeilfer, daß die Verdunflung diefes Nahmens 
dem ehelichen Vater fehr empfindlich feyn kann, fo behält auch 
ein folches Kind fammt feiner Nachfommenfchaft noch immer die 
Rechte gegen feine eigene Familie ($. 183), die aber, ohne Bey: 
behaltung des Familiennahmens , leicht in Vergeſſenheit gerathen 
konnten. Daher dad Benfpiel vieler älterer, mehrere Nahmen 
zugleich führender Familien, wie z. B. Kaunitz-Rittberg, Dettins 
gen: Wallerftein u. f. w. 

4) Eben fo behält dad Kind, das durch die Annahme an 
Kindesſtatt in Feiner Rückſicht Schaden leiden fol, ob es gleich) 
von einem Unadeligen adoptirt würde, den Adel und die da— 
mit verbundenen Standesvorzüge, wie dad Wapen, den adeligen 
Gerichtsſtand u. f. w., bey. — Sind aber die Adoptiv-Aeltern ade: 
fig, und das Wahlkind nicht, oder find erftere von höherem Adel 
als Testeres, und wünfchen felbe, daß ed diefer Vorzüge auch 
theilhaft werden folle, fo haben fie hiezu die Bewilligung de3 
Landesfürſten durch die Landeöftelle, welche dem Adoptions-Acte 
die Beftätigung zu ertheilen hat, anzufuchen. Findet die Landes: 
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ſtelle das vorgelegte Geſuch wegen Annahme an Kindeöſtatt ſchon 
an und für ſich zur Beſtätigung nicht geeignet, ſo kann ſie die 
ſelbe ſogleich verſagen. Außerdem iſt aber das Geſuch wegen 
Uebertragung des Adels und Wapens vermittelſt der politiſchen 
Hofſtelle gutächtlich dem Landesfürſten vorzulegen '). 


. 183, 


Zwiſchen den Wahlältern und dem Wahlkinde und 
deffen Nachfommen finden, in fo weit das Gefek 
feine Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwi: 
fhen den ehelichen Aeltern und Kindern Statt. 
Der Wahlvater übernimmt die väterliche Gewalt, 
Auf die übrigen Mitglieder der Familie der Wahl: 
altern hat das Berhältnig zwifchen den Wahl: 
altern und dem Wahlkinde keinen Einflus; da: 
gegen verliert das Wahlkind auch die Rechte fei- 
ner eigenen damilie nicht, 


1) Durch die Annahme an Kindeöftett foll den Xeltern, 
melden die Natur Teibliche Kinder verfagt hat, ein Mittel an 
die Hand gegeben werden, ihren Nahmen in der Nachwelt fort: 
zupflanzen, und Perfonen, die nicht von Natur aud an ihr Herz 
geknüpft find, mit den fejteften bürgerlichen Banden an dasfelbe 
zu feifeln, — Darum follen der Regel nach auch beyden Theilen 
die nähmlichen Rechte, wie ehelichen Aeltern und Kindern zu 
Statten Eommen. — Damit aber nicht auch eigennügige Abfich: 
ten die Aeltern zur Annehmung folcher Perfonen an Kindeöftatt , 
verleite, fo macht dad Geſetz an den zufümmlichen Orten, wie 
z. B. bey der Lehre des gefeglichen Erbrechtes in Anfehung der 
Nechte der Wahlältern gegen ihre Wahlkinder, die zweckmäßigen 
Einfohränfungen. — Ausnahmen von der Regel, daß Wahlkin— 
der gegen ihre Wahlältern gleiche Rechte wie die ehelichen genie— 
Ben, finden fich dagegen in dem bürgerlichen Gefesbuche nicht. 


1) Hofdecret vom 11. Zanner 1319. Juſt. Gef. Ne. 13355. Zn dieſem File wird 
vom General: Hoftaramet die gebührende Taxe vorgefchrieben. 
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2) Der Wahlvater übernimmt die väterliche Gewalt, fomit 
auch die aus felber unmittelbar fliegenden Rechte in Hinfiht auf 
die Erziehung, auf die Standeswahl und die Verpflichtungen des 
Waͤhlkindes, fo wie auch die Verwaltung des Vermögens, ohne 
daß ihn der leibliche Vater des Wahlfindes hierin einfchränfen 
darf. Insbeſondere ift es jener, der, wie bereits $. 49 erwähnt 
worden ift, die Einwilligung zur Werehelichung feines minder: 
jährigen Wahlkindes zu ertheilen hat. Cine Wahlmutter hat bie 
mit der Erziehung verfnüpften Rechte und Werbindliepfeiten auf 
fih ($$. 139. 141. 142 u. 145). 

3) Das Wahlfind ift, gleich einem leiblichen Kinde, den 
: Wahlältern Gehorfam und Chrerbiethung fihuldig; ed hat aber 
auch, fammt feiner Nahfommenfchaft, gegen die Wahlältern 
gleiche Perfonen- und Sachenrechte, fowohl auf Verpfle— 
gung, Erziehung und Verforgung, ald auch auf Erbfolge, Pflicht: 
theil, Heirathögut , Ausftattung u. f. w. Daß dagegen den Wahl- 
altern Fein Recht auf gefegliche Erbfolge, und fohin auch nicht auf 
einen Pflichttheil gegen ihre Wahlkinder zuftehe, ift in den $$. 
756 u. 763 klar ausgefprochen. Dagegen kann ich der bey die— 
fer Bemerkung zugleich geäußerten Meinung de Herrn Hofraths 
v. Zeiller, dag Wahlältern, außer in fo fern fie als Schenker 
zu betrachten find, im Falle ihrer Dürftigfeit auch Fein Recht 
auf den Unterhalt zuftehen folle, nicht beyftimmen, eben deß— 
wegen, weil dad Geſetz in Anſehung deöfelben Feine Ausnahme 
von der allgemein ausgefprochenen Negel gemacht hat. Da 
übrigens das Gefeß nirgends anordnet, daß die Rechte der ehe: 
lichen Aeltern auf Unterhalt durch die Annahme an Kindeftatt 
ihres leiblichen Kindes verloren gehen, fo verſteht es fich wohl 
von felbft, daß im Collifionsfalfe dad Necht der Wahlaltern dem 
Rechte der Leiblichen Xeltern weichen müffe, und zwar um fo mehr, 
als auch dem Wahlfinde, im Falle der Dürftigkeit feiner Wahläl— 
tern, feine Rechte auf die Teiblichen Aeltern vorbehalten bleiben. 

4) Die Perfonen = und Sachenrechte des Wahlkindes aber 
ſchränken ſich einzig auf die individuelle Verbindung mit dem 
Mahlvater oder der Wahlmutter ein. Auf die ganze übrige 
Fanmlie hat diefe Verbindung EFeinen rechtlichen Einfluß. Sie ers 
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zeugt weder gegen den andern Ehegatten, der da Kind nicht 
ausdrücklich auch ald das feinige anzunehmen erkläret hat, noc) 
gegen die Aeltern des Aodoptirenden, noch gegen die übrigen 
Terwandten ein Perfonen= oder Sachenrecht. Die Adoption er: 
zeugt weder eine Berwandtfchaft, noch Schwägerfchaft ; fie grüne 
det alfo auch Feine, bloß auf das verwandtfchaftliche Vorſtel— 
lungsrecht ſich ftügende, gefegliche Erbfolge. 

5) Aus diefer Urſache wurden daher auch dem Wahlfinde 
alle verwandtfchaftlihen Nechte in Abfiht auf die Mitglieder 
feiner urfprünglichen Familie eben fo, ald wenn Feine 
Adoption wäre, vorbehalten, und zwar felbft in Rückſicht der 
leiblichen Xeltern des Wahlkindes, weil man, wie Herr Hofrath 
v. Zeiler bemerkt, auf das fihwächere, aufldsbare Band der 
Adoption nicht fo ſicher, als auf das Band der Natur vertrauen 
kann. Auf gleiche Weiſe bleiben aber auch die Rechte der leiblichen 
Aeltern und der übrigen Verwandten, in Beziehung auf da 
Vermögen des Adoptiv» Kindes, unverrüdt '). 

b. 184, 
Die Rechte zwiſchen Wahlältern und Wahlkindern 
können durch Vertrag anders beftimmt werden, 
‚in ſo fern Dadurch die im ſ. 182 angeführte we— 
ſentliche Wirkung der Annahme an Kindesftatt 
nicht abgeändert, noch dem Rechte eines Dritten 
zu nahe getreten wird, 


4) Da das allgemeine bürgerliche Gefesbuch nur reines Privatrecht enthält, und 
die in dieſem . verfügte Gleichſtellung der Wahlfinder mit den ehelichen 
Kindern, nad) den ausdrüdlichen Inhalte Desfelben, nur von dem rechtlichen 
Verhältniffe des AdoptivsVaters gegen das angenommene Kind gilt, der den 
erftgebornen Zuden bey Vergebung von Familienftellen gebührende Borzug 
fich aber bloß in politifhen Verordnungen gründet, fo Fann die dem Erſtge— 
bornen zugeftandene Begünftigung nicht auf angenommene nachgeborne Ju⸗ 
denkinder ausgedehnt werden. Es kommt daher einem an Kindesſtatt ange⸗ 
nommenen Juden dadurch nicht auch das Recht der Erſtgeburt zu, fondern 
er bleibt, in Beziehung auf Die Erlangung einer Samilienftelle, der Regel nad, 
auf die Ordnung feiner leiblichen Geburt befhränft. Es iſt fohin das Recht 
der Erfigeburt in diefer Beziehung insbefondere bey der Landesſtelle anzufus 
hen, und eben fo, wie vor Erfiheinung des neuen Geſetzbuches, nur bey 
eintretenden, befonders rückſichtswürdigen Umſtänden zu ertheilen (Hofkanzley⸗ 
decret vom 5. Nov. 1313, Juſt. Geh Nr. 1103). 
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4) Es ſcheint ganz in der Natur der Sache gegründet, anz 
zunehmen, daß derjenige, der eine Perfon an Kindeöftatt an- 
nimmt, derfelben auch alle jene Vortheile zukommen laffen wolle, 
welcher fich ein eheliches Kind zu erfreuen hat. — Allein es Fon: 
nen Umftände vorhanden feyn, welche denjenigen, der zu adop— 
tiren Willens ift, veranlaffen, hier und da einige Befchranfungen 
eintreten zu laffen. Darum geftattet das Gefeg, daß die, Rechte 
der Wahlältern und Wahlfinder gegen einander durch ausdrüd- 
liche Uebereinfommen anders. beftimmt werden Fünnen. 

2) Nur zwey Ausnahmen fügt das Geſetz hinzu. Es darf 
erftend die wefentlihe Wirfung der Adoption, nähmlich, 
dag das Kind den Nahmen de5 Wahlvaters oder der Wahl: 
mutter annehme, nicht geändert werden. Denn dadurd) hörte die 
Annahme auf, eine Annahme an Kindesftatt zu feyn, und würde 
in eine bloße, obfchon etwa fehr erweiterte, Vflegevaterfchaft 
($. 186) verwandelt. Zweytens darf, was fihon aus allgemei= 
nen Nechtögrundfägen folgt, das Recht eines Dritten, der an 
dem DBertrage Eeinen Theil genommen, nicht verfürzt werden. 
Den Behörden, welche die Handlung zu begnehmigen haben, fteht 
es zu, darüber zu wachen, daß folche Bedingungen nicht benge- 
rückt werden. — Sollte fich aber deffenungeachtet eine folche 
Bedingung einfchleichen, fo wäre felbe ohne Zweifel unguftig. 
Hat aber der Dritte hiezu feine Beyſtimmung gegeben, fo ift 
fie ganz natürlich in fo weit gültig, ald er feine SODANN 
rechtlich hiezu ertheilen Konnte, 

0. 185. 
Erlöſchung derfelben. 

Das rechtliche Verhältniß zwifchen ven Wahlältern 
und dem Wahtkinde kann, in fo lange das Wahl: 
find minderjährig if, nur mit Einwilligung der 
Bertreter des Minderjährigen und des Gerichtes 

" aufgehoben werden. Nach Erlöfhung des Rechts: 
verhältniffes zwifchen dem Wahlvater und dem 
Waͤhlkinde kommt das minderjährige Kind wies 
der unfer die Gewalt des ehelichen Vaters. 


[S. 186. ] 285 


1) Cine gültig vorgenommene Adoption gründet ein ähnli: 
ches Nechtöverhältniß, wie dad zwifchen ehelichen Xeltern und 
Kindern ift, welches ſich daher auch eben fo, wie diefes, erft mit 
dem Tode ded einen oder anderen Theiles endiget. — Da, die Wir: 
£ung deöfelben erſtreckt fich, in Rückſicht der Erbfolge der Kinder, 
gar Über die Lebensdauer der Xeltern hinaus. Da ed aber durdy 
Vertrag zu Stande Fam, kann es auch durch Vertrag wieder 
aufgelöfet werden. 

2) Iſt dad Wahlkind Hroßfährig, fo kömmt diefer Vertrag 
fediglich durch Einverſtändniß des Adoptiv-Vaters oder der Adop— 
tiv-Mutter und des Wahlfindes zu Stande. — ft dasfelbe aber 
minderjährig, fo Fann die Aufhebung des erwähnten Nechtöver: 
hältniſſes nur mit Einwilligung feiner Vertreter, nähmlich feines 
leiblichen Vaters, oder, in deffen Ermanglung, ded Vormundes, 
und in beyden Fällen mit Cinftimmung des vormundfchaftlichen 
Gerichtes gefchehen. Ob das Gericht feine Einwilligung zu dies 
fer Aufhebung ertheilen fol, hängt lediglich von dem Umftande 
ab, ob aus diefer Aufhebung fich für den Minderjährigen ein 
Dortheil ergebe oder nicht. Die Ginpilligung der Mutter, wenn 
fie nicht zugleich VBormünderinn ift, wird hier nicht erfordert, 
aus dem nafürlichen Grunde, weil es fich hier nicht, wie bey 
dem Ndoptionsveitrage felbft, darum handelt, derfelben die müt— 
terlichen Rechte zu entziehen, fondern vielmehr ihr natürliches 
Verhältniß zu ihrem Kinde wieder herzuftellen. 

3) Sobald diefed Verhältniß erlifcht, lebt die dadurch gewiſ— 
fer Maßen nur gehemmte, in dem fortdauernden natürlichen 
Bande noch immer gegründete väterliche Gewalt über dad min 
derfährige Kind wieder auf, oder ed wird, in fo fern fein Vater 
mehr vorhanden ift, ein Vormund beftellt, und da5 minder: 
jährige Kind kommt dann unter die vormundfchaftliche Obforge. 

. 186. 
2) Uebernahme in die Pflege, 
Die Rechte und Verbindlichkeiten der Wahl: 
altern und Wahlkinder laſſen fih auf Kinder, 
die nur in die Pflege genommen werden, nicht 
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anwenden. Dieſe Pflege ſteht Jedermann frey; 
wollen aber die Parteyen hierüber einen Ver— 
trag ſchließen, ſo muß er, in ſo fern die Rechte 
des Pflegekindes geſchmälert, oder demſelben be— 
ſondere Verbindlichkeiten auferlegt werden ſol— 
len, gerichtlich beſtätiget werden. Auf den Erz- 
ſatz der Pflegekoſten haben die DIRQENEENN kei⸗ 
nen Anſpruch. 


1) Der öſterreichiſche Geſetzgeber ging bey — die: 
fer. gefeglichen Beftimmung von der Anficht aus, daß die Kinder 
verftiorbener oder dürftiger Aeltern felten dad Glück haben, durch 
eine förmliche Adoption ihr künftiges Schidfal zu verbeffern, 
daß ed ſich aber wohl öfterd ereigne, dag vermögliche Perfonen 
folche Kinder zu fih nehmen, fie verpflegen und unterrichten 
laffen, um fie dadurch anhänglich an fi zu machen, und für 
ihre Dienfte zu gewinnen. Einer folchen, aus fryem Willen 
übernommenen Laſt muß fo wenig als möglich dur) das 
Geſetz Zwang angethan werden, da diefer auf einer ©eite nur 
von Uebernahme der Pflege abhalten würde, und weil auf der 
anderen Seite ohnehin mit allem Grunde erwartet werden Fann, 
daß diejenigen Verfonen, welche aus Mitleiden die Verpflegung 
eines folchen, der fremden Hülfe bendthigenden Kindes zu über= 
nehmen fich entfchliegen, diefelbe auch fo lange fortfegen werden, 
al3 dad Kind fich gut aufführt, und die ihm gefpendeten Wohl: 
thaten mit danfbaren Gefinnungen empfängt. 

2) Daher ftellt das Gefeß die Uebernahme eines fremden 
Kindes in die Verpflegung Jedermann, ohne Unterfchied ded Stans 
ded und Gefchlechtes, frey, und überläßt diefe, ohne Beftimmung 
einer Dauer, und ohne daraus wechfelfeitige Rechte und Verbind— 
lichkeiten abzuleiten, den wohlwollenden Gefinnungen der Pflege 
altern, und deren Einverftandniffe mit den Vertretern de3 Kin: 
des, nähmlich den leiblichen Aeltern, oder dem Vormunde, wel- 
chem ohnehin die Pflicht obliegt, fowohl bey dem Anerbiethen 
der Pflegeältern, ald bey der Zortfeßung der Pflege, über das 
Wohl de3 Kindes zu wachen. — Wird zwifchen den Pflegeältern 
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und diefen Vertretern Fein ordentlicher Dertrag gefchloffen, fo fteht 
es fowohl den erfteren jederzeit roieder frey, fich von der über: 
nommenen Laft der Verpflegung zu befreyen, und dad Kind ſei— 
nen Xeltern oder dem Vormunde wieder zurücdzuftellen, als auch 
den Teßteren, dad Kind den Pflegeältern wieder abzunehmen. 
— Gewöhnlich gefchieht die Uebernahme in die Pflege folcher 
Kinder, welche von ihren Aeltern verfaffen werden, oder deren 
Ueltern unbekannt find. — Kommen folche Aeltern in der Folge 
zum Vorſchein, fo find ohne Zweifel die Pflegealtern verbunden, 
ihnen das Kind auf Verlangen zurüdzuftellen, wenn fie fich nicht 
früher durch Schliegung eines fürmlichen Vertrages mit dem für 
ein folches Kind aufgeftellten Bormund oder Curator vorgefehen 
haben. 

3) Aus einer folchen Uebernahme entfteht weder eine ordent: 
lihe Aufnahme in die Familie, wie bey der Adoption, noch ein 
Erbfolgerecht des Kindes, noch eine vollftändige, mit den oben 
($. 148 — 153) angezeigten Folgen verbundene väterliche Ge— 
walt, fondern nur eine mit dem Erziehungsrechte nothwendig ver: 
bundene Macht, welche die Pflegeältern nur in Folge eines ihnen 
von den Aeltern oder dem Vormunde des Kindes übertragenen 
Gewalt ausüben. Es Fann daher auch bey ihnen von einem Miß— 
brauche der väterlichen Gewalt nur in einem uneigentlichen Sinne 
diefes Wortes die Nede feyn. Daß übrigens die Pflegeältern für 
allen dem Kinde durc ihr Verfchulden zugefügten Nachtheil ver 
antwortlich feyen, folgt aus den allgemeinen Grundſätzen des 
Rechts zum Schadenerfage. 

4) Wird zwifchen den Pflegeältern und den Stellvertretern 
des Kindes ein ordentlicher Vertrag gefchloffen, fo ift zu unter: 
feheiden, ob dem Kinde dadurch Rechte entzogen und Verbindlich: 
Eeiten auferlegt werden follen, ‚oder ob die Vertragspuncte die 
Rechte des Kindes ganz unberührt laſſen. — Am erfien Falle 
muß der Vertrag der gerichtlichen Beftätigung vorgelegt werden, 
im letztern wird aber diefes nicht erfordert. — Indeſſen verfteht 
es fich von felbft, daß auch die Gerichtöbehörde einem Vertrage 
feine Genehmigung nicht ertheilen könne, wodurch weſentliche 
Rechte des Kindes aufgegeben, oder den Pflegeältern Rechte ein— 
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geräumt werden follten, deren fich bloß die ehelichen, oder mit 
diefen in gewiffen Beziehungen gleichgehaltenen Adoptiv = Kinder 
zu erfreuen haben. 

5) Auf den Erfaß der Pflegefoften haben die Pflegeältern, 
in fo fern dad Pflegefind nach der Hand zu einem Vermögen 
Eommen follte, keinen geſetzlichen Anfpruch. Sollte aber das 
Pflegefind in der Folge ein Vermögen erwerben, fo fiheint 
es allerdingd, daß die Pflegeältern Anfprüche auf die Einfünfte 
deöfelben, in fo weit fie die Verpflegsfoften nicht überfchreiten, 
zu. machen haben. Denn haben diefelben das Kind ohne aller 
meiterer Verabredung von den Vertretern deöfelben übernommen, 
fo fteht e3 ihnen frey, das Kind wieder zurüczuftellen, oder es 
gegen Ueberlaſſung der Einkünfte deöfelben ald Erziehungsaus— 
hülfe zu behalten, Iſt aber ein Bertrag abgefchloffen, und darin 
ein bejtimmter Termin feftgefegt worden, vor welchem das Pfles 
gekind nicht zurücgeftellt werden darf, fo enthalt entweder der 
Bertrag für diefen Fall eine nähere Beſtimmung oder nicht. Artı 
erften Falle bleibt e3 beym Vertrage, im zweyten aber ift doc 
anzunehmen, daß fich die Pflegeältern zu Keiner ausgedehnteren 
Verbindlichkeit in Anfehung der Verpflegung ihrer angenomme- 
nen Kinder herbeylaffen wollten, als welche den ehelichen Aeltern 
felbft obliegt. Nun find aber diefe befugt, die Einkünfte aus dem 
Stammvermögen ihrer Kinder zum DBehufe der Erziehung zu bes 
nützen ($. 150), folglich fcheint auch diefes Recht den Pflegeäl— 
tern zugefprochen werden zu müſſen. — Wollen fich die Vertre— 
ter des minderjährigen Kindes hiezu nicht verftehen, fo Eönnen 
fie verlangen, daß ihnen dad Kind wieder zurücfgeftellt werde. — 
Hat Jemand ein verlaffened Kind in die Pflege übernommen, 
und entdecken fich fpäter diejenigen, welchen, vermöge dem Geſetze, 
der Unterhalt diefes Kindes obliegt, fo fteht die obige Anprönung 
nicht entgegen, daß der Erſatz der Pflegekoften von den letzteren 
in Anfpruch genommen werden könne ($. 1042), 
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Viertes Hauptitück, 


Bon den BDormundfohaften und Euratelen, 


% 


0. 187, 
Beftimmung der Vormundſchaft und Curatel. 


Merfonen, denen die Obforge eines Vaters nicht 
zu Statten Eommt, und die noch minderjährig, 
oder aus einem Grunde ihre Angelegenheiten 
felbft zu beforgen unfähig find, gewähren die 
Geſetze duch einen Vormund oder durch einen 
Gurator befonderen Schuß, 

4) Wenn gleich der mit den gewöhnlichen Leibes= und 
Geifteskräften ausgerüftete Menfch felbft in dem fogenannten 
Naturzuftande Mittel befigt, feine urfprünglichen und erworbes 
nen Rechte zu bewahren, und vor jedem widerrechtlichen Eingriffe 
zu ſchützen; — wenn gleich die Natur felbft dem hülfsbedürftigen 
Kinde in feinen Xeltern Befchüger und Vertheidiger gegeben, und 
zugleich diefen durd) dad zwar zarte, aber feite Band, das fie an 
ihre Sprößlinge Eettet, einen Bollmachtöbrief, in der legtern Nah: 
men zu handeln, ertheilet hat: fo ift doch der hülflofe Zuftand 
derjenigen entfchieden, welde wegen Mangel der gehörigen Vers 
ftandeöreife, oder aus anderen Urfachen ſchwach am Geifte, ihren 
Rechten vorzuftehen außer Stande find, und denen auch Feine 
älterliche Obforge mehr zu Statten fommt. — Wie daher die 
öffentliche Verwaltung überhaupt unaufgefordert für die 
Sicherheit der Bürger hauptfächlich in jenen Fallen forgt, wo fie 
feldft die Gefahren abzuwenden nicht im Stande find, fo gefchieht 
es auch bier. 

2) In Folge dieſer übernommenen Sorgfalt macht es der 
Staat für mandye Perfonen zur Nechtöpflicht, für diefe, der 
Hülfe Anderer benöthigenden Perfonen zu forgen, nimmt fchon 
bey Auswahl derfelben auf ihre Fähigkeit und guten Willen Rück— 
fiht, zeichnet ihnen ihre Rechte und Pflichten durch beftinimte 

Nippel’s Commentar U. Th. 49 
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Borfchriften vor, ftelfet ihre Handlungen unter eine Oberaufficht 
und verfieht die, diefe Dberaufficht führenden, Behörden gleichfalls 
mit befonderen Anftructionen, nach denen fie fih zu benehmen 
haben. Da alle Sunctionen und Anordnungen, welche die erwor— 
benen Rechte einzelner, unter dem befonderen Schuge der Geſetze 
ftehenden Bürger bewahren, ein Zweig der vollziehenden (politi= 
fohen) Verwaltung find, deren Aufgabe ift, Verletzungen jeder 
Art von den Privaten zu entfernen '), fo wären. ed eigentlich 
die politifchen Behörden, welche zu diefer Dberaufficht berufen 
find. Allein diefe Obforge wird, wie von Zeilfer bemerkt, weil 
dad Verhältniß zwifchen Vormündern und Pflegebefohlenen dent 
Rechtöverhältniffe zwifchen Aeltern und Kindern ähnlich, und vor= 
züglich auf die Beachtung und VBertheidigung der Nechte gerichtet 
ift, den Nechtöbehörden anvertraut. 

3) Unter dem Ausdruck „Vater“ im gegenwärtigen $. muß 
forwohl der leibliche (Ceheliche) Vater, ald auch der Adoptiv-Va— 
ter verftanden werden; denn der Adoptiv» Vater übernimmt die 
väterliche Gewalt. Man kann daher von einem Menfchen, wel: 
cher zwar Feinen leiblichen, aber einen Adoptiv = Vater hat, nicht 
fagen, daß ihm die Sorge eines Vaters nicht zu Statten fomme. 


0. 188, 
Unterfchied zwifchen VBormundfchaft und Guratel, 

Ein Bormund hat vorzüglich für die Perfon des 
Minderjährigen zu forgen, zugleich aber deſſen 
Vermögen zu verwalten, Ein Eurator wird zur 
Beforgung der Angelegenheiten derjenigen ges 
braucht, welche viefelben aus einem andern 
Grunde, als jenem der Minderjährigkeit felbft, 
zu beforgen unfähig find, 

41) Schon aus dem Inhalte de vorigen $. ift erfichtlich, 
daß die in felbem erwahnten Prlegebefohlenen von zweyerley Art 


4) Materialien für Gefegfunde und Rechtspflege in den öfterreichifchen Staaten. 
Vom Heren Appellationsgerichts = Virepräfidenten Dr. Carl Joſeph Prato— 
bevera 1. B., ©: Al. 


“ 
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find. Es find nahmlich Ginige, die, ihres unreifen, minder: 
jährigen Alters wegen, zuvörderſt ausgebildet und erzogen, 
nebenbey aber auch alle übrigen Angelegenheiten für fie beforgt 
werden müffen, und Andere, deren Erziehung nach erreichter Boll: 
jährigfeit fchon vollendet it, und die einen Vertreter nur zur Ver— 
wahrung ihrer Rechte und Verwaltung ded Vermögens bedürfen. 

2) Aus dem Ausdrude des Gefeges, daß ein Vormund 
sorzuglich für die Perfon des Minderjährigen zu forgen, zu: 
aleich aber auch deſſen Vermögen zu verwalten habe, folgt, daß 
die Sorgfalt für die Perfon des Minderjährigen dad einzige we— 
fentlihe Merkmahl des Vormundes ausmacht, und daß, wenn 
diefe wegfällt, von einer Vormundfchaft gar nicht, oder nur im 
uneigentlichen Sinne des Wortes die Nede feyn könne. Hiermit 
fimmen auch die übrigen, in Unfehung der Bormundfchaften bes 
ftehenden gefeglichen Beftimmungen überein. Wenn die unter der 
Dormundfchaft ftehenden minderjährigen Kinder in einer andern 
Provinz ein unbewegliches Vermögen befigen, deffen Verwaltung 
dem Vormund nicht anvertraut ift, wird‘ ein Curator beſtellt 
(9: 270); oder wenn eine minderfährige Tochter fich verehelichet, 


- fo fommt fie, in Nüdficht ihrer VPerfon, unter die Gewalt des 


Mannes, in Anſehung ihres Vermögens hat der Vater, und ſo— 
hin auch der VBormund nur die Rechte und Pflichten eines Cu— 
ratord (SS. 475 u. 260), Wenn der Vater zur Verwaltung des 
feinen Kindern angehörigen Vermögens unfähig, oder von derfel= 
ben durch denjenigen, dem die Kinder dad Vermögen zu verdan- 
Een haben, ausgefchloffen ift, wird gleichfalld ein Curator beftelft 
($.149) u. f. w. Nach) dem hier Bemerften laßt fich im Geifte 
des dfterreichifchen Gefeßbuches folgende Definition von der Vor: 
mundfchaft geben: „Die Bormundfchaft ift ein politifches, öffent— 
liches Amt, wodurch Jemand vorzüglid zur Sorgfalt fir die 
Derfon eines Minderjährigen, als befchränfter Gtelfvertreter des 
Vaters, beftellt und verpflichtet wird, wenn die väterliche Ge: 
walt außer Wirkfamkeit tritt. 

.3) Da indeffen der Vormund, obfchon er vorzüglich für 
die Perfon des Minderjährigen aufgeftellt ift, zugleich auch deffen 
übrige Angelegenheiten zu beforgen hat, welche nach dem Be— 


I 
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merkten eigentlich dem Gurator zuftehen, fo greift die Aufftellung 
eines Curators, der Regel nach, nur dann Plaß, wenn es fich 
um die Angelegenheiten jener handelt, welche aus einem andern 
Grunde, ald jenem der Minderjährigkeit, diefe ſelbſt zu beforgen 
unfähig find. Da für die Minderjährigen ſchon durch Aufftellung 
eined Vormundes auch in ihren-Vermögens = Angelegenheiten ge= 
forgt ift, fo bedarf ed für felbe der eigenen Aufftellung eines 
Guratord nicht. Weil indeffen Fälle eintreten können, daß die 
vormundfchaftliche Gewalt gelähmt erfcheint, fo Fann auch aus— 
nahmsweiſe für Minderjährige ein Gurator beftellt werden. 
Daher wird auch im gegenwärtigen $. nur eine allgemeine Regel 
angegeben, keineswegs aber der eigentliche Begriff einer Curatel 
aufgejtellt, welches vielmehr erft im $. 269 gefchieht. 

4) Somohl der VBormund als der Curator Fann in einer 
doppelten Gigenfchaft betrachtet werden, welche zwar in den Ges 
fegen nirgends deutlich ausgedrückt ift, fich aber aus der Natur 
der Sache und andern gefeglichen Beftimmungen ergibt, und von 
bedeutendem practifchen Einfluß feyn Fann. Es gibt nähmlich 
zweyerley Gattungen von Curanden, diefen Ausdrud in der all- 
gemeinen Bedeutung genommen, zu Folge welcher auch Mlinder- 
jährige darunter begriffen werden; nähmlich folche, welche gar 
feinen eigenen Willen haben, die daher von ihrem Vormunde 
oder Curator in der Art vertreten werden, daß dieſer bey den 
diefelben angehenden Rechtöangelegenheiten als ihr Stellvertreter 
erfcheint, und die vorzunehmenden Handlungen in ihrem Nahmen 
verrichtet; dann folche, welche fchon eine gewiſſe Selbftftandig- 
feit, einen eigenen Willen haben, aber die gehörige Reife des 
Berftandes oder Feftigkeit des Willens nicht befigen, um fich 
felbft gehörig Teiten zu EFonnen. : Diefen ift der Vormund oder 
Curator als Beyftand beygegeben, damit durd) ihn erganzt werde, 
was ihnen an Reife des Verftandes mangelt. Bey der erfiern 
Glaffe fpielt fohin der Curator oder Vormund immer eine bedeu= 
tendere Rolle, als bey der letzteren, und es gehören zur felben 
vorzüglich Kinder unter fieben Jahren, Raſende und Wahn— 
finnige, dann zum ſchweren oder fehmerften Kerfer. verurtheilte 
Verbrecher, und mit Befchränfung auch Unmündige und Blöd— 
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finnige. — Die practifche Wichtigkeit diefer Bemerkung wird im 
DVerfolge diefer Erläuterungen an den zufömmlichen Orten vor: 
Fommen. Hier genüge diefe einftweilen nur Eurz hingeworfene 
Bemerkung '). 


J. 189, 
“> I. Bon der Vormundſchaft. Veranlaſſung zur Beftellung. 
Kenn der Fall eintritt, daß einem Minderjähri- 
gen, er fey von ehelicher oder unchelicher Ge— 
burt, ein Bormund beftellt werden muß, fo find 
die Verwandten des Minderjährigen, oder andere 
mit ibm im nahen Berhältniffe ftehende Perfo- 
nen unter angemefjener Ahndung verbunden, dem 
Gerichte , unter deſſen Gerichtsbarkeit der Mine 
derjährige fteht, Die Anzeige zu machen, Auch 
die politifhen Obrigkeiten, die weltlichen und 
geiftlihen Vorſteher der Gemeinden, müſſen 
forgen, daß das Gericht hievon benachrichkiget 
werde, 


1) In Anfehung der Frage: wann ein Vormund zu be: 
ftellen fey 2 läßt fich der allgemeine Sat an die Spitze ftellen , 
daß dieſes in allen jenen Fällen zu gefchehen habe, wo ein min- 
derfähriges Kind vorhanden ift, welches der väterlichen Gewalt 
nicht unterliegt. Der gewöhnlichfte Fall der Bevormundung if 
indeffen der Tod eines Hausvaters, welcher Waifen zurückläßt. 
— Da nun in größeren Städten die Todten= Verzeichniffe in den 
Drud gelegt werden, auf dem Lande hingegen fich bald der Auf 
eines gefchehenen Zodfalles umher verbreitet, fo kann bey der 
gehörigen Aufmerkfamfeit des Gerichtes demfelben fehwerlich ein 
folcher Zodfall entgehen, um fo mehr, als feit der eingeführten 
Zodtenbefchau diefe Anzeige durch den diefes Geſchäft beforgenden 
Arzt zweckmäßig eingeleitet wird. — Nimmt nun die Gerichts: 


N 


4) Man ſehe übrigens meinen in der Wagner’fchen Zeitfchrift gelieferten Civil: 
rechtsfall. Zahrg- 1829, Heft 1., ©. 355 — 58. 
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behörde, der bejtehenden WVorfchrift gemäß, nach der Anzeige eines 
folhen Todfalles die Sperre des Nachlaffes vor (F. 798), fo 
erfährt fie zugleich, ob Waifen des Verftorbenen vorhanden fegen, 
und erhält Gelegenheit, mittelft der Hauögenoffen und Verwand— 
ten nähere Aufklärung zu einer angemeffenen Beftellung ber 
Vormundſchaft zu erlangen. Wenn indefjen die gerichtliche Sperre 
ded Nachlaffes nicht gleich vorgenommen werden follte, und der 
Zweifel entftände, ob dad Gericht auch wirklich in die Kenntniß 
diefed Zodfalles gelangt fen, fo bleibt e3 immer Pflicht der 
Derwandten des Minderjährigen, oder der andern mit ihm im 
nahen Berhältniffe befindlichen Verfonen, die Anzeige bey Gericht 
zu machen, und wäre die verfäumte Anzeige mit angemeffener 
Strenge zu ahnden. 

2) Da aber, aufer dem Todfalle des Waters, bey verehelich- 
ten Perfonen Berhältniffe eintreten Eönnen, in welchen die väter: 
liche. Gewalt außer Wirkfamfeit kömmt, fo gibt es auch mehrere 
alle, in welchen ehelichen Kindern auch noch bey Lebzeiten des 
Vaters ein Vormund beftellt werden muß. Diefe Falle find be= 
reits S. 476 aufgezählt worden. Sie werden den politifchen 
Obrigkeiten oder. den Criminalgerichten früher ald dem vormund— 
fchaftlichen Gerichte befannt, und find daher von diefen Behörden 
dem letzteren anzuzeigen. 

3) Wenn eine ledige Verfon ein Kind gebäret, fo ift dem: 
felben, der Regel nach, auch fogleich ein Vormund zu beſtellen. 
Gine Ausnahme von diefer Negel tritt bey jenen Rindern ein, 
welche fich in den Findel: und Waifen-Anftalten befinden; denn 
bey diefen vertritt die Waifen- oder Findelhaud : Direction die 
Stelle des Vormundes, und ed hat daher das obervormund— 
Ichaftliche Gericht diefen Kindern, fo lange fie fib in den Wai— 
fen= oder Sindelhäufern befinden, oder außer denfelben unter 
Aufficht der Direction verpflegt und erzogen werden, der Regel 
nach feinen andern Vormund zu beftellen. Sobald aber die 
Dbforge der benannten Direction über ein unter ihrer Aufficht 
geftandened, uneheliches (oder überhaupt vaterlofes) Kind aufhört, 
fo muß demfelben, wenn ed nicht fchon vor dem Gintritte in diefe 
Anftalt mit einem Vormunde verfehen war, ein folcher beftellt 
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werden. Aus diefer Urſache ift die Direction verpflichtet, den 
Austritt eined jeden diefer Kinder aus ihrer WVerforgung dem 
cbervormundfchaftlichen Gerichte ungefaumt anzuzeigen, und zus 
gleich diefer Behörde über das Alter, die befannten Xeltern oder 
nächſten Verwandten des Kindes, den Det, in dem es geboren 
‚oder gefunden worden ijt, oder über das ihm etwa zugefallene Ver: 
migen Auskunft zu geben"). Da die Fälle der unehelichen Geburt 
am früheften dem Geiftlichen befannt werden, der den Zaufact 
vollzieht, fo fol durch felben die Anzeige an das betreffende Ge— 
richt „ wegen Aufjtellung eines Vormundes, gefchehen. 

4) Wenn Kinder aus einer ungültigen Ehe erzeugt: werden, 
fo kann, in fo lange die Ungültigkeitd = Erflärung nicht erfolgt 
ift, auch fein Vormund für die Kinder aufgeftellt werden, weil 
bis dahin noch immer die väterliche Gewalt in Wirkfamteit bleibt. 
Wenn aber auch eine Che, jedoch aus anderen Urſachen, ald me: 
gen fihon befiandenen Ehebandes, oder wegen Weihe oder Ge: 
lübdes, oder wegen Religiondverfchiedenheit ald ungültig erflärt 
wird, und einem Theile dad Chehinderniß unbekannt war, fo ift 
ebenfalld Fein Vormund zu beftimmen, weil die aus einer folchen 
Che erzeugten Kinder als cheliche anzufehen finds, — Wird aber 
eine Ehe aus den hier berührten Gründen für ungültig erklärt), 
fo findet die Aufftellung eines Vormundes Pla, und dad) Land- 
recht wird daher in diefem Halle der Perfonalbehorde der in 
einer folchen ungültigen Che erzeugten Kinder Nachricht er- 
teilen. Daß auch einem von einer wirklichen Gattinn gebornen 
Kinde, wenn dasfelbe ald ein uneheliched angefehen werden muß, 
ein Vormund aufzuftellen fey, wurde bereitd K. 158 erwähnt, 


i. 190. 
Wer den Vormund zunächſt beftelle. 


Das Gericht muß, fobald es zur Kenntnif gelangt 
ift, von Amtswegen die Beftellung eines taug⸗ 
lichen Vormundes vornehmen. 


1) Hofdecret som 17. Aug. 1322, 6. 1, 2 und 4. 
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4) Die Bevormundung iſt eine Amtshandlung außer Streit: 
fachen, wo der Richter nicht, wie in den gewöhnlichen Fällen des 
eigentlichen Richteramtes (in Streitſachen), erft eine Klage oder 
ein Begehren der Partey, die auf ihr Recht Verzicht thun Fann, 
abwarten muß. Sie ift, wie bereit3 im $. 187 Nr. 2 berührt 
worden ift, eigentlich eine politifche Vorfehrung, welche nur aus 
befonderen Gründen dem Civilrichter übertragen ift, und der fich 
fohin hier im Geijte der politifchen Amtöverwaltung zu bewegen, 
fohin in allen Fällen, wo ed fich um das Wohl der Minderjäh: 
rigen handelt, Amteswegen die gehörige Vorſorge zu treffen hat. 
Aus diefem folat, daß das Gericht, welchem e3 zufteht, in einem 
beftimmten Falle einen Bormund zu beftellen, zu diefer- Beftellung, 
fobald es zur Kenntniß diefes Falles auf was immer für eine 
Art gelangt, Amtswegen fchreiten müffez fo wie ed auch in der 
Folge bey der Verwaltung und Erlöfchung der VBormundfchaft 
Amteswegen für das Befte der Minderjährigen forgen muß. 

2) Welches Gericht ift aber zur Aufftellung eines Bormun: 
des competent ? — Diefe Frage ift im Allgemeinen und der Re: 
gel nach dahin zu beantworten: jener Gerichtöftand, welchem der 
Minderfährige zur Zeit, ald ein Wormund beftellt werden foll, 
feiner Perfon nach unterftebt. Diefer Grundfag wird durch die 
Betrachtung gerechtfertiget, daß die Beftellung eines Vormundes 
ein Act des adeligen Richteramtes ift, und demjenigen Gerichte 
zufteht, unter deffen Gerichtöbarfeit der Minderjährige fich befin- 
det ), wie auch, daß die Bormundfchaftöbehörde, ohne Rückſicht 
auf die mit dem Pupillen inzwifchen vorgenommenen Verände— 
rungen, während der ganzen Dauer der Miinderfährigkeit diefeibe 
zu verbleiben hat 7). 

3) Hinfichtlich der von einer Tedigen Weiböperfon gebornen 
Kinder ift jenes Gericht, dem diefelben zur Zeit der Geburt unter: 
ftehen, zur Aufftellung eines Vormundes berechtiget und verpflich— 
tet. Sollte aber einem folchen Kinde gleich bey der Geburt Fein 
Vormund aufgeftellt worden fenn, und demfelben erft in der 
Solge, nach Erfordernig der Umſtände, ein Vormund beygegeben 


1) Verordn. von 22. Febr. 1791. 
2) Patent vom 31. Dec. 1752. 
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werben, fo ift, nad) den allgemeinen Grundfäßen der Gerichtöbar: 
Eeit, jene Obrigkeit ald die gefeßmäßige anzufehen, in deren Be— 
zirke dad Kind als Hausgenoffe der Ziehältern oder der Dienft- 
geber feinen bleibenden Aufenthalt hat, oder als eine herumirrende 
Perfon ſich befindet *). Da nun der Regel nach jede unadelige 
und zu einem Militärförper nicht gehörige Perfon dem betreffen- 
den Ortögerichte unterfteht, uneheliche Kinder aber von den Rech— 
ten der ehelichen, in Anfehung des Serichtöftandes, felbft in dem 
Falle auögefchloffen find, ald der Vater die Einfchreibung in dem 
Zaufprotocolfe auf feinen Nahmen verlangte °); da fie nicht eins 
mahl die Standesrechte der Mutter, deren Ueberfragung nur durch 
Männer gefchieht, anfprechen können ($$. 155 und 165): fo 
folgt, daß alle unehelichen Kinder den Ortögerichten unterfichen, 
wenn auch ihre Mutter unter die Gerichtöbarkeit des Landrechtes 
gehören follte. Wenn aber die Mutter, vermöge ihrer perfönlichen 
Eigenfchaft, und nicht bloß eines vorübergehenden Verhältniſſes 
wegen, der Militärfurisdiction unterfteht, fo hat auch das betref- 
fende Militärgericht ald Vormundſchaftsbehörde dad Amt zu hans 
deln ?). Eine weitere Ausnahme von diefer Regel machen dieje— 
nigen Kinder, welche von einer Weiböperfon geboren find, die 
der ottomanifchen Pforte unterthänig ift. Denn ein folches Kind 
ift ald ein Unterthan der ottomanifchen Pforte anzufehen und 
genießt in diefer Eigenfchaft den Gerichtöftand des Landrechtes *). 

4) Welches Gericht ift Vormundfchaftöbehörde der ‚aus 
einer ungültigen Ehe erzeugten Kinder, — vorausgefeßt, daß 
fie, nach $. 160, nicht legitimirt find? — Ich antworte: 
dasjenige Ortögericht , dem diefe Kinder zur Zeit, als die Un— 
güftigkeitö = Erklärung in volle Nechtöfraft übergegangen und 
den vermeintlichen Ehegatten Fundgemacht worden ift, ihrer 
Perfon nach unterjtehen; denn bis zur Herftellung des recht: 
lichen Beweifes der Unguültigkeit der Che, d. i. bis zu der von 
der competenten Behörde ausgefprochenen und in Rechtskraft 








1) Hofdecret vom 11. Auguſt 1793. 

2) Patent von: 22. Febr. 1792. 

3) Siehe Bergmanyer das bürgerliche Recht der k. k. öfterr. Armee, 1 Th., $. 295. 
9) Zurisd, Norm, {. 25. Hofdecret vom 17. Def. 1731« 
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erwachſenen Ungültigkeits⸗Erklärung derſelben, kann keine gericht— 
liche Verfügung eintreten, welche die Ungültigkeit der Ehe vor— 
ausſetzte. Der Zeitpunct zur Beſtellung eines Vormundes kann 
daher nicht vor erfolgter Ungültigkeits-Erklärung eintreten, und 
folglich auch nicht auf die Zeit der Geburt zurückbezogen werden, 
— Aus dem nähmlichen Grunde hat, mit obiger Beſchränkung, 
für die von einer wirklichen Gattinn, aber ohne Zeugung des Ehe: 
manned gebornen Kinder dasjenige Gericht einen Vormund zu 
beſtellen, welchem diefelben zur Zeit des erfolgten gerichtlichen 
Erkenntniſſes unterftehen. 

5) Dem von einer Witwe gebornen Rinde muß zwar für 
jeden Fall, dad Kind mag vor oder nad) Verlauf von zehn Mio: 
nathen zur Welt fommen, ein Vormund beftelft werden. Allein 
welches Gericht den Bormund zu beftellen habe, hängt von dem 
Umftande ab, ob dad Kind noch als ein eheliches zu betrachten 
fey oder nicht: Am erften Falfe gebührt die Beftellung des Vor— 
mundes noch der Abhandlungdinftanz des Vaters, welche das ade 
tige oder militärifche Forum feyn kann; im legten Falle aber 
demjenigen Ortögerichte, dem das Kind zur Zeit der. Geburt unter 
ſtehet. In dem Falle, als fich die Witwe, wieder verheirathet 
hatte, und ein Kind geboren würde, welches ald noch) von dena 
vorigen Ehemanne erzeugt angefehen werden müßte, wäre dem— 
felben von Seite der Abhandlungsinftanz des letztern ein Bor: 
mund zu beftellen, 

6) Hat der bekannte Vater eines unter der Obforge de 
Waifen: oder Findelhauſes ftehenden ehelichen Kindes noc) andere 
minderjährige Kinder hinterlaffen, fo ift der Gerichtöftand aller 
diefee Mündel nach der allgemeinen Vorfchrift des Gefeged zu 
beurtheilen. Außer diefem Falle fol die Gerichtöbarkeit und Ober: 
vormundfchaft über ein Waiſen- oder Findelfind dem ordentlichen 
Gerichte des Ortes zuftehen, an dem fich dasfelbe zu der Zeit 
befindet, wo ihm nach obiger Vorfchrift, $. 489 Nr. 3, ein. Vor— 
mund beftellt wird; oder in fo fern das Kind nach den Geſetzen 
auf den privilegirten Gerichtöftand feines Vaters Anfpruch hat, 
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dem privilegirten Gerichte, in deſſen Jurisdictiond = Bezirke es fich 
aufhält "). 

7) Wenn ein ungarifcher oder fiebenbürgifcher Unterthan in 
einer deutfchen Provinz ftirbt, ohne in den deutfch =erblandifchen 
Provinzen nationalifirt gewefen zu feyn, fo Liegt der deutſch-erb— 
ländifchen Abhandlungsbehörde in dem Falle, wo die Erben un: 
mündig, mutterlos und in den ungarifchen Provinzen nicht begü— 
tert find, fondern ihr ganzes Vermögen in den deutfchen Erblän— 
dern haben, und Fein Verwandter in Ungarn oder Siebenbürgen 
fie mit ihrem Vermögen übernehmen und die Vormundfchaft be 
forgen wollte, ob, einen Vormund zu beftellen, jedoch immer 
im Cinvernehmen mit der ungarifchen oder fiebenbürgifchen Hof— 
kanzley ?). | ; 

8, Wer hat den Vormund zu beſtellen, wenn unter dem 
Pupillarvermögen eine Bergwerks - Entität begriffen iſt? — Da 
ſich die Thätigkeit der Berggerichtd: Behörden einzig und allein 
auf die in dem Patente vom 1. Nov. 4781 von $. 1 bis 7 aus— 
gedrücten Wirkungen der Nealfurisdiction befchränfet, fo fteht 
die Beftellung eined Vormundes, wie auch die Xufnahme der 
Dormundfchafts: Rechnungen, dem ordentlichen Perfonalrichter, 
ohne Ginmengung der Berggerichte, auch dann zu, wenn unter 
dem Pupillarvermögen eine Bergwerks-Entität begriffen iſt. — 
In einem ſolchen Falle hat fich jedoch die Vormundfihaftsbehörde 
zum Beften der Pupillen gegenwärtig zu halten: daß, wenn der 
Vormund zur guten Verwaltung einer unter dem Pupillarvermd: 
gen begriffenen Bergwerks-Entität die hinlängliche Fähigkeit nicht 
befaße, demfelben aufgetragen werden foll, einen bergmwerköverftän: 
digen Aſſiſtenten zur Verwaltung diefer Bergwerks-Entität zu fus 
chen, der ihm, nach vorläufiger Einvernehmung der Berggerichtä = 
Behörde, der Ordnung nach von der Pupillar: Inflanz zu geben 
ift °). 


1) Hofdecret vom 11. Auguſt 1822, 9. 5 
2) Patent vom 17. Febr. 1792, Nr, 225. 
3) Hofdecret vom 9, May 1785, 
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d. 191, 
Nothwendige Entſchuldigung von einer Vormundſchaft überhaupt. 
Untauglich zur Vormundſchaft überhaupt ſind die— 
jenigen, welche wegen ihres minderjährigen Al— 
ters, wegen Leibes- oder Geiſtesgebrechen, oder 
aus anderen Gründen ihren eigenen Geſchäften 
nicht vorſtehen können; die eines Verbrechens 
ſchuldig erkannt worden find, oder von denen 
eine anftändige Erziehung des Waifen, oder nüß- 
liche Verwaltung des Vermögens nicht zu erwar— 
ten it, 


4) Die Vormundfchaft ift ald eine öffentliche Anftalt 
zu betrachten, der fich alle Bürger, gleich den übrigen öffentlichen 
Aufträgen und Laften, zu unterziehen haben. Es muß daher jeder 
Bürger die ihm aufgetragene Vormundfchaft übernehmen, wenn 
nicht folche Gründe vorhanden find, welche ihn von der Weber: 
nahme der VBormundfchaft ausfchließgen, oder wenigftend auf 
fein Begehren davon befreyen. In der juridifchen Sprache hei— 
Ben die erfteren nothwendige, und die legteren freywillige 
Entſchuldigungs-Urſachen. Auf erftere muß, zum Wohle des Min— 
dersährigen, Amteswegen Bedacht genommen werden; auf die letz— 
tern aber nur, wenn der Befreyte von feinem Nechte Gebraud) 
machen till. Beyde beziehen fich auf alle Arten der Berufung 
zur VBormundfchaft (SS. 196 — 199). 

2) Die Untauglichkeit ift von zweyfacher Art: entweder ab: 
folut oder relativ, d. i. fie erſtreckt ſich auf alle Vormund— 
ſchaften überhaupt, oder beſchränkt ſich bloß anf einzelne Vor— 
mundfchaften. Eine abſolute Untauglichkeit tritt bey jenen ein, 
die felbft noch eines Vormundes oder Curatord bedürfen, oder 
die durch ein Verbrechen oder durch eine fchon ehedem übel ver- 
waltete VBormundfchaft fih des dffentlichen Vertrauens unwürdig 
gemacht haben. — Das Gefeß erflärt hier denjenigen, der eines 
Verbrechens fchuldig erkannt worden ift, ohne Unterfchied, ob das 
Verbrechen ein folches, den gewöhnlich Gewinnfucht zum Grunde 
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liegt, oder einer andern Gattung ift, zur Uebernahme einer Vor: 
mundfchaft untauglich. | 

3) Die relative Unfähigkeit ift wieder zweyfach, fie kann 
fih nahmlich auf mehrere Arten der Bormundfchaften ausdehnen, 
oder fie befchränft fi) nur auf beftimmte VWormundfchaften. Die 
erftere Art der relativen Unfähigkeit ift am Ende des gegenwär— 
tigen $. erwähnt; denn vielen, übrigens verftändigen und recht: 
Ichaffenen Bürgern, fehlen nähmlich in ihrem Stande, in ihrem 
Wirkungs- und Gefellfchaftökreife die Kenntniffe oder Eigenfchaf: 
ten zur zweckmäßigen Führung einer VBormundfchaft von einer be= 
ftimmten Art. So 5. B. würde ein Landmann nach dem Tode 
eines Handelsmannes al Vormund nicht beftellt werden Fünnen. 
Die Beurtheilung, ob ein folcher Untauglichkeitäfsll vorhanden fey 
oder nicht, muß der vernünftigen Beurtheilung des Gerichte an— 
heim geftellt werden, denn ed ift unmöglich, alle diefe Fälle vor: 
auszuſehen und fie buchjtäblich zu verzeichnen. 


0. 192, 


Auch Perſonen weiblichen Geſchlechts, Ordensgeiſt— 
lichen und Einwohnern fremder Staaten ſoll in 
der Regel (9. 198) keine Vormundſchaft aufgetra⸗ 

gen werden. 


1) Der Grund dieſer Vorſchrift iſt, nach der Bemerkung des 
Herrn Hofrathes von Zeiller, weil es dieſen Perſonen gewöhn⸗ 
lich entweder an den nothwendigen Kenntniſſen, oder an der er— 
forderlichen Zeit, oder an der näheren Gelegenheit zur Erziehung 
des Minderjährigen und zur Vermögensverwaltung, oder an dem 
Verhältniſſe der Unterordnung zu den die Oberaufſicht führenden 
Gerichten mangelt. 

2) Das Geſetz bedient ſich hier übrigens des Ausdruckes: 
„der Regel nach,” und deutet dadurch an, daß ed Fälle gebe, 
bey welchen von diefer Anordnung eine Ausnahme gemacht wer— 
den Fonne. In Betreff der Perfonen des weiblichen Gefchlechtd 
ift die Ausnahme im Gefege felbft, $. 198, enthalten; Manche 
glauben auch, daß dieſe die einzige von der Anordnung des gegen- 
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wärtigen $. geltende Ausnahme fey, und find der Meinung, daß 
Drdenögeiftliche und Ginwohner fremder Staaten zur Vebernahme 
einer Vormundſchaft durchaus untauglich feyen. In Anſehung 
der Ordensgeiftlichen beruft man fic) vorzüglich, zur Wertheidigung 
diefer Anficht, auf die Natur des Gelübdes der Armuth, welches 
felbe zur VBormundfchaft unfähig machen foll, indem fie Eein eige= 
ned Vermögen befigen, und daher auch für ihr Verfchulden, wel— 
ches leicht eintreten Fann, nicht zu haften im Stande find. — 
Dagegen ift zu bemerken, daß, wenn es in der Abficht des höch— 
fien Geſetzgebers gelegen wäre, Drdensgeiftliche ausnahmslos von 
Vebernahme einer VBormundfchaft audzufchließgen, er felbe gewiß 
im vorigen $. unter den übrigen, gänzlich BAER Derfonen auf? 
geführt hätte. — Die in Anfehung der Malthefer- Ordensritter 
beftchende Vorſchrift, vermöge welcher feinem folchen eine Vor— 
mundfchaft aufzutragen ift, außer wenn der ganze Orden einwil— 
figet und für ihr Annehmen bare Gaution leiſtet '), gibt zugleich 
den Fingerzeig, unter welchen Beſchränkungen einem Ordensgeiſt— 
lihen eine Vormundfchaft anvertraut werden fünne. Es muß 
nähmlich der Orden, oder vielmehr der Vorfteher deöfelben, in die 
Vebernahme der Bormundfchaft einwilligen, und eine angemeffene 
Sicherheit leiten, die auch die Landeöftelle genehmigen müßte, 
indem Fein ©tift, ohne Einwilligung derfelben, eine Laft, die ſei— 
nen Vermögensumſtänden gefährlich werden könnte, übernehmen 
darf. Hat der Minderfährige Fein Vermögen, und handelt ed ſich 
daher blog um die Obforge der Perfon deöfelben, fo fallt auch 
diefe Sicherftellung und die damit verbundene Cinwilligung der 
Sandeöftelle weg 2). 

3) Das Gefeß redet — von Einwohnern fremder 
Staaten. Unter dieſen werden aber jene Perſonen verſtanden, 
welche in fremden Staaten domiciliren. Es waltet daher kein 
Anſtand ob, fremde Staatsbürger, in fo ferne fie im Inlande 


a) Zurisdietionsnorm zwifchen den Landerftellen und dem Maltheferorden vom 29. 
Sul 1768, ©. 3. 

4) Siehe die Abhandlung des Heren De. und Profeſſor Anton Haimberger über 
die Fähigkeit der Drdensgeiftlichen, eine Vormundſchaft zu Übernehmen, in der 
ungarifhen Zeitfchrift. Sahrg. 1828, Heft XIL, ©, 323 — 323, 
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ihren Wohnfig aufgefchlagen haben, ald Vormünder zu beftellen. 
Dagegen find auch djterreichifche Unterthanen, welche fich felbft, 
mit Bewilligung der Regierung, zeitweife im Auslande aufhalten, 
für die Dauer diefes Aufenthaltes der Regel nach von Uebernahme 
einer Bormundfchaft audgefchloffen. — Einwohner fremder Staa— 
ten, in fo fern fie Feine Unterthanen des üfterreichifchen Staates 
find, fcheinen wegen des Mangels des Verhältniffes der Unter: 
ordnung zu den inländifchen Gerichten für Feinen Fall als Vor— 
münder bejtellt werden zu koͤnnen; dagegen können Öfterreichifche 
Unterthanen, welche zeitweife Ginwohner fremder Staaten find, 
in beſonders rückſichtswürdigen Fällen ohne Zweifel ald Vormün— 
der aufgeſtellt werden. 


‚193 
Nothwendige Entjehuldigung b einer beftimmten Vormundschaft. 
Zu einer beftimmten VBormundfchaft find diejenigen 
nicht zuzulaffen, welche der Vater ausdrücklich 
von der Bormundfchaft ausgefchloffen hatz Die 
mit den Aeltern des Minderjährigen oder mit 
ihm felbft befanntlich in Feindfchaft gelebt, oder 
die mit dem Minderjährigen entweder ſchon in 
einen Prozeß verwicdelt find, oder, wegen noch 
nicht berichtiaten Forderungen in einen folchen 
verwicelt werden könnten. 

1) Im gegenwärtigen Paragraphe werden jene Urſachen auf: 
gezählt, aus welchen Jemand zu einer beftimmten VBormundfchaft 
nicht zugelaffen werden Fann. Zuerft führt hier dad Geſetz auf, 
wenn der Vater ausdrücklich Jemanden von der VBormundfchaft 
auögefchloffen hat. Denn da der Vormund die Stelle de Ba: 
ters vertreten foll, fo ift ed eben fo billig, diefem dad Hecht ein- 
zuräumen, beftimmte Perfonen von der Vormundfchaft auszus 
fchließen, als es billig ift, dem Vater die Berufung eined Vor— 
mundes zu überlaffen. Hätte die Mutter Jemanden von der 
Bormundfchaft ausgefchlofien, fo Fommt es darauf an, ob der: 
felbe einen gefeßlichen Unfpruch auf die Mebernahme der Bor: 
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mundfchaft hat oder nicht. Hat er einen folchen, fo Fann wohl 
das vormundfchaftliche Gericht aus diefer Ausfchliegung der Mut: 
ter Veranlaffung nehmen, den Gründen derfelben näher nachzus 
forfchen, um zu erfahren, ob diefelben etwa nicht von der Art 
find, daß fie denfelben fchon vermöge des Gefeßed von der Vor— 
mundfchaft ausfchliegen würden. Entdecken fich jedoch ſolche Grün— 
de nicht, fo darf auf die Verfügung der Mutter Feine Aückficht 
genommen werden. Hat dagegen derjenige, welcher durch die Mut: 
ter von der VBormundfchaft ausgefchloffen worden ift, Feinen ge— 
feglichen Anfpruch auf die Hebernahme diefer Bormundfchaft, und 
hängt es fohin lediglich von der Beurtheilung des Gerichted ab, 
wen e5 zur Vormundſchaft aufftellen wolle, fo dürfte die Aus: 


fchliegung der Mutter auch allerdings für dad Gericht ein Motiv 


ſeyn, die Vormundfchaft demfelben nicht zu übertragen, wenn 
nicht am Zage läge, daß diefe Ausfchliegung aus ganz nichtigen 
Gründen gefchehen fey. 

2) Wenn Jemand mit den eltern des Minderjährigen, 
oder mit ihm felbft befanntlich in Seindfchaft gelebt, oder mit dem 
Minderjährigen entweder ſchon in einen Prozeß verwickelt ift, oder 
wegen noch nicht berichtigter Forderungen in einen folchen verwi— 
clelt werden Fünnte. — Der Grund diefer gefeglichen Anordnung 
liegt zu offen vor Augen, ald daß eine befondere Aufführung des— 
felben nöthig ware. Uber die Frage ift hier zu berühren nicht 
überflüffig: ob nicht auch diejenigen, deren nächite Anverwandte 
mit dem Minderjährigen in einen Prozeß verwidelt find, von 
der Bormundfchaft audzufchließen feyen ? — Ich glaube, die Aus: 
fhliegung fey nicht in jedem Zalle nothwendig, fonft würde das 
Geſetz diefer Perfonen um fd mehr ausdrücklich) erwähnt haben, 
als es das franzöfifche Gefeß und das römifche Recht thunz aber 


ich bin auch auf der andern Seite überzeugt, daß diefe Ausſchlie— 


fung in’vielen, und vielleicht in den meiften Fallen nicht gefeß- 
widrig wäre, weil ed wirklich gefährlich feyn könnte, die Vor— 
mundfchaft einem folchen aufzutragen, und da dad Gefeg ſchon im 
Allgemeinen den Grundfaß aufgeftellt hat, daß Niemanden eine 
Bormundfchaft aufgetragen werden Tolle, von dem eine anftändige 
Grziehung der Waifen, und eine nüßliche Verwendung des Ber: 
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mögend nicht zu erwarten ift ($. 42). Es wird daher bey dem 
Gintreffen eines folchen Falles auf die Umftände ankommen, und 
dad Gericht wird zu beurtheilen wilfen, ob Gefahr vorhanden 
fey oder nicht. 

Zu diefen relativen Untauglichkeit5 = Urfachen kann auch noch 
folgendes Verhältniß hinzugerechnet werden: 

3) Kein Ortögericht oder Magiftrat, Fein Amt, Feine Obrig— 
Feit felbft Eann Vormund feyn, da demfelben die Ober-Gerhabfchaft 
obliegt '). Daß unter diefen Ausdrücken lediglich der Vorſteher 
des Ortögerichtes, Magiftrated, Amtes oder Obrigkeit, oder der 
Befiger der Herrfchaft felbft verftanden werden Fünne, ſpringt in 
die Begriffe. 

4) Auf gleiche Art dürfte hieher die Religiensverfchiedenheit 
in fo weit zu rechnen feyn, daß ein Nichtchrift einem Chriften 
nicht zum Vormunde beftellt werden könne; denn durch das Vera 
both einer Ehe zwifchen Chriften und Nichtchriften ($. 64), dann 
durch die Anordnung, dag Nichtehriften den Testen Willen eines 
Chriften nicht bezeugen können (9. 593), hat der Geſetzgeber deut— 
lich zu erkennen gegeben, daß er ein näheres perfonliches Rechts— 
verhältniß zwifchen Gliedern diefer beyden Religionsparteyen nicht 
billige. Wie könnte auch hier erwartet werden, daß der Vormund 
feinen Pflichten, in Anfehung der teligiöfen Erziehung feines Mün— 
dels, entfprechen werde ? 


d. 194, 

Perſonen, die in der Provinz, zu welcher der Min: 
derjährige der Gerichtsbarkeit nach gehört, ſich 
entweder gar nicht aufhalten, oder doch langer 
als Ein Zahr von derfelben entfernt ſeyn müf- 
fen, find in der Regel zur Vormundſchaft nicht 
zu beitellen, 

Der Grund diefer gefeglichen Vorſchrift Tiegt darin, weil 
eine folhe Entfernung theils die Aufficht über die Perfon, theils 
die Verwaltung des Vermögens, theild die fehnelle Beforgung 


4) Verordn. vom 25. July 1793, 
Nipper’s Commentar II, Th. 20 
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der Gefchäfte bey dem Gerichte hindert. In allen Fällen alſo, 
wo die Gründe diefer gefeglichen Anordnung wegfallen, oder wo 
andere, diefe Beforgniffe weit überwiegende Gründe für die Bes 
ftellung eines folchen Vormundes eintreten, ift dad Gericht ande 
nahmsweiſe zur Aufftellung eines ſolchen Vormundes berechtiget. 


0. 195, 
Freywillige Entfehuldigungsaründe. 

Wider ihren Willen können zur Vebernehmung einer 
Vormundſchaft nicht angehalten werden: Welt- 
geiftliche, wirklich dienende Militär» Perfonen 
und öffentliche Beamte; eben fo derjenige, der 

ſechszig Sahre alt iſt; dem die Obforge über 
fünf Kinder oder Enkel obliegt, oder, der ſchon 
eine mühſame Vormundfchaft, oder drey Kleinere 
zu beforgen bat. 

4) Für die hier erwähnten Perfonen ftreitet die Bermuthung, 
daß ihnen bey der Wichtigkeit, Menge und Belchaffenheit ihrer 
Gefchäfte und dem Maße ihrer Kräfte eine Vormundfchaft bil: 
ligerweife nicht aufgebürdet werden könne. Da fie aber an fich 
dazu nicht unfähig find, fo dürfen fie, wenn fie von dem Erb— 
Yaffer oder durch das Geſetz berufen find, nicht ubergangen, fon: 
dern es muß ihrer Beurtheilung anheim geftellt werden, ob fie 
fi ihrer Befreyung bedienen wollen. 

2) Dad Geſetz befreyet alfo nur diejenigen Väter von der 
Dbliegenheit, eine Bormundfchaft zu übernehmen, welchen die 
Obſorge über fünf Kinder anvertraut ift. Kinder, die daher der 
väterlichen Gewalt nicht, mehr unterftehen, koönnen auch in, die 
Zahl nicht eingerechnet werden, welche fie von der Vormund⸗ 
ſchafts-⸗Annahme befreyen. Kann aber ein erft empfangenes, noch 
ungebornes Kind die Zahl der fünf Kinder ergangen? — Die 
Antwort hierauf ift: Nein! weil empfangene, aber noch nicht 
geborne Kinder nur in fo weit es ihren Vortheil gilt, den bereits 
gebornen gleich geachtet werden, aber einem Dritten vor ihrer 
Geburt Fein Recht verfchaffen ($. 22). Indeſſen wird ein Eluges 
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vormundfchaftliches Gericht eine ſolche Entfchuldigungsurfache nicht 
in allen Fallen gleich von fich weifen, weil nach dem $. 257 der 
Vormund berechtiget ift, bey dem Eintreten folcher Umftände, 
die ihn, Eraft der Gefege, von Uebernehmung der Bormundfchaft 
befreyt hätten, feine Entlaffung anzufuchen, und eine fo fchnelle 
Wechfelung des Vormundes in Feiner Hinficht zuträglich ift. Auf 
eine ähnliche Weife muß die Frage: ob ein adoptirtes Kind von 
feinem natürlichen oder Adoptiv: Vater in die Kinderzahl, welche 
ihn von der Bormundfchafts - Annahme befreyt, eingerechnet wer- 
den könne? dahin beantwortet werden, daß ein folches Kind dem 
Adoptiv» und nicht dem leiblichen Vater zu guten Eomme, weil 
der erftere die väterliche Gewalt übernimmt ($. 183), und das 
durch das Recht und die Pflicht der Obforge über dasfelbe auch 
auf ihn übergeht. 

3) Können Ordenögeiftliche, wenn fie zu Vormündern be: 
ftellt werden, fich, diefes Amt anzunehmen, weigern? — Man 
follte wohl glauben, daß dad, was hier von Weltgeiftlichen gefagt 
wird, auch von DOrdensgeiftlichen um fo mehr gelten müſſe, weil 
diefe nicht nur die Pflichten der Weltgeiftlichen, fondern noch 
andere, und zwar größere, aus der Natur des Klofterftanded her: 
vorgehende, zu erfüllen haben, und weil ed fcheint, daß der 
Gefeßgeber im gegenwärtigen $. die Ordensgeiftlichen nur aus 
dem Grunde übergangen habe, weil er fie fehon unter den Per: 
fonen aufgeführet hat, welche eine nothwendige Entfchuldigungd- 
urfache gegen fich Haben. Deffenungeachtet fcheint ein analoger 
Schluß von den Weltgeiftlichen auf Ordensgeiſtliche hier nicht 
Mag zu greifen. Denn gleichwie der Ordensmann ohne Bewil- 
ligung feines Oberen Eeine Bormundfchaft übernehmen kann, eben 
fo darf er ſich nicht weigern, diefelbe zu übernehmen, wenn fie 
ihm mit Cinwilligung des Ordendvorfteherd aufgetragen wird, ins 
dem ihn dad Gelübde des Gehorſams verpflichtet, allen jenen 
Anordnungen feines Oberen zu gehorchen, welche der Ordensregel, 
den höhern göttlichen oder menſchlichen Gefegen nicht entgegen 
find. Das hier Gefagte gilt aber bloß von einzelnen Ordens— 
gestlichen; — der Ordensobere Fann ohne Zweifel die Weber: 

20 * 
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nahme einer VBormundfchaft den ihm —— Ordensmit⸗ 
gliedern unterfagen '). 

4) Am Schluffe ded gegenwärtigen Paragraphes bemerkt 
Here Hofrath von Zeiller, daß eine Befreyungdurfache manch: 
mahl in ein wirkliches Hinderniß (3. B. durch übergroße Beſchäf— 
tigung, Abwefenheit in Miltärdienften, oder durch eine mit dem 
hohen Alter verbundene Geiftesfchwäche) übergehen könne, wor: 
auf das Gericht zum Beften des N von Umteswegen Be— 
dacht nehmen müſſe. 


J. 196. 


‚Arten der Berufung der Vormundfchaft: 1) Zeftamentarifche. 


Bor Allen gebührt die Bormundfchaft demjenigen, 
welchen der Vater dazu berufen hat, wenn dem- 
felben Feines der in den N). 191 — 194 ange 
führten Hinderniffe im Wege fteht. 


4) In den vorhergegangenen Paragraphen wurde nur die 
negative Seite berührt, in Anfehung welcher dad Gericht bey 
Aufftelung eined Vormundes befchränkt ift. Allein es gibt auch 
Falle, bey deren Vorhandenfegn dem Gerichte gar Feine Freyheit 
gelaffen ift, wen ed zum VBormunde beftellen wolle, fondern in 
welchen e3 verpflichtet ift, bejtimmten Perfonen die Vormund— 
ſchaft zu übertragen. Vor Allen gebührt nähmlicy die Vormund— 
ſchaft demjenigen, welchen der Vater dazu berufen hat, wobey 
es fich jedoch von felbft verfteht, daß demfelben Feines der oben 
$. 491 — 494 angeführten Hinderniffe im Wege fehen dürfe. 
Diefes Recht des Vaters ift ein Ausflug der väterlichen Gewalt, 
dad auf der gegründeten Bermuthung beruhet, der Water werde, 
Eraft feiner Einficht und zärtlichen Sorgfalt, die zweckmäßigſte 
Auswahl treffen. Die Gerichtöbehörde, welche die Sperte des 
Nachlaffes vornimmt, hat daher gleich bey diefem Acte zu erfor— 
fchen, ob der Vater, und welche Verfügung er in diefer Hinficht 
getroffen habe. 








1) Siehe obige Abhandlung des Heren Profeffors Haimberger. 
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2) Muß die von dem Vater gefchehene Beftellung eines 
Bormundes die Eigenfchaften eines Zeftamentes haben? — Ob: 
ſchon die vom Vater gefchehene Benennung eines Vormundes, in 
der weiteften Bedeutung des Wortes, als eine legte Willens: 
erklärung angefehen werden kann, ſo paffet felbe doch nicht unter 
den Begriff, den dad bürg. Geſetzbuch $. 552 hievon aufftellet, 
indem, nad) dem Inhalte deöfelben, die Erklärung des legten Wil 
lens in der Anordnung befteht, wodurch ein Erblaffer fein Ber: 
mögen, oder einen Theil deöfelben, einem oder mehreren Perfo: 
nen widerruflich auf den Todesfall überläßt. Die Förmlichkeiten, 
an welche dad Geſetz die legten Willenderflärungen Enüpfet, bes 
ziehen fich alfo bloß auf jene Arten derfelben, durch welche über 
dad Vermögen verfügt wird, und Fünnen auf jene Verfügungen 
nicht bezogen werden, durch welche der Erblaſſer über andere 
Gegenftände al3 fein Vermögen disponirt. Für folche Gattun— 
gen Tester Willenderklärungen find gar Eeine befonderen Förmlich— 
Eeiten vorgefchrieben; e3 bedarf alfo, um ihre Nichtigkeit zu er— 
weifen, nur der übrigen, für die Nechtögefchäfte im Allgemeinen 
vorgefchriebenen Beweifesarten. Man darf fi auch durch die 
Benennung „teftamentarifih” Feineswegs irre führen laſſen. 
Diefe Benennung ift offenbar aus dem römifchen Rechte entlehnt; 
allein aus der Benbehaltung einer Benennung folgt nicht, daß 
auch alles dasjenige gelten fol, was mit derfelben urfprünglich 
verbunden war. Mer wollte wohl behaupten, daß nach dem 
öfterreichifchen bürgerlichen Gefegbuche die Ernennung eines Bor: 
mundes gerade in einem Teftamente gefchehen müſſe, und in einen 
Codicile nicht gefchehen könne? — Oder ift wohl der Vater ver: 
bunden, bey Ernennung eined Vormundes zugleich über fein (des 
Dater5) Vermögen zu diöponiren? Kann e5 nicht gefchehen, daß 
er ohne Vermögen ift, und hindert ihn diefe Vermögendlofigkeit, 
feinen minderjährigen Kindern einen Vormund aufzuftellen? — 
Gewiß wird Niemand diefe Fragen, nad) dem Geifte des öfter: 
reichifchen Gefesbuches, mit Ja zu beantworten ſich getrauen. 
Dieiftend wird, zwar die Ernennung eines Vormundes auch in 
Defterreih in einem Zejtamente oder Codicile gefihehen, aber 
nothwendig iſt dieſes nicht. | 
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3) Wenn aber auch die Ernennung eined Vormundes an 
und für fih an die Förmlichkeiten eines ZTeftamentes oder ande: 
rer Teßtwilfiger Anordnungen, im Sinne des $. 552, nicht gebuns 
den ift, fo ift diefelbe doch, wenn fie in einem, der nicht beob= 
achteten Förmlichkeiten wegen, ungültigem Teſtamente vorkoͤmmt, 
ebenfalls ungültig. Denn kömmt fie in einem Teftamente vor, 
fo macht fie einen Theil deöfelben aus, und muß ald Theil mit 
dem Ganzen ftehen oder fallen. — In diefem Falle ift nähmlich 
die Ernennung eined Vormundes ein Accessorium ded Tejtamen- 
tes, und es findet hier die Nechtöregel ihre volle Anwendung: 
accessorium sequitur suum principale. 

4) Uebrigens fpricht diefer Paragraph ohne alfe Einfchrän: 
Eung; es ift alfo auch nicht anzunehmen, daß das Gefeß die Fä— 
higkeit, einen Vormund zu ernennen, auf die Großfährigfeit des 
Vaters befchränfen wollte. — Auch wäre die Meinung, daß diefe 
Faähigkeit auf diejenigen Bedingniffe befchränft fey, wie die Te— 
ftirungsfähigkeit, offenbar irrig, weil, wie ſchon oben gezeigt wor— 
den, dasjenige, was von Teftamenten gilt, nicht auch auf die 
Vegtwillige Ernennung eined Vormundes audgedehnt werden kann; 
daher ift es nicht zweifelhaft, daß ed auch dem minderjäh- 
tigen Vater ohne alle Befchränfung freyſtehe, einen Vormund 
zu ernennen. Wenn nım aber gleich nicht feder zu feftiren unfä= 
hige Vater von dem Rechte, einen Vormund zu ernennen, aus: 
gefchloffen ift, fo darf man doch im Gegentheile ald ausgemacht -- 
annehmen, daß jeder, welcher fähig ift, ein gültiges Teſtament 
zu errichten, auch zur feßtwilligen Ernennung eines Vormundes 
geeignet fen. Denn es läßt fich nicht abfehen, warum eine in 
anderen Rücfichten gültige Willenserklärung, in Bezug auf die 
Ernennung eines Vormundes, ungültig fenn foll. Wird daher durch 
zuverläffige Beweiſe außer Zweifel gefeßt, daß der des Verſtan— 
des beraubt gewefene Vater zur Zeit der letztwilligen Beftellung 
des Vormundes bey voller Befonnenheit gewefen fey, fo ift eine 
folche Ernennung allerdings gültig (fiehe $. 567). Eine weitere 
Frage entfteht: ob die Ernennung eined Vormundes von Seite 
des als Verfhwender gerichtlich erklärten Vaterd gültig fey? — 
Das Befugniß des Vaters, einen Vormund zu ernennen, ift ein 
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Ausflug der väterlichen Gewalt. Da nun ein gerichtlich erflärter 
Berfihwender die väterliche Gewalt verloren hat, fo feheint ihm 
auch das Recht nicht mehr zuzuftehen, einen Vormund für feine 
Kinder zu ernennen. — Eben jene Unbedachtfamfeit und jener Leicht: 
finn, welche den VBerfchwender dahin bringen, fein Vermögen zu 
verfchleudern, und ſich und feine Samilie dee Gefahr des künfti— 
gen Nothftandes preid zu geben, Fann ihn auch zu einer unbefon- 
nenen Wahl eined Vormundes für feine Kinder verleiten. 

5) Die Ernennung des DVaterd gibt dem Ernannten, in fo 
weit als Eeine in dem Gefege gegründeten Ausfchliegungsurfachen 
vorhanden find, ein Recht, die Uebertragung der Bormundfchaft 
zu verlangen; allein eine fpecielle Verbindlichkeit zur Uebernahme 
der Vormundfchaft wird ihm, außer dem Falle einer befonderen 
Vebereinkunft, nicht auferlegt. Denn der Paragraph drückt fich 
nur dahin aus, daß die Vormundfchaft vor Allen demjenigen ge: 
bührezc.z; welcher Ausdruck wohl ein vorzügliches Recht, keines— 
wegs aber eine vorzügliche Verbindlichkeit bezeichnet. Es ift auch 
in der Natur der Sache gegründet, daß dem Vater nicht zuftes 
ben könne, den übrigen Staatöbürgern durch feine letztwillige Anz 
ordnung eine größere Verbindlichkeit aufzulegen, ald wozu fie 
ohnehin nach den Geſetzen des Staates verpflichtet fin. 


. 197. 


Hat eine Mutter oder eine andere Perfon einem 
Minderjährigen ein Erbtheil zugedacht, und zus 
gleich einen Bormund ernannt, fo muß diefer nur 
in der Eigenfchaft eines Curators für das hinter 
laſſene Vermögen angenommen werden, 


1) Da die Ernennung eines Vormundes, wie oben erwähnt 
worden, ein Ausflug der väterlichen Gewalt ift, fo fteht fie ein: 
sig und allein dem Vater, und nicht auch der Mutter zu. Auch 
Kann der Mutter dad Recht, einen Vormund zu beftellen, ſchon 
aus der Urfache nicht füglich zugeftanden werden, weil, wenn fie 
vor dern Vater ſtirbt, die Aufftellung eines Bormundes überhaupt 
nicht Platz greifen kann (patre vivente tutor non datur); wenn 
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fie aber nach ihm ſtirbt, ohnehin ſchon ein Vormund, oder wenig 

ftend Mitvormund vorhanden feyn muß, welchem, ohne gegrüns 

dete Urfache, die Vormundfchaft nicht abgenommen werden Fann. 

2) Wenn der Mutter, welcher jedoch auch Rechte auf die 
Herfon ihrer Kinder zuftehen, dad Befugniß nicht zukömmt, fir 
felbe einen Vormund zu ernennen, fo Fann diefed um fo weni: 
ger dritten Perfonen zuftehen, welchen gar Eein Hecht auf die 
Perfon der Kinder gefeglich gebühret. — Selbft der uneheliche 
Vaͤter eines Kindes ift hievon um fo mehr ausgefchloffen, als 
fchon bey Lebzeiten deöfelben ein Vormund beftellt werden muß 
($. 166). Auch dem beftellten Vormunde, dem Feine eigentliche 
väterliche Gewalt vom Gefege eingeräumt ift, fteht Fein weiteres 
Necht zu, Jemanden zu ernennen, der nach feinem Tode ae 
Stelle vertreten foll. 

3) Etwas fehrwieriger fcheint die Beantwortung der Frage: 
ob dad Recht, einen Vormund zu ernennen, nicht wenigftens dem 
Adoptiv Vater zuftehe? — Bey Beantwortung derfelben glau— 
be ich unterfcheiden zu müffen, ob zur Zeit, als der Adoptiv-Ba= 
ter ftirbt, der Teibliche Water noch am Leben, und zur Ausübung 
der väterlichen Gewalt befähigt fey oder nicht. Im erften Falle 
Fommt, nach Vorfchrift de3 9. 185, das minderfährige Wahlkind 
wieder unfer die Gewalt des Teiblichen Vaters, und es kann ſo— 
hin von Beftellung eines Vormundes Feine Rede ſeyn; ift aber 
der eheliche Vater nicht mehr am Leben, oder zur Ausübung der 
väterlichen Gewalt unfähig, dann feheint e3 allerdings, daß die 
Vormundſchaft vor Allen demjenigen gebühre, welchen der Adop⸗ 
tiv-Vater dazu berufen hat. Denn: 

a. Sagt der $. 183, daß zwifchen den Wahlältern und * Wahl⸗ 
kinde und deſſen Nachkommen, in ſo weit das Geſetz keine 
Ausnahme macht, gleiche Rechte, wie zwiſchen den ehelichen 
Aeltern und Kindern Statt haben; unter dieſe Rechte gehört 
aber auc) dad Necht des Vaters, für feine minderjährigen Kin: 
der einen Bormund zu ernennen. | 

b. Eben diefer F. fagt: dag der Wahlvater die väterliche Gewalt 
übernehme. Nun ift aber, wie wir im vorigen $. gehört haben, 
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das Recht, einen Vormund zu ernennen, ein Ausflug der va- 

terlichen Gewalt. Endlich 

c, fagt der $. 187, daß den minderjährigen Perfonen, denen die 
Sorge eined Vaters nicht zu Statten kömmt, die Geſetze durch 
einen Vormund einen befondern Schuß gewähren. Unter dem 

Ausdrucke „Bater” muß bier ohne Zweifel fowohl der ehe: 
liche alö der Adoptiv Water verftanden werden, wie bey Er: 
klärung diefes $. bereitd nachgewiefen worden ift. — Iſt aber 
bier unter Vater fowohl der eheliche ald der Adoptiv: Vater 
zu verftehen, fo laßt fich nicht abfehen, warum in dem $. 196 
der Ausdruck „Water? in einer engeren Bedeutung genommen 
werden ſolle. 

4) Sn fo fern jedoch die Mutter oder andere Perfonen 
einem minderjährigen Rinde einen Erbtheil zugedenken, oder auch 
ein anderweitiged Vermögen, 5. B. durch Schenkung, zukommen 
Iaffen, Kann Eein Anftand obmalten, daß fie, die Verfügung gül— 
tig treffen Eönnen, daß das dem Minderjährigen zugedachte Ver— 
mögen nicht von feinem, ordentlichen Vertreter, fondern von einem 
befonderen Curator verwaltet werde. Hat daher eine aus diefen 
Merfonen einem Minderjährigen einen Erbtheil zugedacht, und 
zugleich einen Vormund ernannt, fo ift anzunehmen, daß fie bey 
diefer Anordnung indbefondere die Verwaltung des zugedachten 
Grbtheiles vor Augen gehabt habe, woraus folgt, daß die als 
Bormund ernannte Perfon in der Eigenfchaft eines Curators für 
dad hinterlaffene Vermögen angenommen werden müffe. Gine 
Mutter aber, die ihrem Notherben bloß den Pflichttheil hinter: 
liege, wäre nicht einmahl befugt, einen’ Curator zu ernennen; 
denn die Anordnung, daß diefer Pflichttheil nicht von dem or— 
dentlichen Vertreter, fondern von dem ernannten außerordent: 
lichen Eurator verwaltet werden follte, wäre eine einfchränfende 
Bedingung, welche ungültig ift, wenn fie der Erklärung, wo: 
durch ein Pflichttheil hinterlaffen worden, beygefügt iſt ($. 774). 
Uebrigens find die hier erwähnten Perfonen um fo mehr berech— 
tiget, beftimmte Perfonen, felbjt den Vater des Pupillen, von 
der Curatel des Nachlaffes auszuſchließen. 
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ö. 198, 
Geſetzliche Berufung. 


Denn der Bater Eeinen, oder einen unfähigen Vor— 
mund ernannt hat, fo ift die Vormundschaft vor 
Allen dem väterlichen Großvater, dann der Mut— 
ter, fo fort der väterlichen Großmutter, endlich 
einem anderen Verwandten, und zwar demjenigen 
anzuvertrauen, welcher männlichen Geſchlechtes 
der nächſte, oder aus mehreren gleich nahen der 
ältere iſt. 


1) In Ermanglung eines vom Vater rechtlich ernannten Vor⸗ 
mundes find die Verwandten nicht nur berechtiget, die Vormund— 
fchaft zu verlangen, fondern auch verpflichtet, felbe vor allen 
Yebrigen zu übernehmen ($. 165). Der Grund diefer gefeßlichen 
Anordnung liegt darin, weil ihnen die Erziehung, der fittliche 
Zuftend, die Erhaltung und gute Verwaltung ded Vermögens, 
überhaupt das Wohl der Pupillen in mehrfacher Rückſicht näher 
als fremden Perfonen liegt, und weil fie ordentlicher Weife 
genauere Kenntniß von den Angelegenheiten des Familiengliedes, 
dann mehr Gelegenheit haben, die Vervollfommmung feined Zus 
ftandes den übrigen Samiliengliedern an dad Herz zu legen; auch 
iſt es billig, daß fie, wie an mannigfaltigen WBortheilen und 
Nechten der verwandtfchaftlichen Verbindung, fo auch an den Las 
ften und Verpflichtungen Theil nehmen. 

2) Daraus laßt fich auch die Rangordnung erklären, welche 
der Öefeßgeber bey Berufung der Verwandten zur Bormundfchaft 
beobachtet ($. 41). Da aber die Verzögerung der Bevormun— 
dung dem Wohle des Pupillen, dad hier immer der Hauptzweck 
feyn muß, nachtheilig wäre, fo ift dad vormundfchaftliche Ge: 
richt, wie Herr Hofrath v. Zeiler bereitd bemerkt hat, ohne 
mühfamer Nachforfchung und Ginberufung der abwefenden oder 
unbefannten Verwandten, befugt, fich an die befannten und 
gegenwärtigen zu halten, um fo mehr, ald jenen ‚ohnehin die 
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Vorſorge, uber ihre näheren Anfprüche zu wachen, nicht benom: 
men ift (SS. 258 und 259) '). 

3) Daß die Vorfchrift diefes Paragraphes nur von ehelichen 
Verwandten verftanden werden könne, leuchtet im Allgemeinen 
von felbft hervor. Nur in Anfehung der unehelichen Mutter 
wollen Cinige eine Ausnahme machen; fie fagen nähmlich: nach 
$. 165 feyen unehelihe Kinder von den Rechten der Familie 
und der Verwandtfchaft ausgeſchloſſen; es Fann daher auch Fein 
befonderes Necht oder Verpflichtung der unehelichen Verwandten 
geben, die Vormundfchaft über ein folches Kind zu übernehmen. 
Ein anderer Fall trete aber bey der unchelichen Mutter ein: in 
Anfehung diefer genieße dad uneheliche Kind beynahe die nähmlichen 
Nechte, wie ein ehefiches Kind, und auch der Mutter ftehen folche 
Nechte gegen dad unehelihe Kind zu. — Allein aud) die uneheli- 
che Mutter ift ohne Zweifel von Uebernahme einer Bormundfchaft 
ausgefchloffen; denn der $. 192 ftellt einmahl die Negel auf, 
daß Perſonen weiblichen Gefchlechtes Feine VBormundfchaft aufge: 
fragen werden foll, und deutet durch die Berufung auf den ge: 
genwärtigen $. zugleich die einzig beftehende Ausnahme von die: 
fer Regel an. Daß aber der Gefeßgeber im gegenwärtigen Para= 
graphe nur die eheliche Mutter vor Augen habe, geht ſchon aus 
den Anfangsworten hervor, wo e3 heißt: wenn der Vater 
Feinen, oder einen unfähigen Bormund ernannt hat 
c. Hierunter Fann aber nur der eheliche kim Gegenfage von dem 
unehelichen) Bater verftanden werden, und fohin Eann auch unter 
der Benennung „Mutter” nur die eheliche begriffen werden. — 
Diefe Behauptung erhält auch dadurch ihre Nechtfertigung, daß 
vor Alfen der väterliche Großvater, dann erſt die Mutter zur 
Bormundfchaft berufen ift, wo doch ganz natürlich bey unehelis 
chen Kindern von einem Anfpruche des väterlichen Großvaters 
auf die Bormundfchaft Feine Nede feyn kann. Es iſt fohin ges 
wiß, daß von der $. 192 angeführten Regel in dem Gefeße, in 





1) Da einige Vormundſchaftsbehörden in Böhmen die Dorfrichter, mit Webergehung 
der nächften Anverwandten, den Pupilfen als Bormünder zu beftellen pflegten, 


fo wurde diefes gefektwidrige Benehmen durch Hofdecret vom 29. Auguſt 129 


geahndet, und den Kreisämtern zur Pflicht gemacht, Dasfelbe, heionders wegen 
Colliſionsgefahr der zweyerley Pflichten, bey Bezirfsbereifungen abzuftefen. 
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Anfehung der unehelichen Mutter, eine Ausnahme nicht aus: 
drückhich feſtgeſetzt ſey; es könnte daher nur die Trage entſte— 
hen: ob man nicht, nach $. 7, berechtiget ſey, dieſe von dem 
Gelege in Anfehung der ehelichen Mutter gemachte Ausnahme 
auch auf die uneheliche Mutter auszudehnen, da bey felber die 
nähmlichen Rücfichten, wie bey der ehelichen Mutter, einzu= 
treten feheinen ? — Allein es ift bereit bey Erklärung diefes $. 7 
erwähnt worden, daß eine folche ausdehnende Erklärung nicht 
Mat greife. — Da der Gefeßgeber einmahl die Negel aufgejtellt 
hat, daß Weiböperfonen von der Führung der VBormundfchaft 
ausgefchloffen feyen, fo gilt diefe Regel für alle Fälle, welche 
derfelbe nicht ausdrüclich hievon ausgenommen hatz und wenn 
auch der einzelne Ausleger des Geſetzes das Motiv, warum hier 
zwiſchen ehelichen und unehelichen Müttern ein Unterfchied ge: 
macht ift, nicht audfindig zur machen im Stande wäre, fo wäre 
diefes Fein Grund, anzunehmen, daß ed nicht auch in der Abficht 
des Geſetzgebers lag, einen Unterfchied zu machen. — Ueberdieß 
Vaffen fich folgende Grunde diefes Unterfchiedes denken, denn a) 
ift fchon der Umftand, daß die unehelicye Mutter in diefen Zus 
ftand gerathen ift, der Negel nad) ein Beweis eines unfittlichen , 
oder doch Feichtfertigen Gemüthes. Einzelne Fälle, die von die— 
fer Regel eine Ausnahme machen, können bey Grlaffung einer 
allgemeinen Vorfchrift in Feine Erwägung kommen. Folglich ift 
für die Gefeßgebung in diefer Hinficht ein hinreichender Grund 
vorhanden, die zu Gunſten der ehelichen Mutter gemachte Aus: 
nahme nicht auch auf die uneheliche Mutter auszudehnen. Da: 
zu fommt noch b) daß bey ehelichen Kindern dem DBater das 
Recht eingeräumt ift, einen Vormund für feine Kinder zu ernen: 
nen. Derfelbe hat nun Gelegenheit, die Eigenfchaften feiner 
Gattin, in Bezug auf die Erziehung der Kinder, fo wie auf die 
DBermdgendverwaltung, Eennen zu lernen, und da er weiß, daß 
fie, nad) dem väterlichen Großvater, vor Allen zuce VBormundfchaft 
berufen ift, fo ift zu erwarten, daß er für den Fall feines Todes 
felbft eine andere Verfügung treffen werde, wenn er fie hiezu 
unfähig finden follte. Endlich c) ift die ehelihe Mutter, wenn 
der Ball der DBeftellung eined Vormundes eintritt, gewöhnlich 


—* 


[$. 198. ] 317 


fchon unter der Aufficht und Oberleitung des Mannes in der 
Ausübung jener Pflichten, die ihr dann als Vormünderinn ob: 
liegen, zum Theile begriffen; die ihr obliegende Sorge in den 
häuslichen Gefchäften macht fie auch geeigneter, mit den Gin: 
fünften ihrer Kinder zweckmäßig zu gebahren, ald diefes gewöhn— 
lich bey ledigen Müttern vorauögefegt werden darf. 

4) Eine weitere Frage entfteht hier: ob die Mufter und 
väterliche Großmutter die VBormundfchaft über einen Minderjähris 
gen, wenn fie die gefegliche Ordnung trifft, und fie Feinen ande— 
ven Gntfchuldigungdgeund für fich haben, übernehmen müffen, 
oder ob fie zu dieſer Uebernahme bloß berechtigt feyen? — 
oder mit anderen Worten: ob ed von dem freyen Willen die: 
fer Perfonen abhänge, eine ſolche Vormundfchaft zu übernehmen 
oder nicht? — Es fiheint, daß. diefe Frage dahin beantwortet 
werden müffe: es fey Pflicht der Mutter und väterlichen Groß: 
mutter, eine ſolche Vormundfchaft zu übernehmen; denn es ift 
ein anerkannter Grundfag, daß derjenige, welchem Feine frey: 
willige Entfohuldigungsurfache zu Statten kömmt, eine Bor: 
mundfchaft, zu der er berufen wird, übernehmen muffe, wenn 
ihn anders die Gefege nicht überhaupt von jeder, oder wenigftens 
von einer beffimmten VBormundfchaft ausfchließen (SS. 195 und 
206). Nun fommt aber weder die Mutter, noch die väterliche 
Großmutter des Minderjährigen unter denjenigen Verfonen vor, 
welchen. der $. 195, der beftimmt, welche Perſonen wider ih: 
ren Willen zur Uebernahme einer Vormundfchaft nicht ange: 
halten werden können, eine freywillige Entfchuldigungsurfache 
zugefteht. Sie werden auch durch gegenwärtigen $. zur Führung 
der Vormundfchaft über ihre Kinder und Enkel ald tauglich er— 
klärt; fie müffen alfo auch, wie jede andere taugliche Perfon, 
die Eeine freywillige Entfchuldigungsurfache hat, eine folche Vor: 
mundfchaft übernehmen, ohne daß dad Gericht auf ihre Einwil- 
ligung Rückſicht zu nehmen hat '). 
a5 ARAIE Tee Hiezder des Heren Dr. Ignaz Graßl Abhandlung : »Ueber die Ber: 

bindlichfeit der Mutter und der väterlichen Großmutter eines Minderjährigen, 

die VBormundfchaft über denfelben, mwenn fie die gefekliche Ordnung £rifft, 


zu übernehmen,” in der Wagner'ſchen Zeitfchrift, Jahrg. 1525, XII. Heft, 
©. 233 — 298, 
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\. 199, 
Gerichtliche Berufung. 


Kann eine Vormundfchaft auf die angeführte Art 
nicht bejtellt werden, fo hbangt e5 von dem Ge: 
richte ab, wen es, mit Rückſicht auf Fähigkeit, 
Stand, Vermögen und Anfäfligkeit, zum Vor— 
munde ernennen will, 


4) Diefe Vorfchrift lehret, daß die gerichtliche Ernennung 
oder Auswahl eined Vormundes immer nur aushülfsweiſe 
Statt finde, nähmlich dann, wenn von dem ehelichen Vater 
Fein Vormund ernannt worden, noch auch ein ehelicher Vers 
wandter des Pupillen vorhanden ijt, oder der von dem Vater 
beftellte, oder von dem Gefege berufene Bormund untauglich ift, 
oder wenn Einer oder der Andere die Vormundſchaft aus gefegliz 
chen Entſchuldigungsgründen von fich ablehnt, und Fein anderer 
Verwandter vorhanden ift, der die Bormundfchaft übernehmen 
konnte. 

2) Das Gericht iſt, ſobald ihm die Ernennung zuſteht, 
an keinen Vorſchlag gebunden. Da aber jene Verhältniſſe und 
Eigenſchaften, auf welche das Geſetz Rückſicht zu nehmen hier 
gebiethet, dem Gerichte nicht immer genau bekannt ſind, ſo er— 
heiſchen Klugheit und Billigkeit, daß ſich das Gericht von den 
Angehbrigen des Minderjährigen ſelbſt einen Vormund in Vor— 
ſchlag bringen laſſe, wobey demſelben doc) immer überlaſſen 
bleibt, ob es ſich an dieſen Vorſchlag kehren wolle oder nicht. 

3) Die Eigenſchaften, die den Richter, mit Rückſicht auf 
das Wohl und die beſonderen Verhältniſſe des Minderjährigen, 
in der Auswahl des Vormundes leiten ſollen, find: a) nebft der 
gefeglichen Tauglichkeit ($. 190 — 494) die befondere Fähigkeit 
zur Erziehung der Perfon und zur Verwaltung ded Vermögens. 
Der Vormund, ob er gleich die Erziehung der Perfon, oder die 
Perwaltung ded Stammvermögens nicht unmittelbar felbft oder 
allein zu beforgen bat, muß, nach der in der Natur der Sache 
gegründeten Bemerkung des Herrn Hofraths v. Zeiller, wenn der 
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Pupill einer Höheren Ausbildung oder der Anleitung zu beftimm: 
ten Berufögefchäften bedarf, oder wenn die Erhaltung und Ver: 
mehrung feines Stammvermögend vconomifche , mercantilifche 
oder technifche Kenntniffe fordert, doch wenigjtens fo viel davon 
verftehen, daß er eine vernünftige Auswahl der Perfonen zur un: 
mittelbaren Erziehung und Gefchaftöbeforgung zu treffen und die 
Oberaufficht zu führen fähig fey. Vorzüglich ift auf folche Per: 
fonen Bedacht zu nehmen, die in Gefchäften von der Art, ald 
die vormundfchaftlichen find, ſchon eine längere Uebung beſitzen. 
Uebrigens iſt durch eine allerhöchfte Entfchliegung vom 24. April 
4821 von Sr. Majetät den fämmtlichen Gerichtsbehbrden zur 
Pflicht gemacht worden, bey ftrengfter Verantwortung bey der 
Wahl der Vormünder und Curatoren mit größter Vorfiht und 
Gewiffenhaftigkeit zu Werke zu gehen '). 

4) In naher Verbindung mit der eben erwähnten Gigen: 
ſchaft fteht b) die Nüdficht auf den Stand des zu beftellenden 
Bormundes. Denn Menfchen von ungleihem Stande haben, ver= 
möge der verfihiedenen Bildungsftufe, auf der fie ftehen, gewöhnlich 
auch verfchiedene Gefinnungen und Neigungen; fie find unfähig, 
ſich in das eigentliche Intereffe des einen Theile: hinein zu denken. 
Aus diefem Grunde wird auch der Vormund, der mit feinem 
Muündel ungleichen Standes ift, dad wahre Intereſſe deöfelben zu 
bewahren nicht verftehen, und er wird defto tauglicher hiezu, je 
mehr er fich diefem Stande nähert. Darum wird dad Gericht, 
wenn ihm der Vorfchlag der Mutter oder anderer Verwandten 
und Angehörigen des Mündels nicht zu Statten kömmt, mit 
Nutzen die befannteren Standes = oder Erwerbögenoffen desfelben 
zu Rathe ziehen. 

5) Endlich c) auf dad Vermögen und die Anſäſſig— 
Feit des Funftigen Vormundes ift hauptſächlich dann Bedacht 
zu nehmen, wenn der Minderjährige ein anfehnliches Vermögen 
befißt, und dem VBormunde ein befrachtlicher Theil, wenigjtens 
der Einkünfte, in den Händen gelaffen werden muß »)). Durch 
das Wort Anfäffigkeit deutet das Gefeß an, daß bey dem 


41) Zuft. Hofdecree vom 23. July 1824, 
2) Siehe Zeiler's Commentar Nr, 3, a und 5, 
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Vermögensſtaͤnde ganz befonderd auf liegende Guter Rückſicht 
zu nehmen fey. 

6) Ohne befonderen Grund wird auch das Gericht Feiner 
Perfon eine Bormundfchaft übertragen, welche einen freywilligen 
Entſchuldigungsgrund für fich anzuführen hat, ohne fich wenig— 
ſtens früher zu verfichern, daß felbe die Vormundſchaft nicht 
ablehnen werde. Auch foll Fein Staatöbeamter von den Gerichts— 
ftelfen zu einer Vormundſchaft oder Curatel ohne gefeglichen 
Grund berufen werden, theild weil e5 den ©taatöbeamten ihre - 
aufhabenden Gefchäfte nicht erlauben, den Vormundſchaften fo 
obzuliegen , wie es fich gehörte, theild damit die Gerichtöftellen 
defto genauer auf die Handlungen der Vormünder fehen mögen '). 
Uebrigens erftreet fich diefe Anordnung auf alle, in wad immer 
für einem k. k. Dienfte jtehende Beamten; fie kann ſich aber 
nicht auf quiescirende Beamte, fo lange fie in der Quiescenz 
find, ausdehnen °). Dagegen follen Hofagenten, die fih in ihe 
ven Gefchäften mit Rechtſchaffenheit und Fleiß auszeichnen, zu 
Bormundfchaften und Curatelen, deren Benennung von den 
Stellen abhängt, berufen werden °). 

7) In Anfehung der Curatelen und Vormundfchaften des 
Banernftande, da nad) $. 284 de3 a. b. ©. B. die befonderen, für 
felbe beftehenden Verordnungen nod) immer in Wirkfamkeit bleiben, 
ift durch Patent vom 3. April 1787 $. 2 inöbefondere vorgefchries 
ben, daß in denjenigen Fallen, wo in dem legten Willen Fein Bor: 
mund oder Curator benennt wurde, die Aufficht über die Perfon 
de5 Waifen, und die Verwaltung des Waifengutes einem Manne 
aus der Verwandtfchaft des Erblaffers anvertrauet werden fol, 


1) Hofdecret vom 25 Det 178%. — Daß diefes Hofdecret in den Tert diefes $. nicht 
ganz wörtlich aufgenommen wurde, rechtfertiget fich Dadurch, Daß nach den 
Borfchriften des allg. b. G. B. auch ein Staatsbeamter, wenn er von dent 
Vater zur Vormundſchaft berufen, oder von der Mutter vorgefchlagen wird, 
ohne Zweifel zur Bormundfchaft gelangen kann; dagegen fcheint Diefes Hofz 
decret auch noch dermahl in der Art von Wirffamfeit zu feyn, und den Wil— 
ten des Geſetzgebers auszufprechen,, Daß Dort, wo dem vormundfchaftlichen 
Berichte die Auswahl ganz fren ftehet, ein Staatsbeamter als Vormund 
nicht ohne befondere wichtige Gründe beftellt werden fol, 

2) Hofdecret vom 6. December 1734. 


3) Inſtruction für die k. k. Hofagenten vom 1. November 1798 
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welcher in allen Fällen den minderjährigen Cigenthümer vorzu— 
ftellen, die auf dem Gute haftenden Dbliegenheiten genau zu 
verrichten, die Beftellung der MWirthfchaft auf das Beſte zu be— 
forgen, und dad Bauerngut fo lange, bis der Eigenthümer da3- 
felbe anzutreten fähig ift, im aufrechten Stande zu erhalten habe; 
und da derjenige, welcher mit eigener Wirthſchaft befchäftiget ift, 
diefe Pflichten nicht auf fich nehmen kann, fo folgt, daß der 
Stiefvater des Waifen davon audgefchloffen werden müſſe. 


ſ. 200; 


Form der wirklichen Beftelung des Vormundes. 


Seden ernannten Bormund, obne Unterfchied, hat 
das vormundfchäftliche Gericht fogleih anzumei- 
2 daß er die VBormundfchaft übernehme. Der 

ormund, ob er gleich für feine Perfon unter 
einer anderen Gerichtöbarfeit fteht, ift fehuldig, 
die Bormundfchaft zu übernehmen, und wird, in, 
Rückſicht auf alle zu diefem Amte gehörige Anz 
gelegenheiten, der pormund ſaftuchen Behörde 
unterworfen. 


4) Von der Berufung zur Vormundſchaft (99. 196 — 198) 
unterfcheidet fich, wie bereit in dem Zeiller’fchen Commentare be: 
merft ift, die Beftellung, d. i, die Anweiſung oder der ges 
richtliche Auftrag, daß der vom Vater oder vom Gefege Berufene, 
oder von dem Gerichte felbft Ausgewählte, die Bormundfchaft über: 
nehmen fol. Es können dem vom Vater oder Geſetze Berufenen 
Bedenken entgegenftehen, die dad Gericht veranlafen, ihn von 
der Vormundfchaft auszufcyliegen und felbe an einen Anderen 
zu überfragen; findet fich der Ausgefchloffene dadurch befchwert , 
fo fteht e5 ihm frey, gegen diefe Ausfchliefung eine Gegenvor= 
ftellung bey dem vormundfchaftlichen Gerichte zu überreichen, und 
im Falle felbe fruchtlod wäre, feine Befchwerde bey dem Ober: 
Herichte anzubringen. 

2) Das Geſetz hat Feine» beftimmte Förmlichkeit, wie der 
Auftrag oder die Anmweifung des Gerichtes gefchehen foll, vorge: 

Nippel's Commentar II. Th, 21 
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zeichnet. Sie kann alfo dort, wo der Nichter nur aus einer phy— 
fifchen Perſon beftehet, auch mündlich gefchehen ; befteht aber der 
Nichter aud einer moralifchen Perfon, fo feheinet eine fchriftliche 
Anweifung unerläßlich zu feyn; denn ein organifirtes Gericht Fann 
nur in der Form der in Gemäßheit des gefaßten Rathfchluffes 
ausgefertigten Expedition feinen Willen den Parteyen Fund thun. 
Da übrigens im $. 206 angeordnet ift, daß dem verpflichteten 
Bormunde zu feiner Beglaubigung eine Urkunde auszufertigen 
fey, fo ift es wohl für jeden Fall am zweckmäßigſten, daß dieſer 
Auftrag fchriftlich ertheilet werde, wo dann die gefchehene Ange: 
lobung hierauf nur angemerkt werden darf. Auch ift es räthlich, 
und in der Praris üblich, obfchon nur bey der Mutter, Grof- 
mutter oder Großvater ausdrücklich anbefohlen ($. 206), daß in 
diefem fehriftlichen Auftrage auch der Pflichten erwähnt werde, 
welche im Allgemeinen mit Uebernahme diefer Vormundfchaft ver— 
bunden find. 

3) Die nachfte Folge der Beftellung ift, wie v. Zeilfer be: 
merkt, daß der Beftellte, damit die Pupillar = Angelegenheiten durch 
Auffchub feinen Nachtheil leiden, fogleich die Vormundfchaft an: 
treten müffe, felbft in dem Falle, daß er einen gefeglichen Ent: 
fhuldigungsgrund hat, indem ihm, diefen anzubringen, immer 
vorbehalten bleibt. Cine fernere Folge der Beftellung ift, daß der 
Beftellte, ungeachtet feines befonderen perfönlichen Gerichtöftandes, 
in allen vormundfchaftlicben Geſchäften unmittelbar dem 
vormundfihaftlichen Gerichte unterworfen ift, mithin alle Aufträge 
unmittelbar von felbem zu empfangen, und alle Gefuche und Bor: 
ftellungen unmittelbar bey diefem anzubringen hat. 


J. 201. 
Form, die Beftellung abzulchnen. 


Glaubt derjenige, welchen das Gericht zur Bor: 
mundfchaft berufen bat, daß er zu dieſem Amte 
nicht gefchit fey, oder, daß ihn das Geſetz da- 
von frey fpredhe: fo — er ſich innerhalb vier— 
zehn Tagen, von der Zeit des ihm bekannt ge— 
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machten gerichtlichen Auftrages, an das vormund- 
ſchaftliche Gericht, oder, wenn er demfelben für 
feine Perfon nit unterworfen iff, an feine per: 
ſönliche Gerichtöftelle wenden, welche feine Grün— 
de mit ihrem Gutachten begleiten und dem vor- 
mundfchaftlihen Gerichte zur Entfcheidung vor- 
legen foll. 


41) Der Grund, warum —— welcher zum Vormunde 
ernannt iſt und ſich dazu nicht tauglich oder verpflichtet anſieht, 
angewieſen iſt, ſeine Entſchuldigungsgründe nicht unmittelbar bey 
dem vormundfchaftlichen Gerichte, ſondern bey feiner Perſonal— 
behörde anzubringen, liegt darin, weil die Eutfchuldigungdgründe 
diefer Behörde naher befannt, und von derfelben zu beftätigen find. 
— Gollte der ernannte Vormund feine Entfchuldigungsgründe 
unmittelbar bey dem vormundfhaftlichen Gerichte anbringen, fo 
feheint e& darauf anzufommen, ob der Entfchuldigungsgrund bereit 
ausgewieſen vorliege, oder ob noch eine Beftätigung, die nur die 
Derfonalbehörde des Bittſtellers ertheilen ann, erforderlich ift. Im 
erften Falle, wenn z. B. der erhannte Bormund durch den bey: 
gebrachten Taufſchein erweifet, daß er ſchon über fechzig Jahre 
alt fey, und daher die Behörde in der Lage ift, über die Gewäh- 
rung eines folchen Geſuches gleich abfprechen zu können, hat felbe 
auch das Gefuch fogleich definitiv zu erledigen; im zweyten Falle 
fcheint ed derfelben frey zu ftehen, ob fie den Bittjteller anwei: 
fen will, durch feine Perfonalbehörde einzufchreiten, oder ob fie 
— wa5 wohl dad empfehlungswurdigfte Benehmen feyn dürfte — 
dad Gutachten der letzteren felbft einzuhohlen vorzieht. 

2) Die Außerachtlaffung des hier feftgefesten Termines von 
vierzehn Tagen muß in dem Falle, als der Ernannte nothwen: 
dige Entfchuldigungsurfachen gegen fi) hat, Ahndung und Ver: 
antwortung zur Folge haben, — in dem Kalle aber, ald nur 
freywillige Urfachen angebracht werden, den Verluſt des Rechtes, 
die VBormundfchaft von fich abzulehnen, nach fich ziehen. Doch 
fiheinen diefe vierzehn Tage Fein eigentlicher Verjährungstermin, 
jondern nur eine gerichtliche Zrift zu feyn, wegen deren Verſäu— 

21 * 
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mung auch die Wiedereinfegung in den vorigen Stand angefucht 
werden Fann, und roelche bey dem Vorhandenſeyn hinreichender 
Entſchuldigungsgründe zu bewilligen ift. 

3) Wird die Vorftellung gegründet befunden, fo ift der 
Beftellte von dem Auftrage frey zu fprechen und für die Be— 
ftellung eines anderen Vormundes zu ſorgen; wird fie zurückge— 
wiefen,, fo hat, wie in allen übrigen Fällen des adeligen Ric: 
teramtes, zuerft eine Vorftellung an dad vormundfchaftliche Ge— 
richt, und dann, wenn felbe fruchtlos ift, der Recurs an das 
Obergericht Statt. 


D. 202, 


Berantwortlichkeit des Vormundes und des Berichtes in Rückſicht 
diefes Gegenftandes. 


Wer feine Untauglichkeit zur Bormundfchaft verz 
hehlet, hat, fo wie das Gericht, das wifjentlich 
einen nach dem Gefese untauglichen Vormund 
ernennet, allen dem Minderjährigen dadurch ent— 


ftandenen Schaden und entgangenen Nußen zu 
verantworten, 


4) Dem Gerichte kann die abfolute vder negative Untaug- 
lichkeit de Wormundes oft unbefannt ſeyn; follte daher daöfelbe 
einem folchen, aus Unwiffenheit der beftehenden factifchen Verhält— 
niffe, eine Bormundfchaft auftragen, fo ift es des Berufenen Pflicht, 
dad Gericht von feiner Untauglichfeit in Kenntniß zu feßen, Ver: 
hehlet er dem Gerichte feine Untauglichkeit zur Vormundfchaft , 
d. i. weiß er, .daß ihm ein gefegliches Hindernig im Wege ftehe, 
und verfchweigt ed, fo ift er verbunden, allen dadurc dem 
Minderjährigen entftandenen Schaden und entgangenen Nugen 
zu verantworten. Am Sale, daß dem Untauglicyen, der fic) der 
Vormundſchaft anmaßte, eine Verfehlimmerung oder Verwaͤhrlo— 
fung des fittlichen Zuftandes des Pflegebefohlenen, die Feine 
Grftattung zuläßt, zur Laft fiele, würde, nach v. Zeillerd gegrüns 
deter Bemerfung, eine dem Verſchulden angemeffene Beftrafung 
eintreten, 
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2) Es entfteht die Frage: ob die Unwiffenheit des Vormun— 
de5 einen Entjchuldigungsgrund ausmache, und ob er wegen 
diefer von einem Schadenerfage losgezählt werden könne? — 
Bey Beantwortung diefer Frage muß man zwifchen Unvwiffenheit, 
in Betreff des Factums, dad den Grund der Untauglichkeit des 
Dormunded ausmacht, und der des Geſetzes, das bey dem 
Borhandenfegn diefes Umpftandes die Untauglichkeit ausfpricht , 
unterfcheiden. Es ift Fein Zweifel, daß die Nichtfenntnig des 
Zhatumftandes den VBormund von aller Verantwortlichkeit be: 
frege, keineswegs aber die Nichtkenntnig des Geſetzes; denn nicht 
nur allein fpricht der $. 2 deutlich aud, daß fi Niemand mit 
der Unwiſſenheit des Geſetzes entfchuldigen könne, fondern es £ritt 
auch für jeden Staatöbürger, dem ein Gefchäft übertragen wird, 
die befondere Verpflichtung ein, fi) mit den in Betreff dieſes 
Gefchäftes beftehenden Verardnungen befannt zu machen. — In— 
defien kann biefe Unwiffenheit doch den Vorwurf eines böfen 
Vorſatzes oder einer groben Sahrläffigkeit befeitigen, und daher 
den Vormund auch von Leiftung der volten Genugthuung bes 
freyen ($. 1324). 

3) Auch dad Gericht, das wiffentlich einen nach dem Ge: 
feße untauglichen Vormund ernannt hat, ift dem Minderjährigen 
vollfommene Genugthuung zu leiften ſchuldig. — Bey ſelbem 
kann auch, der Natur der Sache nach, von einer Unwiffenheit de3 
Sefeged Feine Rede feyn. 

b. 203. 


Diefer Verantwortung febt ſich auch derjenige aus, 
welcher ohne gegründete Urfache fich weigert, 
eine Vormundſchaft zu übernehmen, und er foll 
überdieß Durch angemefjene Zwangsmittel dazu 
angehalten werden, 

4) Derjenige, welchen dad Gericht ald Vormund ‚beftellet,, 
it der Regel nach auch verbunden, die ihm aufgetragene Vor: 
mundfchaft zu übernehmen. Sollte er fich ohne gegründete Ar: 
ſache weigern, fo ift er gleichfalld allen dadurch dem Minderjäh: 
rigen entjtandenen Schaden und entgangenen Nutzen zu veraut: 
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worten verbunden. — Selbft derjenige, welcher eine gegründete 
Entfehuldigung hat, ift, wie bereit3 $. 200 erwähnt worden, bis 
zur Erledigung feines Entſchuldigungsgeſuches zu forgen verpflich⸗ 
tet, daß die Perſon oder das Vermögen des Pflegebefohlenen 
nicht verwahrloſet werde, und er würde, wenn er dieſes vernach— 
laffigte, nach den allgemeinen Grundfätzen der Entſchädigung, den 
entſtandenen Schaden zu vergüten verbunden feyn. Ob aber auch 
den entgangenen Nutzen? — Diefe Trage glaube ich verneinend 
beantworten zu müffen. Denn hat der Vormund gegründete Ur— 
fache, die Bormundfchaft von fich abzulehnen, und nimmt er fich 
deßhalb gar nicht um diefelbe an, fo kann hier weder von einer 
auffallenden Sorglofigfeit, noch einer böfen Abficht die Rede feyn;z 
und in einem folchen Kalle ift, nach $. 1224, der Befchädtaer nur 
Schadloshaltung zu leiften fchuldig. Da übrigens der Geſetzgeber 
in diefem $. ausdrücklich nur von demjenigen fpricht, welcher ohne 
gegründete Urfache fich weigert, eine Bormundfchaft zu überneh: 
men, fo Fann die für diefen Kal audgedrüdte widrige Folge 
nicht im vollen Maße bey demienigen eintreten, welcher eine ge= 
gründete Weigerungsurfache für fich hat. — Hat diefer übrigens 
feinen Weigerungsgrund geltend zu machen gefucht, ift aber 
von der Bormundfchaftsbehörde nicht als folcher anerfannt wor: 
den, und hat er ed daben bewenden laffen, oder hat er. verab- 
fäumet, feine Entfchuldigungdgründe binnen der gehörigen Feift 
anzubringen, — dann tritt für ihn die nähmliche nachtheilige 
Rechtsfolge ein, als wenn feiner Weigerung Feine gefegliche Ent: 
fehuldigungsurfache zum Grunde läge. 

2) Derjenige, der ohne gegründete Urfache fich weigert, die 
Bormundfchaft zu übernehmen, — oder der, welcher zwar eine 
freywillige Entfchuldigungdurfache für fi) hat, aber den vier— 
zehntägigen Termin verabfäumte, innerhalb welchem er felbe hätte 
geltend machen follen, kann bey fortwährender Weigerung auch 
durch angemeffene Zwangdmittel zur Uebernahme angehalten wer— 
den. Dergleichen angemeffene Zwangdmittel find vor allen Geld: 
ftrafen, und wo diefe Feine Anwendung finden, die VBerhängung 
eined angemeffenen Arreſtes; wäre der Starrſinn de zur Vor: 
mundjchaft Bernfenen gar groß, fo wäre ed am zweckmäßigſten, 
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einen andern Vormund zu bejtimmen, dem letzteren aber aus 
dem Vermögen des erfteren eine verhältnigmäßige Remuneration 
zuzuerkennen. — Weberhaupt aber follen, nad) der im Geifte der 
Gefee gegründeten Lehre des Herin Hofrathed von Zeiller, ftrenge 
Maäregeln da, wo andere fähige Perfonen zur Uebernehmung 
der Vormundſchaft bereit find, oder der Berufene aus wahrſchein— 
lich billigen Gründen einen anderen tauglichen VBormund in Boris 
ſchlag bringt, nicht leicht eintreten. 


db. 204, 
Unteitt der Vormundſchaft. 


Man kann das vormundfchaftlihe Amt nur nad 
einem von dem gehörigen Gerichtöitande Dazu 
erhaltenen Auftrage übernehmen. Wer Jich eigen- 
mächtig in eine Bormundfchaft eindrängt, iſt ver- 
bunden, allen dem Minderjährigen Dadurch er— 
wachfenen Schaden zu erfeßen, 


1) Da in der Negel nicht angenommen werden kann, daß 
Temand fich freywillig eine Laft aufburden wollte, ohne fich zu: 
aleich dabey Vortheile zu verfichern, fo erregt derjenige, der fich 
ohne einen gerichtlichen Auftrag hierzu ald Vormund auforingt, 
urd fich al ein folcher benimimt, den gerechten Verdacht unlau: 
terer Nebenabfichten, befonders, wenn er nicht einmahl von dem 
Baier oder dem Gefege zur Vebernahme der VBormundfchaft be- 
rufen wäre, Hat derfelbe hieben, durch Hintanfegung der geſetz— 
lichen Borfichten und Boranftalten, durch eigenmächtige Handlun— 
gen dem Minderfährigen einen Schaden zugefügt, fo ift er den: 
felben, wie jeder andere Gefchäftsführer ohne Auftrag, zu erfegen 
verbunden. 

2) Das Geſetz redet aber hier bloß von dem Erfaße des 
erwachienen Schadens, nicht auch des enfgangenen Gewinnes , 
und fegt dabey ofjenbar voraus, daB dad eigenmächtige Eindrins 
gen in eine VBormundfihaft in einem Uberfpannten Gifer, aber 
doch in vedficher Abfiht geſchehe. Wäre erweislich, dag diefes 
Eindringen in der böfen Abficht gefchehen ſey, um Gelegenheit 
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zu finden, den Minderjährigen zu befchädigen, fo träte nach den 
allgemeinen Grundfägen der Schadloähaltung die Verpflichtung 
ein, auch den entgangenen Gewinn zu veranfworten. 


b. 205, 
Ungelobung. 


Jeder Vormund, mit Ausnahme des Großvaters, 
der Mutter und der Großmutter, muß vermittelft 
Handfchlages angeloben: daß er den Minderjäb- 
rigen zur Rechtichaffenheit, Gottesfurcht und Tu— 
gend anführen; daß er ihn, dem Stande gemäß, 
als einen brauchbaren Bürger erziehen, vor Ge: 
richt und außer demfelben vertreten, das Ver— 
mögen gefreulich und emfig verwalten, und fich 
in Allem nach Borfchrift der Geſetze verhalten 
wolle, 


b. 206. 
Urkunde hierüber. 

Einem auf diefe Art verpflichteten Vormunde hat 
das Gericht eine förmliche Urkunde darüber, aus- 
zufertigen, damit er in Anfehung feines Amtes 
beglaubiget fey, und fich in vorkommenden Fäl- 
Yen rechtfertigen Eönne. Webernimmt ein Groß: 
vater, eine Mutter oder Großmutter eine Vor— 
mundfchaft, fo muß ihnen eine ähnliche Urkunde 
zugeftellt, und derfelben dasjenige, was andere 
Bormünder angeloben, eingefchaltet werden. 

4) Das Gericht, welches Jemanden die Uebernehmung einer 

Bormundfchaft auferlegt, hat denfelben zugleich auch zu einem 

beftimmten Tage und Stunde in die AUmtöftube zu berufen, ihm 

feine vorzüglichften Pflichten, die er ald Vormund zu erfüllen 
hat, zu Gemüthe zu führen, und der Vorſteher des Gerichtes hat 
ſich von ihm die feyerliche Zufage diefer Prlichten mittelft Hand: 
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fchlag angeloben zu laffen. Sollte der Vormund zu entfernt von 
dem Site des vormundfchaftlichen Gerichtes ſich aufhalten, fo 
hat diefes denfelben an ein ihm nahe liegendes Gericht zur An— 
gelobung anzumeifen, und das Iegtere durch Erſuchſchreiben dar: 
um anzugehen. 

2) Vormahls war es üblich, diefe Angelobung eidlich zu 

leiften. Allein diefe eidliche Angelobung wurde fhon durch Hof: 
decret vom 412. April 4787 abgefchafft. Den vorfichtigen und 
rechtfchaffenen Mann bindet fein, zumahl öffentlich gegebenes, 
Wort (wie Herr Hofrath von Zeiller bemerkt, und deſſen Be— 
merkung hier als Motiv der Geſetzgebung ſelbſt angeſehen wer— 
den kann), ſo feſt wie ein Eid. Bey einem leichtſinnigen, auf 
dem Wege der Rechtſchaffenheit ſchwankenden Menſchen mag der 
Eid die gute Wirkung haben, ihn auf kurze Momente feſt zu 
halten, daß er (wie bey Ablegung eines Haupt-, Erfüllungs- oder 
Zeugeneides) der Wahrheit getreu bleibe; aber daß der Eid ihn 
während der Fangen Dauer der VBormundfchaft vor Fehltritten be— 
wahren folf, ift eine fihwache Hoffnung. Selbft der Gewiffen: 
hafte, feiner Schwäche ſich Bewußte, weigert fich einer folchen 
Verpflichtung, und die Überfpannte Vorſorge macht, daß man 
an würdigen VBormündern Mangel leide. 

3) Der Beftellungdurfunde bedarf der Vormund 
hauptfächlich, um zur Erhebung der Zinfen und anderer Einkünfte 
des Pflegebefohlenen, und bey einem mit einem Dritten im Nah: 
men des Mflegebefohlenen worzunehmenden Geſchäfte ſich ald Ver: 
treter deöfefben ausmweifen zu können. — Diefe Urkunde ift für . 
jeden Fall, wenn auch ein anderes Gericht von dem Vormunde 
dad Handgelübde abnimmt, nur von dem vormundfchaftlichen Ge: 
richte auszufertigen. Wenn dem Vormunde ein fhriftlicher Auf: 
trag zur Uebernehmung der Vormundfchaft zugeftelt worden, fo 
bedarf es, wie bereit3 $. 200 erwähnt worden ift, Keiner Aus- 
ferfigung einer neuen Beftellungsurkfunde mehr, fondern es 
genüget, wenn der Auftragsurfunde die Beftätigung beygerückt 
wird, daß der beftellte Vormund das gefeglich vorgefchriebene 
Handgelübde richtig abgelegt habe, 
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4) Der väterliche Großvater, die Mutter und die vaͤterli— 
che Großmutter, in welche der Geſetzgeber das volleſte Zutrauen 
ſetzet, daß fie das Beſte des Minderjährigen beſorgen wollen, 
find von der Ablegung des ſogenannten Handgelübdes befreyt. 
Jedoch muß auch ihnen eine Urkunde über die wirkliche Antretung 
der Vormundſchaft ausgeſtellt werden, und es iſt in dieſer Urkunde 
alles dasjenige einzuſchalten, was die übrigen Vormünder mittelſt 
Handfchlag, vermöge des Geſetzes, anzugeloben verpflichtet find, 

b. 207. 
Führung der VBormundfchaft. Vorläufige gerichtliche Vorficht. 
Jedes vormundfchaftliche Gericht ift verbunden, 
ein fogenanntes Vormundſchafts- oder Waiſen— 
buch zu führen, Sn diefes Buch müffen die Vor— 
nahmen, Familiennahmen, das Alter des Min: 
derjährigen, und alles, was fich bey der Ueber— 
nahme, Fortdauer und Endigung der Vormund— 
ſchaft Wichtiges ereignet hat, eingetragen werden. 


608 
In dieſem Buche ſoll auch auf alle Belege derge— 
ſtalt hingewieſen werden, damit ſowohl das Ge— 
richt ſelbſt, als auch in der Folge die volljährig 
gewordenen Waiſen alles, was ihnen zu wiſſen 
nützlich iſt, in beglaubter Form einſehen können. 

1) Ueber die Art und Weiſe der Führung dieſes hier be— 
rührten Waiſenbuches enthält der J. 52 der allgemeinen In— 
firuction für die Auftizftelen folgende Anordnung: 

„ueber jeden Pupillen oder Curanden iſt ein. Waifen Pro: 
tocoll mit ‚folgenden Rubriken zu führen :” 

„Erftens, der Rahme des Pupillen oder Curanden, bey wel- 
chem auch zugleich das Alter des Minderjährigen anzufegen ift; 
zweytens, der Nahme des VBormundes, Guratord oder Ads: 
miniftratord; drittens, der Aufenthaltsort und die Erziehungs- 
art des Mündels; vierten, dad Vermögen des Mlündeld, mit 
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der kurzen Bemerfung, vie diefes befchaffen, und swoher e3 dem 
Pupillen zugefloſſen iſt, mit Beziehung auf die Urkunden, in 
denen davon mehrere Aufklärung erhoben werden kann; fünf: 
tend erfcheint die Rubrik: „Rechnungsrichtigkeit ? in welcher 
von Jahr zu Jahr anzumerken ift, ob und an welchem Tage fid) 
der Vormund über die vom verfloffenen Jahre gepflogene Rech: 
nungsrichtigfeit ausgewieſen habe; ſechstens kommen unter 
der Rubrik: „Während der Minderfährigkeit eingehohlte Bewil— 
Tigungen” alle Bewilligungen einzutragen, die während der Diinz 
derjährigkeit in wichtigen Angelegenheiten eingehohlt wurden; 
fiebentend kömmt die Abtheilung des Vermögens bey denje— 
nigen Mündeln anzumerken, die ein gemeinfchaftliches Vermögen 
befigen; achten ift die Erlöfchung der Vormundſchaft einzutra- 
gen, und bey diefer Gelegenheit die Vebergaböurfunde mit anzu: 
merken; und neunten die etwa erfolgte Erfläcung der Un— 
fähigkeit, zur richterlichen Großfährigfeit zu gelangen, anzuführen.” 

„Wenn ſich in diefem Protocolle auf eine Urkunde berufen 
wird, iſt zugleich die Stelle anzudeuten, wo fie in der Regijtratur 
zu finden iſt; daher der zur Führung des Protocolls beftinimte 
Secretär ſich von Zeit zu Zeit mit dem Negijttator einzuverneh- 
men und zu forgen hat, daß dad Protocol! mit Ordnung und 
Genauigkeit gefüprt werde, Dem Prafidium wird überlaffen, zur 
Erleichterung der Arbeit und Beybehaltung einer gleichen Form, 
die Rubriken diefer Bogen in gehöriger Größe auf Schreibpapier 
alfenfalld druden zu laffen. — Diefed Protocoll ift mit Ende 
jeden Jahres dem Borfigenden vorzulegen, damit er von dem 
Stande der Pupillen = Angelegenheiten die erforderliche Ueberſicht 
erhalte, und wenn bey Behandlung diefer Sefchäfte eine Anwei— 
fung, oder bey dem Perfonale irgend eine Vorſehung nothwen— 
dig wäre, dad Nöthige vorgefehrt werden möge. Die Ausfüllung 
diefer Tabellen ift während des ganzen Jahreslaufes, wie die 
Geſchäfte vorfallen, zu beſorgen, und nicht von einer Zeit zur 
anderen, noch weniger bis Ende des Jahres aufzufchieben? 

2) Diefe in verschiedenen Gefegeöftellen enthaltenen Vorſchrif— 
ten fcheinen fehr gut in Eines dadurd) vereiniget werden zu kön⸗ 
nen, wenn ein VBormundfchaftöbuch nach den Rubriken, wie fie hier 
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eben angegeben wurden, errichtet, und fogleich, als fich der Fall 
einer Vormundfchaft ergibt, der Tauf- und Zunahme des Pu: 
pillen in felbes eingetragen wird. Da ſich unmdglicy gleich An: 
fangs bejtimmen läßt, ob die Pupillen das Vermögen ungetheilt 
befigen werden, und ob nicht überhaupt bey dem einen oder 
anderen Pupillen fich mehrere Veränderungen ergeben, welche zum 
Behufe der gehörigen Aufzeichnung derfelben ein eigenes Folium 
nöthig machen, fo iſt es überhaupt vorfichtiger, wenn jedem Pu— 
pillen in diefem eröffneten Waifenbuche ein eigenes Blatt gewid— 
met wird. Die Rubriken diefes Waifenbuched fünnen nun ganz fo, 
wie die Infteuction in Anfehung des zu führenden Waifenproto: 
colls vorfchreibt, feyn, nur kann, zur größeren Vorforge für 
Vollſtändigkeit deöfelben, noch eine zehnte Rubrik: Anmerkung, 
gemacht werden. 

3) Es gibt zwar in einigen Provinzen für die Vormund— 
fchaftsbehörden auf dem Lande noch befondere Vorfchriften über 
die Führung folcher Waifenbücher, welche jedoch in mehreren 
Provinzen auch unter fich verfchieden find; daher diefe hier, bey 
Erklärung des für-alle Provinzen des öfterreichifchen Kaiferftaates 
geltenden Gefegbuches, nicht aufgeführt werden können. Indeſſen 
find die Vormundſchaftsbehörden durch diefe befonderen Vorſchrif— 
ten von der hier berührten allgemeinen Anordnung nicht entbun— 
den, fondern haben nebjt diefen befonderen Waifenbuchern, wel: 
che eigentlich bloß die Verrechnung des Vermögens betreffen 
und über die perfönlichen Verhältniffe des Mündels Feine Aus: 
kunft ertheilen, auch diefes für alle Bormundfchaftsbehörden ohne 
Linterfchied vorgefchriebene Waifenbuch zu führen. 

4) Die Bücher, welche hier dem vormundfchaftlichen Ge: 
richte zu führen auferlegt werden, haben fediglich nur den Zweck, 
die Oberauffiht desfelben zu erleichtern, auf welche feine Ver: 
prlichtung befchränft ift. In die Beforgung der dem Vormunde 
zugewiefenen Pflichten felbjt, wie auch in die der Vormundschaft 
obliegende Führung und Legung der Rechnung hat fich aber das 
vormundfchaftliche Gericht keineswegs einzumengen '). 


1) Hofdecret vom 19. April 1737. 5: © ©, Nr, 667. 
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Bereinignng der vormunbdfchaftlihen Hauptpflichten der Erziehung und 
Bermögensverwaltung in Einer Perſon. 

So wie ein von dem Vater ernannter Vormund 
nicht nur über die Perfon des Minderjährigen, 
fondern auch über deffen Bermögen zu forgen 
bat; eben jo wird vermuthet, daß der Vater 
Semanden, den er zum Curator über das Ver— 
mögen ernannt hat, zugleich die Auflicht über 
die Perfon habe anvertrauen wollen, Hat aber 
der Vater einen Bormund nicht für alle Kinder, 
oder einen Curator nicht für das ganze Vermö— 
gen ernannt, fo liegt dem Gerichte ob, für die 
anderen Kinder einen Vormund, oder für den 
übrigen Theil des Vermögens einen Curator zu 
beftellen. | 

1) Die Hauptpflichten der Vormundfchaft find die Erziehung 
de5 Minderjährigen, und die Verwaltung feined Vermögens. 

Beyde hängen miteinander fehr enge zufammen. Die Erziehung 

fordert einen Aufwand, der aus dem DVBermögen beftritten wer: 

den muß, und fo könnte e5, wenn eine andere Perfon die 

Grziehung, eine andere die Vermögensverwaltung zu beforgen 

hätte, gar oft gefchehen, daß fie über die Grziehungsart felbft 

in Zwiefpalt gerathen, wa5 dem Wohle des Pupillen oft fehr 
nachtheilig werden könnte. — Der Erzieher, der feinen Ruhm 
in eine glänzende Ausbildung des Minderjährigen fegen würde, 
würde oft unbefcheidene Anforderungen an den Vermögensver— 
walter machen, utd diefer fich vielleicht, um für einen braven 

Curator zu gelten, einer überfriebenen Sparſamkeit befleißen. 

Aus diefem Grunde hat der höchfte Gefesgeber die in diefem $. 

ausgefprochene Vermuthung aufgeftellt. — Diefe VBermuthung 

Fann aber nicht nur allein durch Gegenbeweife, indem nähmlich 

dargethan wird, daß der Vater fich ausdrücklich erklärt habe, 

er wolle dem ernannten Curator die Auffiht über die Perfon 
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feines Kindes nicht anvertrauen, fondern auch durch andere Ber: 

muthungsgründe entfraftet werden. Diefed würde 3. B. dann 

der Fall. ſeyn, wenn der ernannte Vermögenscurator ein im 

Wirthſchaftsfache erfahrner Mann wäre, der indeſſen notoriſch 

die Erziehung feiner eigenen Kinder vernachläſſiget. 

2) In befonderen, obgleich ſeltenen Fällen kann die Ver: 
fchiedenheit de3 Aufenthaltsortes oder des Charakters eined oder 
ded anderen Kindes, oder der Umſtand, daß der. Vater einem 
oder dem anderen Kinde eine befondere Erziehung angedeihen 
faffen will, oder die Verwaltung eined Theiles ded Vermögens 
befondere Kunftkenntniffe vorausfegt, den Vater bejtimmen, für 
ein Kind einen befonderen Vormund, oder für einen Vermögens: 
zweig einen befonderen Gurator zu ernennen; in welcdyen Falle, 
nach der Vorſchrift des G., dem Gerichte obliegt, für die ande— 
ven Kinder einen Vormund, oder für den übrigen Theil des 
Bermögend einen Curatot zu erhennen, bey welcher Ernen— 
nung dadfelbe ganz nach den $$. 190 — 199 entwicelten Nor— 
men vorzugehen hat. — Es entfteht hier nur noch die Frage: 
ob das Gericht in dem Falle, ald Fein naher Anverwandter da 
ift, der auf diefe VBormundfchaft einen Anſpruch zu machen hätte, 
berechtiget fey, den von dem Vater nur für einige Kinder er: 
nannten Vormund auch für die übrigen Kinder als folchen auf: 
zuftellen? da man diefe befchranfende Ernennung ald eine ftill- 
ſchweigende Ausſchließung ded ernannten Bormundes in Anfehung 
der anderen Kinder anſehen könnte. Diefe Stage ift ohne Zweifel 
zu bejahen, und zwar aus folgenden zwey Gründen: 

a, Weil, wenn der Öefeßgeber im Sinne gehabt hätte, den von 
den Dater für einige Kinder ernannten Vormund von der 
Bormundfchaft über die anderen Kinder für alle Fälle auszu— 
fchliegen, er ohne Zweifel den Schluß des $. auf folgende 
Art tertirt haben würde: „fo liegt dem Gerichte ob, für die 
übrigen Kinder einen anderen Vormund 2c zu beftellen.” 

b. Weil der $. 193 nur diegenigen zu einer beftimmten Vor— 
mundfchaft nicht zuläßt, welche der Vater ausdrücklich 
von der Dormundfchaft ausgefchloffen hat; daher die ober— 
wähnte frillfehweigende Ausſchließung die Wirfung nicht 
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haben kann, daß auch dad Gericht gehindert wäre, den für ' 
da3 eine oder andere Kind von dem Vater ernannten Vor: 
mund auch für die übrigen als foldyen aufzuftelen, wenn es 
ihn fonft dazu geeignet findet. 

Huch ift aus dem Umftande, daß ed der Vater nur in Be— 
ziehung auf da eine oder andere Kind für nützlich erachtet, eine 
beftimmte Perfon zum Vormunde zu ernennen, noch keineswegs 
zu fchließen, daß er diefelbe in Anfehung der Ubrigen Kinder 
von der Bormundfchaft ausfchliegen wollte, fondern e5 ift viel- 
mehr anzunehmen, daß er dem Gerichte in Anfehung derfelben 
Feine Nöthigung anlegen wolle, diefe beftimmte Perfon als PRF- 
mund aufitellen zu müſſen. 


b. 210, 


Sind mehrere Vormünder ernannt worden, fo Fön: 
nen fie zwar dad Vermögen des Minderjährigen 
gemeinschaftlich oder theilweife verwalten, Ber: 
walten fie es aber gemeinſchaftlich, oder theilen 
fie die Verwaltung ohne Genehmhaltung des 
Gerichted unter ſich; fo haftet jeder Einzelne für 
den dem Minderjährigen erwachfenen Schaden, 
Immer muß auch dad Gericht veranftalten, daß 
die Perfon des Minderjährigen und die Haupt- 
führung der Geſchäfte nur von Einem beforgt 
werde, 


41) Da5 Gefeß redet hier von dem Falle, wo der Vater 
für ein und dad nähmliche Kind mehrere Vormünder ernennet ; 
denn vermödge dem Öefege ift nur immer Einer zur Bormundfchaft 
berufen, und auch der vormundfchaftliche Nichter wird, fobald 
demfelben das Necht der Berufung zufteht, nur immer einer 
Perfon die Bormundfchaft auftragen. Der Vater Fann dazu 
aus Zartgefühl bewogen werden, indem er befürchtet, daß durch 
die Berufung eines Einzigen, andere Perfonen ſich gefranft füh— 
len könnten; er kann aber auch eine ſolche Anordnung in Berück— 
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fihtigung ded großen Umfanges der dem Vormunde obliegenden . - 
Berpflichtungen treffen: 

2) In einem folchen Falle hat zwar das Gericht auch Alte 
zu Vormündern aufzuftellen, und von ihnen das Handgelübde 
abzunehmen ; jedoch hat daöfelbe dahin zu frachten, daß die er: 
nannten Bormünder unter fich übereinfommen, wen die Perfon 
der Minderjährigen, und die Hauptführung der Gefchäfte, die 
fih, ohne Nachtheil für das Wohl der Minderjährigen, nicht füge 
Yich trennen läßt, Übertragen werden folle. In dem Falle, ald 
aus der Anordnung de3 Erblaffers hervorgehet, daß er, aus oben 
angeführtem Beweggrunde, nur mehrere fogenannte GShrenvormün: 
der ernennen wollte, wird 65 der Bormundfchaftsbehörde auch nicht 
ſchwer fallen, fie dahin zu bringen, die vormundfchaftlichen Se: 
fihäfte demjenigen zu übertragen, den fie hierzu ald den Geeig— 
netften halten; hat aber der Vater wirklich eine Theilung der 
vormundfehaftlihen Gefchäfte bezielet, fo werden die befonderen 
Gigenfchaften der ernannten Vormünder einen hinreichenden An: 
haltöpunct darbiethen, wie die Theilung gefchehen foll: 

3) Wollen die Vormünder fich zu einer angemeffenen Ver: 
theilung der Geſchäfte nicht verftehen, oder nehmen fie diefelbe 
eigenmächtig vor, fo unterziehen fie fich dadurch einer. Correal: 
Verbindlichkeit; fie haften alle für Einen, und Einer für Alle, 
mit Vorbehalt ded Rückerſatzes unter fih. Immer ift jedoch, 
wie Here Hofrath v. Zeillee bemerkt, dad Gericht verpflichtet , 
fobald e3 fich von dem Nachtheile der gemeinfchaftlihen Ver: 
waltung oder der eigenmächtigen VBertheilung überzeugt, vielmehr 
dem Uebel früh Einhalt zu fhun, al auf den unficheren Eifaß 
des Schadens zu rechnen. 

4) Im Falle. einer gerichtlich getheilten Vormund— 
ſchaft ift es jedoch, damit jeder Dritte in die Lage geſetzt werde, 
fih vor Nachtheil bewahren zu können, nothwendig, daß in 
dem Anftellungddecrete eines jeden Vormundes ausgedrückt werde, 
welche Verpflichtungen ihm insbefondere obliegen, oder mit wel— 
chen Perfonen er gemeinfchaftlih das Bormundfchaftsgeichaft au 
beforgen haben foll; | / 
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. 211. 


Unterftügung einer Bormlinderinn durch einen Mitvormund. 


Müttern und Großmüttern, die eine Vormund— 
haft übernehmen, muß ein Mitvormund zuges 
geben werden, Bey der Wahl desselben ift vor 
Allem auf den erklärten Willen des Baters, 
dann auf den Vorſchlag der Vormünderinn, end: 
lich auf die Verwandten des Minderjährigen 
Rückſicht zu nehmen, 


Das franzöfifche Civilgefegbuch ftellt jedem Vormunde einen 
Mitvormund an die Seite, welcher in allen wichtigeren Fällen 
mitzuwirken, und überhaupt dem Vormunde zur Controlle zu 
dienen hat: Das vfterreichifche bürgerliche Geſetzbuch, vertrauf 
mit der Schwierigkeit, jedem Vormunde einen. Nebenvormund 
beyzugeben, verordnet die Beygebung eines Mitvormunded nur 
dazumahl, wenn die Mutter oder Großmutter die Bormundfchaft 
übernimmt, weil bey weiblichen Perfonen, der Regel nach, doch 
nicht die hinreichenden Kenntniffe zur Führung der Bormundfchaft 
vorausgefegt werden können. Bey der Wahl deöfelben ift vor 
Allem auf den erklärten Willen des Vaters, dann auf den Vor: 
fchlag der Vormünderinn, endlich auf die Verwandten des Min: 
derjährigen Rückſicht zu nehmen. Durch diefen Ausdruck deutet 
der Gefeßgeber an, daß das Gericht bey Aufftellung eines Mit- 
vormundes weder an die Willensäußerung des Vaters, noch an 
den Borfchlag der Vormünderinn, noch weniger aber an Ber: 
wandtfchaftsgrade fo gebunden fey, wie dasfelbe bey Aufitel- 
lung eined Vormundes auf das erftere und letztere befchräntt iſt, 
und daß ed auch einem von dem Vater ernannten und von der 
Mutter in Vorfchlag gebrachten Mitvormunde die Anftellung 
verweigern Eonne, wenn er demfelben bedenklich ſchiene, gleich: 
viel, ob auch der Grund der Bedenklichkeit in Feiner gefeßlichen 
Ausfchliegungsurfache liegen follte: 


Tippel’s Commentar II, Th. 32 
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J. 212%, 
Pflichten und Rechte des Mitvormundes. 


Auch der Mitvormund muß eine Beglaubigungs- 
urkunde vom Gerichte erhalten, und angeloben, 

daß er das Belte des Minderjährigen befördern 
wolle, und er muß zu diefem Ende der Vormün— 
derinn mit feinem Rathe bevftchen. Sollte er 
wichtige Gebrechen wahrnehmen, fo muß er fi) 
beftreben, denſelben abzuhelfen, und nöthigen 
Falls dem vormundfchaftlichen Gerichte Anzeige 
Davon machen, 


1) Die Beglaubigungdurfunde muß der Beftimmung eines 
Mitvormunded gemäß eingerichtet werden. eine Beſtim— 
mung aber ift, der Mutter oder Großmutter, welcher eigentlich 
und zunächſt die VBormundfchaft, Erziehung und Vermögensver— 
waltung obliegt, Benftand zu leiftens Je minder oder je mehr 
die Hauptvormünderinn ihre Pflichten vollftändig zu erfüllen 
fähig oder geneigt ift, defto erheblicher oder minder erheblich wird 
die Obforge des Mitvormundes feyn. Die befonderen Pflichten 
des Mitvormundes beftehen im Folgenden: 

2) Bor Allem hat der Mitvormund der Vormünderinn mit 
feinem Nathe beyzuftehen, welches nicht nur allein darin zu ge— 
ſchehen hat, wenn er ausdrücklich darum angegangen wird, ſon— 
dern er hat auch oft felbft dann, wenn die VBormünderinn feinen 
Kath nicht begehrt, auf eine befcheidene Art damit zuvorzufommen. 
Wenn der Vormund erfährt, daß die Vormünderinn Unterneh- 
mungen vorhat, die entweder den Gefegen entgegen ftreiten, oder 
fonft dem Wohle des Minderjährigen nachtheilig fcheinen: fo ift 
er verpflichtet, diefelbe darauf aufmerffam zu machen, und ihr 
die nachtheiligen Folgen ihrer Unternehmungen vorzuftellen; denn 
ift er, wie weiter unten erwähnt werden wird, verbunden, be: 
zeit wahrgenommene wirkliche Gebrecyen, fo viel in feinen Kräf— 
ten liegt, abzuftellen, und fogar nöthigen Falls dem Gerichte 
hievon die Anzeige zu erfiatten; fo ift er um fo mehr verpflich⸗ 


[$: 213.] > 339 
fet, die gelinderen Mittel dann anzuwenden, wenn ed nod) Zeit 
ift, die Gebrechen felbft hintan zu halten. 

3) Bemerft der Mitvormund, daß die VBormünderinn bey 
Führung. ihrer WVormundfchaft bereit5 fchon wichtige Verſehen 
begangen habe, die einen fehädlichen Einfluß auf da5 Wohl des 
Dflegebefohlenen haben können, oder überhaupt den beftehenden 
Sefegen entgegen find, fo fordert es die billige Nachficht gegen 
die eigene Mutter oder Großmutter, daß er im Stillen diefe 
Gebrechen, durch Eluge Grinnerungen und vorfichtige Hintanhal— 
tung der bereit5 drohenden fchädlichen Folgen, zu heben trachte; 
Nur in dem Falle, wenn bey wichtigen Gebrechen feine wieder- 
hohlten Erinnerungen Feinen Eingang finden, oder die fchadlichen 
Solgen davon bereit5 fo weit gediehen find, daß fie durch feine 
Bemühungen allein nicht mehr vermieden werden Eönnen, fordert 
es der höhere Zweck, und die Hintanhaltung eigener Verantwort— 
lichkeit, dem vormundfihaftlihen Gerichte die Anzeige zur Ab— 
hülfe zu machen; 

1,213, 

Eine andere wejentliche Pflicht des Mitvormundes 
it, daß er bey vorfallenden Gefchäften, zu deren 
Sürti geeit die Einwilligung des vormundfchaft: 
lichen Gerichtes nothiwendig ift, das Gefuch der 
Bormünderinn mit unterzeichne, oder feine be= 
fondere Meinung beylege, fo wie er auch, auf 
Berlangen des Gerichtes, über ein folches Ge: 
Tchäft unmittelbar fein Gutachten zu erftatten hat, 

Jeder Vormund, folglich auch die Mutter, muß in allen 
wichtigen Vormundfchaftsgefhäften, wovon die gewöhnlicheren 
unter $. 233 alfgezählt werden, die Einwilligung des Ge: 
richt es einhohlen. Hier ift es nun vorzüglich Pflicht der Mut— 
ter, vorerft den Mitvormund um Rath zu fragen und zu ihrem 
Borfchlage feine Beyftimmung zu verlangen, welche er durch die 
bloße Mitfertigung des Geſuches erklären kann. Weichet ſeine 
Meinung ganz oder zum Theile von dem Anfrage der Vormün— 

22* 
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derinn ab, fo hat er feine Erklärung abgefondert beyzulegen, und 
dad vormundfchaftliche Gericht wird fodann in Erwägung nehmen, 
ob der Antrag der Vormunderinn, oder der des Mlitvormundes 
anzunehmen ſeye. — Würde aber die Vormünderinn ganz über: 
gehen, die Meinung des Mitvormundes einzuhohlen, oder macht 
fie in ihrem Geſuche nur eine Erwähnung davon, ohne dasfelbe 
von dem Mitvormunde mit unterfertigen zu laffen, fo ift das 
Gericht ſelbſt gehalten, bevor es eine Entfcheidung in der Sache 
fällt, das Gutachten des Mitvormundes abzufordern, welcher 
ſolches dann unmittelbar dahin abzugeben hat. 


§. 214. 


Ein Mitvormund, welcher diefe Pflichten erfüllet 
hat, bleibt von aller ferneren Verantwortung 
frey; ift einem Mitvormunde aber zugleich Die 
Berwaltung des Vermögens aufgetragen wor— 
den, fo hat er mit diefer Verwaltung alle Pflich— 
ten eines Curators übernommen. 


4) Wie jeder Vormund nur nach dem Maße des ihm 
aufgetragenen Gefchäftes verantwortlich feyn kann, fo auch 
der Mitvormund — Hat er vernachläffiget, der Vormünderinn 
in wichtigen Angelegenheiten, befonderd, wenn er darum ange— 
gangen wurde, mit feinem Rathe beyzuftehen, oder hat er bey 
mahrgenommtenen Gebrechen nichts zu deren Abhulfe gethan, und 
der Minderjährige kömmt dadurch in Schaden, fo ift er zur Er— 
fatleiftung verpflichtet. — Iſt er auch für jene Handlungen ver: - 
antworflich, wozu er feine Zuftimmung gab? — Hat er den 
Rath mit gutem Willen und nach feiner beften Einficht gegeben, 
fo kann er wohl dafür nicht verantwortlich feyn, wenn fich auch 
ein ungunftiger Erfolg aus demfelben zeigte. Weberhaupt wären 
bey Beurtheilung, ob der Mitvormund für den gegebenen Rath 
verantwortlich ſey, lediglich die $S. 1297, 1299 u. 1300 ſich vor 
Augen zu halten. 

2) Manchmahl wird dem Mitvormunde inshefondere die 
Berwaltung des Vermögens aufgetragen, wenn ſich nahmlic die 
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Mutter damit nicht befaffen will, und ed auch nicht räthlich er: 
feheinet, ihr diefelde wegen Mangel an der gehörigen Fähigkeit 
zu überlaffen. In diefem Falle übernimmt der Mitvormund zu: 
gleich alle Pflichten und Rechte, die einem Gurator oder Haupt: 
vormunde in Rücficht der Vermögensverwaltung zufommen, wor: 
nach alfo auch feine Beglaubigungsurfunde, um fich darüber aus: 
weifen zu können, abzufaffen ift. 


d. 215. 
Wenn eine Bormünderinn von der VBormundfchaft 
austritt, fo ift die Bormundfchaft in der Regel 
dem gewefenen Mitvormunde aufzutragen, 


41) Ein emfiger Mitvormund hat die bewährte Vermuthung 
für fich, daß er auch ald alleiniger Vormund die Angelegenheiten, 
mit denen er fich bereits näher befannt gemacht hat, vorzüglich 
gut beforgen werde. Aus diefem Grunde wird daher derfelbe, 
wenn die Vormünderinn von der Vormundfchaft austritt, vor 
allen Anderen zur Vormundfchaft berufen. 

2) Der $. fpricht diefe Anordnung aber bloß als Regel aus, 
und deutet dadurch an, daß es Fälle geben könne, wo diefe Anz 
ordnung nicht befolgt werden darf. — Andeffen hat er diefe 
Ausnahmösfälle nicht ausdrücklich berühret; fie feheinen daher der 
richterlichen Beurtheilung überlaffen werden zu müſſen. Ohne 
Zweifel tritt ein folcher Fall dann ein, wenn die obenangeführ: 
ten Gründe nicht vorhanden find, nähmlich, wenn ſich aus feinem 
bisherigen Benehmen vermuthen läßt, daß er fich der Vormund— 
fchaft nicht thätig annehmen, oder fie überhaupt nicht zur Zufrie— 
denheit führen werde. — Auch fcheint er, wenn taugliche Ver: 
wandte ded Pupillen vorhanden find, zur Uebernahme der Bor: 
saundfchaft nicht genöthiget werden zu können; denn der Umftand, 
daß er bereit feine Bemühungen zum Beften des. Minderjähri— 
gen verwendet Hat, Fann Fein Grund feyn, ihm eine Laft aufzu— 
bürden, von der er ohne feine bisherige Verwendung fich hätte 
befreyen können. Zweifelhafter fcheint mir die Beantwortung der 
Srage zu ſeyn, ob, wenn der Mitvormund fich ſelbſt zur 
Uebernahme der VBormundfchaft bereit erklärt, aber ein fühiger 
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Verwandter des Minderjährigen vorhanden ift, welcher die Bor— 
mundfchaft übernehmen will, der geweſene Mitvormund oder der 
Verwandte als VBormund aufgeftellt werden ſoll? — Lag der Auf: 
ftellung des Mitvormundes der erklärte Wille ded Vaters felbft 
zum Grunde, fo fcheint e5, daß dem geweſenen Mitvormunde vor 
dem Verwandten der Vorzug eingeraumt werden müſſe. War 
er bloß auf VBorfchlag der VBormünderinn felbft gengaht — dann 
dürfte der Verwandte vorgezogen werden. 

3) Uebernimmt aber der bisherige Mitvormund die voll— 
ftändige VBormundfchaft, fo übernimmt er alle Rechte und Ber: 
Bindlichkeiten eines Vormundes, und ed ift ihm eine neue, ſei— 
nem dermahligen Amte angemeffene Beglaubigungs = Urfunde aus: 
zufertigen. 


§. 216, 
Befondere Rechte und Pflichten des Vormundes. a) In Rückſicht der 
Erziehung der Perfon. 


Ein Vormund hat, gleich dem Bater, die Ver: 
bindlichkeit und das Net, für die Erziehung 
des Minderjährigen Sorge zu tragen; doch muß 
er in wichtigen und bedenklichen Angelegenhei— 
ten erjt die Genehmigung und die Vorfchriften 
des vormundfchaftlichen Gerichtes einhohlen. 


4) Der Bormund tritt, Fraft feines öffentlichen, gerichtlichen 
Auftrages an die Stelle des Vaters; er übernimmt die Erzie- 
hung der Perfon des Minderjährigen und die Berwaltung 
de5 Vermögens. Inder erften Beziehung wird hier der Vor: 
mund dem Vater, in der Iekteren wird aber der Vater einem 
Curator oder Vormunde gleichgeftellt ($. 152) '). Wie alfo 
oben da5 Geſetz den Vater in Rückſicht der Vermögensverwal⸗ 


9 In dieſem uneigentlichen Sinne alein Fann man fagen, daß jeder Vater Bor: 
mund feiner Kinder fen; ſonſt fpricht dieſer Sag ein juridifches Unding aus; 
denn nad den oben (). 185) aufgeftellten Begriffe ift der Vormund Stell: 
vertreter Des Waters, und nicht umgekehrt der Vater Stellvertreter des Vor— 
mundes, Auch wird der Bormund, ın Bezug auf: die Bermögensserwaltung, 
Lediglich einen Curator gleichgeſtellt. i 
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tung Kurze halber auf die ausfünrlicheren, einem Vormunde er: 
theilten, Vorſchriften anweifet, fo müſſen dagegen die meiften, 
dem Bater in dem vorigen Hauptflüce über die Erziehung gege— 
benen Borfchriften Hier auf den Vormund angewendet werden. 

2) Doch kann man nicht behaupten, daß dem Vormunde 
durchaus gleiche Pflichten, und noch minder, dag ihm ganz gleiche 
Rechte, wie dem ehelichen Vater, in Hinficht auf die Perfon des 
Minderfähtigen, zukommen. Das Gefeß Fan, wie von Zeilfer 
bemerkt, dem Vater unbedenklich eine größere Macht einräumen, 
weil fie durch die väterliche Liebe und. Sorgfalt gemäßiget wird. 
Dan kann bey Beitimmung der Rechte eines Vormundes fol- 
genden Satz zur Leitung bey der ganzen Unterfuchung an die 
Spige fiellen: Dem Vormunde gebührt in feinem Falle 
ein größeres Recht, ald dem Vater; aber es fiehen 
dDemfelben doch auch alle jene Rechte und Berbind- 
lichEeiten zu, die zum Zwede der Erziehung, um 
den Minserjährigen zu einem fugendhaften Men: 
ſchen und nuglihen Staatsbürger auszubilden, 
ſchlechterdings nothwendig find. 

3) Auch dem Vormunde liegt die Sorge fite die phyfe 
ſche, moralifche und technifche Erziehung ob. An Anſe— 
hung der phufiichen und moralifchen Erziehung wird fich hier 
ganz auf dadjenige berufen, was $. 139 Nr, 2 und Nr. 4, dann 
$. 140. gefagt worden ift. An Bezug auf die technifche Erziehung 
iſt zu unterfcheiden, ob der Zeitpunct, wo der Pflegebefohlene 
zu einem beſtimmten Stande erzogen werden foll, bereits heran— 
gekommen iſt oder nicht. Iſt das letztere der Fall, fo hat der 
Dormund vor Allem dafür zu forgen, daß fein Mündel jene kör⸗ 
perliche und geiſtige Ausbildung erlange, welche für jeden Stand 
in der bürgerlichen Geſellſchaft nothwendig oder doch nützlich iſt. 
Darum iſt den Vormündern zur beſonderen Pflicht gemacht, ihre 
ſchulfähigen Mundel unfehlbar zur Schule zu ſchicken, oder zu 
Haufe unterrichten. zu laſſen, welches letztere natürlich nur bey 
hinreichenden Ginkünften des Pupillen gefchehen Fann. Kömmt 
e5 auf den Zeitpuncdt an, wo der Pflegebefoplene zu einem be= 
ſtimmten Stande erzogen werden foll, fo hat der Bormund vor 
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Allem feine eigene Neigung zu prüfen; ftimmt bdiefelbe mit fei- 
nen Fähigkeiten und den übrigen Verhältniffen überein, fo hat 
er Eeinen Grund, dem eigenen Wunfche des Mündels entgegen 
zu handeln; feheinen aber die Fähigkeiten desſelben feiner Nei— 
gung nicht zu entfprechen,, fo ift es räthlich, daß der Vormund 
durch gütliche Vorftellungen in feinem Mündel Neigung zu einer 
feinen Fähigkeiten angemeffeneren Beichäftigung zu erwecken fuche ; 
gelingt ihm aber diefes nicht, fo wäre ein Verſuch zu wagen, 
ob nicht die ftärfere Neigung und der dadurch angefpannte Fleiß 
den Mangel an Fähigkeit zu erfegen im Stande fey. Es ift, wie 
Herr Hofrath von Zeilfer in feinem Commentare Nr. 4 bemerkt, 
Flug, wenn der VBormund in folchen Angelegenheiten mit den 
Berwandten des Kindes zu Nathe geht, und zwar hauptfäcylich 
mit der Mutter, wäre fie auch nur eine uneheliche, jedoch forg- 
faltige Mutter. — Hat der Vater bereitd über die Erziehungsart 
feines Kindes zu einem bejtimmten Stande, entweder ausdrück— 
lich oder ftillfchweigend, durch feine Handlungdweife verfügt, fo 
darf der Vormund, ohne dringende Urſache, fo Tange dad Kind 
noch nicht mündig ift, nicht davon abweichen. Denn der Geſetz— 
geber will, daß der Vater noch in dem Vormunde fortlebe, — 
und dem Mündel Fann vor erreichter Mündigkeit noch nicht eine 
unveränderliche , fortdauernde Neigung, welche doch ben einer 
Standeswahl erforderlich ift, zugefchrieben werden. Nach erreich- 
ter Mündigkeit Eann aber dad Kind ſein Verlangen nad) einer 
anderen Standeswahl dem Vormunde vortragen, und derfelbe 
ift dann allerdings verpflichtet, auf die geaußerte Neigung Rück— 
ficht zu nehmen. Würde der Vormund deffenungeachtet von der 
väterlichen Erziehungsart nicht abweichen, fo Fann dad Kind ent: 
weder unmittelbar felbft, oder durch feine Verwandten fein Ver: 
langen nach einer anderen, feiner Neigung mehr angemeffenen 
Berufsart dem vormundfchaftlihen Gerichte vortragen. Das 
Gericht wird hierüber den Vormund vernehmen, feine Gründe, 
fo wie alle übrigen Umftände und Verhältniſſe prüfen, und fo: 
dann entfcheiden, ob ed bey der gewählten Berufsart zu bleiben 
babe oder nicht (S. 148). 
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4) Ueberhaupt ift der Vormund verbunden, im wichtigen 
Verfügungen, welche bleibende, bedenkliche oder zweifelhafte Fol— 
gen für den Zuftand des Mindesjährigen haben können, die Ein— 
willigung des vormundfchaftlichen Gerichte anzufuchen. Diefes 
wäre, wie Herr Hofrath von Zeiler in feinem Commentare be: 
merkt, infonderheit der Fall, wenn der Minderjährige in entlegene 
Provinzen, oder in das Ausland zur Erlernung einer Kunft, oder 
Fortfegung feiner Studien verfendet, und wenn er zu einer unge: 
wöhnlichen, mit feiner Geburt oder feiner Neigung nicht überein: 
fliimmenden Standedart gewidmet werden foll, u. dgl. 


0. 217. 
Entſprechende Verbindlichkeit des Pflegebefohlenen, 

Der Minderjährige ift feinem Vormunde Ehrer: 
biethung und Folgſamkeit ſchuldig; er ift aber 
auch berechtiget, fich bey feinen nächften Anver— 
wandten, oder bey der gerichtlichen Behörde zu 
befchweren, wenn der Vormund feine Macht auf 
was immer für eine Art mißbrauchen oder die 
Dflihten der nöthigen Obſorge und Pflege hint— 
anfegen würde. Auch den Berwandten des Min: 
derjährigen, und jedem, der hievon Kennfniß er- 
halt, Steht die Anzeige bevor. An diefe Behörde 
bat fih auch der Bormund zu wenden, wenn er 
den Vergehungen des Minderjährigen durch Die 
zur Erziehung ihm eingeräumte Gewalt Ei ihalt 
zu thun nicht vermag. 


4) Aus dem Rechte des Vormundes, ſeinen Mündel in der 
oberwähnten dreyfachen Rückſicht zu erziehen, fließt zugleich des 
Veßteren Verpflichtung, dem Vormunde Folge zu leiften, und feine 
Abhängigkeit auch durch ein äußeres angemeffenes Betragen an 
den Tag zu legen. — Damit aber der Vormund fich die zum 
Zwede der Erziehung fo nothwendige Folgſamkeit des Minder: 
jährigen verfchaffe, find. demfelben die nöthigen Zwangdmittel ein 
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geräumt, und er darf ohne Zweifel auch die mit gewöhnlichen 
Fehltritten im Verhältniſſe ftehenden Befferungsmittel anwenden. 
Größere Vergehen bleiben der Beurtheilung des vormundfchaft: 
lichen Gerichte, und nach Umftänden den Polizey= und Grimi: 
nalbehörden vorbehalten. Hat nähmlich der Minderjährige die 
Jahre der Unmündigkeit ſchon überfchritten, fo wird er wegen 
eined Verbrechens oder einer ſchweren Polizey = Uebertretung , fo 
wie jeder Andere, beftraft. Dagegen werden die ftrafbaren Hand: 
lungen der Kindheit, ohne Unterfchied, ob ſelbe in objectiver Hin- 
ſicht Verbrechen oder. ſchwere Polizey-Uebertretungen find, bis 
zum vollendeten zehnten Jahre Tediglich der häuslichen Züchtigung 
überlaffen, aber von dem angehenden eilften bi zu dem vollen- 
deten vierzehnten Jahre werden Handlungen, die nur wegen Un: . 
mündigkeit des Thäters nicht ald Verbrechen zugerechnet werben, 
als ſchwere Polizey-Uebertretungen beftraft, Nur in dem Zalle, 
als fich die Vormünder des Rechtes der häuslichen Züchtigung 
sicht bedienen, hatte auch hier die politifche Behörde einzufchrei= 
ten. — Haben fich die Vormünder durch üblen Ruf und eige: 
nen unordentlichen Lebenswandel verdächtig, oder wohl gar 
durch die gänzliche Verwahrlofung der ihrer Aufficht anvertrau: 
ten Minderjährigen oder mittelbarer Theilnahme an ihren Ber: ° 
irrungen fihuldig gemacht: dann foll, wenn wirkliche Thatfachen 
gegen felbe vorfommen und erwiefen werden, die Polizey = Ober: 
direction mit deren Hintanfegung (jedoch in allen folchen Fällen 
immer einverftändlich mit der Dbervormundfchaftöbehörde) herech— 
tiget feyn, die Notionirung auf die Abgabe des Minderjährigen in 
dad Zwangsarbeitshaus zu ſchöpfen ). Indeſſen verſteht es ſich 
von ſelbſt, daß dieſe geſetzliche Anordnung nur eigentlich auf 
Wien Bezug habe. Uebrigens kann ich hier nicht unterlaffen, 
dasjenige hier wodrtlich anzuführen, was Herr Hofrath v. Zeiller 
in feinem Commentare, in Anfehung der vormundfchaftlichen Er— 
ziehungsmaxime, eben fo richtig als trefflich bemerft: „EB ift aber 
überhaupt eine billige und vorfichtige Erziehungdmarime, daß die 
Behandlung des Zoglings feinem zunehmenden Alter und Wer: 
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ftande gemäß eingerichtet, und der Zögling allmahlig aus der 
älterfihen oder vormundfchaftlichen Gewalt entlaffen und fich 
ſelbſt uberlaffen werden foll. Trockene Befehle follen ftufenmweife 
in Ermahnungen, in Rathichläge und Vorſtellungen ded Vor— 
mundes in den Angelegenheiten, woräber ihm der Minderjährige 
fein eigenes Urtheil oder Verlangen eröffnet, übergehen.” 

2) Damit übrigens der Vormund das Necht der häuslichen 
Züchtigung nicht mißbrauche, ift durch die Strafgefeggebung ') 
Dorforge getroffen. Denn ein Vormund, welcher fih Mißhand: 
ungen gegen fein Mündel zu Schulden kommen läßt, macht ſich 
einer fchweren Polizey-Uebertretung fehuldig, Die Beftrafung 
derfelben ift fogleicy dad erfte Mahl Entfegung von der Vor: 
mundfchaft, und wenn diefe mit einem Nugen verbunden war, 
ſtrenger, gerichtlicher Verweis; bey unentgeltlichee Vormund— 
fchaft aber, deren der Webertreter vielleicht gerne entfeßet wäre, 
Arreſt von einer Woche bis zu einem Monathe. Läßt ein Vor: 
mund fid) eine folche Mißhandlung bey einem anderen Mündel 
nochmahls zu Schulden Eommen, oder wäre die erfte Mißhand— 
lung ſchon an fich fehr fihwer, oder die Gemüthsart ded Vor— 
mundes fo befchaffen, daß für den Mündel weitere Gefahr zu 
beforgen ftunde, to ift derfelbe ferner zu alfen Vormundſchaften 
unfähig zu erklären, und die Mißhandlung mit durch Gemeinde 
arbeit und Züchtigung verfchärftem Arrefte, nad) Befchaffenheit 
der Mißhandlung auch mit ftrengem Arrefte von einer Woche 
bis zu drey Monathen, zu beftrafen. 

3) Ueberhaupt Fann-fich der Minderfährige bey einem pflicht: 
yoidrigen Benehmen des VBormundes entweder felbft unmittelbar 
an dad vormundfchaftliche Gericht, oder, weil eine ſolche directe 
Anklage das Gemüth des Vormundes nur mehr erbittern würde, 
an feine nächften Verwandten wenden, welche, wenn fie die 
Beſchwerde des Mündels gegründet finden, ſich für ihn dann 
bey dem vormundfchaftlichen Gerichte um Abhülfe zu verwenden 
berschtiget find. In der Berüdfichtigung, daß es dem Minder— 
jährigen fehr oft am Muth gebrechen kann, fich über dad Bes 


1) 58. G. UI. Theil, 40. 159 u. 120. 
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nehmen des Vormundes zu befchweren, weil er befürchtet, der— 
felbe werde fich wegen einer folchen Befchwerde an ihm rächen, 
iſt ed nicht nur den Verwandten, fondern auch dritten Perfonen, 
welche an der Behandlung des Mündels Fein anderes, ald ein 
rein menfchliches Intereffe haben, geftattet, bey einem Mißbrauche 
der vormundfchaftlichen Gewalt die Anzeige bey dem vormund- 
fchaftlichen Gerichte zu machen. Iſt der Mißbrauch von der Art, 
- daß nach den Strafgefegen gegen den Vormund zu verfahren 
ift, fo hat dad vormundfehaftliche Gericht an die betreffende 
Strafbehörde die weitere Anzeige zu machen, fonft aber im Dis: 
ciplinar = Wege gegen den Vormund das Amt zu handeln. 

4) Es Fann aber auch, umgekehrt, das Benehmen des Mün— 
del3 von der Art feyn, daß die dem Vormunde eingeraumte 
Macht nicht hinreicht, den Vergehungen des Mündels Einhalt 
zu thun. In diefem Falle ift auch er berechtiget, die Vormund— 
ſchaftsbehörde durch eine Anzeige aufzufordern, gerichtliche Zwangs⸗— 
maßregeln zu ergreifen, und den Mündel in die Schranken der 
Ordnung zurückzuweiſen. 


. 218. 
Wer zunächſt die Erziehung beſorge. 


Die Perſon des Waiſen ſoll vorzüglich der Mutter 
ſelbſt dann, wenn fie die Vormundſchaft nicht 
übernommen, oder fich wieder verheirathet bat, 
anvertrauet werden; es wäre denn, daß das Be: 
fte des Kindes eine andere Verfügung erheifchte, 


4) Diefe Vorfchrift fordern, wie von Zeiller bemerkt, die 
natürlichen Verhältniſſe, der wahrfcheinliche Wille des Vaters, 
die Anhänglichkeit und dad Wohl ded Kindes. Dadurch wird 
aber der Einfluß des Vormundes auf die Erziehung feined Mün— 
dels nicht auögefchloffen ; er ift vielmehr verpflichtet, die mütterliche 
Erziehung fortwährend feiner Aufficht zu unterziehen, der Mutter 
mit feinem Rathe beyzuſtehen, entdeckte Gebrechen derfelben zu 
rigen, und überhaupt durch gütliche Grmahnungen und Zus 
veden zu erwirken, daß die Erziehungsart mit dem Willen des 
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Vaͤters, fo wie auch mit den VBerhältniffen und der Eünftigen 
Lebensart des Kindes übereinftimmen. Nur befondere Umftände, 
welche beforgen laſſen, daß das phyſiſche oder moralifche Wohl 
ded Kindes bey der muütterlichen Erziehung Gefahr Taufe, oder 
daß der Mündel wenigftend durch eine andere Erziehungsart, 
wie 3. DB. bey einem accreditirten Erziehungsinftitute, eine feinem 
Stande angemeffenere Ausbildung erhält, Taffen eine Ausnahme 
rechtfertigen. Indeſſen verfteht es fich wohl von felbft, daß es 
in einem folhem Falle dem Vormunde Feineswegs auftehe, aus 
eigener Macht das Kind der mütterlichen Erziehung zu entziehen, 
ſondern, daß er gehalten ſey, jene Umſtände, welche eine Ab— 
weichung von der Vorſchrift dieſes ſ. nothwendig machen, dem 
Gerichte zur Beurtheilung vorzulegen und deſſen Entſcheidung 
abzuwarten. — Dad vormundfchaftliche Gericht kann, wenn der 
Auffehub dem Wohle des Kindes nachtheilig zu werden droht 
feiner Entfchliegung, welche e3 bey dem Obergerichte zu recht: 
fertigen wiffen wird, ohne weiters, auch des angemeldeten Ne: 
curſes ungeachtet, in Bollziehung fegen. 

2) Kann dad Kind der mütterlichen Erziehung, aus was 
immer für einem Grunde, nicht anvertraut werden, fo hat der 
Vormund, wenn er es felbft erziehen will, hierauf den vorzüg- 
lichften Anfpruch, und er hat nicht nöthig, die vormundfchaftliche 
Bewilligung einzuhohlen, weil er auf diefe Weife feinen Pflichten 
in der Erziehung unlaugbar am beften nachkommen Fann. Je— 
doch kann ihm diefe Uebernahme nicht aufgebürdet werden. Nach 
dem Bormunde find die nächiten Anverwandten, oder folche Per: 
fonen, in melche die Xeltern ein befonderes Zutrauen zu feßen 
Schienen, zur Aufnahme des Minderfährigen geeignet; dann fol- 
gen dffentlihe und bewährte Privat - Erziehungshäufer. Der 
Dormund handelt vorfichtig, wenn er zu dem einen oder anderen 
die obervormundfchaftliche Bewilligung einhohlet; glaubt er aber 
feine hierüber getroffene Wahl hinlänglich rechtfertigen zu können 
fo hat er doch wenigftend in der Folge diefelbe dem Gerichte 
anzuzeigen, 
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Beftimmung ber Quantität und der Quellen der Erziehungstoften. 


Die Unterhaltungsfoften beftimmt das vormund- 
Thaftlihe Gericht, und nimmt bey der Beftim- 
mung auf die Anordnung des Vaters, auf das 
Gutachten des Vormundes, auf das Vermögen, 
auf den Stand und auf andere Berhältniffe des 
Minderjahrigen Rückſicht. 

4) Die Erhaltung und Erziehung des Minderjährigen er: - 
fordern einen Aufwand, der der Negel nach aus den fahrlichen 
Ginkünften des Minderjähtiaen zu beftreiten iſt. Es fpringt vor 
allem in die Begriffe, daß. bey Beftimmung des zu machenden 
Aufwandes auf dad Vermögen des Minderjährigen Rückſicht ges 
nommen werden müſſe; die Summe der Einkünfte ift fohin der 
Negel nach die nothwendige unüberfchreitbare Gränze des zu ma: 
chenden Aufwandes. Aber auch in dem Falle, als die Einkünfte 
hinreichen, um fich in dem zu machenden Aufwande Eeine engen 
Gränzen ftecfen zu dürfen, fo ift zwar zum Grundſatze zu neh— 
men, dag die äußeren Güter nur Mittel zu unferer Wohlfahrt, 
nicht Zweck felbft feyen; ed darf aber dabey nicht überfehen wer— 
den, doß eine üppige und verfchwenderifche Anwendung derfelben 
veranlaffen Fünne, daß man dann, wenn nothwendige und nütz⸗ 
liche Ausgaben vorfallen, in Verlegenheit gefetzt ſey, dieſelben 
zu beſtreiten, und daß eine folche Vermoͤgensanwendung die Rus 
gend felbft an Verfchwendung gewöhnen, den Hang zu finnlichen 
Begierden früh aufreigen, und den Keim zu vielfältigen, erkün— 
ſtelten Bedürfniffen legen könne. 

2) Die Beſtimmung, welcher Aufwand zur Erziehung des 
Mündels gemacht werden fol, hängt von dem vormundfchaftli— 
Ken Gerichte ab. — Bey diefer ift vorzüglich auf des Waters 
eigene Anordnung, befonderd, wenn dad Vermögen von ihm 
felbſt herſtammt, zu fehen; hat aber derfelbe in der Ausmaß 
de3 Aufwandes zu frengebig gehandelt, oder ift er dabey zu karg 
verfahren, oder haben ſich etwa ſeit der Zeit, als der Vater dieſe 
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Knordnung traf, die Preife der Bedürfniffe fo bedeutend geän— 
dert, daß felbe mit dem zu machenden Aufwande nicht mehr im 
BVerhältniffe ftehen: fo ift dad Gericht, aus obigen Rückſichten, 
Feineswegd mehr an die Anordnung des Vaters gebunden, und 
auch der Vormund iſt verpflichtet, bey folchen obwaltenden Ver: 
haltniffen, die Abweichung von dem Gerichte zu begehren. — 
VUebrigens hängt ed auch von dem Gerichte ab, ob daöfelbe dem 
Vormunde Über den gemachten Aufwand zur Erziehung des Mün— 
dels eine ordentliche Rechnung legen laffe, oder es vorziehe, 
demſelben, im Vertrauen auf feine Rechtlichkeit, eine gewiſſe fährs 
liche Summe ohne Verrechnung anzumeifen. Dieſes Letztere 
dürfte der Negel nach vorzuziehen feyn, da es die vormundſchaft— 
liche Verwaltung ſehr erleichtert, und gegen eine unredliche Ge: 
finnung des Vormundes dad Gericht felbft durch eine genaue 
Rechnung nicht hinreichend geſchützt ift, indem es nicht möglich 
ift, daß ihn das vormundfchaftliche Gericht dabey genau con: 
trollire. 


d. 220, 


Denn die Einkünfte zur Beftreitung diefer Koſten, 
oder zur Beftreitung eines Aufwandes, wodurd) 
der Minderjährige in einen fortdauernden Nah: 
rungsſtand verſetzt werden foll, nicht zureichen, 
jo darf, mit Genehmhaltung des Gerichtes, auch 
das Hauptvermögen angegriffen werden, 


4) Wir haben oben gehörf, daß der für die Minderjährigen zu 
machende Aufwand der Regel nach au den Ginfünften ihres Ber: 
mögens zu nehmen fey; nun Fatın e5 fich aber ereignen, daß diefe 
Ginfünfte überhaupt nicht hinreichend feyen, den höchft nothwendig 
für den Minderjährigen zu machenden Aufwand zu deden, oder daß 
einzelne Fälle eintreten, in welchen ein Aufwand gemacht werden 
fol, zu deffen Beftteitung die Einkünfte nicht auslangen. Im er: 
fteren Falle hat ohne Zweifel der Vormund früher den Verfuch zu 
machen, ob er den Abgang der Einkünfte nicht auf eine andere Art, 
3 B. durch Bewirfung der Unterſtützung von den nächften Ans 
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verwandten, deden könne; ift diefes nicht möglich, fo hat er bey 
dem vormundfchaftlichen Gerichte um die Bewilligung einzufchreis 
ten, auch dad Kapital theilweife hierzu verwenden zu dürfen, 
Das Gericht hat die Wahrheit der Angaben des Vormundes zu 
prüfen, und findet es die Umftände fo, wie vorn angeführt wor— 
den, fo Fann es ihm die Genchmigung, aud) dad Hauptvermögen 
angreifen zu dürfen, nicht verfagen. 

2) Diefes Hauptvermögen darf auch in dem Falle angegrif- 
fen werden, wenn durch den zu machenden Aufwand der Min— 
derfährige in einen fortdauernden Nahrungsftand verfegt wird, 
welcher Sal öfterd bey Standedveränderungen, durch Heirath, 
Antritt eines Amtes oder Erwerbes ıc., eintritt. Hier gefchieht 
eigentlich nur eine Ummandelung des Geldfapitald in ein Indus 
ftriefapital, und die Einkünfte werden dadurdy nicht vermindert, 
fondern vielmehr, wenigftens dem Iwede nach, vermehret. Tritt 
daher ein folcher Sal ein, fo hat der Vormund denfelben dem 
vormundfchaftlichen Gerichte zur Kenntniß zu bringen, die Sum⸗ 
me, welche zur Beftreitung eines ſolchen Aufwandes nöthig ift, 
mit möglichfter Rechnungsrichkigfeit demfelben anzuzeigen, den 
Nutzen und Vortheil, welcher aus der Beftreitung diefed Auf— 
wandes hervorgehen foll, gründlich Darzuftellen, auch allenfalls 
die Mittel in Borfchlag zu bringen, wie diefer zu erhebende Theil 
des Hauptvermdgens durch Grfparungen wieder ergänzet werden 
könne. Iſt der Minderjährige nicht mehr fern zu feiner. Groß: 
jährigkeit, und befigt er ſchon einige Beurtheilungsfraft, fo iſt 
es väthlich, daß der Vormund auch feine eigene Meinung darz 
über anhöre, um in der Folge entfiehen könnende Vorwürfe zu 
befeitigen. 

d. 221, 


Sn dem Falle, daß die Waifen ganz mittellos find, 
joll das vormundfchaftliche Gericht die bemittel— 
ten nächften Verwandten zu deren Verpflegung, 
dafern fie, nach dem 6. 143, hierzu nicht ohnehin 
rechtlich verbunden find, zu bewegen fuchen, Au— 
Kerdem hat der Vormund auf öffentliche milde 


[$. 221.] | 353 


Stiftungen und bejtebende Armenanftalten fo 
lange einen gerechten Anſpruch, bis der Minder- 
jährige im Stande ift, ſich durch eigene Arbeit 
und Verwendung felbft zu ernähren, 


4) Die nächften Unverwandten aber, welche zur Verpfle— 
sung dürftiger Waifen techtlic) verpflichtet find, find: die Mutter, 
die vaterlihen und dann die mütterlichen Großältern. Es fragt 
fih: ob in dem Falle, ald diejenigen, welche zur Verpflegung 
gefeglic) verbunden find, diefelbe verweigern ſollten, durch den 
Vormund im ordentlichen Rechtöwege darum belangt werden fol- 
len, oder ob, ohne Öeftaftung eines fürmlichen Rechtszuges, das 
vormundfchaftlihe Gericht den Verpflegsbetrag beftimmen, und 
diefe Verwandten zur Abreichung deöfelben zwingen könne? — Ich 
Hlaube, daß hier, nach Analogie des $. 142, der Rechtsweg nicht 
zuläffig fey, fondern das vormundfchaftliche Gericht trachten folle, 
die Sache in Güte auszugleichen, und wenn dieſes nicht thunlich 
it, nach amtlicher Erforfhung der Vermögensverhältniffe von 
Amtöwegen den Betrag zu beftimmen habe, welcher zur Ver: 
pflegung des Minderjährigen zu verwenden ift. 

2) ©ind aber Feine folchen Anverwandten, welche zur Ver: 
pflegung des Minderfährigen reibtlich verpflichtet wären, vorhan— 
den, fo muß dad vormundfchaftliche Gericht durch Borftellungen 
von der DBilligkeit und der moralifchen Verpflichtung die außer 
diefen vorhandenen nächſten Unverwandten zu bewegen fuchen, 
daß fie die Verpflegung ded Minderjährigen übernehmen. Außer: 
dem bezeichnet hier dad Gefeg mehrere Quellen, aud welchen die 
Derforgung des Minderjährigen hergehohlt werden kann. Mebft 
diefen vom Geſetze ſelbſt angedeuteten Quellen gibt Here Hof: 
rath v. Zeiller noch folgende Mittel an: Das Gericht ift nahme 
lich bedacht, eine ſolche Vormundſchaft auf einen vermögenden, 
menfchenfreundlichen Bürger zu Übertragen; oder der Vormund 
bemühet fich, Pflegeältern für die mittellofen Waifen aufzufinden ; 
oder er macht dem Gerichte den gegründeten Vorfchlag, daß die 
Waiſen, welche auf dem von den Xeltern angelegten Wege nad) 


veränderten Umftänden fchwerlich fortkommen würden, einem an: 
Nippel's Commentar I. Th. 23 
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deren, früher verforgenden Stande zu widmen feyen. Daß übri— 

gend, wie der Here Commentator am Ende viefed $. noch bes 
merkt, bey einer folchen Entfcheidung nicht bloß auf eine fchnelle, 
zeitliche Abhülfe, fondern vielmehr, nach forgfaltiger Prüfung der 

Umftände, auf dad wahre, dauerhafte Wohl ded Mündels Rück— 

ficht genommen werden müffe, bedarf Eeiner näheren Erörterung 
und Begründung. 
db. 222, 9— 

Beſondere Pflichten der Vormundſchaft: b) In Rückſicht der Vermögens— 

verwaltung. Erforſchung und Sicherſtellung des Vermögens. 

Die dem vormundſchaftlichen Gerichte über das 
Vermögen des Waiſen anvertraute Obſorge for— 
dert, daß es zuerſt desſelben Vermögen zu erfor— 
ſchen und es durch Sperre, Inventur und Schä⸗— 
tzung ſicher zu ſtellen ſuche. 

Die zweyte Hauptpflicht der Vormundſchaft nächſt der er— 
ſten, für die Perſon des Minderjährigen Sorge zu tragen ($. 216 
— 221), hat das Vermögen zum Öegenftande. In Unfehung deſ— 
fen ift ed vor allem Pflicht derfelben, fich zuerft von dem urſprüng— 
lihen Stande des Vermögens des Waifen zu überzeugen, und 
zu forgen, daß, fobald der Fall einer Vormundfchaft entftehet, 
dad vorhandene Vermögen vor jeder Verfchleppung oder anderen 
widrigen Zufällen gefchügt werde, Diefe Zwecke werden durch die 
gerichtliche Inventur und Schägung ded Vermögens erreichet. 

0. 293, 


Durd die Sperre und Inventur. 

Durch die gerichtliche Sperre werden nur dann, 
wenn es zur ©icherftellung nothwendig ift, die 
Geräthichaften in Verwahrung genommen; die 
Inventur aber, das ift ein genaues Verzeichniß 
des fümmtlichen, dem Waiſen gehörigen Vermö— 
gend, muß ſtets, felbit ohne Rückſicht auf das 
Verboth Des Vaters. oder eines anderen Erb: 
laffers, errichtet werden, 
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4) Unter der gerichtlichen Sperre wird jene Handlung ver: 
ftanden, wodurch dad Gericht bewegliche Güter außer dem Ge— 
richtöhaufe unter feine Obforge ftellt. Sie ift zweyfach, die Qus . 
riödictiond= Sperre und die enge Sperre. Die erftere gefchieht 
Vediglich durch Aufdrückung des gerichtlichen Siegels auf irgend 
einen Theil der Guter, zur öffentlichen Warnung, hievon feinen 
eigenmächtigen Gebrauch zu machen. Würde Jemand es unter= 
nehmen, diefes gerichtliche Siegel in der Abficht, um dadurch 
feine Geringſchätzung gegen gerichtliche Verfügungen anzuzeigen, 
hinweg zu nehmen, fo würde er fich dadurch des Verbrechens 
der öffentlichen Gewaltthätigkeit fchuldig machen, und in fo ferne 
feine Abfiht auf etwas hinginge, wa3 an und für fich fehon ein 
Berbrechen wäre, fo würde er fich nebftbey noch befonders ent= 
weder eines wirklichen Verbrechens, oder des Verſuches eines 
Verbrechens fchuldig machen '). 

Diefer Fall der Sperre Fann wohl. dort, wo eine eigent: 
lihe Bormundfchaft, und feine bloße Curatel beftehet, nicht leicht 
anderd, als durch den Tod des Haudvaters entftehen; denn außer 
einem folchen Zodeöfalfe Fann dem Minderjährigen nur ein Ver— 
mögen durch Geſchenke zufallen, in welchem Falle eine folche 
Sperre um fo weniger nothiwendig erfcheinet, ald da ohnehin nur 
von beftimmten Sachen eine Nede ift, und es wohl unter die 
ungemwöhnlichften Ereigniffe gehöret, wenn einem das ganze Ver: 
mögen, oder ein in Bezug auf da3 ganze Vermögen beftimmter 
Theil gefchenft wird. 

Iſt Niemand Vertrauter da, welcher fich um dad Vermb— 
gen annimmt, oder waltet andere Gefährde ob, fo muß die 
enge Sperre angelegt werden. Bey derfelben wird dad gefamme 
te Vermögen, in fo weit ed feiner Natur nach eine Sperre lei— 
det, in ein, oder, nach Belchaffenheit der Umftände, mehrere 
Zimmer von allen Seiten wohl verfchloffen, und die Thüren, 
die einen Zugang zu diefen Zimmern haben, mittelft Aufdrückung 
des Siegeld fo verwahret, dag Niemand, ohne das Siegel abs 
zubrechen, hinein kommen könne; es ift in ſolchen Fällen vor— 

— 


1) Hofdecret vom 17. Juny 1822, 
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fichtig zu Werke zu gehen, damit Eein offener oder verborgener 
Eingang überfehen werde. Die Sperre ift unverzüglich, und der 
Regel nad) noch am nähmlichen Tage, an welchem der Erblaffer 
geftorben it, vorzunehmen '). 

Zur Vornahme der Sperre und Unterfuchung des in dem 
Gerichtöorte befindlichen Vermögens find von dem Vorſteher 
der Stelle fogleich zwey vertraute Gerichtöperfonen zu benennen ; 
wäre aber diefe Sperre und Unterfuchung ded Vermögens außer 
dern Gerichtöorfe vorzunehmen, fo hängt ed von dem Oberhaupte 
der Stelle ab, allenfalls hiezu Gerichtöperfonen zu benennen, 
oder einen benachbarten Magiftrat, eine nahe gelegene Herrfchaft 
oder den Beamten derfelben, allenfall® Gerichtömann, durch or— 
dentliche Erfuchfchreiben oder Befehle zu delegiren. 

2) Iſt auf diefe Art und Weife dad Vermögen des Min: 
derjährigen,, wenigftens für die erftere Zeit, vor einer Verluſtes— 
gefahr ficher geftellt worden, fo hat dad vormundfchaftliche Ge— 
richt dann auch ungeſäumt die Inventur und Schägung deöfelben 
vornehmen zu laffen. Die Anventur befteht in einer genauen 
Befchreibung ded fämmtlichen, den Waiſen angehörigen Vermö— 
gend, Sie ift von den abgeordneten Gerichtöcommiffären mit 
aller möglichen Verläßlichkeit zu verfaffen, und darum alles, was 
zum Vermögen gehört, deutlich anzumerken, nähmlich: alle lie— 
gende und fahrende Güter; alle dem Minderjährigen wider An: 
dere zuftehende Anfprüche und Forderungen; alle bid dahin in 
Erfahrung gebrachte Schulden und Haftungen, fie mögen verſi— 
chert oder unverfichert, verbrieft oder unverbrieft feyn; wie auch 
alle fremde Sachen, welche fich unter diefem Vermögen befinden, 
nebft allen Urkunden, Nechnungen, QDuittungen und anderen 
Schriften, fo von einigem Nugen feyn Fünnen. Bey den Fahr: 
niffen ift ihre Geftalt, Gattung, Gewicht, Zahl’ und Maß ges 
treu beyzurlicken. Bey den, unter dem Vermögen vorgefundenen 
fremden Sachen muß bemerkt werden, aus welcher Urfache die 
felben fich dafelbft befinden. — Die zur Vornehmung der Inven- 
tur Abgeordneten follen fich dabey mit allem Zleige, Aufmerk— 


a) ff. 25, 27, 28 und 31 der Inſtruction für die Zuftizfiellen, 
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ſamkeit und Nedlichkeit betragen, die Inventur nicht durch längere 

Zeit, ald nöthig ift, verzögern, und nicht, was zu dem Ber: 

mögen gehört, unter was immer für einem Vorwande, gefliffent: 

lich auslaffen. Insbefondere follen fie fich aber alles Cigennußes 
enthalten, und bey ſchwerer Verantwortung und unausbleiblicher _ 

Strafe fich nicht unterftehen, auch dad Geringfte aus der Ber: 

laffenfchaft fich zuzueignen, felbft, wenn es gegen Bezahlung des 

geihägten Werthes, oder gegen fonftige Vergütung genommen 
werden follte. 

Iſt ſchon ein Vormund ernannt, fo ſoll derfelbe zur Er: 
richtung des Inventariums vorgerufen, doc wegen deffen Aus: 
bleiben die Errichtung nicht gehemmt werden. Auch follen ftets 
zwey vertraute Haudgenoffen oder Männer der Nachbarfchaft zu: 
gezogen werden. Sobald da5 Anventarium auf diefe Art und 
Weiſe zu Stande gebracht ift, Toll ed von dem Gerichtsabgeord— 
neten, den Zeugen, und, im Falle ald auch die Schätzung fos 
gleich vorgenommen worden ift, den zugezogenen Werkverſtän— 
digen unterfertiget und mit einem Eurzen Einbegleitungsberichte 
in dad Einreichungsprofocoll gegeben werden '). 

b. 224. 

Dann durch die Schägung des Vermögens, entweder unmittelbar yon dem 

vormundfchaftliden Gerichte, — 

Das Verzeichniß des Vermögens und die Schätzung 
der beweglichen Sachen müſſen ohne Zeitverluſt, 
allenfalls auch vor Beſtellung eines Vormundes, 
vorgenommen werden. Das Inventarium wird 
bey den Verlaſſenſchaftsacten aufbewahrt, und 
dem Vormunde eine beglaubigte Abfchrift davon 
mitgetheilet. Die Schäßung des unbeweglichen 
Vermögens muß, fobald es thunlich ift, vorge- 
nommen werden; fie kann aber auch), wenn der 
Werth fih aus andern zuverläffigen Quellen 

darftellet, ganz unterbleiben. 


4) Anftrustion (6. 35 — 3% 
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4) Mit diefer Befchreibung ded Vermögens ift auch zugleich 
die Schägung der beweglichen Sachen zu verbinden. Es iſt we— 
der zu dem einen, noch zu dem andern nöthig , die Beftellung 
des Vormundes abzuwarten. Die Schäßung ift von den zu dies 
fem Behufe eigens beeideten Werfverftändigen vorzunehmen; und 
in fo fern dergleichen in dem ©erichtöorte nicht exiſtiren, find 
die dazu beygezogenen Sachverftändigen eigens in Eid und Prlicht 
zu nehmen. Diefe Schäßung ift zwar überhaupt genau und ges 
wiffenhaft zu pflegen, aber diefes um fo mehr in dem Salle, 
wenn ed fih um Ausmittelung des Pflichttheiles handelt, oder 
wenn Cinem oder dem Andern, vermöge der Anordnung deöfeniz 
gen, von dem dad Vermögen herrühret, die Anfichbringung der 
einzelnen Vermögensgegenſtände gegen Vergütung des Schä— 
Bungöpreifes geftattet if. 

2) Die Schägung ded unbeweglichen Vermögens dagegen be: 
darf oft mehrere Vorbereitung, und kann zuweilen ohne beträchtlis 
chen Aufwand nicht immer fogleich gefchehen. Daher Eann fie auf 
eine gelegene Zeit verfihoben bleiben, nur ift auch hier nicht unnö— 
thiger Weife damit zu zögern; ja, fie kann felbft in manchen Fallen 
gänzlich unterbleiben, wenn nähmlich der wahre Werth des unbe: 
weglichen Vermögens aus andern zuverläßlichen Quellen, z. B. 
aus den dffentlichen Büchern, aus Rechnungen, oder aus andern 
bereitö vorliegenden früheren Schägungen zc. fich entnehmen läßt. 


NEN 

oder vermittelft der Realbehörde. 

‚Liegt ein unbewegliched Gut des Minderjährigen 
in einer andern Provinz, oder gar in einem 
fremden Staate; fo muß die vormundfchaftliche 
Behörde den ordentlichen Gerichtsſtand der an— 
dern Provinz oder des fremden Staates um die 
Snventur und Schäßung und um die Mittheilung 
derfelben angehen, dieſem Gerichtöftande aber 
die Beftellung eines Gurators über diefes Gut 
überlaffen, 
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b. 226, 

Liegt das unbewegliche Gut in der nahmlichen Pros 
vinz, aber unter einer andern Behörde, fo ges 
bühren zwar diefer alle auf das Gut ſich bezie- 
hende Rechte, folglihd auch die Snventur und 
Schätzung; allein fie muß der vormundfchaftlichen 
Behörde auf Verlangen nicht nur eine Abfehrift 
davon mittheilen, fondern auch dem Vormunde 
die freye Verwaltung des Gutes überlaffen, oh— 
ne fi über feine vormundfchaftlichen Handlun— 
gen einer Art von Gerichtöbarkeit anzumaben, 


b. 227, 
Wohin das bewegliche Vermögen gehöre. 


Diejenigen Mobilien, welche fih auf einem unbe: 
weglichen Gute befinden, um beftändig auf dem: 
felben zu bleiben, find als ein Theil diefes Gu— 
tes anzufehen; alle übrigen Mobilien, auch Schuld> 
briefe, und felbft die auf einem unbeweglichen 
Gute haftenden Gapitalien, gehören unter die 
vormundfchaftliche Gerichtöbarkeit, 


4) Ordentlicher Weife wird die Befchreibung und Schätzung 
fowohl des beweglichen ald unbeweglichen Vermögens don dem 
vormundfchaftlichen Gerichte felbft vorgenommen, weil. da3 Wai— 
fenverimögen ſich zu öftern Mahlen in dem Bezirke diefes Ge— 
richtes befindet. 

2) Befindet fich ein Theil des Waifenvermögend außer dent 
Bezirke der VBormundfchafts =: Behörde, fo ift zu unterfcheiden, 
ob dasfelde in unbeweglichen oder beweglichen Sachen beſtehe. 
Unbewegkiche Güter gehören unter die Gerichtöbarfeit jener 
Obrigkeit, in deren Gerichtöbezirfe fie Tiegen, und es ift alſo 
immer von derfelben die Anventur und Schägung vorzunehmen. — 
In einer anderen Beziehung ift aber doch auch Hier zu unterfcheis 


I 
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den, ob ſich das unbewegliche Gut noch in der nähmlichen Pro: 
vinz, wo dad vormundfchaftlihe Gericht feinen Sit hat, oder 
in einer andern, vielleicht gar in einem fremden Staate be: 
findet. — Im letzteren Falle wird fogar von dem Gerichte, uns 
ter welches das unbewegliche Gut gehört, ein eigener Gurator 
aufgeftellt, damit er e5 näher beobachte und nach der befonderen 
Landesverfaffung verwalte, worüber er auch der dortigen Behörde 
Nechenfchaft zu geben hat. — Indeſſen kann doc) die Cucatel 
von diefer Behörde auch dem Vormunde, der etwa fene Pro— 
vinz dfterd bereifet, und Kenntniß der Landesverfaffung befißt, 
oder verfraute, verftändige Wirthfchaftsbeamte aufitellt, überlaffen 
werden. In welcher Verbindung diefe uratelverwaltung mit 
der bormundfchaftlichen ftehe, wird J. 240, vorkommen. 

3) Beſteht dagegen dad Vermögen in beweglihen Ca: 
chen, fo hat die Vormundfchaftsbehörde nach der Nechtöregel 
mobilia sequuntur personam über felbe, fie mögen ſich wo immer 
befinden, die Gerichtöbarkeit audzuuben; jedoch wird felbe in dem 
Falle, ald die Sachen von dem. vormundfchaftlichen Gerichte ent: 
fernt find, dad Gericht, in deffen Bezirk fie fich befinden, erſu— 
chen, die Inventur und Schägung im Nahmen des vormund: 
f'haftlichen Gerichtes vorzunehmen. Unter die beweglichen Sa— 
chen aber gehören nicht nur alle Mobilien, fondern auch Schuld» 
briefe, und felbft die auf einem unbeweglichen Gute haftenden 
Gapitalien, fo wie alle jene Nechte, welche mit Eeiner unbe: 
weglichen Sache in Verbindung ftehen, oder durch die Landes: 
verfaffung ald unbewegliche Sachen erklärt find (F. 298). 

Bon diefer Vorfchrift ift nur der Fall auögenommen, wenn 
in dem Auslande, wo ein Capital der Minderfährigen anliegt, 
hierüber befondere Gefege und Verfaſſungen beftehen follten, ge: 
mäß deren über das dortländige Capital und deffen Zinseinhebung 
eine befondere Bormundfchaft beftellt wäre '). Dagegen werden 
jene Mobilien, welche fi) auf einem unbeweglichen Gute befinden, 
um beftändig auf demfelben zu bleiben, als ein Theil diefes Gutes 
angefehen, und daher zu dem unbeweglichen Vermögen gerechnet. 


3) Hofdecret vom 11. November 1791. 
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0. 228, 
Allgemeine Vorſchrift in Rüdfiht auf die Vermögensverwaltung. 


Sobald ein Vormund oder Eurator das Bermögen 

- übernimmt, bat er es mit aller Aufmerkfamkeit 
eines redlichen und fleißigen Hausvaters zu ver— 
walten, und für fein Verſchulden zu haften. 


4) Gewöhnlich nimmt die Verwaltung des Vermögens erft 
nach der Befchreibung und Schägung deöfelben ihren Anfang. 
Dem Vormunde (und eben fo dem bloßen Curator des Vermo— 
gens) wird die allgemeine Vorfchrift gegeben, daß er es als ein 
vedlicher und fleifiger Hausvater beforgen fol. Redlich 
handelt der VBormund, wenn er allen, feinem Mündel aus deſſen 
Bermögen zufallenden Gewinn auch richtig für denfelben verwen: 
det, und fleißig verwaltet er dad Vermögen, wenn er alle mög— 
liche Sorgfalt anwendet, dadfelbe vor Schaden zu bewahren, 
und, fo viel ald möglich, fruchtbringend zu machen. Der Pflicht 
der Nedlichfeit Handelt er entgegen, wenn er abfichtlic den Pfle— 
gebefohlnen fchadet, um fich allenfalls dadurch Augen zu vers 
ſchaffen, oder ein anderes unerlaubtes Intereſſe zu befriedigen, 
oder aber, ohne gerade dem Minderjährigen zu fchaden, nicht 
allen aus deffen Vermögen entftehenden Gewinn ihm zufließen 
macht, 3. B. wenn er einen Theil des Vermögens des Mlinder- 
jährigen auf Geld = oder Getreide: Sperulation verwendete, aus 
diefen einen Gewinn von 20 bis 30 Procenten ziehen, dem Min: 
derjährigen aber nicht mehr ald die 3 procentigen Antereffen ver: 
rechnen würde. Zwar ift der Vormund überhaupt nicht- berech- 
tiget, dad Vermögen des Minderjährigen auf diefe Art und Weiſe 
feuchtbringend zu machen; hat er es aber doc) gethan, fo ift er 
verpflichtet, den dadurch erzielten Gewinn feinem Mündel zu: 
Eommen zu machen. Weberhaupt handelt ein Vormund unredlich, 
wenn er durch feine VBormundfchaft auf Wegen, die von dem 
Geſetzgeber nicht gebilliget find, einen Vortheil zu erwerben fucht. 
Gegen die Pflichten eines fleißigen Hausvaters verfehlt fich aber 
der Bormund, wenn er die gefeglicy vorgezeichneten, oder die 
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fi) aus der Natur der Sache aufdringenden Vorfichtömaßregeln 
zur Erhaltung ded Vermögens des Minderjährigen vernachläffiget, 
und aus deffen Vermögen den Gewinn nicht ziehet, den er, 
unter Beobachtung der gefeglichen Vorfchriften und mit Benützung 
der ſich darbiethenden Gelegenheiten, ziehen könnte. 

2) Den Schaden, den der Vormund, ſowohl in der einen, 
als in der andern Rückſicht, angerichtet hat, iſt er zu erſetzen 
verpflichtet, und iſt hier nach den Grundſätzen, welche dad bür— 
gerliche Gefegbuch in Anfehung der Entfehädigung aufftellet, zu 
unterfcheiden, ob der Schaden aud böfem Vorſatze, oder einer 
auffallenden Sorglofigkeit, welche oft nur zum Vorwande der 
erfteren dienet, zugefügt worden ift. In diefem Kalle muß von 
dem Bormunde nicht nur der wirkliche Schade, d. i. jener 
Nachtheil, welcher dem Vermögen des Minderjährigen zugehet 
($. 1293), fondern auch der Entgang ded Gewinne, welcher 
dem Minderjährigen zugefloffen feyn würde, wenn der Vormund 
feine Pflicht erfüllt hatte, erfegt werden ($. 1324 und 1131). 
In fo fern der Vormund durd) feine Handlung fogar ein Ver— 
brechen, oder eine ſchwere Polizeyübertretung begangen hätte, 
müßte er dießfalls nach den hierüber beftehenden Strafgefeßen 
behandelt werden, und wäre insbefondere noch zum Erfaße deö 
anßerordentlichen Werthes der befondern Vorliebe zu verhalten 
($- 1331), 3. B. wenn er ein dem Minderjährigen befonders 
werthes Andenken widerrechtlich veräußert, und den eingeganges 
nen Betrag ſich zugeeignet hätte. 

Eine auffallende Sorglofigfeit fallt dem VBormunde dann 
zur Laft, wenn er ein Berfehen beging, welches bey den gemein 
fien Rabigkeiten ohne Anftrengung der Aufmerkfamkeit vermieden 
werden Eonntez und auch eine folche verpflichtet den Bormund 
zum Grfage des dem Mündel dadurch entgangenen Gewinnes, 
aber nicht auch zur Vergütung des Werthed der befondern Vor: 
liebe, außer er hätte durch feräflichen Leichtfinn eine Handlung 
unternommen, welde in dem 2. Theile des Strafgeſetzes zur 
Grhaltung der Sicherheit des Gigenthumd verbothen, oder eine 
Handlung unterlaffen, welche in dem erwahnten Gefesbuche zum 
angedeuteten Zwecke anbefohlen worden ift, da das Geſetz eine 
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auffalfende Sorgloſigkeit, welche durch dad Strafgefeg verpdnt ift, 
dem böfen Vorſatze in Anfehung des Schadenerfages ganz gleich⸗ 
ſtellet. 

Bey allen übrigen, aus dem Verſchulden des Vormundes 
entftandenen Befchädigungen, kann derfelbe nur zum Erſatze des 
wirklichen Schadens, den der Minderjährige * bat, verhal—⸗ 
ten werden. 

3) Bey Beurtheilung, ob dem SEIN eine auffallende 
Sorglofigkeit, oder nur ein gemeines Verſehen zur Laft falle, 
müjjen alle dabey obwaltenden Umftände genau vor Augen ge: 
halten werden. Der Regel nad) Fann von einem VBormunde nur 
jener Grad de3 Fleißes und der Aufmerkfamkeit verlangt werden, 
welcher bey gewöhnlichen Fähigkeiten angewendet werden Fann. 
Gr ift aber, wie Herr Hofrath w. Zeiller in feinem Commentar 
bemerkt, ftrenger zu beurtheilen, wenn ihm die VBormundfchaft 
wegen der befondern Kunjt= oder Gewerbd =: Kenntniffe, wozu er 
fich öffentlich befennet, anvertrauet wurde; wenn er Gefchäfte, 
die eine befondere Sachkenntniß vorausfegen, eigenmächtig unter: 
nommen; oder wenn er fich zur Meberfommung der Vormund— 
fchaft vorgedrungen hat. (Vergl. $. 1298.) 

4) Daß der Bormund für einen zufälligen Schaden nicht 
verantwortlich fey, liegt theils in den Worten des H., theild in 
der Vorſchrift des J. 1311. 

Hat er aber den Zufall durch ein Verſchulden veranlaßt; 
hat er ein Gefeß, dad den zufälligen Befchädigungen vorzubeugen 
fucht, übertreten, oder fich ohne Noth ein Gefchäft angemaßt, 
da5 er für fich allein, und ohne höhere Genehmigung nicht Hätte 
unternehmen follen: fo haftet er für allen Nachtheil, welcher 
außer diefem nicht erfolgt wäre ($. 4314). Denn in allen dies 
fen Fällen liegt die Zufügung ded Schadens nicht allein in dem 
Zufalle, fondern immer auch in einem Verſchulden des Vormundes. 

5) Berwalten mehrere Bormünder dad Vermögen des Min— 
derfährigen gemeinfchaftlich, oder theilen fie die Verwaltung ohne 
Genehmhaltung des Gerichtes, fo haftet jeder Ginzelne für den 
ganzen, dem Minderjährigen erwachfenen Schaden ($. 210); es 
verfteht fih indeffen von feldft, daß diefe Haftung nur in fo 
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weit gehen Eonne, als überhaupt für den einen oder andern Vor⸗ 
mund eine Erſatzpflichtigkeit entſtände; denn für den reinen Zu— 
fall haften auch in dieſem Falle dieſe mehreren Vormünder nicht. 
— Sind aber die Geſchäfte von dem Erblaſſer ſelbſt, oder dem 
Gerichte getheilet worden, ſo verantwortet Jeder nur ſeine eigene 
Verwaltung, fo wie ein bloßer Mitvormund oder Ehrenvormund 
nur für die Unterlaffung der ihm obliegenden Aufſicht verant— 
wortlich ift ($. 212 — 214). Uebrigens wird hier noch bemerkt, 
daß die Verbindlichkeit des Erfaßes auf die Erben de5 Vormun— 
des übergehe ($. 1337). 


b. 229. 

Befondere Vorfhriften, in Abficht der unmittelbaren VBermögensverwaltung, 

infonderheit in Rüdficht der Koftbarkeiten. 

Sumelen, andere Koftbarkeiten und die Schuld 
briefe Eommen, fo wie alle wichtige Urkunden, 
in gerichtliche Verwahrung; von den erjlern er— 
halt der Vormund ein WVerzeichniß, von den 
Yeßteren die zu feinem Gebrauche nöthigen Abe 
fchriften, 


1) Das Geſetz nimmt hier an, daß die Veräußerung der 
Koftdarkeiten zum anftändigen Unterhalte des Pflegebefohlenen 
nicht nothwendig ift, und daß fie aus den unten vorkommenden 
Gründen aufbewahret werden follen. 

Nebft dem zur Beftreitung der häuslichen Auslagen nöthigen 
baren Gelde hat der Vormund bey Uebernahme feiner Vormund— 
ſchaft ein Verzeichniß der in gerichtliche Verwahrung genomme— 
nen Qumwelen und anderen Koftbarfeiten, dann die zu feinen 
Gebrauche etwa nöthigen Abfchriften der vorhandenen Schuld: 
(heine und anderen wichtigen Urkunden, welche gleihfalld in 
gerichtliche Verwahrung Fommen, zu erhalten. Wünſchet ein 
Minderjähriger, daß ihm von den vorhandenen Kojtbarkeiten 
einige zum Gebrauche in Händen belaffen werde, wie z. B. 
wenn eine minderjährige Tochter einiges von dem Schmucke ihrer 
verftorbenen Mutter verlangte; fo hat der Bormund den perfon: 
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lichen Charakter des Minderjährigen, ob er nähmlich überhaupt 
die ihm zum Gebrauche überlaffenen Sachen forgfältig bewahre, 
und auf den Umftand zu fehen, ob der Anftans und gute Ton 
ed erwünfchlich darftelle, daß ihm ein oder das andere Stück 
zum Gebrauche übergeben werde, und nad) Maßgabe diefer Um— 
ftande bey dem vormundfchaftlichen Gerichte um die Beybelaffung 
desfelben einzufchreiten, oder nicht. Immerhin ift es in dem 
Sale, als folche Koftbarkeiten dem Pflegebefohlenen zu feinem 
Gebrauche anvertraut werden, Pflicht des Vormundes, eine ge— 
naue Aufſicht darüber zu pflegen, und dafür zu forgen, daß felbe, 
wenn fie außer Gebrauch find, fleißig verwahret werden. 

2) Ale gerichtlich hinterlegten Obligationen werden, zur 
Abwendung aller Bevortheilungen, mit der Anmerkung: Diefe 
Dbligation ift bey dem — — der Zeit depofitirt, 
und mit Aufdrücdung eines befondern AUmtöfiegeld bezeichnet ; und 
im Falle der Erfolglaffung muß die Anmerkung: Diefe Obli: 
gation ift dem N. NR. vondem — — erfolget wor: 
den, nebft abermahliger Aufdrückung des obgefagten Amtsſiegels, 
beugefegt werden )). Dabey ift. zugleich angeordnet, daß die 
Obligationen den Parteyen aus den Depofitenämtern zur Um: 
ſchreibung nicht auszufolgen, fondern derley Umfchreibungen Amtes— 
wegen zu beforgen feyen *). 

b. 230. 

Des baren Geldes. 

Bon barem Gelde foll nur fo viel in den Händen 
des Bormundes verbleiben, als zur Erziehung 
des Waiſen und zum ordentlichen Betriebe der 
Wirthſchaft nöthig iſt; das Uebrige muß vorzüg— 
lich zur Tilgung der etwa vorhandenen Schul— 
den, oder zu einem andern vortheilhaften Ge- 
brauche verwendet, und wenn Fein vortheilhaf: 
terer Gebrauch zu machen ift, auf Zinfen in 


1) Hofdecret von 6. Nov. 1735, und Hofkanzl. Decret vom 26. März 1313: 
2) Hofdecret yom 30. Detober 1794, lit, a, % 
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öffentliche Eafjen oder gegen geſetzmäßige Sicher: 
heit auch bey Privatperfonen angelegt werden, 
Die Sicherheit ift aber nur dann geſetzmäßig, 
wenn durch die Sicherftellung, mit Eintechnung 
der etwa vorgehenden Laften, ein Haus nicht 
über die Hälfte, ein Landgut oder Grundſtück 
aber nicht über zwey Drittheile feines wahren 
Werthes befchwert wird, 

1) Bey dem Antritte der Bormundfchaft ſowohl, ald auch 
in der Folge, wird dem Vormunde von dem vorräthigen baren 
Gelde fo viel in Händen gelaffen, ald zur Erziehung des Wai— 
fen, und zum ordentlichen Betriebe der Wirthfchaft auf eine be= 
ftimmte Zeit, wa5 von der DBeurtheilung des vormundfchaftli= 
chen Gerichte, das dabey auf die Einficht und den guten Auf 
ded Vormundes, und auf fein näheres oder entferntered Inter— 
eife, dad Wohl des Minderjährigen zu beforgen, Rückſicht zu 
nehmen hat, abhängig ift, ald nothwendig ſich darftellt. Ein 
ordentlicher Vormund wird nun über alle diefe häuslichen Aus— 
gaben, welche er von den ihm in Händen gelaffenen Geldern 
zu beftreiten hat, eine ordentliche Auffchreibung führen, theild um 
fih) feiner Zeit über die Verwendung gehörig ausweiſen zu kön— 
nen, theild um daraud abzunehmen, wie hoch fich der für den 
Minderjährigen zu machende Aufwand überhaupt belaufen möchte, 
und ob nicht hier und da eine größere Sparfamkeit einzutreten. 
habe. 

2) Grübriger nach Abzug der dem Vormunde zur Beſtrei— 
tung der häuslichen Ausgaben gegebenen Gelder noch ein bares 
Vermögen, fo hat der Vormund dafür zu forgen, daß dad Ca— 
pital nicht unfruchtbar liegen bleibe, und die Art der Verwen— 
dung dem vormiundfchaftlihen Gerichte bald möglichft in Vor— 
fchlag zu bringen. Hiebey ift befonderd auf die Sicherheit und 
Größe der Nutzung, zugleich aber auch darauf Rückſicht zu neh— 
men, daß die Freyheit der Pflegebefohlenen, bey erreichter Voll⸗ 
jährigkeit mit feinem Vermögen zu fchalten, fo wenig als mög» 
lich eingefchränkt werde. — Der Vormund hat inimer die Bes 
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willigung des vormundfchaftlichen Gerichtes abzuwarten, und fich 
genau nach den Beftimmungen bdeöfelben zu richten. 

3) Vor Allem ift dad Vermögen fehuldenfrey zu machen, denn 
cine größere Sicherheit verfchaffende Benügung des Hauptftammes 
ift nicht gedenfbar. Auch kann dem Pflegebefohlenen fehr daran ge: 
legen ſeyn, dasſelbe nach erreichter Volljährigkeit unbelaftet zu 
übernehmen. — Allein, wenn die Zinfenlaft gering, dad Capital 
durch längere Zeit unauffündbar, und die Barfchaft in der Hand» 
lung, dem Gewerbe oder Wirthfchaftöbetriebe des Waifen fruch tz 
bringender ift, fo verdient die Teßtere Verwendung den Vor: 
zug. Denn der gegenwärtige $. macht es der Bormundfchaft 
Feineswegd zur aus nahmsloſen Pflicht, die erübrigte Barfchaft 
zue Tilgung der Schulden zu verwenden, fondern zeigt durch 
da5 Wort: „oder” deutlich an, daß felbe auch zu einem ande: 
ven vortheilhaften Gebrauche verwendet werden könne. Bey Des 
zahlung der Schulden ift indeffen vor allen auf jene Rückſicht 
zu nehmen, welche bereits fällig und daher ſchon in der Lage 
find, gerichtlich eingetrieben werden zu Eönnen, dann auf jene, 
welche durch Bezahlung der höhern Zinfen dem Minderjährigen 
am laftigften find; ferner bey welchen die meifte Gefahr einer 
Aufkündung obwaltet. Auch hat der Vormund dabey fehr vor 
fichtig zu handeln, daß er nicht illiquide Schulden, bevor diefel- 
ben nicht von der Vormundſchaftsbehörde ald richtig erkannt find, 
hinaus bezahle. 

4) Sind Feine Schulden zu bezahlen, auch Fein anderer 
vortheilhafter Gebrauch von dem vorliegenden baren Gelde zu 
machen, fo ift felbes auf Zinfen in öffentlichen Caffen, oder gegen 
gefegmäßige Sicherheit auch bey Privatperfonen anzulegen. Vor— 
mahls war die Anlegung der Waifencapitalien in öffentlichen 
Fonds zur Pflicht gemacht '). Dieſes wurde aber durch Patent 
vom 22. Februar 1794 Nr. 115, 10. October 1792 Nr. 62, 
Hofdecret vom 5. December 1796 Nr. 327 wieder abgeitellt, 
und hinſichtlich der Waifencapitalien folgende Beftimmungen 
feftgefegt: 


4) Hofdeeret vom 13. May 1787, Ne. 5255 17, Auguſt 1787, Nr. 7095 29, April 
1733, Nr. 1813. 
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a. Die Herrſchaften follen nicht fchuldig feyn, das an ſie bar 


gelangte Waifengut in öffentliche Fonds anzulegen, fondern fol- 
ches kann auch bey Privaten gegen gewöhnliche, und den bes 
ftehenden Gefegen angemeffene Hypothek, d. i. auf die Hälfte 
des Werthes der Käufer, und bid auf zwey Drittheile des 
Werthes der Landguter angelegt werden; jedoch hat die Herr— 
fchaft in foldyen Fallen dem Waifen bey Erfolglaffung feines 
Waiſengutes nur die Obligation und den Satzbrief auszufol- 


gen, und dafür nur fo weit regressorie zu haften, als bey der 


€ 


Ausleihung die gefegmäßige Sicherheit nicht beobachtet worden, 
und der Waife dadurch zu feinem Gapitale, wenn er ed bey 
Derfallzeit eintreiben will, nicht ganz gelangen Eönnte: 


. Der Herrfchaft ift aber auch nicht verbothen, dad Waifengut 


“ 


in öffentlichen Fonds anzulegen, und wenn diefe Unlegung bar 
gefchehen, fo iſt auch die Herrfchaft nichts anderes ſchuldig, 
als dem Waiſen ſeine öffentliche Fondsobligation zur Zeit der 
Erfolglaſſung hinaus zu geben. 

Die Herrſchaft iſt auch befugt, mit den Waiſengeldern öffent-⸗ 
liche Fondsobligationen einzufaufen; in diefem Salle aber muß 
dem Pupillen, mit Ausfolglaffung der öffentlichen Fondsobli— 
gafionen, auc) der zut Zeit des Einfaufes an der Agiotirung 
bezogene Gewinn, und die von diefem fich ergebenen höheren 
Geldbeträgen abfallenden Zinfen berechnet, und der erwirthe 
fchaftete Betrag auch in den MWaifentabellen gleich nach dem 
Ankaufe der vffentlichen Fondsobligation angemerkt werden. 
Es entfteht die Frage: ob ed auch geftattet fey, Actien der 
privilegirten dfterreichifchen Nationalbank einzukaufen, und die 
Waifengelder auf diefe Ark fruchtbringend anzulegen ? — Da die 
Banfactien bloß als von einer privilegirten, unter dem Schuße 
des Staates ftehenden Gefellfchaft ausgefertigte Urkunden zu 
betrachten find, die mit den Staatöfchuldverfchreibungen nicht 
auf einer Linie ftehen, und eben deßwegen felbft von der 
Staatöverwaltung zu Cautiondleiftungen nicht angenommen wer— 
den ), fo folgt, daß diefe Art feuctificirlicher Anlegungs 
wenigftens der Regel nach nicht Platz greifen Fonne. 


4) Hofkanzl. Decret vom 2. November 1820, Zahl z712. 
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Urfprünglicy war zwar den Behörden geftattet, die Verwen— 
dung der Pupillars und Fideicommiß = Capitalien, der Ueberfchüf: 
fe oder der diöponiblen Summen, welche geiftlichen oder weltli— 
chen Corporationen, Stiftungen oder öffentlichen Anftalten und . 
Fonden gehören, zu Actieneinlagen bey der Nationalbank zu bewil: 
ligen‘); allein da nach einer im Jahre 1820 erfloffenen öffentli- 
ben Bekanntmachung bey der Nationalbank Feine Actieneinlagen 
mehr Statt finden, fo kann auch feit diefer Zeit die Anlegung 
der Waifencapitalien durch Ankauf ſolcher Bankactien nicht ges 
rechtfertiget werden. — Die AUnlegung der Waifengelder in die 
dfterreichifche Sparcaffe wurde durch Note des Heren Präfiden- 
ten der oberften Auftizftelle vom 6. Juny 1826 an den Herrn 
Präfidenten des niederöfterreichifcehen Appellationd: Gerichte ald 
prönungswidrig erklärt °). 

5) Daß Waifengelder auch bey Privaten gegen gefehmäßige 
Sicherheit angelegt werden Eönnen, ift bereitö oben bemerkt wor: 
den. Wann die Sicherheit geſetzmäßig fey, ift im Texte dieſes 
$. Elar audgefprochen. Es entfteht hier die Frage: ob bey Herr: 
fchaften, bey welchen, wie weiter unten 9. 265 vorfommen wird, 
der achte Theil des Werthes derfelben zur Bedeckung allenfälli- 
ger Unterthandforderungen gefeglich verpfändet ift, auch diefer achte 
Theil ald eine folche Belaftung anzufehen, und fohin bey Anlegung 
von Pupillarcapitalien in Berücfichtigung Eommen müffe ?— Die 
bejahende Beantwortung diefer Frage fcheint Feinem Zweifel zu un: 
terliegen; denn obgleich in dem Falle, ald Eeine folche Unterthand: 
forderungen eriftiren, der That und Wirkung nach Feine Hypo— 
thef vorhanden ift, welche nur bey dem Vorhandenfeyn von For⸗ 
derungen gedenkbar ift, fo bleibt e3 wegen diefer Ungemwißheit 
doch immer möglich, daß die ganze Dctava durch folche Unter- 
thansforderungen erfchöpft werde, in welchem Falle offenbar die 
gefegliche Sicherheit nicht vorhanden wäre. — Allein ſchwieriger 
erfcheint hier die Beantwortung der Frage: wie und auf was 
Weiſe die Octava als Belaftung in Anfchlag gebracht werden 


1) Statuten für die Nationalbank $. 35. Patent vom 15. Zuly 1817. 
2) Siehe Handbuch der Juſtiz- u. politiihen Gefehe von Dr. Joſeph Winniwarter⸗ 
Rippel's Commentar II, Tb, 24 


370 [$. 230. ] 


müffe ? ob felbe nähmlich von der ganzen Herrfchaft in Abzug 
gebracht werden dürfe, oder von demjenigen Theile in Abrechnung 
gebracht werden müffe, welcher für die Pupillarforderung als 
Bedekung beftimmt ift? ob nähmlich, wenn der Werth der 
ganzen Herrſchaft 80,000 fl. beträgt, die Octava pr. 10,000 fl. 
gleich anfänglich abzuziehen Fey, fo, daß der Werth der ganzen 
Herrfchaft 70,000 fl. augmachet, und fohin eine Sicherheit für 
46,666 fl. 40 Er. erübriget, oder ob diefe 10,000 fl. von dem 
zur Sicherftellung der Waifenfchuld allein beftimmten Theile in 
Abzug Eommen müfjen, in welchem alle auf einer 80,000 fl, 
geſchätzten Herrfchaft nur mehr 43,333 fl. 20 Er. Waifengelder 
angelegt werden Fünnten? 

Sowohl die Billigfeit, als ftrenge, rechtliche Anfichten bes 
ftimmen mich, für die erftere Anficht zu entfcheiden, und zwar 
in erfterer Beziehung aus dem Grunde, weil ich es alö fehr un— 
bilfig anfehe, daß eine eventuelfe Belaftung, welche eine wirkliche 
werden Fann, oder auch nicht, ganz fo angefehen werde, ald wenn 
diefe Belaftung ſchon wirklich eriftirte. — Doc in der Weber: 
zeugung, daß Billigkeit keinen Maßſtab furidifcher Entfcheidungen 
abgeben Fünne, will ich meine Meinung auch juridifch vertheidigen. 

Der Grund der gefeglichen Anordnung, warum bey Anle: 
gung von Pupillarcapitalien bey Käufern nur die Hälfte, und 
bey Landgütern zwey Drittheile ihres Werthes zur Bedeckung an: 
genommen werden, liegt offenbar darin, weil verfchiedene Zufälle 
und Berhältniffe eintreten Fünnen, welche verhindern, daß die 
Realität um den wahren Werth an Mann gebracht werden Fann. 
Der Gefeggeber betrachtet daher bey Häuſern nur die Hälfte, 
und bey Landgutern die zwey Drittheile ihres Werthes ald den: 
jenigen Betrag, um welchen diefe Realitäten zu jeder Zeit on 
Mann ‚gebracht werden Fünnen, und daher hinreichen, um die 
Pupillar » Forderungen vor jeder Gefahr des Verluſtes ficher zu 
fielen. Wenn daher ein Landgut, oder ein Haus 80,000 fl. im 
gemeinen Leben werth ift, fo gewähret das erjtere eine Pupillars 
ficherheit für 53,333 fl. 20 Er., und das letztere für 40,000 fl. 
Haften bereit5 auf dem einen oder anderen fchon Schulden, fo 
folgt, daß nur uber Abzug derfelben die Pupillarficherheit aus: 
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gewieſen werden müffe, weil außerdem ein Theil der Pupillar— 

fchuld auf jenen Theil des Werthes der Realität fiele, der Feine 
Sicherheit mehr gewähret. 

Beſtände die Octava in einer beftimmten Summe, wie im 
obigen Benyfpiele in 10,000 fl;, dann wäre wohl Fein Zweifel, daß 
diefe von demjenigen Werthantheile in Abzug gebracht werden müffe, 
der zur Pupillarficherheit beftimmt ijt, fo, daß alfo bey oberwähn— 
tem Dominicalgute nur 43,333 fl. 20 fr. mit pragmaticalifcher 
Sicherheit untergebracht werden Eönnten. Da aber dieſes bey der 
Octava nicht der Fall ift, da diefelbe nicht in dem achten Theile 
des Schätzungswerthes, fondern in dem achten Theile des Kauf: 
werthes der” Herrfchaft beftehet, und daher diefe Belaftung gerin= 
ger wird, je wohlfeiler diefelbe verkauft wird: fo ergibt fich, daß - 
der achte Theil des Schätzungswerthes einer Herifchaft als 
Eeine ordentliche Belaftung angefehen werden könne. Sollte die: 
fer achte Theil des Schägungswerthed die wahre Belaftung feyn, 
fp muß man vorausfegen, daß diefelbe um den Schägungswerth 
veräußert werde; wird fie aber. um den Schätzungswerth veräu— 
Bert, fo ift dad Pupillarcapital immer gedeckt, wenn auch bey 
Ausweifung der Pragmaticalficherheit die Octava gar nicht be= 
ruckfichtiget worden wäre; wird aber die Herrfchaft unter dem 
Schägungdwerthe an Mann gebracht, fo kann auch die Belaftung, 
welche die Octava verurfacht, nicht mehr der achte Theil des 
Schätzungswerthes ſeyn. 

Der Geſetzgeber nimmt, wie bereits erwähnt worden iſt, 
an, daß ein Landgut um zwey Drittheile, und ein Haus um die 
Hälfte des gemeinen Werthes jederzeit an Mann gebracht wer— 
den kann. — Wenn alfo die Octava auf eine ſolche Art in die 
Belaftung eingerechnet wird, daß in dem Falle, als die Herrfchaft 
um zwey Drittheile ihres Werthes an Mann gebracht wird, ein 
Verluſt für das anliegende Pupillarcapital nicht entftehen Kann: 
fo ift offenbar dadurch der Abficht des höchſten Geſetzgebers Ge: 
nüge gethan. Dieſes ift aber der Fall, wenn die Octava vor der 
Berechnung des Betrages, welcher mit pragmaticalifcher Sicher: 
heit angelegt werden Farin, in Abzug gebracht wird. Denn wird 
felbe in dem oben angefegten Beyfpiele fogleich yon dem Werthe 
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der ganzen Herrfchaft abgezogen, fo bleibt ein Betrag von 70,000 
‚ fl. übrig; die zwey Drittheile betragen fohin 46,666 fl. 40 fr., 
und diefed wäre die Summe, welche noch mit gefeßlicher Sicher: 
heit auf dad Dominicalgut aufgenommen werden Eönnte. Sehe 
man nun, dad Gut werde um zwey Drittheile feines Werthes, 
fohin um 53,333 fl. 20 fr. an Mann gebracht, fo wird nach 
Abzug der für die AUnterthansforderungen beftimmten Octava, 
welche nach diefem Verfaufswerthe 6666 fl. 40 Er. betragen, noch 
46,666 fl. 40 fr. übrig bleiben, folglich gerade fo viel, ald zur 
Bedekung diefer aufgenommenen Waifenfchuld erforderlich ift. 

Meine Anficht wird auch noch durch folgende Betrachtung 
beftätiget. Die Verpfändung des achten Theiles einer Herrfchaft 
nacht doch die darauf liegenden Gapitaldforderungen nicht unſi— 
cherer, ald wenn diefer achte Theil einer dritten Perfon eigen- 
thümlich gehörte. Denn in fo ferne diefer achte Theil von den 
Unterthansforderungen ganz erfchöpft wird, ift ev ohnehin ald 
ein Eigenthum der darauf Unfpruch habenden Gläubiger zu bes 
trachten, und diefes ift dad nachtheiligfte Schickſal, welches die 
übrigen, auf dad Gut einverleibten Gläubiger freffen Fann. Wäre 
3: B. Jemand zum achten Theile Miteigenthümer des in Rede 
ftehenden Landgutes, auf welches der andere Miteigenthümer ein 
Pupillarcapital aufnehmen will, fo würde bey Berechnung der 
Pragmaticalficherheit nur auf folgende Art und Weile vorge: 
gangen werden können. Es würde nahmlich anfänglich der Werth 
der ganzen Herrſchaft erhoben, dann der Antheil desjenigen hier: 
von abgefchlagen werden, welcher Miteigenthimer deöfelben ift, 
ohne jedoch fih das Pupillarcapital auch auf feinen Antheil 
vormerken zu laffen, und von diefem Refte würde dann erft dad 
zur Pupillarſicherheit erforderliche Quantum ausgemittelt wer: 
den '). 





1) Ich Habe Hier lediglich meine Anficht dargeftellt. Davih aber nicht dafür 
bürgen Fann, ob auch in vorfommenden Fällen, wenn bey einem entſtande— 
nen Berfufte, der vielleicht Hintan gehalten worden wäre, wenn die Bormunds 
fchaftsbenorde die gegentheilige Marime beobachtet hätte, eine Syndicats— 
beſchwerde angeftrengt würde, auc die obern Behörden von der nähmlichen 
Unficht ausgehen werden, fo mag jede Bormundfchaftsbehörde bis zu einer 
geſetzlichen Entfcheidung das mehr Sichere wählen. 
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6) Die Waifengelder können, nach dem Inhalte des gegen— 
wärtigen $., auf Tandtäfliche, bürgerliche und Ruſticalgüter gegen 
Beobachtung der beftehenden Vorfchriften angelegt werden; aud) 
auf emphiteutifche Befigungen auf Staatögütern können, wenn 
ander3 der dießfällige Contract die Einſchuldung nicht ausdrück⸗ 
lich verbiethet, Waiſengelder gegen die vorgeſchriebene Pragma— 
ticalſicherheit dargeliehen werden; jedoch muß ſelbe vorläufig 
mit der gehörigen Vorficht unterfucht, und erft nach Abfchlag der 
von dem Emphiteuten an die Obrigkeit zu leiftenden Giebigkei— 
ten berechnet und angenommen werden. (Hofderret vom 1. July 
4800). Eben fo wenig fann ein Zweifel obwalten, daß bereitd 
mit Pragmaticalficherheit intabulirte Capitalien zur Sicherſtel— 
lung der Waifengelder dadurch verwendet werden können, daß 
die dießfälligen Darlehensbeträge bey diefen Gapitalien fuperin: 
tabulirt werden. Jedoch fol Hier die Vorficht nicht außer Acht 
gelaffen werden, daß der eigentliche Hypothek = Eigenthümer als 
urfprünglicher Hypothekarſchuldner ſeine Schuld entweder in einer 
abgeſonderten Urkunde, oder auf dem Schuldſcheine des neuen 
Schuldners neuerdings anerkenne, weil fonft der Zweifel entſteht, 
ob er ſeiner Zeit nicht die Einwendung der Zahlung oder Com— 
penſation entgegenſetzen könne. 

Eine andere Frage aber entſteht, nähmlich: Ob auch auf 
Gerechtigkeiten und Gewerbe eine genügende Hypothek für die 
Waiſengelder conſtituirt werden Fünne? — Es gibt dreyerley 
Gewerbe: perfönfiche, bloß verkäufliche und radicirte, 
Gewiß ift es nun, daß die erfteren, da fie unveräußerlich find, 
und der Negel nach mit der Perfon des Berechtigten erlöfchen , 
für Feinen Fall eine Sicherheit verfchaffen können. Allein auch 
bey den übrigen Gewerben ift diefeö, wenigftens zum Theil, der 
all. Denn da nad) den in Gewerböfachen beftehenden Grunde 
ſätzen die Gewerbetreibenden auf Feine beftimmte Anzahl befchränft 
find, und ed daher von dem Gutbefinden der politifchen Behör— 
den abhängt, wie viel fie außer den bereit5 beftehenden verkäuf— 
lichen und radicirfen Gewerben noch perfönliche Gerechtigfeiten 
verleihen wollen, ja, nachdem fogar die Staatöverwaltung zur 
Belebung der Induſtrie mit der Tendenz umgehet, die radicirten 
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und verkäuflichen Gewerbe nach und nach erlöfchen zu machen: 
fo liegt es am Tage, daß der Werth diefer Gewerbe äußerſt 
fchwanfend feyn müffe. Diefes ift befonderd bey Commercialge: 
werben der Fall, bey welchen, in Anfehung der Verleihung der— 
ley Perfonalgerechtigkeiten, die größte Freyheit herrſchen foll. — 
Es können daher ſolche Gewerbe um fo weniger zur Gicherftel- 
lung der Waifencapitalien, der Negel nach, verwendet werden, 
al3 dad Gefeg von ihnen Feine Erwähnung macht. — 65 ift 
fohin auch, wie aus dem Gefagten hervorgeht, bey denjenigen 
Häufern, auf welchen radicirte Gewerbe haften, bey Berechnung 
der Pragmaticalficherheit, auf den Werth der Gewerbe Eeine 
Rückſicht zu nehmen. 

Auch Fideicommißguter fcheinen mir zur Anlegung von Wai- 
fencapitalien der Regel nach nicht geeignet zu feyn; denn die 
Sicherftellung, welche einem Pupillargute verfchafft werden fol, 
hat fich ja nicht allein dahin zw befchränfen, daß der Waiſe an 
feinem Vermögen Eeinen Schaden erleide, fondern ſich auch dahin 
audzudehnen, daß derfelbe fein Capital auch feiner Zeit richtig 
an dem feftgefegten Zeitpuncte erhalte. — Eine folche Sicherheit 
gewähren aber die Fideicommißguter nicht, da ein Fideicommiß- 
gläubiger die Bezahlung einer, felbjt mit gerichtlicher Bewilligung 
auf dem Fideicommiffe haftenden Schuld nicht au dem Stamm: 
gute, fondern nur aus den Einkünften deöfekben verlangen kann 
($. 642). . 

7) Wenn e8 aber auch fchon erlaubt ift, Waifengelder bey 
Privaten anzulegen, fo haben doch die Gefege einige Private 
ausgenommen, bey denen ein Pupillarcapital entweder über: 
haupt nicht, oder wenigftens nur unter gewiffen Vorfichten an— 
gelegt werden fol. Es fell nähmlich der Vormund nie befugt 
feyn, da5 Capital fekbft bey fich anzulegen ‘). Auch ift von den 
Behörden Sorge zu tragen, daß von den Befigern pfarrherrlicher 
Örundbücher Feine Waifengelder an fich gezogen werden ?). — 
Wenn eine Herrfchaft dad Vermögen einiger, ihrer Obforge un: 


1) Patent von 18. October 1792, Ar. 6%, 
2) Hofdeeret vom 24. Janner 1793, Nr. 33. 
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terftehenden Waifen bey fich feldft anlegen will, muß der Ereis- 
amtliche Conſens, der nur im Ginvernehmen mit dem E. €. Land— 
rechte zu ertheilen iſt, hiezu eingehohlt werden '). Uebrigens foll, 
wenn ein Dominium Waifengelder an ſich bringt, keineswegs 
aus dem Begriffe der ohnehin auf der Herrfchaft vorgemerkten 
Octava ausgegangen werden, fondern es folfen hiebey, wegen Aus— 
fertigung des Schuldbriefes und Sicherftellung des entlehnten 
MWaifengutes, eben jene Vorfichten beobachtet werden, welche bey 
Ausleihung an Privaten allgemein vorgefchrieben find ?). 

8) Der Regel nach find die Wailencapitalien bey Privaten 
gegen Entrichtung fünfprocentiger Antereffen zu verleihen, und der 
Vormund wäre für eine minder fruchtbringende Anlegung verant- 
wortlich, ausgenommen, er könnte glaublich darftellen, daß er 
da5 Capital zu fünf vom Hundert nicht mit pragmaticalifcher 
Sicherheit anlegen Eönne. — Befonders hat bey Waifengeldern, 
welche bey den eigenen Herrfchaften angelegt werden, nur eine 
fünfprocentige Verzinfung Statt zu finden. Alle zu einem gerin- 
geren Zinfenfuße angelegten Wailencapitalien find der Herrſchaft 
entweder aufzufünden, oder es ift die Ginlegung eines Schuld— 
ſcheines, welcher die Verbindlichkeit zur fünfprocentigen Verzin— 
fung enthält, zu bewirken ?). 

Schon durch Hofdecret vom 13. May 1784, Nr, 291, an 
da5 niederöfterreichifche Appellationsgericht wurde der Unfug, 
vermöge welchem die bey den Dominien und herrfchaftlichen Caſſen 
anliegenden Pupilfengelder. der Unterthanen mit geringeren, als 
den gewöhnlichen Intereſſen verzinfet werden, aufgehoben. So 
wie aber der Vormund auf einer Seite dahin trachten muß, einen 
fo hohen Intereffengenuß zu erzielen, als durch das Geſetz zu: 
läffig ift, fo wenig darf er fich felbft zum Vortheile des Mün— 
del3 erlauben, mehr ald fünf vom Hundert Antereffen zu be: 
dingen und zahlen, oder andere liſtige Bedingungen beyrücen 
zu laffen, da er ſich dadurch gegen dad. Wuchergefeg verfehlen 
und fih Strafe zuziehen würde. Es kann fohin auch nach wies 








1) Hoffanzl. Decret vom 28. März 1ata. 
2) Hofdecret vom 25. Mar; 1797, Ne. 335, 
a) Hofdecret vom 13. Auguſt 1320 und 1A. Detober ir. 
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der eingeführtem MWucherpatente vom December 1803, dad Hof: 
decret vom 29. September 1789, Nr. 1054, an dad gallizifche 
Appellationsgericht nicht mehr in Anwendung kommen, vermöge 
welchem angeordnet wurde, daß Eleine Capitalien der Waifen, 
bey denen die abfallenden Zinfen nicht hinreichen, fie zu ernäh— 
ren, Privaten unter der Verbindlichfeit geliehen werden Eönnen, 
daß die Schuldner die Pupillen erziehen, oder ihnen ein Handwerk 
lernen laſſen; es müßte denn erwiefen feyn, daß der Schuldner 
ſich aus bloßer Freygebigfeit dazu herbeylaffe, und den Genuß 
des Gapitald nur ald eine theilweife Entfchädigung anfehe. 

9) Bey Auöfertigung eines Pupillarfchuldbriefes ift fich nicht 
nur die Vorfchrift des $. 1001 des bürgerlichen Geſetzbuches, 
dann die Anordnung der $$. 1141 u. 116 der ©. D., fo wie dad 
Grundbuchs- und Landtafelpatent vor Augen zu halten, fondern 
es muß in diefem Schuldfcheine auch eingefchaltet ſeyn, daß die 
Vormundſchaft berechtiget feyn folle, dad Capital fogleich durch 
gerichtliche Mittel einzutreiben, wenn die Zinfen ſechs Wochen 
nach ihrer Verfallszeit nicht gezahlt wären '). 

10) Dem Bormunde liegt es ob, feinen Vorfchlag zu mas 
chen, wie und bey wem das Pupillargut fruchtbringend gemacht 
und ficher geftellt werden foll; denn Fein Waifencapital fol ohne 
Eintoilfigung der Waifenbehörde dargeliehen werden ?). Fällt nun 
fein Antrag dahin aus, daß dadfelbe bey einem Privaten ange: 
legt werden fol, fo hat derſelbe feinen Antrag mit den Beweifen 
des Werthes des verhypothecirenden Guted, dann einem Landtafel: 
oder Grundbuchsauszuge, je nachdem nähmlich dad Gut ein land» 
täfliched , oder ein bürgerliches, oder unterthäniges Gut ift, um 
daraus die darauf haftenden Laften erfehen zu Fonnen, zu inſtrui— 
ten; denn vor Ertheilung der Bewilligung zur Anlegung von 
Waifencapitalien bey Privaten muß jedes Mahl der‘ wahre Werth 
der zu verpfändenden Realität gehörig und vollftändig, auf eine 
Art, die keinen Zweifel übrig läßt, ausgewiefen feyn ?). Auch 

1) Patent von 13. Defober 1792, Nr, 6% 
2) Siehe odiges Patent. 
3) Hofdecret vom 3. Auguſt 4502. 
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ift es in manchen Fällen nicht überflüfftg, wenn auch ein Ent: 
wurf de3 dießfälligen Schuldbriefes beygelegt wird, damit ſich 
nicht bey der wirklichen Ausftelung felbft, hinfichtlich feiner Form: 
‚TichEeit oder. den etwa beygerückten Bedingungen, neue Anſtände 
ergeben, 


d, 231, 
Des übrigen beweglichen Vermögens. 


Das übrige bewegliche Vermögen, welches weder 
zum Gebrauche ded Minderjährigen, noch zum 
Andenken der Familie, vder nach Anordnung 
des Vaters aufzubewahren ift, noch auf eine 
andere Art vortheilhaft verwendet werden Fanı, 
muß im Allgemeinen öffentlich feilgebothen wer— 
den. Das Hausgeräthe kann man den Xeltern 
und den Miterben in vem gerichtlichen Schätzungs— 
preife aus freyer Hand überlaffen. Stücke, die 
bey der öffentlihen Verfleigerung nicht veräußert 
worden find, Eann der Bormund, mit Bewilligung 
des vormundfchaftlichen Berichtes, auch unter dem 
Schäbungspreife verkaufen, 

4) In Unfehung des übrigen beweglichen Vermögens hängt 
es von der Befchaffenheit der Sachen und der Umftände ab, ob 
felbe aufbeiwahret oder veräußert werden follen. Sachen, welde 
entweder gegenwärtig fchon, oder wenigftens in der Zukunft dem 
Minderjährigen zum Gebrauche dienen, find auch für den— 
felben zu verwenden oder zur einftigen Verwendung für ihn 
durch den Vormund aufzubewahren, außer fie wären von der 
Art, daß fie Teicht wieder ‚durch andere Sachen erfegt werden 
Eönnten, und daß ed fohin dem . Minderfährigen zum größer 
Nutzen gereichet, wenn fie gleich hintan gegeben, und feiner Zeit 
Sachen gleicher Gattung dafür eingelöfet werden. — Auch jene 
Sachen, welche zum Andenken der Familie gehören, und befon- 
ders diejenigen, welche nur für die Familienglieder ſelbſt, und 
für Eeinen Fremden einen berüdfichtigungswurdigen Werth haben, 
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wie 3. B. Familienporträte zc., find für den Minderjährigen auf— 
zubewahren, fo wie auch jene, welche auf ausdrücliche Anord- 
nung des Vaters felbft, oder desjenigen, von welchem das Ver— 
mögen ded Minderjährigen herrühret, aufzubehalten find, außer 
e3 würde ein Nothfall die Veräußerung derfelben erheifchen. - 
2) Die übrigen Mobilien find der Regel nad) alle, und 
zwar im Wege der dffentlichen Feilbiethung zu veräußern, weil 
im Allgemeinen angenommen werden darf und muß, daß durd) 
den Zufammenfluß der Kaufliebhaber der höchfte Preis, um wel 
chen die Sachen hintan gegeben werden Fünnen, erzielet werden 
wird. Wann diefe Feilbiethung vorgenommen werden folle, ob 
gleich nach dem Antritte der Bormundfchaft, oder ſpäter? hängt 
theils von der Befchaffenheit der Sachen felbft, ob fie ohne 
Gefahr eines Verluſtes länger aufbewahrt werden können oder 
nicht, theild von dem Umftande ab, ob fich gleich ein günftiger 
Zeitpunct zeiget, diefelben mit Vortheil an Mann zu bringen, 
oder ob fich ein günftigered Nefultat erwarten Taffe, wenn mit 
der Veräußerung auf einen gewiffen Zeitpunck noch gewartet wird. 
In erſterer Hinficht find alfo Sachen, deren Aufbewahrung Ko— 
fien verurfachet,, ohne einen entfprechenden Gewinn daraus ziehen 
zu können, wie 3. DB. bloß zum Vergnügen dienende Pferde ; 
oder welche durch längere Aufbewahrung Schaden erleiden wür— 
den, wie z. B. Sachen, die den Launen der Moden unterliegen, 
ohne Verzögerung zu veräußern; wo hingegen Sachen, bey denen 
diefe Umſtände nicht eintreten, und für welche fich nur zu be— 
jtimmten Zeiten eine entfprechende Anzahl Kaufliebhaber erwarten 
läßt, bis zu diefem Zeitpuncte aufzubewahren find; und eben fo 
hängt ed von ähnlichen Umftänden ab, ob die Verfteigerung an 
dem Orte, wo die Kaufgegenftande befindlich find, oder an. eis 
nem andern, wo fich wahrfcheinlich. mehrere einander überbiethen- 
de Käufer einfinden werden, vorzunehmen fey. Aus diefem 
Grunde ift 3 DB. räthlih, Bücher, Kupferftihe und andere 
Bilder, wenn ihe Werth anders von der Ark ift, daß fich die 
Koften der Ueberfchaffung von einem Orte an den andern lohnen, 
in Städten zu veräußern, und fie daher von dem Lande dahin 
fchaffen zu laffen. 
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3) Es gibt jedoch von der Negel, daß diefe Mobilien im 
Licitationswege verkauft werden follen, ein Paar Ausnahmen, 
wovon fich die eine auf. die Billigfeit ftüget, die andere aber 
den wahrfcheinlich größeren Vortheil des Pupillen zum Zwede 
hat. In der erjteren Hinficht iſt nähmlich angeordnet, daß dad 
Hausgeräthe den Aeltern und den Miterben um den gerichtlichen 
Schätzungspreis aus freyer Hand überlafjen werden Eönne. Denn 
der wahre Werth einer Sache ift der Negel nach doch immer 
der, welcher durch die gerichtliche Schägung erhoben wird, und 
nicht der, welcher durch die Liritation erzielet wird ($. 305). 
Der Werth einer Sache beftimmt ſich nach dem Nutzen, den fie 
mit Rüdfiht auf Zeit und Irt gewöhnlich und allgemein 
leiftet; e3 Tiegt daher am Tage, daß der Kicitationserlö der 
Regel nach immer höher feyn müſſe, ald der Werth der Sachen 
im Allgemeinen, weil derfelbe der Natur der Sache nad) der 
höchfte Preis ſeyn ‚fol, der im allgemeinen Leben erzielet wird, 
und auch oft felbft der Preis einer befonderen Vorliebe feyn 
kann. Wenn daher Sachen um den Schäßungswerth hintan 
gegeben werden, fo erleidet der Pupill dadurch Feinen wirklichen 
Schaden an feinem Vermögen, fondern entbehret nur einen Vor— 
theil, der ihm außerdem zugegangen feyn würde. Was aber für 
ihn Vortheil ift, kann den Xeltern oder Miterben Teicht zum 
Nachtheile gereihen, und es wäre wirklich unbillig, wenn der 
Minderjährige auf ihre Koften ſich bereichern folltee — Hiezu 
fheint auch der Vormund gar Feine obervormundfchaftlihe Ge: 
nehmigung zu bedürfen. 

4) Ein anderer Fall, in welchem es geftattet ift, Sachen 
auch aus freyer Hand zu verkaufen, it, wenn der Verfuch ſchon 
einmahl gemacht wurde, fie Ficitando hintan zu geben, und Nies 
mand den Schäßungswerth angebothen hat, oder, wenn zufällige 
Umftände eintreten, welche einen Anboth aus freyer Hand her— 
beyführen, der ficherer und vortheilhafterer erfcheinet, al3 der 
Preis, den man aud einer Öffentlichen Zeilbietbung zu erwarten 
hat, 3. B. wenn Jemand, der fich bey einer Feilbiethung kaum 
mehr einfinden durfte, eine befondere Vorliebe für eine Sache 
äußerte und fich zu einem auffallend vortheilhaften Anbothe ent— 
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fchlöffe. — Im erfteren Falle ift zu unterfcheiden, ob der ange— 
tragene Verkaufspreis weniger ald den Schägungdwerth beträgt 
oder nicht. IE der angebothene Preis dem Schägungswerthe 
gleich, oder übertrifft er ihn, fo feheint der Vormund nicht ein: 
mahl zur Einhohlung der obervormundfchaftlichen Genehmigung 
gehalten zu feyn, weil in einem folhem Falle die Sachen auc) 
bey einer öffentlichen Verfteigerung hätten hintan gegeben werden 
müffen, und der Umftand, daß dazumahl nicht einmahl der Schä- 
Bungspreis gebothen wurde, fihon zur Genüge anzeigt, daß Feine 
Hoffnung vorhanden fey, die Sache um einen höhern Preid an 
Mann zu bringen; außer diefem alle aber ift immer nothwen— 
dig, daß der Vormund die obervunmundfchaftliche Genehmigung 
zu bewirfen fuche, wie diefes aus der Vorfchrift diefes $. Elar 
hervorgehet. 


0. 232, 
In Rüdfiht des unbeweglichen Vermögens. 


Ein unbewegliches Gut kann nur im Nothfalle, 
oder zum offenbaren Vortheile des Minderjäh- 
rigen, mit Genehmbhaltung des vormundfchaftli- 
chen Gerichtes, und in der Regel nur mittelit 
öffentlicher Berfteigerung veräußert, aus wich- 
tigen Gründen aber kann auch eine Veräußerung - 
aus freyer Hand von dem Gerichte bewilliget 
werden, 

4) Bisher wurde von dem beweglichen Vermögen des Min: 
derjährigen gehandelt, nun kömmt die Reihe an dad unbemeg- 
' Tiche Vermögen. In Anfehung desfelben trägt das Gefeß befon: 
dere Sorge, daß unbewegliche Güter dem Minderjährigen erhal: 
ten werden, theild, weil felbe gewöhnlich weit minder, als Geld 
und andere bewegliche Sachen, der Veränderung und VBermin: 
derung ded Werthes ausgeſetzt find, theils, weil Xeltern haufig 
fhon bey dem Anfaufe derfelben die Ubficht haben, dem Kinde 
ein dauerhaftes Einkommen zu gründen, theils, weil dem Teßte: 
ren an dem Befiße des Gutes noch das Befondere wegen der 
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Samit verknüpften Ehren, oder wegen der Standedrechte gelegen 
feyn kann. Solche unbewegliche Güter find daher der Regel nach 
für den Minderjährigen bid zu feiner Großjährigkeit ordentlich zu 
verwalten. 

2) Indeſſen gibt e5 auch von diefer Negel wieder Ausnah— 
men. Ginen Audnahmöfall bildet die Nothwendigfeit, den 
andern der offenbare Vortheil des Pupillen. Der Fall der 
Nothwendigkeit ift vorhanden: 

a. Wenn dad unbewegliche Gut auf Anfuchen eines oder meh: 
rerer Gläubiger im Erecutionswege feilgebothen wird. Hätte 
jedoch der Vormund Mittel gehabt, die andrängenden Gläubi— 
ger auf eine andere Weife zu befriedigen, und diefes vernach: 

- fäffiget, ſohin durch fein Verfchulden diefen Nothfall herbey: 
geführet, fo wäre er dafür verantwortlich). 

b. Wenn der Erblaffer felbft die Veräußerung des Gute3 anbe- 
fohlen hat. Denn der Wille des Erblaffers fol immer, fo viel 
als es thunlich ift, in Erfüllung gebracht werden. 

c. Wenn der Minderjährige das Eigenthum der. unbeweglichen 
Sache mit einem Andern zu theilen hat, und diefer die Auf: 
hebung der Gemeinfchaft verlangt. Denn foll diefe verlang: 
te Aufhebung nicht zur Unzeit gefchehen, oder leuchtet Fein 
Nachtheil für den Minderfährigen hervor, fo muß fich derfelbe 
die Theilung gefallen laffen, welche nicht anderd ald mitteljt 
Feilbiethung des unbeweglichen Gutes bewerfftelfiget werden 
Fann ($$. 830 und 843). 

d. Auch ohne den Fall einer Erecutiondführung kann die Noth: 
wendigfeit des Verkaufes eintreten, wenn fo viele Schulden 
vorhanden find, daß voraus gefehen werden kann, die Sache 
Fonne für den Minderjährigen nicht erhalten werden. — In 
einem folchen Falle, wo ed mit der Zeit ohnehin zum Ber: 
Eaufe kommen müßte, Fann e3 oft beffer feyn, wenn die Sache 
freywillig, vielleicht zu gelegener Zeit veräußert wird, al3 wenn 
man die Erecutiondführung eined Gläubigers abwarten wollte, 
Eben fo £ritt £ 

e, die Rothwendigkeit einer Veräußerung dann ein, wenn das 
Gut fo ſehr in Verfall gerathen ift, daß das erübrigende an: 
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dermweitige Waiſenvermögen zu deffen Herftellung nicht hinrei= 
het. — 

3) Unter die Fälle, in welchen die Veräußerung für die 
Pupillen als vortheilhaft erfcheinet, gehören: 

a. Wenn dad einem Waifen zugefallene Gut mehr zum Vergnüs 
gen ald zum Nutzen dienet. Iſt der Waife ohnehin vermög— 
Yich, fo mag ihm auch diefes, obgleich hauptfächlich zum Vers 
gnügen beftimmte Gut, beſonders, went der dafür einzubrins 
gende Kauffehilfing richt beträchtlich feyn Fan, aufbewahret 
werden; außer diefem ift eö aber ohne meiterd zu verkaufen. 

b. Wenn die Nußungen deöfelben von den Zinfen des dafür ans 
gebothenen Capital bedeutend überwogen werden. Eine 
unbedeutende Differenz kann hier nicht entfcheiden, indem diefe 
oft ganz auf zufälligen Umftänden beruhet, und e3 fich nicht 
lohnet, um eines fcheinbaren Eleineren Wortheiles willen ein 
den Zufällen der Zeit nicht fo auögefegtes und fohin geſicher— 
tes Einkommen aufzuopfern. 

c. Wenn es dem künftigen Volljährigen nad) feinen Verhältniſ— 
fen wahrfcheinlich unbrauchbar fegn wird; denn in diefem Falle 
hebt fich der Grund auf, warum der Gefeßgeber befiehlt, daß 
unbewegliche Güter dem Minderjährigen erhalten werden follen. 

Für alle Fälle ift dem Vormunde die Vorficht anzuempfeh- 
len, daß er über die angefragene Veräußerung auch die Mei— 
nung des der Volljährigkeit nahen Pflegebefohlenen oder feiner 
nächften Anverwandten einhohle '). 

4) In Anfehung der Verwaltung und Veräußerung der 
Pupillar⸗ Bauerngüter ift am 7. Auguft 1795, über Einvernehs 
men zwifchen der oberften Jufkisftelle und dem Directorium, eine 
Vorſchrift an das böhmifche AUppellationsgericht ergangen, worin 
in Bezug auf die Veräußerung vorkömmt, daß von einer folchen 


4) Bermöge Hofdecret vom 2. Februar 1790 Mar vorgeſchrieben, daß die Dominien, 
als Bormundfihaftsbehörden, ohne ausdrüdliche Bewilligung der Landesftelle, 
in die Veräußerung des dem minderjährigen Sohne angefallenen Bauerns 
autes richt willigen ſollen. Bermöge Hofdecret vom 21. April 1798 wurde aber 
diefe Anordnung wieder aufgehoben, und es Fönnen daher die Bormundfchafts? 
behörden auf dem Sande, in fo fern ein gefeglicher Grund der Veräußerung 
vorliegt, diefelben aus eigener Macht vornehmen. 
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Eeine Rede feyn fol, wenn ed nicht die Nothwendigfeit und das 
Wohl des Waifen unmittelbar fordert, daß die Obervormundfchaft, 
wie auch dad betreffende F. Kreisamt hiezu, nad) Erwä— 
gung aller Umftände, die Cinwilligung ‚gegeben hat. 

Diefes Hofdecret wurde auch in die Quftisgefegfammlung 
vom Jahre 1795, Nr. 247, jedoch mit Hinweglaffung des sub 
lit. d) nad) den Worten: „und die Obervormundfchaft” vorkom— 
menden Ausdeudes: „wenn auch das betreffende. Kreis: 
amt”, aufgenommen. Allein dad Hofdecret vom 23: October 
41813 (Juſtizgeſetzſammlung Nr. 1074), erklärte diefe Hinweg— 
laffung für einen Drudfehler, und ordnete die Berichtigung des— 
felben an. — Erſt fpäter entftand neuerlich die Frage: ob diefes 
für Böhmen erlaffene Hofdecret vom 7. Auguft 1795 fortan zu 
beftehen habe, und ob inöbefondere bey Veräußerung dee Pupilfen: 
Bauerngüter die Ereisämtliche Bewilligung nothwendig ſey? — 
auf welche Anfrage Se. Majeftät unterm 23. July 1819 Fol: 
gendes zu entfchliegen geruhet haben: „Künftig fey fich auch in 
Böhmen bey Veräußerung der Pupillenguter des Bauernftandes 
Vediglich nach den Vorfchriften des bürgerlichen Gefegbuches und 
der Patente vom 29. October 1790 und vom 26. May 1791 zu 
benehmen, und könne es bey der Verordnung vom 7. Auguft 
1795 fein Bewenden haben.” — Da nun die Verordnung vom 7. 
Auguft 1795, fo tie fie in der Juſtizgeſetzſammlung eingefchal- 
tet ift, den Beyſatz von der EFreisämtlichen Bewilligung nicht ent: 
hält: fo hat es von dem Hofdecrete vom 23. October 1813, 
Zahl 1074, der Quftisgefegfammlung, welches dad in der gedruck— 
ten Verordnung vom 7. Auguft hinmweggelaffene Erfordernig der 
Ereisämtlichen Bewilligung bey Veräußerung der Pupillen: Bau: 
erngüter wieder aufgenommen hat, abzufommen '). 

5) In dem Falle nun, als die Nothiwendigkeit oder der 
größere Vortheil des Minderjährigen die Veräußerung de3 unbe- 
weglichen Gutes erheifcht, ift diefelbe der Regel nach gleichfalls 
im Wege der Licitation hintan zu geben. Der Tag der vorzu- 
nehmenden Verſteigerung iſt wenigftens in dem Provinzial: Zeiz 


4) Zuſtiz⸗Hofdecret vom da Jänner 1320 u, Hofkanzl. Decret vom 27. Jänner is2o, 
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tungöblatte, nach Umftänden auch in anderen ine und auslän— 
difchen Zeitungen befannt zu machen, die Realität fo genau als 
möglich zu befchreiben, und die wefentlichften Verfaufsbedingniffe 
in dad Edict einzurücden, weil dieſes alles beytragen kann, eine 
größere Concurrenz der Kaufluftigen zu erwirken. Rach dem 
$. 327 der ©. O., welcher freylich nur von den in Executions⸗ 
fällen vorzunehmenden Feilbiethungen redet, der aber wegen des 
eintretenden gleichen rundes auch hier ex analogia in Anwen: 
dung tritt, fol der Termin auf wenigftens 30 Tage hinausgefegt 
werden. — Eine DVerftändigung der vorgemerften Gläubiger 
fcheint, wenn die Verfteigerung in dem freyen Willen der Vor— 
mundfchaft ihren Grund hat, nicht nothwendig zu ſeyn; denn 
ausdrücklich ift fie nur bey erecutiven Verfteigerungen vorgefchries 
ben, und eine analoge Anwendung der in Erecutionsfällen bes 
ftehenden Borfchriften auf folche freywillige Verfteigerungen kann 
wegen Ungleichheit des Grundes keinen Platz finden. Denn der, 
Grund, warum bey erecutiven Feilbiethungen die vorgemerften 
Gläubiger verftändiget werden, liegt darin, weil der Käufer für die 
intabulirten Schulden nur in fo weit zu haften hat, ald der 
Kaufſchilling hinreichet, und daher in dem Falle, als der Kauf- 
fhilling zu ſämmtlichen intabulirten Schulden nicht genüget, 
die Test intabulirten Gläubiger an ihren Korderungen einbüßen 
müffen. 

Bey einem folchen Verkaufe. ift daher jeder einzelne vorges 
merkte Gläubiger ein Intereffent, und er Fann vielleicht den ihm 
drohenden Nachtheil dadurc abwenden, wenn er felbft um das 
zu veräußernde Gut mitbiethet. — Ganz ein anderes Verhältniß 
tritt aber bey freywilligen Verfteigerungen ein. Denn ein auf 
diefe Art und Meife abgefchloffener Kaufsvertrag unterfcheidet fich 
von einem anderen freymwilligen Verkaufe lediglich durch die Art 
und Weife,, wie ee abgefchloffen wird; die aus demfelben ent= 
foringenden Rechtöfolgen find die nähmlichen, woraus folge, 
daß der Käufer immer für die bücherlich eingetragenen Schulden 
zu haften habe, wenn auch der angebothene Kauffchilling dazu 
nicht hinreichet. So wenig daher bey einem Verkaufe aus freyer 
Hand der Verkäufer gebunden iſt, die bücherlich vorgemerkten 


. 
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Gläubiger von dem abzufchliegenden Kaufsvertrage zu verftändi- 
gen, eben fo wenig ift diefes bey dem Derkaufe im Licitationd- 
wege erforderlich ($$. 443 u. 466). 

In fo fern ein unbewegliches Pupillargut auch bey der 
dritten Feilbiethungs-Tagſatzung nicht an Mann gebracht wer— 
den könnte, hängt e5 von dem Ermeſſen der VBormundfchaftäbes 
hörde ab, die gerichtliche Zufchlagung des Gutes, oder die Ge: 
nehmigung des Verkaufes nach Umftänden zu verfagen, und mit 
einem derley Gute eine anderweitige, dem Beſten des Mündels 
zuträgliche Verfügung zu treffen '). 

Es Fünnen jedoch auch Fälle eintreten, in welchen der Ver: 
kauf aus freyer Hand für den Minderjährigen vortheilhafter er— 
feheint, als der Verkauf im öffentlichen Verfteigerungdwege. Denn 
obgleich der Regel nach anzunehmen ift, daß dadurch der höchft 
mögliche Kaufspreid erzielet wird, fo lafjen fich doch Ausnahmös 
fälle denken, 3. B. wenn das unbewegliche Gut nur für eine 
beftimmte Perfon, wegen der Lage deöfelben, oder aus anderen 
Gründen, von befonderem Nugen ift, und daher angenommen 
werden Fann, daß. nur diefe, und Feine andere einen hohen Kauf: 
fihilfing biethen könne und werde; oder wenn eine Perfon diefe 
Sache aus einer befonderen Vorliebe an fich zu bringen gedenket; 
oder wenn Gefahr auf dem Verzuge der Veräußerung haftet. — 
Daß übrigens dabey befonderd vorfichtig zu Werke gegangen wer: 
den müffe, liegt am Tage, weil immer Gefahr vorhanden ift, 
daß der Minderjährige, wenn er die Volljährigkeit erlangt ſich 
befchwere und behaupte, daß dad Gut mittelft der Feilbiethung 
wahrfcheinlich um einen höheren Werth hätte veräußert werden 
fonnen. — Da übrigens ſchon in dem Falle, ald das unbemweg- 
liche Gut in dem ordentlichen Wege, nähmlich durch öffentliche 
Verſteigerung, hintan gegeben wird, die obervormundfchaftliche 
Genehmigung hiezu eingehohlt werden muß, fo ift diefes um 
fo nothwendiger, wenn der Verkauf aus freyer Hand eintreten 
foll. 





a) Hofdecret vom 4. Muv 1191: 


Nippel's Gommentar IL, TH. 25 
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9. 233. 


Bey vorzufehrenden wichtigen Veränderungen, 


Ueberhaupt kann ein Bormund in allen Gefchäften, 
welche nicht zu dem ordentlichen Wirthfchafts: 
betriebe gehören, und welche von größerer Wich— 
tigkeit find, nichts ohne gerichtliche Einwilligung 
vornehmen, Er kann alfo eigenmächtig Feine 
Erbſchaft ausfchlagen, oder unbedingt annehmen ; 
feine Veräußerung der feiner Verwahrung an 
vertrauten Güter vornehmen; keinen Pachtver- 
trag abfchließen; Fein mit gefeßmäßiger Sicher: 
beit anliegendes Capital auffündigen ; Feine For— 
derung abtreten ; keinen Nechtöftreit vergleichen ; 
feine Fabrik, Handlung und Gewerbe ohne ge: 
richtliche Genehmigung anfangen, fortfeßgen oder 
aufheben, 

4) Bisher wurde von jenen Vorkehrungen gefprochen, die 
der Regel nach gleich nach dem Antritte der Wormundfchaft mit 
dem Waifenvermögen. getroffen werden, um den Fünftigen blei- 
benden Hauptftamm auf dad Reine zu bringen. Hier folgen nun 
jene Vorſchriften, die die eigentliche, ordentliche Verwaltung. 
desſelben angehen. In Anfehung der, diefe angehenden, weitern 
Berfügungen ift der Vormund in manchen Fällen berechtiget, 
aus eigener Macht: zu handeln; manchmahl aber ift er am die 
Genehmigung. der Vormundſchaftsbehörde gebunden. — Die Fälle 
aber, in welchen dad Eine oder das Andere eintritt, laſſen ſich 
durch eine Aufzählung nicht erfchöpfen. — Es ift indeffen nöthig,. 
‚daß ‚der Vormund die Gränzen feiner Gewalt genau Fenne, weil 
er theils durch Ueberfchreitung derfelben fich ſtrenge Verantwort- 
ichkeit zuziehen, theils ein zu ängſtliches Benehmen öfters noth— 
wendige Verfügungen über die Gebühr verzögern kann, und das 
Gericht hierdurch mit überflüſſigen Anfragen beläſtiget würde. — 
So lange indeſſen der Vormund ſeiner eigenen Ueberzeugung 
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nicht trauen darf, ift es immer beffer, zu vorfichtig, al3 zu über: 
eilt, folglich vielmehr unter Aufficht und Genehmigung des Ge: 
richtes, ald unbemerkt und eigenmächtig zu verfahren. 

2) Um die Handlungen des Vormundes hier zu regeln, 
ftellt da5 Gefeß folgende allgemeine Vorfchrift an die Spiße '), 
daß der Vormund zu allen Verfügungen berechtiget fey, welche 
zum ordentlichen Wirthfchaftäbetriebe gehören, d. i. zur Erhaltung, 
ordentlichen Beftellung und Benügung des Stammgutes des Pfle- 
gebefohlenen nöthig erfcheinen, und von minderer Wichtigkeit find; 
daß er aber in den entgegengefegten Fällen die gerichtliche Ge: 
nehmigung einhohlen müffe. Herr Hofrath v. Zeiller zeichnet 
in feinem Commentare dem VBormunde befonders folgende Pflich- 
ten vor, welche fich aus der hier angeführten allgemeinen Regel 
ableiten laſſen. 

3) Bor Allem muß der Vormund für die Erhaltung de3 
Hauptftammes Sorge tragen. Wenn allo 3. B. der Hauptftamm 
in einem unbeweglichen Gute befteht, fo muß er wachen, daß 
ſelbes dem öffentlichen Buche auf den Nahmen des Pflegebefoh: 
lenen einverleibt, die dazu gehörigen Stücke und etwa in Ver— 
geffenheit gefommenen Rechte in Anfpruch genommen, und ebene 
fall3 einverleibt, dagegen die darauf haftenden, bereitö bezahlten 
Schulden oder erlojchenen Nechte aus demfelben getilgt, und nicht 
etwa Rechte erſeſſen oder verjährt werden. 

4) Kraft des DBeftellungsrechtes Toll der Vormund die or= 
dentlichen Eleinen Reparaturen vorkehren; die zur Auffiht und 
Cultur nöthigen, tüchtigen Dienftperfonen ernennen; die Geräth— 
fchaften und Bebauungs-Vorräthe herbenfchaffen; die Laften und 
Steuern entrichten, 

5) Vermöge des Benüsungsrechtes wird der Vormund die 
erzielten Nugungen und Früchte einheben, fie vortheilhaft veräus 
fern, und den Kaufspreis, fo wie die Geldeinfünfte überhaupt, 
theild zur Erziehung des Minderjährigen, theild zum ferneren 
ordentlichen wirthfchaftlihen Gebrauche verwenden, den Leber: 
fhuß aber mit feiner Dieinung dem Gerichte anzeigen, ob felber 

05 a 


1) Sie folgert fih nähmlich ganz natürlich e wontrario, 
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ald ein Gapital zu benußen, ‚oder zu einem fruchtbareren. öcono⸗ 
miſchen Gebrauche zu verwenden ſey. 

6) So wie aber jeder, ſelbſt freyer Machthaber in wichtigen 
und außerordentlichen Angelegenheiten einer beſondern Vollmacht 
und Genehmigung ſeines Machthabers bedarf, ſo muß auch der 
Vormund zu allen jenen Handlungen, die nicht zur ordentlichen 
Verwaltung gehören, und das Vermögen des Minderjährigen der 
Gefahr eined Schadens auöfegen, die Einwilligung des Gerichted 
einhohlen. Der gegenwärtige und die gleich nachfolgenden Para— 
graphe führen nur die gemwöhnlicheren, wichtigeren Gefchäfte fol: 
cher Art an, ohne dadurch die ihnen ähnlichen oder gleich wich: 
tigen audzufchließen. — Vorzüglich verdienen die überhaupt eine 
befondere Vollmacht fordernden Gefchäfte ($. 1008) damit in 
Bergleichung gezogen zu werben. 

7) Insbefondere fol ein Vormund im Nahmen des Pfle— 
gebefohlenen Feiner künftigen oder bereit3 angefallenen Erbfchaft 
entfagen; denn der Minderjährige kann felbft in dem Zalle, alö 
die Schulden des Erblafferd notorifch fein Activvermögen über— 
fteigen, durch eine bedingte Erböerflärung in der Hauptfache nicht 
verkürzt werden, weil nach $. 802 ein folcyer Erbe den Gläu— 
bigern und Legataren nur in fo weit verbunden wird, als die 
Berlaffenfchaft für ihre und auch feine eigenen, außer dem Erb: 
rechte ihm zuftehenden Forderungen hinreicht. — Indeſſen kann 
es in manchen Fällen für den Minderjährigen, zur Vermeidung 
der Koften und allfälliger Werantwortlichkeiten, rathlich ſeyn, 
wenn fich deffen Vormundfchaft einer Erbfchaft, bey welcher no— 
torifch das Ackivvermdgen durch die vorhandenen Paffiven über: 
wogen wird, gänzlich entſchlägt; allein ein fo wichtiger Schritt 
fordert eine forgfältige Ueberlegung, da dad Gerücht einer folchen 
Veberfchuldung auf Srrungen fich gründen kann. Es kann daher 
um fo weniger dem Vormunde geftaftet werden, diefen Schritt 
eigenmächtig zu unternehmen, und er ift fohin in einem folchen Falle 
gehalten, die Genehmigung der Obervormundfehaft zur unbeding- 
ten Exrbfchaftsentfagung einzuhohlen. — Da übrigens vermöge der 
Inſtruction für die Juftisftellen (2. Abtheilung $. 34) die Abhand- 
lungsbehörden in jenen Fällen, wo Minderjährige zu Erben bes 
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rufen find, ohnehin Amtöwegen, und ohne die bedingte Erbser— 
klärung abzuwarten, die Inventarifation des Vermögens einzu: 
leiten haben, fo wird der Vormund in zweifelhaften Fallen, und 
in fo fern e5 in andern Rüdfichten thunlich ift, wohl thun, wenn 
er mit Ueberreichung der Erböerflärung in fo lange zurückhält, 
bis da5 Inventar aufgenommen if. — Herr Hofrath v. Zeil: 
ler bemerkt hiebey auch, daß das nähmliche von einem Ver— 
mächtniffe gelte, welches unter dem Nahmen: Erbrecht, im 
weitern Sinne begriffen wird. — Eine folche Entfagung auf ein 
Vermächtniß kann befonders in jenen Fällen Platz greifen, wenn 
der Erblaffer das Vermächtniß mit einem Auftrage in Verbin— 
dung gefeßt hat ($. 680). Nach dem Wortlaute des Gefehes 
dürfte es zwar fcheinen, ald ob der Vormund nur dann die Ge: 
nehmigung der Vormundfchaftöbehörde einzuhohlen habe, wenn 
e5 fih um Ausfchlagung eines Vermächtniffes Handelt; allein er 
ift ohne Zweifel auch dann, wenn es fih um Annahme eines 
folchen fragt, aus welchem der Vortheil des Pupilfen nicht ein- 
leuchtend ift, an die Einwilligung der Bormundfchaftöbehörde ge: 
bunden, indem dem Vermächtnißnehmer nicht fo, wie dem eigents 
lichen Erben, die Nechtöwohlthat der Inventur zu Guten kömmt, 
fondern mit der Annahme des Wermächtniffes auch die Webers 
nahme aller auf felbem ruhenden Laften verbunden iſt. 

8) Noch bedenflicher ald die Ausfchlagung der Erbfchaft 
ift die unbedingte Unnahme derfelben, indem mit felber die Ueber— 
nahme aller auf der Verlaffenfchaft ruhenden Schulden und Ver— 
mächtniffe ohne Unserfchied in Verbindung fteht, und felbe über: 
dieß noch die Folge nach fich zieht, daß ein folcher fich unbedingt 
erElärter Erbe, felbft nach der Einantwortung, den Erbfchaftögläus 
bigern und Legataren, in solidum mit den übrigen Erben, zu haften 
habe. — Wenn alfo auch die Verlaffenfchaft an und für fich 
hinreichend ift, alle Erbſchaftsgläubiger und Legatare zu befries 
digen, fo kann ein Miterbe deffenungeachtet dadurch verkürzt wer— 
den, daß feine Miterben zahlungsunfähig werden, und daher die 
Saft, die Erbſchaftsgläubiger zu befriedigen, ganz auf ihn allein 
fällt. — Ich glaube daher, daß zu einer unbedingten Erbserklä— 
ung ſelbſt die Vormundfchaftöbehörde ihre Genehmigung nicht 
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ertheilen könne, und daß, wenn fie felbe wirklich ertheilen würde, 
fie für ungültig angefehen werden müßte. Zur Begründung diefer 
Behauptung berufe ich mich auf den $. 34 der Anftruction für die 
Suftisftelfen, zweyte Abtheilung, welcher fagt: Cine-Anventur wird 
insgemein nicht vorgenommen, ald wenn fie der Erbe in feiner 
Grffärung verlangt ; von Amtswegen wird fie in folgenden Fällen 
eingeleitet: Wenn den Grben, oder auch nur einem unter ihnen, 
wegen Alters oder anderer Urfachen die freye Schaltung mit feinem 
Vermögen nicht geftattet ift, und auf die $$. 222 u. 223 des 
G. B., in welchen dem vormundfchaftlichen Gerichte die Auf: 
nahme eines Inventars zur Pflicht gemacht it. — Es ift nähm— 
Vich die Vormundfchaftsbehörde zugleich Abhandlungsbehdrde, oder 
nicht. Im erfteren Falle wäre fie, wenn meine Behauptung uns 
richtig wäre, ald Abhandlungsbehörde verpflichtet, die Inventur 
Amteswegen vorzunehmen; in der Eigenfchaft ald Vormundſchafts⸗ 
behörde aber wäre felbe berechtiget „ den Vormund zur Einteis 
chung einer unbedingten Erböerklärung anzumweifen.. Pflicht und 
Recht ftänden daher hier im Widerftreite; wer aus beyden fol 
den Vorzug behaupten? — Iſt aber die Vormundſchaftsbehörde 
nicht zugleich Abhandlungsbehdrde, fo fcheint es gleichfalls. wider: 
Iprechend, daß die Abhandlungsbehdrde verpflichtet feyn follte, 
die Inventur Amteswegen aufzunehmen, und dadurch dad -Recht 
der Vormundfchaft zu vereiteln. — In Anfehung der $$. 222 
und 223 des Gefeßbuches könnte man vielleicht einwenden, daß 
unter der hier berührten Inventur nicht diejenige zu verftehen 
fey, welche im Abhandlungswege von Seite der Verlaßbehörde 
aufgenommen wird, fondern die Bormundfchaftsbehörde habe für 
fich über das den Pflegebefohlenen angefallene Vermögen ein In— 
ventarium aufnehmen zu laſſen. — Allein diefer Behauptung fteht 
vorzüglich entgegen, daß der $. 224 anordnet: dad Inventarium 
folle bey den Verlaffenfchaftsacten aufbewahrt werden; was offen: 
bar vorauöfeht, daß das Inventar von der Verlaßbehörde auf 
genommen werde; wie Eönnte fonft die Hinterlegung derfelben 
bey den Berlaffenfchaftsacten anbefohlen feyn? — Ferner daß 
die ſ9. 225-— 227 beftimmen, daß, wenn unter dem Vermögen 
eines Waifen auch unbewegliche Guter begriffen find, ſowohl diefe 
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ſelbſt, als die auf felben für beftändig- befindlichen Mobilien von 
derjenigen Behdrde, welcher dad Gut unterftchet, inventirt und 
gefchägt werden müſſen; aus welchem Elar hervorgeht, daß die 
in den. IF. 222 und 223 angeordnete Inventur von derjenigen 
Behörde zu errichten fen, deren Gerichtsbarkeit die Vermögens— 
gegenſtände unterliegen, und dieſe iſt in Anſehung des Mobilar— 
vermögens keine andere, als die Abhandlungsbehörde. — Die 
Schlußfolgerung, daß der gegenwärtige $., weil er dein Vormunde 
das Recht benimmt, eigenmächtig eine unbedingte Erbser- 
klärung zu überreichen, eben dadurch der Vormundfchaftsbehörde 
ftilfchweigend das Recht einräume, eine unbedingte- Erbserflarung 
zu genehmigen, ſcheint nicht haltbar zu ſeyn; denn diefer $. hans 
delt eigentlich bloß von dem Wirkungskreiſe des Vormundes; die 
Verpflichtungen der Pupillarbehörde Eommen in andern Stellen 
des ©efeßbuches vor, und find alfo nach diefen Vorfchriften, und 
in Bezug auf den vorliegenden Gegenftand, insbefondere nad) den 
$$. 222 u. 223 zu beantworten. 

9) Der Vormund darf, nach Vorfchrift des’ gegenwärfigen 
$., Eeine Veräußerung der feiner Verwahrung anverfeauten Gü— 
ter vornehmen, fondern muß, wenn ihm eine folche Veräußerung 
zur Hintanhaltung eined Schadens für den Minderjährigen noth: 
wendig, oder zur Erzielung eines größeren Vortheils für die Pu— 
pillen nützlich erfcheinen follte, die Anzeige hievon an das vor: 
mundfchaftliche Gericht machen und deffen Erklärung abwarten. 
Solche bewegliche Sachen, welche dazu nicht beſtimmt find, für 
den Minderjährigen bis zu feiner Großfährigkeit aufbewahrt zu 
werden, und deren Veräußerung zur Aufrechthaltung der Bewirth- 
fchaftung Telbft oft nothwendig wird, wie 5. B. bey einem Land: 
gute Vieh, Getreide, Geräthfehaften ꝛc., oder bey einem Kauf: 
manne die Waaren ıc., darf der Vormund aus eigener Macht 
hintan geben, wie ſchon aus der allgemein aufgeftellten Negel 
klar hervorgehet. 

10) Obſchon VBerpachtungen bc Adminijtration des unbe: 
weglichen Bermögend eined Minderjährigen der Negel nach der 
eigenen Bewirthfehaftung vorzuziehen find, weil fie gewöhn— 
lich ein höheres und verläglichered Erträgniß gewähren, ald im 


392 [$. 233. ] 
Allgemeinen bey der eigenen Regie erzielet wird: fo erfordert die 
Abfchließung folcher Pachtcontracte doch. immer große Vorſicht, 
und es Fann nicht felten durch eine unglücliche Auswahl des 
Pächter, und Vernachläffigung der Beyrückung mancher, den 
beftehenden Berhältniffen angemeffenen Bedingungen, dem Mine 
derfährigen ein großer Schade zugefügt werden. Darum ordnet 
das Geſetz an, daß folche Pachtverträge zur Genehmigung der 
Bormundfchaftsbehdrde vorgelegt werden müſſen. — 63 entfteht 
hier die Frage: ob die Vormundfchaft berechtiget fey, im Nah: 
men des Minderjährigen Pachtverträge über die Zeit feiner Min: 
detfährigfeit hinaus abzufchliegen? welche Frage aber ohne Zwei: 
fel bejahend beantwortet werden muß, weil öfters der Fall eins 
treten kann, daß nur durch eine Verpachtung auf längere Zeit, 
und über die Jahre der Minderfährigkeit hinaus, ein angemeffe: 
ner Pachtfchilling erzielet wird. Webrigens muß fi) ja der Mün— 
del viele Verfügungen der Bormundfchaft, deren Folgen über die 
Jahre der Minderjährigkeit hinausreichen, gefallen laffen; warum 
alfo eine folche Verpachtung nicht? — Gewöhnlich werden folche 
DVerpachtungen auch im Licitationswege abgefchloffen; indeffen befteht 
hierüber Feine eigene, allgemeine, gefegliche Anordnung, und darum 
fcheinet diefed dem Gutbefinden der Behörde überlaffen zu feyn. 
Nur bey Pupillar = Bauerngütern befteht die befondere 
Vorfchrift, daß jede Pachtung unter Einräumung einer hinläng: 
lichen Stift durch Edict, dad an drey verfchiedenen Amtötagen 
auf der Herrfchaft Fund zu machen und in die Zeitungsblätter 
einzurücken ift, bekannt gemacht, eine genaue, umftändliche Bes 
fihreibung des zu verpachtenden Gutes voraudgefchickt, die Beding- 
niffe des Pachtes genau beftimmt, und die Pachtung ſelbſt lici⸗ 
tando abgefchloffen werden folle. — Auch follen folche Pachtun— 
gen auf längere Zeit, jedoch auf keinen weiteren Zeitraum hin: 
aus, al5 bis der Waife zur Fähigkeit der eigenen MWirthfchafts- 
führung kömmt, eingegangen werden, und e8 ift nicht nöthig, 
dabey immer einen baren Kaufichilling zu bedingen, fondern die 
Pachtung kann auch fo gefchehen, daß der Pächter den Genuß 
gegen dem überfomme, daß er die nachgebliebenen Kinder, allen: 
falls auch die Witwe, nähre, Eleide, und wenn dad Gut ein Meh: 
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reres eintrüge, einen. gemeffenen Betrag in die MWaifencaffe zum 
Beften der Kinder hinterlege '). Wenn nun aber fhon Verpach— 
tungen, die der Regel nach doch immer anzurathen find, nicht ohne 
Genehmigung der VBormundfchaftsbehdrde worgenommen werden 
dürfen, fo ift diefes um fo mehr bey Pachtungen der Fall, da 
felbe für Eeinen Fall zu dem ordentlichen Wirthfchaftäbetriebe ge: 
hören, und felten für den Minderjährigen vortheilhaft find. 

11) Die Auffündung der unficher anliegenden Zapitalien 
liegt in der Pflicht des Vormundes (9.236), und er bedarf daher 
dazu Feiner gerichtlichen Genehmigung. Allein ein mit geſetzmä— 
iger Sicherheit anliegendes Capital darf der Vormund ohne ges 
richtlicher Bewilligung nicht auffunden, und ed wäre eine folche 
Aufkündung, meiner Ueberzeugung nach, ohne rechtliche Wirkung. 
Treten Gründe ein, welche die Auffündung eines folcyen Capi— 
tals nothwendig, oder wenigftend räthlich machen, fo hat der 
Bormund diefelben dem vormundfchaftlichen Gerichte vorzulegen 
und deffen Entfcheidung abzuwarten. — Der Gefesgeber fand es 
aber bedenklich, dem Vormunde eine größere Macht einzuräu: 
men, da e5 nicht immer gewiß ift, daß das Capital eben fo ficher 
wieder angelegt oder weiter verwendet werden kann. Die Fälle, 
in welchen derley Capitalien aufgefündet werden, können eintre— 
ten: bey einem Nothfalle, wenn nähmlich Schulden vorhanden 
find, welche berichtigt werden müffen; oder wenn der Minderjah: 
rige eine Handlung oder ein Gewerbe befist, und daher feine Ca— 
pitalien beffer verwenden kann, wenn er fie zur Betreibung der 
Handlung oder ded Gewerbes benüßt zc. Das vormundfchaftliche 
Gericht hat die Gründe ded Vormundes mit Genauigkeit zu pri: 
fen und dann darüber zu erfennen. 

412) Aus obigem runde darf auch der Vormund Feine 
fihern Sorderungen und Anfprüche eigenmächtig, auch nicht gegen 
dad volle Entgeld abtreten. Bey unficheren Forderungen unter: 
Viegt eine folche Abtretung, wenn er genau diejenige Summe er— 
hält, auf welche die Forderung lautet, Feinem Anftande, wird 
aber für die Forderung weniger gebothen, fo muß der Vormund 


1, Hofdecret vom 1. Auguſt 1795. 
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gleichfall3 zu einer folchen Abtretung die gerichtliche Genehmigung 
einhohlen, weil diefelbe nichts ald eine theilweife Entfagung 
eines Rechtes ift, 

13) Dergleiche über freitige Rechte darf der Vormund, 
meil fie ebenfalls eine Art von Entſagung find, aus eigener 
Macht nicht eingehen; eben fo wenig darf er den Ausgang ded 
Streited auf die Auftragung oder Zurückfchiebung eined Eides, 
oder auf den Ausfpruch des Schiedsrichter anfommen laffen '). 

14) Es entfteht hier die Frage, ob der Vormund, ohne Ein: 
willigung des vormundfchaftlichen Gerichtes, fih in einen Prozeß 
einlaffen dürfe? — welche Frage von mehreren. dfterreichifchen 
Nechtögelehrten verfchieden beantwortet wird. Herr Hoftath v. 
Zeiler beantwortet felbe in feinem Commentare bejahend, weil 
eine Klage zu ftellen oft dringend, und den Pflegebefohlenen gegen 
eine Klage zu vertreten des Vormundes Pflicht ift. — Gemöhn: 
lic) fey auch dad vormundfihaftliche Gericht dad nähmliche mit 
dem, welches über den Streit ohne vorgefaßte Meinung entfcheis 
den follz und wie ſchwer läßt fich gleich im Anfange eined Pro: 
zeſſes über deffew Ausgang ein gegründetes Urtheil abgeben? Nur 
in befonderd bedenklichen und wichtigen Fällen Eönne ed die Vor— 
ſicht erheifchen, eine vorläufige gerichtliche Anzeige zu machen. 
Dagegen führt Here Profeffor Fiſcher in feinem Handbuche der 
dilgtorifchen Einwendungen im Civilprozeffe $. 39 an, daß ber 
Geſetzgeber, wie aus der Kaffung ded gegenwärtigen $. erhelle, 
nicht die Abſicht Hatte, die Gefchäfte, zu welchen der Vormund 
die befondere Bewilligung des Gerichtes nöthig hat, erſchöpfend 
zu fpecificiven, fonft wäre die Vorausfchifung der allgemeinen . 
Hegel: daß dieſe gerichtliche Bewilligung. zu allen Geſchäften 
nothwendig fey, die nicht zu dem ordentlichen Wirthfchaftäbetriebe 
gehören, und welche von größerer Wichtigkeit find, rein überflüſ— 
fig gewefen. Es Fünne daher aus dem, daß dad Necht des Vor: 
mundes, im Nahmen des Minderfährigen Prozeffe anhängig zu 
machen, in diefem $. nicht ausdrücklich an den Specialconfens 
des Gerichfes gebunden worden ift, nicht gefolgert werden, Daß 








4) Hofdecret vom 11. Sept. 1754, 


[9. 233.] 395 


es ihm ohme demfelben gebühre. — Eben fo koͤnne aus der im 
$. 236 enthaltenen Anweifung des Vormundes, fich über Schuld: 
forderungen des Minderjährigen, zu deren Beweife Feine Urfun: 
den vorhanden find, Urkunden zu verfchaffen, und diefenigen, 
die nicht ficher geftellt find, fo viel möglich ficher zu ftellen zu 
fuchen, oder zur Verfallszeit einzutreiben, — noch nicht gefol- 
gert werden, daß derfelbe, wenn er diefe Zwecke auf gütlichem 
Wege nicht erreichen kann, ohne weiters ermächtigt fey, auf die 
Aufftelung von Schulddocumenten über unverbriefte, oder auf 
Sicherſtellung oder Zahlung unverficherter Forderungen gerichtlich 
zu Elagenz fondern es fey des Vormundes Pflicht, diefe Verhält— 
nijfe der Bormundfchaftöbehörde anzuzeigen und abzuwarten, ob 
diefe die Klage räthlich oder nothwendig finden, und ihm die Be: 
willigung zur Anftrengung derfelben ertheilen werde. Denn dem 
Ermeffen des Vormundes allein könne es nicht überlaffen feyn, 
ob wirklich eine unflagbare Forderung des Minderjährigen be— 
ſtehe? — ob bey dem Mangel an Schuldurfunden andere Be: 
helfe vorhanden find, durch die man die Nichtigkeit der Forderung 
darzuthun hoffen kann, und nicht offenbar Gefahr laufe, fachfäl- 
lig zu werden? — endlich ob die etiwa doch vorhandene Sicher: 
heit von der Art fey, daß fie ald Feine gefeßmäßige betrachtet 
werden kann? — fonft würden alle jene Nachtheile für den Min— 
derjährigen wieder entjtehen Fünnen, wegen deren Abwendung 
dem Vormunde das Recht, Prozeffe anzufangen, im Allgemeinen 


nicht beygelegt werden kann. Diefer Rechtögelehrte zieht daher » 


den Schluß, daß der Vormund in der Regel, ohne. fpecielle Be: 
willigung der Vormundſchaftsbehörde, Feine Civilklage anftellen 
könne, ausgenommen, diefelbe gehöre zu dem ordentlichen Wirth: 
fchaftöbetriebe, wohin alle Klagen zu rechnen feyen, durch welche 
die Einkünfte des Minderjährigen flüffig gemacht werden follen, 
z. B. Klagen auf Zahlung fälliger Mieth-, Pacht: und Capi— 
talözinfen. Mir fiheint die legtere Meinung wohl begründet zu 
feyn, und müßte ich mich für eine aus beyden Meinungen aus: 
fprechen, fo würde ich es für die letztere. 

15) Bey Handlungen, Zabrifen und Gewerben ift, wenn 
diefe im ordentlichen Gange fortgehen, gemöhnlich ein größerer 
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Gewinn aus den zum Betriebe derfelben angewendeten Gapitalien 
zu ziehen, als durch Anlegung derfelben auf Zinfen. Dagegen 
ift aber auch die Gefahr eines Verluſtes viel näher. Es ift alfo 
eine größere Vorficht nöthig, wenn es fih um die Frage hans 
delt: ob für den Minderjägrigen eine Handlung, Fabrik oder 
ein Gewerb angefangen, fortgefegt oder aufgehoben werden folle ? 
— Der Vormund darf alfo in allen diefen hier aufgezählten Zäl- 
len nicht eigenmächtig handeln, fondern er hat, wenn er das 
eine oder das andere für den Pupillen vortheilhafter erachtet, 
feine Gründe dem vormundfchaftlichen Gerichte vorzulegen und 
deffen Genehmigung einzuhohlen. Bey einer felchen Entfcheidung 
kömmt es, wie Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare 
Pr. 10 anführt, auf eine reife Ueberlegung vieler Umſtände an: 
wie die Bilanz, und der gegenwärtige, oder wahrfcheinlich Fünftige 
Zuftand befchaffen; ob der Pflegebefohlene bald feldft die Ge: 
fhäfte zu übernehmen fähig und geneigt fey, oder ob man inzwi- 
ſchen einen tüchtigen, redlichen, Credit befigenden Vorfteher finden; 
ob der Fond durch die abzutragenden Laften der Verlaffenfchaft 
nicht zu fehr abnehmen werde u. dgl. Hat der Erblaffer felbit 
angeordnet, daß feine Kabrif, Handlung oder fein Gewerb fort: 
gefegt werden folle, fo ift zwar diefer Anordnung, der Regel nad), 
ohne weiterd nachzufommen; aber wenn foldye Berhältniffe ob— 
walten, daß dem Vermögen des Minderjährigen dadurch ein un: 
ausweichbarer Schaden drohet, und vielleicht gar eine Verkürzung 
des Pflichttheils vorhanden ift, fo ift dad Gericht felbft an bie 
Verfügung des Vaͤters nicht gebunden. 
b. 234, 
Bey Einhebung der Gapitalien. 

Ein Vormund Fann für fish allein Fein Capital des 
Minderjährigen, wenn es zurückbezahlt wird, in 
Empfang nehmen. Der Schuldner, dem ein fol- 
ches Capital aufgekündigt wird, muß fich zu feiner 
Sicherheit von dem Vormunde die gerichtliche 
Bewilligung zur Erhebung des Gapitald vorzei— 
gen laſſen, und fich nicht mit der Quittung des 
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Vormundes allein begnügen; auch fteht es ihm 
frey, die Zahlung unmittelbar an das Gericht 
ſelbſt zu leiſten. 


1) Dieſe geſetzliche Anordnung beſchränkt ſich nicht nur 
auf jene Capitalien, welche ſicher anliegen, und zu deren Auf— 
kündigung er daher ſchon der gerichtlichen Genehmigung bedarf, 
ſondern erſtreckt ſich auch auf jene, welche unſicher ſind, und 
deren Eintreibung ihm daher zur Pflicht gemacht iſt; denn das 
Sefeß redet hier ganz allgemein. Daher kann aus der Bewil- 
ligung zur Capitalsauffündigung nicht zugleich auch fchon auf die 
Genehmigung zur Empfangsnahme diefes Capitals gefchloffen 
werden. Will daher der Schuldner ficher feyn, daß er, für den 
Tal einer Veruntreuung des VBormundes, oder eines denfelben 
treffenden Anfall$, daS demfelben bereit3 eingehändigte Capital 
nicht zum zweyten Mahle zahlen dürfe, fo muß er fich verfichern, 
daß dem WVormunde die gerichtliche Bewilligung zur Erhebung 
des Capitals richtig ertheilt worden fey, und er muß fich daher 
zu diefem Zwecke von dem VBormunde diefe gerichtliche Bewilli— 
gung vorzeigen laſſen; er ift aber auch berechtiget, wenn der 
Vormund diefe Bewilligung vorzumeifen nicht im Stande ift, 
oder aus was immer für einer anderen Urfache Bedenklichkeiten 
gegen die Auszahlung des Capitals des Minderjährigen an den 
DBormund obwalten follen, die bereits fällige Zahlung unmittel- 
bar an dad Gericht felbft zu Teiften. 

Noch vorfichtiger wird der Schuldner zu Werke gehen, wenn 
er nur gegen eine von der Vormundfchaftöbehörde coramifirte 
Quittung an den Vormund die Bezahlung leiftet, widrigens felbe 
dem Berichte ad depositum übergibt. 

2) Die verfallenen Zinfen anbelangend, können Biefelben 
unbedenklich an den Vormund abgeführt werden, ohne daß hiezu 
eine ausdrückliche gerichtliche Berilligung nothiwendig wäre; denn 
felbe find eigentlich beftimmt, zur ordentlichen Führung der Vor: 
mundfchaft verwendet zu werden. In fo fern aber die Zinfen der 
Gapitalien fo beträchtlich find, daß hievon jährlich ein bedeuten: 
der Ueberſchuß entfällt, iſt ohne Zweifel die Vormundſchaftsbe— 
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hörde berechtiget,, auch hierin einige Einfchränfungen eintreten zu 
laſſen, welche aber dem Schuldner bekannt zu machen find, weil 
er fonft noch immer dem Vormunde mit Nechtögültigkeit die 
Intereſſen bezahlen könnte. 


235. 


Bey weiterer Verwendung derſelben. 


So oft der Fall eintritt, daß ein ausſtehendes Ca— 
pital eingehen ſoll, hat der Vormund für deſſen 
vortheilhafte Verwendung die Anſtalt zu treffen, 
und zu der wirklichen Verwendung die Genehmi— 
gung des Gerichtes einzuhohlen. 

In dieſem Falle hat der Vormund eine geraume Zeit vor 
dem Empfange des Capitals dem Gerichte die Anzeige und zu— 
gleich den Vorſchlag zu machen, wo ſelbes, damit es nicht un— 
fruchtbar hinterlegt bleibe, wieder mit Sicherheit angelegt, oder 
auf welche andere vortheilhafte Art ed verwendet werden könne. 
Dad Gericht hat den Vorfchlag des QVormundes in forgfältige 
Erwägung zu nehmen, und die Öenehmigung der angefragenen 
Verwendung entweder zu ertheilen oder zu verfagen. Es ift räth- 
lich, wenn der Vormund feinen Vorfchlag nicht auf eine einzige 
Art der Verwendung befchränfe, fondern mehrere Arten in An— 
regung bringe, da, wenn dem Gerichte die einzige vorgefchlagene 
Art nicht annehmbar erfcheinet, gewöhnlich ein neuer Vorfchlag 
von dem Vormunde abgefordert, dadurch die neue Anlegung ver- 
zögert, und die Schreibereyen vervielfältigt werden. Uebrigens ift 
in Anfehung diefer neuen Anlegung alles das zu beobachten, was 
oben, $. 230, von der urfprünglichen fruchtbringenden Anlegung 
gefagt worden ift. 

d. 236. 


Zur Sicherftellung unbededter Forderungen. 

Ueber Schuldforderungen, zu deren Beweife Feine 
Urkunden vorhanden find, muß der Vormund ſich 
Urkunden verfchaffen, und diejenigen, welche nicht 
ficher geftellt find, fo viel möglich ficher zu ftellen 
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fuchen, oder zur Verfallszeit eintreiben, Doch 
fol! ven Aeltern das Capital des Minderjähri— 

gen, wenn e5 auch nicht gefeßmäßig verfichert, 
der Minderjährige jedoch wahrfeheinlicher Wei: 
fe Feiner Gefahr eines Verluſtes ausgeſetzt ift, 
nicht aufgekündigt werden, wofern ihnen die Zus 
rückbezahlung ohne Veräußerung ihres unbeweg: 

lichen Gutes oder Abtretung von ihrem Gewerbe 
ſchwer fallen würde. 

4) Zur Sicherheit der Forderungen gehört zuerft, daß man 
fih für den Widerfprechungsfall einen vollftändigen Beweis ver: 
fchaffe, welcher zwar nach den Vorſchriften der Gerichtsordnung 
auf mannigfaltige Weife hergeftellt werden Fann. Der Bormund 
hat fich aber, nach Weifung diefes $., nicht mit jedem Beweife 
zu begnügen, fondern feine Bemühung dahin audzudehnen,, daß 
er ſich einen Beweis durch Urkunden verihaffe. Der Grund 
dieſer gefeglichen Vorfchrift Liegt theild in der Betrachtung, daß, 
wenn es auf eine weitere Sicherftellung der Forderung ankommt, 
immer Urkunden erforderlich find, da ohne eine ſolche weder eine 
Pränotation noch Intabulation Statt finden Fann, theils in dem, 
daß nur Urkunden bleibende Beweismittel find, indem z. B. das 
Beweismittel durch Zeugen in der Folge wieder ganz untauglich 
werden kann. Indeſſen ift dem Bormunde hier alle VBorficht an: 
zuempfehlen, damit er nicht durdy ein zu rafches und firenges 
Verfahren die Schuldner vielleicht gar zur Ablaugnung. ihrer 
Schulden verleite. 

2) Sind zwar Beweife und Urkunden vorhanden, allein der 
Vormund überzeugt fih, daß die Forderungen entweder gar nicht, 
oder doch nicht mit gefeßmäßiger Sicherheit bedeckt find: fo muß 
er vor Allem auf deren-Sicherftellung durch Pfand oder Bürg— 
fchaft, und wo diefes nicht thunlich iſt, auf die unverzügliche 
Eintreibung nad) der Berfallözeit bedacht feyn. — Indeſſen rathet 
es hier die Klugheit an, daß fich oft mit einer geringern Sicher: 
heit, ald der pragmatifalifchen, begnügt werde, da der Schuldner 
nicht immer eine folche verfchaffen kann, und doch immer vor- 
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zuziehen ift, eine mangelhafte Sicherheit zu haben, als gar feine. — 
In folchen Fällen ift ed rathfam, daß der Vormund fich mit 
dem Schuldner auf beftimmte Terminzahlungen auszugleichen fuche, 
in welchem Vergleiche, welcher der obervormundfchaftlichen Rati— 
fication zu unterziehen iſt, zugleich feftzufegen wäre, daß, wenn 
der Schuldner mit einer Terminzahlung ſäumig ift, der Vor: 
mund berechtigt feyn folle, dad ganze Capital auf ein Mahl 
gerichtlich einzutreiben. 

3) Cine weitere in der Natur der Sache Tiegende Ausnah: 
me, daß auf Herſchaffung einer pragmatifalifchen Sicherheit nicht 
gedrungen werden dürfe, ift vorhanden, wenn der Erblaffer felbjt 
dem Schuldner die Sicherftellung ausdrücklich erlaffen hat, wo— 
bey nur zu bemerken kommt, daß dadurch die Gicherftellung 
des PflichttHeiles nicht befchränft werden könne. — Eine andere 
Ausnahme macht die Natur der Gefchäfte, wenn 3. B. das Vers 
mögen des Waifen in einer Handlung, Fabrik oder. einem Ge— 
werbe befteht, wo auf perfönlichen Credit auch durch längere 
Zeit geborgt werden muß. 

4) Außer diefen, aus der Natur der Sache fich ergebenden 
Ausnahmsfällen führt hier der Geſetzgeber ſelbſt einen auf, wel: 
cher auf die Billigfeit gegründet ift. — Diefer ift nähmlich, 
wenn die Xeltern felbft die Schuldner ded nicht mit gehöriger 
Sicherheit angelegten Capitald find. — Die Vorfchrift des Geſe— 
tzes hierüber ift Elar, und wird hier lediglich bemerkt, daß felbe 
nicht auch auf jenen Fall ausgedehnt werden dürfe, wenn es ſich 
darum handelt, ein Capital des Minderjährigen bey den Aeltern 
erft anzulegen. 

0. 237, 


wre Wi 
Der Vormund ift bey Antretung der Vormundſchaft 
nicht fehuldig, Caution zu leiften, Er bleibt auch) 
in der Folge von der Caution befreyt, fo lange er 
die durch. das Gefeb zur Sicherheit des Vermö— 
gend beftehenden Borfchriften genau beobachtet 
und zur gehörigen Zeit ordentlich Rechnung leget. 


[$. 237.] 401 


Nach dem römifchen Nechte mußten Vormünder, die weder 
vom Vater benennt, noch erft mach genauer Erforfchung ihrer 
Cigenfchaften und Verhältniffe von der Obrigkeit beftellt wurden, 
Caution durch Bürgfchaft Teiften. Da die Vormünder nach rö— 
mifchem Nechte eine weit freyere Macht, und erft am Ende der 
Vormundſchaft Rechnung zu legen hatten, fo war diefe Vorficht 
dortmahld nothwendig. Die dfterreichifche Gefesgebung hat ſchon 
durch eine höchite Refolution vom 15. Februar 1759, $. 7, die 
durch Teſtament ernannten, und vom Gerichte beftimmten Ger: 
haber, die fein Immobile befigen, von der Realcaution enthoben, 
und anbefohlen, daß ſich mit der juratorifchen Clauſel begnügt 
werden folfe, und dad Hofdecret vom 9. April 1781, Neo. 42, 
hat diefe Nefolution auf alle übrige Falle, in welchen es die 
Bormundfchaftöbehörde billig findet, wenn auch der ernannte 
Gerhab wirklich ein Immobile befäße, zu erweitern befunden. 
Da aber wahrgenommen wurde, daß die von den Gerhaben 
gemäß der alten Gerhabfchaftsordnung geforderte Leiftung einer 
Nealcaution viele redliche, zu getrener Verwaltung ded Vermö— 
gend und genauer Zürforge für den Mündel wohl geeignete Män— 
ner von Antretung der Gerhabfchaft abhalte, wenigftens felbe 
zum Nachtheile des Mündeld oder Curanden verzögere: fo haben 
Se. Majeftät, laut Hofdecret vonr 30. September 1785, Nro. 
474, zu verorönen befunden, daß jeder Gerhab und vom Ge— 
richte beftimmte Curator von Leiftung der Realcaution gegen dem 
enthoben werden Fonne, daß in der Auswahl rechtfchaffener 
Männer die ftrengfte Sorgfalt angewendet, der beftellte Gerhab 
oder Gurator jedes Mahl in gerichtliche Verpflichtung, die ftatt 
des Eides gelte, „genommen, die Subftanz des Vermögens in 
gerichtliche Verwahrung fogleich übergeben, und auf die genaue 
Rechnungslegung in der vorgefchriebenen Zeit mit allem Ernfte 
unnachfichtli gedrungen werde. Webereinftimmend mit diefen 
gefegsichen Beftimmungen hat auch das neue allgemeine bürgers 
liche Gefeßbuh im gegenwärtigen J. angeordnet, daß der 
Vormund bey Antretung der VBormundfchaft nicht fehuldig fen, 
Caution zu leiften. Diefe neuere Gefeggebung Eonnte diefe Be— 
freyung von der Realcaution um fo unbedenklicher ausfprechen , 

Nippel's Commentar IL, Th, 26 
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ald nach den Vorſchriften desfelben Fein Vormund ohne obrig: 
Eeitfiche Würdigung feiner Fähigkeit und übrigen Cigenfcyaften 
fein Amt antreten Fann (F- 191 u. 204), fohin immer der Fall 
eintritt, für welchen, filbft nach den Beftimmungen des römiſchen 
Rechtes, die Vormünder von einer Nealcaution befreyt waren, 
Zudem wird ein etwas beträchtliche Vermögen dem Vormunde, 
wenigftens nicht durch längere Zeit, in Händen belaffen, denn 
bewegliche Güter von Werth werden in gerichtliche Verwahrung 
übernommen, und unbewegliche Güter Eönnten, wenn fie aud) 
der Bormund wirklich veräußerte, immer wieder von den, dieſel— 
ben an fih dringenden Perfonen wieder abgefordert werden; . 
felbft von den jährlichen Ginkünften wird dem Vormunde nicht 
mehr in Händen belaffen, als zur ordentlichen Verwaltung und 
Erziehung des Waifen nothwendig ift. Wenn daher die Bor: 
mundſchaftsbehörde ihre Pflichten genau erfüllt, fo kann dem 
Minderjährigen felbft nicht Teicht durch eine nachläffige und un— 
getreue Berwaltung von Seite ded VBormundes ein unerfeßbarer 
Schade zugefügt werden. Der Vormund bleibt zwar auch in 
der Folge von der Gaution befreyt, fo lange er die durch das 
Sefeß zur Sicherheit des Vermögens beftehenden Borfchriften 
genau beobachtet, und zur gehörigen Zeit ordentlih Rechnung 
leget; Eommt er aber feinen Verpflichtungen nicht genau nach, 
und vernachläfjiget befonders derfelbe, in der gehörigen Zeit Nech- 
nung zu legen, fo kann und foll von Seite des Gerichtes aller: 
dings auf Leiftung einer Sicherftellung gedrungen werden. Es 
fragt fi nur hier, wie, auf was Weife diefe Sicherftellung zu 
feiften fey? Der $. 1373 de5 a. b. Gefegbuches fagt: Wer vers 
bunden ift, eine Gicherftellung zu leiften, muß diefe Verbindlich— 
Eeit durch ein Handpfand, oder durch eine Hypothek erfüllen. 
ur in dem Falle, daß er ein Pfand zu geben außer Stande 
ift, werden taugliche Bürgen angenommen. Bey diefer allgemei- 
nen Beftimmung de3 bürgerlichen Gefegbuches ſcheint ed daher 
auch im vorliegenden Zalle zu verbleiben, obfchon, nach römifchen 
Rechte, aus eine Caution durch Bürgſchaft geleiftet werden durfte, 
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8 238, 
Verbindlichkeit zur Rechnungslegung. 


Sn der Regel ift jeder Vormund und jeder Cura— 
for verbunden, über die ihm anvertraute Verwal: 
tung Rechnung zu legen. Bon der Rechnungöle- 
gung kann zwar der Erblaffer in Anfehung des 
von ihm freymwillig vermachten Betrages den Vor- 
mund losfprechen, auch das vormundfchaftliche 
Gericht kann diefes, wenn Das Einkommen die 
Auslagen für den Unterhalt und die Erziehung 
des Minderjährigen wahrfcheinlih nicht über: 
fteigt ; allein das in der Inventur aufgenommene 
Hauptvermögen und Capital muß ein Vormund 
in allen Fällen ausweifen, auch) von dem Zuftan- 
de feines Mflegebefshlenen, wenn darin eine 
wichtige Beränderung vorgeht, Bericht erftatten, 

1) Jeder Machthaber ift feinem Machtgeber, um fo mehr 
alfo auch jeder Vormund dem Gerichte, von dem er als Macht: 
haber des Minderjährigen beftellt wird, über die geführte Ver— 
waltung Recenfchaft zu geben fchuldig. Doch ift ein Vormund 
nur über die ihm anvertraute Verwaltung Rechnung zu 
legen verbunden, 

Wenn daher die Verwaltung von dem Erblaffer oder dem 
Gerichte unter Mehrere vertheilt ift, fo Fann von Jedem die Rech— 
nung nur über feinen Verwaltungszweig verlangt werden, und 
es muß aus allen diefen dann eine Hauptrechnung verfaßt wer— 
den. Diefe Hauptrehnung ift von demjenigen zu verfaffen, 
welchem das Gericht die Hauptführung der Gefchäfte aufgetragen 
hat; follte aber das Gericht vernachläffigt haben, die Hauptfüh⸗ 
rung der Geſchäfte einem aus den mehreren Vormündern zu über— 
tragen, fo müßte daöfelbe diefe Zufammenftellung der einzelnen 
Rechnungen in eine einzige Hauptrechnung felbft beforgen. Ver— 
walten aber die Wormünder das Vermögen des Minderjährigen 
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gemeinfchaftlich, oder theilen fie die Verwaltung ohne gerichtliche 
Genehmigung, fo haben fie auch eine gemeinfchaftliche —— 
zu legen ($. 210). 

2) Bon der Verpflichtung, Nechnung zu legen, Fann he 
fowohl der-Erblaffer felbft, als in manchen Fällen aud) das 
Gericht, den Vormund befreyen. Der Erblaffer Fann diefes über: 
haupt in Unfehung des von ihm freymwillig vermachten Betrages. 
Rührt daher dad Vermögen des Minderjährigen von Jemanden 
her, welcher demfelben einen Pflichttheil zu Hinterlaffen ſchuldig 
war, fo Fann fich diefe Befreyung von der Rechnungslegung nur 
auf jenen Antheil beziehen, welcher über Abzug des eigentlichen 
Pflichttheiles erübrigt. Da fich übrigens diefe Befreyung des 
Grblafferd nur auf die verfrauungdvolle Vorausſetzung grün: 
den kann, daß der Vormund ohnehin als ein getreuer und forg- 
faltigee Verwalter des Vermögens des Minderjährigen fich bes. 
nehmen werde, fo unterliegt e5 feinem Zweifel, daß dad Gericht, 
fobald es offenbare Unordnungen, oder wohl gar ein unredliches 
Benehmen ded Vormundes entdeckte, die vom Erblaſſer zugeſtan— 
dene Befreyung zurüczunehmen nicht nur berechtiget, ſondern 
felbft verpflichtet fey. SIedoch wäre hier immer auf die aus der 
‚ Dispofition des Erblafferd hervorleuchtende Abſicht Rückſicht zu 
nehmen, ob nähmlich der Erblaffer nicht dem Vormunde den 
Fruchtgenuß des Vermögens gegen die Verbindlichkeit, den Min: 
derfährigen zu erziehen, uberlaffen wollte; welcher Fall fehr oft 
eintritt, wenn die Mutter ald fogenannte unverrechnende Vor: 
münderinn ernannt wird. — Uebrigens ift die in Gallizien ent— 
ftandene Meinung, ald ob die Vormünder für den Fall, daß 
das Einkommen der Mündel jährlich taufend pohlnifche Gulden 
nicht überfteigt, von der Rechnungslegung ipso facto befreyt 
feyen, irrig; ſondern diefe Befreyung hat nur dann Statt, wenn 
die Ausgabe durch die wahren Bedürfniffe des Mündels, worüber 
die Vormundfchaftöbehörde nach reifer Grwägung der Umftände 
den Schluß zu faſſen hat, derley geringes Einkommen erfchöpft '). 

3) Das Gefeß redet hier von einem freywillig v erma cd): 
ten Betrage. — Daß unter diefem Ausdrucde nicht gerade ein 


4) Hofderret vom 27. Nov. 1793, Nr, 133. 
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Dermächtnig begriffen fen, fondern auch der Fall darunter ver: 
ftanden werden müffe, wenn der Erblaffer den Minderjährigen 
zum Erben einfegt, liegt am Tage. — Wie aber, wenn der 
Minderjährige Inteſtaterbe des Erblaffers ift, ohne jedoch deffen 
Motherbe zu feyn; Fann leßterer den Vormund oder Curator ded 
erfteren von der Rechnungslegung in Anfehung jenes Betrages 
befreyen, der ihm ab intestato zufällt? — Auch die bejahende 
Beantwortung diefer Frage fiheint die richtige, denn der Erb— 
Vaffer hätte ja, diefen Betrag dem Erben ganz entziehen können; 
um fo mehr Fann er ihm eine einfchränfende Glaufel beyfügen. 
Zudem legt der Erblaffer durch die Anordnung, daß der Vormund 
von der Rechnungslegung uber die Erträgniffe jenes Betrages 
befreyt ſeyn folle, der dem Minderjährigen ab intestato zufällt, 
den Willen, daß er ihn beerben folle, ausdrücklich an den Tag, 
und es ift daher eben fo viel, als wenn er ihm ausdrüdlich einen 
Erbtheil zugedacht hätte. 

4) Das Gericht felbft aber Fann den Vormund von ber 
Rechnungslegung befreyen, wenn dad Einfommen die Auslagen 
für den Unterhalt und die Erziehung des Minderjährigen wahrs 
fcheinlich nicht überfteigt. Denn fo lange dad vormundfchaftlis 
che Gericht fich überzeugt, daß der Minderfährige eine, den 
Cinfünften angemeffene Verpflegung und Erziehung erhält, würde 
es ald eine überflüffige und zweckloſe Beläſtigung des Vormundes 
erſcheinen, von ihm eine jährliche Rechnungslegung abzufordern. 
Schoöpfet aber dad Gericht aus dem kärglichen Unterhalte des 
Minderjährigen, oder aus andern Gründen, den Verdacht, daß 
der Vormund entweder mit dem Bermögen nicht auf eine enf- 
fprechende Weife wirthfchafte, oder wohl gar einen unerlaubten 
Gewinn für fid) beziehe: fo ift gleichfalld fein Anſtand, daß es 
die anfänglich auögefprochene Befreyung von der Rechnungsle— 
gung wieder zurücknehme. 

5) Was hier. von der Rechnungslegung gefagt worden it, 
gilt bloß in Anfehung der Erträgniffe des Capitals. Was das 
in die Inventur aufgenommene Hauptvermögen und Capital 
anbelangt, fo ift der Vormund fchuldig, ſich jederzeit darüber 
auszuweiſen, daß daöfelbe Feine Verminderung erhalten habe, 
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oder, wenn eine Verminderung vor fich gegangen feyn würde, 
daß hiezu die obervormundfchaftlihe Bewilligung eingehohlet 
worden fey, oder der Zufall diefe Verminderung veranlaßt habe, 
wie es 3. B. zur Zeit der Erfiheinung ded PBORER Finanzpaten⸗ 
tes der Fall geweſen iſt '). 


§. 239. 
Zeit der Rechnungslegung. 

Die Rechnungen müſſen mit jedem Jahre, oder 
längſtens innerhalb zweyer Monathe nach deſſen 
Verlauf, mit allen erforderlichen Belegen dem vor— 
mundfchaftlichen Gerichte übergeben werden. Sn 
diefen Rechnungen muß die Einnahme und Aus: 
gabe, der Ueberfchuß oder die Verminderung des 
Capitals genau beftimmt werden, Sft unter dem 
Vermögen des Minderjährigen eine Handlung 
begriffen, fo bat das Gericht fi) mit dem vor: 
gelegten beglaubigten Rechnungsabfehluffe, oder 
mit der fogenannten Bilanz zu begnügen und 
folche geheim zu halten, Gegen einen Bormund, 
der in der beftimmten Zeit die Rechnung zu le— 
gen unterläßt, müffen die den Umftänden ange— 
mefjenen rechtlichen Zwangsmittel angewendet 
werden, 

4) Dieſes Jahr ift, meines Erachtens, von der Zeit an zu 
rechnen, als dem Vormunde die Verwaltung ded Vermögens 
übergeben worden ift. Indeſſen wird ed, zur Erleichterung der 
Veberficht des Waifenftandes, rathlich, daß die erfteren Rechnun— 

4) Zufolge Hofdecret vom 3. Kebr. 1525 wurde erflärt, daß von der Rechnungsle⸗ 
gung befreyte Väter und Vormünder die Ausweiſung des Haupt-Vermögens 
ihrer minderjährigen Kinder oder Mündel jedes Jahr zu erneuern im Allge— 
meinen nicht verbunden, auch die Vormünder über den Zuſtand der Mündel 
nicht alljährig, ſondern nur, wenn darin eine wichtige Veränderung vorgeht, 

Bericht zu erſtatten ſchuldig ſeyen. Jedoch bleibe dem Ermeſſen des vormund— 

ſchaftlichen Gerichtes überlaſſen, die Ueberreichung jährlicher Ausweiſungen 


oder Berichte in einzelnen Fällen anzuordnen, wenn es dieſe Vorſicht aus 
beſonderen Gründen nothwendig findet. 
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gen ftückweife verfaßt, und mit Ende de gewöhnlichen Rechnungs: 
jahres, nähmlicy am letzten October, abgefchloffen werden. 

2) Ueber die Art und Weife, wie eine folhe Vormund— 
fhaftsrechnung gelegt werden müffe, hat dad Gefeß Fein beftimm: 
ted Sormulare vorgefchrieben, fondern fich mit Ertheilung der 
allgemeinen Vorſchrift begnüget, daß in derfelben die Ginnahme 
und Ausgabe, der Ueberfchuß oder die Verminderung des Capi— 
tal genau beftimmt werden müſſe. Die Grundlage de Em— 
pfanges in der erften Rechnung ijt dad uefprüngliche Inventarium, 
wozu ſich der allfällige Zumachd gefellet; jene der ferneren 
Nechnungen aber der zulegt auögewiefene, und vom Gerichte 
anerkannte Vorrath; dann folgen die weiteren Zuflüffe. Mit 
diefen Ausweifungen alfo, fo wie mit den Urkunden über die 
nachgefolgten Erwerbungen, obfchon man fie, ald dem Gerichte 
befannt , vorausfegen Eönnte, ift der Empfang zu belegen, Ben 
den Ausgaben muß theild dad Befugniß, dafern es nicht in der 
Natur der Sache, oder, in einer allgemginen Bewilligung liegt. 
durch die befonderen gerichtlichen Bewilligungen, theild müſſen die 
Beträge, wenn fie nicht ganz unbedeutend find, durch Quittungen 
oder andere angemeffene Befcheinigungen dargethan werden. 

In Nücficht de3 aus DVergleichung der Ausgaben mit dem 
Gmpfange etwa fich ergebenden baren Ueberſchufſes endlich 
tt von dem Vormunde anzugeben, ob er als nothwendiger Vor: 
ſchuß zurück zu behalten, oder gerichtlich ‘zu hinterlegen, oder 
wie er bereitd geſetzmäßig angelegt worden fey. In Rückſicht des 
verminderten Hauptftammes iſt ebenfalls vorzufchlagen, wie 
er wieder ergänzt werden könne '). Iſt unter dem Vermögen 
eine Handlung begriffen, fo hat fich dad Gericht mit dem vor— 
gelegten beglaubigten Rechnungsabfchluffe, nder mit der fogenann: 
ten Bilanz zu begnügen. Befigen mehrere Waifen ein ganz, oder 
doch zum Theile abgefondertes Vermögen, fo liegt es in der 
Natur der Sache, daß für feden eine befondere, oder, nebft der 
gemeinfchaftlihen, noch eine Separatrechnung geführt werden 
müffe. — Bey einem ausgebreiteteren Vermögen ded Minder: 





1) Zeillers Commentar $j. 233 und 232, Nr. 5, 3 und 5. 
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jährigen ift es bfters der Fall, daß der Vormund nicht alfe einzefne 
Theile deöfelben felbft bewirthfchaften kann, fondern die Bervirth: 
ſchaftung derfelben wieder eigenen Verfonen anvertrauen müffe, 
welche über die geführte Verwaltung dem Vormunde Rechnung 
zu legen haben. Diefe befondern Rechnungen find nun als Bey: 
lagen der VBormundfchaftsrechnung felbft zu verwenden, es ift 
aber aus denfelben nicht mehr in die Bormundfchaftsrechnung zu 
ziehen, ald was daher empfangen, oder dahin verwendet worden '). 
Bey Bormundfchaften aus der Volkiclaffe, wo das Vermögen 
nicht beträchtlich, und daher ſowohl dasfelbe, als die Rechnung, 
nicht Teicht einer Verwirrung unterworfen ift, muß von der Bor: 
mundfchaftöbehörde für die Sicherheit ded Waifenvermögend und 
deffen Benüßung. zwar ebenfalls geforgt, in der Verrechnung 
Gmpfang und Audgabe ordentlich angefegt, hierüber aber fich an 
einer den Begriffen ded gemeinen Mannes angemeffenen Rech: 
nungsart begnüget, und die Rechnung waf»die Teichtefte und Für: 
zefte Art erlediget werden ?). Uebrigens brauchen. dergleichen 
Rechnungen nicht vom Advocaten übergeben zu werden, fondern der 
DBormund Eann fie felbft unmittelbar einreichen oder einfenden ). 
3) Gegen einen Vormund, welcher in der beftimmten Zeit 
die Rechnung zu legen unterläßt, müffen die den Umſtänden an: 
gemeffenen Zwangsmittel angewendet werden. Gewöhnlich wird 
der Bormund, nach DVerftreichung der gefeßlichen Friſt, mit Ans 
beraumung eined neuen Termin zur Rechnungslegung ſchriftlich 
betrieben, und demſelben, wenn er dieſer Betreibung nicht nach— 
kömmt, ein Pönfall angedrohet, der bey der weiteren, nicht zus 


— 





4) Vergl. a. b. G. B. vom 1. Nov. 1736, 5. Hauptſtück, $. 79. Insbeſondere ift 
in dem Falle, als unter dem Vermögen des Minderjährigen eine Bergtoerfss 
Entität begriffen iff, und dem Vormunde ein bergmwerfsverftändiger Aſſiſtent 
beygegeben wird, die von demfelben über das feiner Verwaltung anvertraufe 
Bergwerksgut zu legende Rechnung von dert Bormunde als Beylage zu ſei— 
ner Bormundfchaftsrechnung anzufhließen. Bor der Erledigung jedoch hat 
die Pupillar- Inftang jedes Mahl vorläufig von der Berggerichtsbehörde die 
ihre auffallenden Erinnerungen über die das Bergwerfsgut betreffenden Rech— 
nungen zu vernehmen, und auf diefelben fodann die verdiente Rückſicht zu 
nehmen. Hofdecret vom 9. März 1755. 


2) Eod, , 33. 
3) Hofdecret vom 27. December 1993, Ne. 103, 
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gehaltenen Friſt eingehoben, und ein doppelter Pönfall für die 
Nichtbeachtung der neuerlich wieder gegebenen Friſt angedrohet 
wird. Kann dad Gericht auch mit diefem nicht zum Zwecke ge: 
langen, und wird die Legung der ausftändigen Rechnungen durch 
ein ganzed Jahr vergebens betrieben, dann ift zur wirflichen Ab— 
nahme der Vermögensverwaltung zu fchreiten, und auf Koften 
des faumigen Rechnungslegers der Maffe ein vertrauter eifriger 
Dertreter"zuzugeben, der den faumigen Rechnungsführer ad prae- 
standum factum der Rechnungslegung im ordentlichen Wege der 
Execution betreibe '). Die Erecutionsmittek beftehen aber darin, 
daß, wenn die Rechnungslegung durch einen Dritten zu Stande 
gebracht werden kann, auf Koften de3 faumfeligen Bormundes 
ein Rechnungsverftändiger hiezu verwendet werde, dem der Vor— 
mund die Behelfe an Handen zu geben hat; im alle aber diefe 
Rechnungslegung von einem Dritten, durchaus nicht bewerkſtelli— 
get werden Eönnte (obſchon diefed fehr felten der Fall ſeyn 
dürfte), fo bliebe Fein anderes Mittel übrig, ald den Vormund, 
wenn Vermögensſtrafen nicht wirken, durch Leibeöftrafen zu ſei— 
ner Pflichterfüllung zu vermögen. 


J. 240, 
Ort, wo die Rechnung zu legen. 


Wenn der Minderjährige in verfchiedenen Provinz 
zen unbewegliche Güter befist, deren Verwal: 
tung einem VBormunde allein anvertraut iſt, To 
muß der Vormund für jede Provinz eine beſon— 
dere Rechnung führen und der dortigen Behörde 
vorlegen; allein es bleibt ihm freygeftellt, zum 
Beſten des Minderjährigen den Ueberfchuß des 
in einer Provinz gelegenen Vermögens in einer 
andern zu verwenden, 

4) Hat der Vormund lediglich über ein bemwegliches Ber: 
mögen Rechnung zu legen, oder befinden fich die feiner Verwal— 
“tung anvertrauten unbeweglichen Guter in der nähmlichen Pros 


1) Sofdecret vom 26. April 1790, Ar, 17. 
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vinz, ton die Vormundfchaftöbehbrde ihren Sig hat: fo ift nur 
eine Rechnung zu legen, und diefe dem gedachten vormundfchaft: 
lichen Gerichte zu übergeben. Er muß fohin jeden Empfang, 
woher er immer komme, dahin verrechnen ; wenn er daher auf 
aus fremden Ländern Geld einnimmt, bringt es feine Pflicht mit 
fi), über diefe Einnahme der dießfeitigen Obervormundfchaft Re: 
chenfchaft zu geben, ohne Rückſicht, in welchem Lande die Activ- 
forderungen haften, von welchen derfelbe diefe Gelder bezieht. 
Don diefer Regel ift nur der Kal auögenommen, wenn in dem 
Auslande, wo dad Capital anliegt, hierüber befondere Geſetze 
und Verfaffungen beftehen, gemäß deren uber dad dortländige 
Gapital und deffen Zinderhebung eine befondere VBormundfchaft 
bejtellt wäre '). 

3) Wie in dem Falle vorzugehen ſey, wenn der Minder— 
jährige in verſchiedenen Provinzen unbewegliche Güter beſitzt, 
hierüber erklärt ſich der gegenwärtige F. 

Iſt neben dem Vormunde ein Curator in der andern Pro— 
vinz aufgeſtellt, ſo muß doch der Vormund mit demſelben zum 
Wohle des Minderjährigen im Einverſtändniſſe zu handeln ſuchen; 
es muß ihm von dem letztern ein beglaubigter Auszug der erle— 
digten Rechnung zugeſendet, und dieſer der Vormundſchaftsbehörde 
vorgelegt werden; wenn ſich in einer Provinz ein Ueberſchuß ergibt, 
ſo hat, nach meiner Ueberzeugung, die Vormundſchafts- und nicht 
die Curatelsbehörde zu entſcheiden, wie derſelbe weiter zu verwen— 
den ſey, weil dieſer Ueberſchuß ſich in bewegliches Vermögen ver— 
wandelt, über welches nicht die Curatels-, ſondern die Vormund⸗ 
ſchaftsbehörde zu wachen hat. 

§. 241. 
Art der Rechnungserledigung. 


Das vormundfchaftliche Gericht iſt verbunden, die 
Rechnungen des Bormundes nach den beſonde— 
ren Borfchriften durch) Rechnungs und Sachver— 
ſtändige prüfen und berichtigen zu laſſen, und die 
Erledigung darüber dem Vormunde mitzutheilen. 





1) Hofderret vom 11. November 1791, Nr. 220: 
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Sit in den Rechnungen etwas vergeffen worden, 
oder fonft was immer für ein Verjtoß unterge- 
laufen, fo kann diefes weder dem Vormunde noch 
dem Minderjährigen zum Nachtheil gereichen, 

4) Dad vormundfchaftliche Gericht ift vor Allem verbunden, 
darauf zu fehen, daß der Vormund zur gehörigen Zeit Rechnung 
lege. Zu diefem Zwecke fchreibt die allgemeine Anftruction für 
die Quftisftellen, zweyte Abtheilung $$. 53 u. 54, vor, daß jedes 
Gefchäft, in welchem Rechnung zu legen fümmt, und jeder dazu 
beftimmte Rechnungsleger in einem eigenen Protocolle anzumer: 
Een fey, um zu erfehen, ob die Nechnung in der geſetzmäßig be= 
ftimmten Zeit gelegt werde. Auch ift bey ordentlich organifirten 
Gollegialgerichten für jeden Nechnungsleger ein Neferent zu be= 
nennen, welcher darauf zu fehen hat, daß fowohl wegen Legung 
ald Erledigung der Rechnung dad Nöthige vorgefehrt werde. 

2) Wenn die Rechnung bey dem Ginreichungd = Protocolle 
überreicht worden, ift fie dem Buchhalter, und durch diefen, oder 
wo feiner iff, unmittelbar durch die Stelle einem Raitofficianten 
mit dem Auftrage zu übergeben, daß hierüber binnen 14 Tagen 
die Erinnerungen erftatfet werden follen, wenn nicht etwa die 
Größe und MWeitfchichtigfeit der Rechnungen eine verhältmäßig 
längere Friſt erfordern. Die Pflicht des Naitofficianten ift, die 
Rechnung genau zu durchgehen, und zwar, wenn ed um eine 
erfte Rechnung zu thun ift, mit Zuhülfenehmung der fammtlichen 
Abhandlungsacten und Urkunden, aud denen das zu verrechnende 
Vermögen entitanden, außerdem aber mit Entgegenhaltung der 
vorhergehenden Rechnung. Seine Aufmerkfamfeit muß darauf ge: 
richtet feyn: a) ob in dem Empfange nicht ausgelaffen worden; 
b) ob die ntereffen oder fonftigen jährlichen Einfünfte genau 
auf einander folgen, und nichts übergangen worden ;<c) ob die 
Ausgaben der Drdnung nach bewiefen find; d) ob nicht der Rech— 
nungöleger eigenmächtig vorgegangen, und alfo eine gerichtliche ı 
Bewilligung nachzutragen habe; e) ob der Rechnungdleger in der 
gefegmäßigen Sicherheit den Naitreft ausgewiefen habe. — ever 
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Umſtand ift mittelft einer befondern Zahl zu bemerken, und dem 
Buchhalter zur Controllirung der Nichtigkeit diefer Anmerkungen, 
und Weberreichung an dad Einreichungs= Protocol! zu behändigenz 
wo Fein Buchhalter ift, wird die Rechnung unmittelbar zum Ein= 
reichungd= Protocolfe übergeben. Bey diefer Revifion hat der Rait- 
officiant nicht mit übertriebener Strenge vorzugehen, Feine Aus: 
ftellungen zur Chicane, noch Vorfchläge zu geträumten Verbeſſe— 
rungen zu machen '). 

3) Wenn nun diefe Erinnerungen mit der Rechnung dem 
Referenten zugeftellt werden, hat er diefelben zu durchgehen, fich 
von ihrer Nichtigkeit durch Einfehung der Rechnung zu verfichern, 
fein Referat hierüber, nebft den von ihm etwa felbft gemachten 
Bemerkungen, zu verfertigen, und dad Formale, nach welchem er 
die Bemängelung zu verfaffen glaubt, vorzutragen. Wenn eine 
Erinnerung des Buchhalters oder Raitofficianten nähere Auffla: 
zung fordert, fo ift zur DBerathfchlagung der Buchhalter oder 
NRaitofficiant, der die Erinnerung gemacht, zur Auskunft beyzuzies 
hen. — Entdedte der Referent einen wichtigen übergangenen Um: 
fand, fo ift der nachläffige Arbeiter zu mehrerer Genauigkeit an— 
zuhalten, bey nicht erfolgter Wirkung einer ſolchen Erinnerung 
nach Beſchaffenheit zur Verantwortung zu ziehen, auch alfenfalld 
(jedoch unter Beobachtung der dießfalls — geſetzli⸗ 
chen Vorſichten) zu caſſiren. 

Ueber das Rechnungs-Referat iſt, ob die Rechnung zu er— 
ledigen, und ob dem Rechnungsführer nur in künftiger Rechnung 
einige Nachträge anzubefehlen, oder ob ordentliche Mängel aus: 
zuftellen find, in ordentlicher Sigung zu berathfchlagen, und 
nach dem auöfallenden Conclusum entweder da5 Absolutorium‘ 
zu ertheilen, oder die Zufertigung der A —— zu veranlaſſen, 
zugleich auch die Friſt, binnen welcher die Mängel zu erläutern, 
mit Rückſicht auf die den Umſtänden angemeſſene Thunlichkeit, zu 
beſtimmen. Die ausgeſtellten Mängel hat der Rechnungsleger bin— 
nen der ihm beſtimmten Friſt zu erläutern. Dieſe Erläuterung 
iſt dann abermahld zu beurtheilen. Iſt fie zureichend, fo iſt 


4) Juſt. 96. 54 und 517. 
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die vorige Bemängelung aufzuheben, oder nach Umftänden abzu: 
andern. Wäre die Rechtfertigung nicht hinlänglich, fo find dem 
Rechnungdleger in der Erledigung die den Rechten angemeffenen 
Aufträge zu machen. In dem Aufttage ift zur Befolgung die 
verhältnigmäßige Friſt zu beftimmen, und diefelbe in dem Proto— 
colle anzumerfen; auch iſt über die Befolgung der gerichtlichen 
Aufträge alles Ernftes zu wachen. Wenn der Nechnungsführer 
die in Anfehung der Mängel ihm gemachten Aufträge vollftändig 
befolget hat, wird ihm das Absolutorium ertheilet *). 

4) Zür die gefammten innerdfterreichifchen Länder, dann 
Tyrol, wurde verordnet, daß die Pupillarrechnungen nicht durch 
aufgeftellte eigene Naitbeamte aufgenommen, fondern den zwey 
nächften Unverwandten zugemwiefen werden follen, welche fodann, 
mit Zuziehung von Sachverftändigen, diefelbe in jeder Art zu bes 
handeln haben, wie die Inftruction für die Quftizbehörde vor: 
fhreibt. Dabey find die, obfchon entfernten Verwandten im Lande, 
den im Audlande befindlichen, obgleich naheren Verwandten vor— 
zuziehen, und find die Verwandten vaterlicher und jene mütter: 
licher Seite, bey Aufnahme der Waifenrechnungen in gleiche Rück— 
ficht zu nehmen, da fie auch im Erbrechte gleich geftellt find. 
Iſt nur ein einziger Verwandter des Waifen vorhanden, fo hat 
derfelbe einen zweyten Sachverftändigen beyzuziehen; bey Abgang 
aller Verwandten ift zweyen fachverftandigen, vertrauten Män— 
nern von gleichem Stande des Pupillen die Rechnungserledigung 
aufzufragen. Dabey verfteht ed fich von ſelbſt, daß die Rech: 
nung ſammt der Revifion fohin dem Gerichte überreicht und von 
dieſem die ämtliche Erledigung nach der Inftruction ausgeferfigt 
werden müffe °). 

5) Diefe dem VBormunde über die gelegte Nechnung aus: 
gefertigte Urkunde (Absolutorium) fchließt aber das Necht nicht 
aus, einen erft fpäter entdeckten, in einer argliftigen. Handlung 
des Vormundes gegründeten Mangel ($. 262), oder einen Aus: 
laſſungs- und Rechnungsverftoß nicht nur bis zur letzten (Schluß-) 


1) Inſtr. 95. 53 — 62. ° 


2) Hofdeeret vom 23. Detober 4791, Nr. 1; A. Februar 1793, Nr. 1515 und 8. 
December 1215, Ne. 1195. 


444 [$. 243.] 


Rechnung, fondern auch bid zum Verlauf der VBerfährungszeit 
geltend zu machen. — Hat daher der Vormund in der Rechnung 
etwas in Empfang zu nehmen überfehen, fo Fann er auch nad) 
auögefertigtem Abfolutorium um den dießfälligen Erſatz angeganz 
gen werden, fo wie im Gegentheil er, wenn er eine zu paflirende 
Auslage aus Verſehen nicht in Nechnung geftellt hat, die Ver— 
gütung auch nachträglich fordern Fann. 


(. 243. 


Befondere VBorfhriften für den Vormund bey der mittelbaren Vermögens— 
verwaltung. Snfonderheit bey Vertretungen, 


Ein Minderjähriger kann weder ald Kläger, noch 
als Geklagter vor Gericht erſcheinen; es muß 
ihn der Bormund entweder ſelbſt vertreten, oder 
durch einen Andern vertreten laffen, 


4) Dem Bormunde fommt nächft der Verwaltung des ihm 
unmittelbar anvertrauten Waifengutes auch die Obforge zu, daß 
der Minderjährige nicht durch feine eigenen Handlungen einen 
Schaden leide. Aus diefem Grunde hat der Gefeßgeber bey meh: 
teren Nechtögeichäften dem Miinderjährigen theild dad Befugniß 
zur Abfchliegung derfelben ganz entzogen, theild in felben auf 
mehrfache Weife befchränket. — Bor Allem ordnete derfelbe an, 
daß ein Diinderfähriger weder ald Kläger, noch ald Geflagter 
vor Gericht erfcheinen könne, fondern ihn fein Vormund entwes 
der felbjt vertreten, oder durch einen Andern vertreten laffen 
müffe. Wenn alfo aud) der Minderjährige ſich felbft durch einen 
fähigen Nechtöfreund vertreten laffen wollte, fo kommt ihm doch 
weder die Auswahl deöfelben, noch die Beurtheilung, ob 
er fih in einen Prozeß einlaffen folle oder nicht, noch auch 
die Macht zu, durch die Verhandlung der feine Perfon oder 
fein Vermögen betreffenden Streitfahe, durch fein Geſtändniß, 
durch Auftragung, Annahme oder Zurücfchiebung eines Eides ꝛc. 
feinen Rechten etwad zu vergeben, fondern er ift in allen diefen 
Stücken feinem Vormunde, ald Vertreter feiner Rechte, unter— 
geordnet. Webrigens ſteht es dem Vormunde frey, ob er, wenn 


[$. 244. ] 415 


er die nöthigen Eigenschaften befigt, den Prozeß unmittelbar felbft, 
oder durch einen andern Rechtöverftändigen führen wolle '). Da 
eine ſolche Prozeßführung befondere Sachfenntniffe und Eigen: 
fchaften erfordert, welche nicht bey jedem, auch fonft gebildeten 
Vormunde vorausgefegt werden dürfen, und da eine foldye Mühe— 
waltung nicht unter diefenigen Befchäftigungen gerechnet werden 
kann, welche dem Vormunde fchon vermöge feines Amtes zuſte— 
hen: fo bin ich der Meinung, daß, wenn der Vormund einen 
folhen Prozeß ſelbſt führt, er auch dieferwegen feine Deferviten 
eben fo aufzurechnen berechtiget fey, wie der Handwerfömann, 
der für feinen Mündel Kleidungöftüde oder Geräthfchaften ver: 
fertiget. 

2) Wenn der Minderjährige gegen obige Vorfehrift in einer 
Streitfache eigenmächtige Schritte machen follte, fo find diefelben 
nichtig, und die Partey ift von dem Gerichte gleich anfänglich, 
oder, wenn das wefentliche Gebrechen erjt während des Verfah— 
vend entdedt wird, durch Aufhebung ded Berfahrens auf die 
Beobachtung des Geſetzes und der Gerichtönrdnung zu weifen, 
ja, fogar das bereit gefällte Urtheil, wenn der Vormund es 
dem Rechte des Minderjährigen nachtheilig findet, für ungültig 
zu erklären °). - 


b. 244, 
Bey Verträgen des Pflegebefohlenen. 

Ein Minderjähriger ift zwar berechtiget, durch er- 
laubte Handlungen, ohne Mitwirkung feines Vor— 
mundes, etwas für fich zu erwerben; allein er 
kann, ohne Genehmhaltung der VBormundfchaft, 
weder etwas von dem Seinigen veräußern, noch 
eine Verpflichtung auf fih nehmen, 

1) Damit der Minderfährige, aus Mangel an Cinficht oder 
aus Leichtfinn, fein Eigenthum nicht verfplittere, oder fich zu Fünf: 
tigen Leiftungen auf eine ihm nachtheilige Weife verbindlich mache, 

1) Siehe Zeillers Commentar. 
2) Siehe Hofdeeret vom 4, Juny 1739, und Zeilferss Commentar, 
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ordnet der $. an, daß der Minderjährige, ohne Genehmhaltung der 
Bormundfchaft, d. i. des Vormundes, und in wichtigeren Fallen 
auch des vormundfihaftlichen Gerichtes, weder etwad von dem Sei— 
nigen veräußern, noch eine Verpflichtung auf fih nehmen könne. 

2) Dagegen ift derfelbe allerdings berechtiget, durch erlaubte 
Handlungen, ohne Mitwirkung feined Vormundes, etwas für fich 
zu erwerben, 3. B. durch Occupation, durch Zuwachs, Erfigung, 
Schenkung u. f. w., indem hier der obige Örund nicht eintritt, 
und ein Verboth in diefem Falle dem Niinderfährigen nicht zum 
Bortheile, fondern zum Nachtheile gereichen würde. Nur Kinder, 
d. i. Perfonen, die das fiebente Lebensjahre noch nicht zurückge— 
legt haben, können auch durch erlaubte Handlungen für fich nichts 
erwerben, fondern müffen bey einem folchen Erwerbungsgefchäffe 
immer durch den Vormund verfreten werben. 

3) Schließt dagegen der Minderfährige für ſich ein Rechts— 
gefchäft, worin er zugleich Rechte erwerben, dagegen aber auch 
Berbindlichkeiten auf ſich nehmen foll, fo ift diefes Geſchäft kei— 
neswegs, wie man etwa glauben konnte, in erſterer Hinſicht gül⸗ 
tig, ſondern ſelbes iſt, wenn es die vormundſchaftliche Genehmi— 
gung nicht erhält, in ſeinem ganzen Umfange ungültig. Indeſſen 
iſt derjenige, welcher auf dieſe Art und Weiſe mit dem Minder— 
jährigen einen Vertrag eingegangen hat, keineswegs befugt, von 
demfelben wieder zurüdzufreten, fondern muß abwarten, bis von 
Seite der Vormundfchaft eine Erklärung erfolgt; jedoch kann er 
eine angemeffene Friſt zu diefer Erklärung in der Art verlangen, 
daß, wenn binnen diefer Friſt die Erklärung nicht erfolgt, er ohne 
weiterd von dem gegebenen DVerfprechen zurüdtreten könne ($. 
865). Wenn indeffen bey einer, felbft mit einer unentgeldlichen 
Erwerbung eines Rechtes was immer für eine Beläſtigung des 
Minderjährigen verknüpft ift, fo ift der Vormund berechtiget , 
das dießfällige Nechtögefchäft rückgängig zu machen. 

. 245. 
Insbeſondere können Minderjährige, ohne Einwil- 
ligung der Bormundfchaft, keine gültige Ehe ein— 
gehen (IN. 49 — 51). 
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4) Einer der wichtigften Schritte im bürgerlichen Leben ift 
die Verehelichung. Hier bedarf es einer befondern Befonnenheit, 
daß das, ohnehin für jeden äußern Eindruck empfängliche, ju— 
gendlihe Gemüth fich nicht bloß der Sinnlichkeit hingebe, und 
die Warnungen der reiferen Vernunft und der Klugheit hintan 
fege. Wird daher der Vormund bey feinem Mündel eine ver: 
kehrte Neigung gewahr, fo muß er dafür Sorge tragen, daß 
felbe Feine tiefe Wurzeln faffe. 

2) Für Eeinen Fall darf der Minderjährige den wichtigen 
Schritt der Verehelihung eigenmächtig unternehmen, er muß 
vor Allem die Einwilligung feines Vormundes dazu zu erhalten 
fuchen. Aber auch die Einwilligung ded Vormundes iſt nicht hin- 
reichend, fondern es muß zugleich die Vormundſchaftsbehörde die 
Genehmigung hiezu ertheilen. — Sucht nun der Dlinderjährige 
die Ginmwilligung des Vormundes an, fo hat derfelbe auf folgen- 
de Puncte fein vorzüglihes Augenmerk zu richten: a) Woher 
die Neigung feines Mündeld zur Verehelichung mit der beftimm- 
ten Perfon entfpringez; b) ob beyde im Falle der Berehelihung 
dad nöthige Einkommen genießen, um in ihrem Stande Ach, und 
alfenfalld die in ihrer Che erzeugt werdenden Kinder ordentlich 
ernähren zu Eönnen; c) ob die Perfon, mit welcher der Min- 
derjährige eine Ehe einzugehen Willens ift, mwohlgefittet, und 
überhaupt von gutem Rufe ſey; d) oder ob nicht Krankheiten, 
oder andere, dem Zwede der Ehe hinderliche Gebrechen auf feiner 
Seite vorhanden find. — Findet der Vormund, daß die Nei— 
gung des Mündels, fich zu verehelichen, auf einer unedlen Trieb: 
feder beruhe, fo hat er, fo viel ald möglich, dahin zu trachten, 
daß er denfelben durch beyzubringende gütliche und wohlgegrün= 
dete Vorftellungen von feinem Vorhaben wieder abbringe. 

Durch ein von der k. k. oberften Juſtizſtelle an das Eönigl. 
böhmifche Appellationsgericht unterm 22. May 1789 erlaffenes 
Hofdecret wurde bedeutet: es Fomme bey Ertheilung des vor= 
mundfchaftlichen Confenfes zur Werehelichung eines Waifen nicht 
bloß auf die DBermögendverhältniffe, fondern hauptfächlich auf 
den Charakter deöfenigen, mit welchem der Waife den Che: 
contract eingehen foll, und die fonftigen Almjtande, wie auf die 

Nippel's Eommentar IL, Th, 27 
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Veberzeugung, daß die in Frage ftehende Che dem Willen des 
MWaifen gemäß fey, an, und e3 habe daher die Bormundfchaftöbes 
hörde in einem fo wichtigen und fo unabänderliche Folgen nad) fic) 
ziehenden Gefchäfte mit fehuldiger Aufmerkfamfeit und Sorgfalt 
fi) angelegen feyn zu laſſen, vor Ertheilung des Confenfes alle 
diefe Verhältniſſe gewiffenhaft zu erheben, und, je nachdem dieſe 
befunden werden, den Confens zu ertheilen, oder zu verfagen. 

3) Wenn von dem Vormunde die Angelegenheit der Verehe— 
lichung eines Mündels dem Gerichte angezeigt, und die gericht- 
Yiche Genehmhaltung angefucht wird, Fann zwar diefe Genehmhal- 
tung bey eintretenden hinlänglichen Urfachen fogleich abgefchlagen 
werden; wenn aber auch derfelben Bewilligung Feinem Anftande 
unterliegt, und ed nur auf die Errichtung eines dem Mündel ges 
deihlichen Heirathöbriefes ankommt, ift die Genehmigung demun— 
geachtet nicht zu ertheilen, fondern vorerft der Brautperfon des 
Mündels auf die Errichtung eines Heirathöbriefes, die Erwirfung 
deffen gerichtlicher Beftätigung, und Leitung fohiniger Sicherſtel— 
lung anzumweifen, und wenn all? diefed berichtiget ift, darf erft die 
Genehmigung erfolgen, niemahls aber bedingnißweife Heiraths— 
Gonfenfe ertheilt werden'). In Hinficht der Ehen, welche Pupilfen 
aus den deutfch- erbländifchen Provinzen in Ungarn ſchließen wollen, 
haben Se. Majeſtät zu verordnen geruhet, daß, um in Betreff 
der im befagten Königreiche vorfallenden Zrauungen der minder: 
jährigen Perfonen aus den deutfchen Erbländern den Fünftigen 
Collifionen mit den hierländigen Chegefegen vorzubeugen, die von 
den untern vormundfchaftlichen Behörden ausgefertigten Bewilli— 
gungsurfunden dem vorgefegten Appellationsgerichte zur Legalifiz 
rung einzufenden feyen 2). 

4) Auf dem Lande find die Unterfhanen überhaupt, ohne 
Unterfchied, ob fie groß- oder minderfährig find, gehalten, von 
ihren Grundherrſchaften die Crlaubniß zu ihren DVerehelichungen 
anzufuchen. Durch Hofdecret vom 13. Nov. 1829 wurde aus: 
drücklich entfchieden, daß bey Verehelichung eines minderjährigen, 


1) Hofdeeret vom 30. Sept. 1785, Rt. 472. 
2) Hofdecret vom 9. Detober 1407. 
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vaterlofen Orundbefigerd die Beybringung der grundobrigkeitli- 
chen Chelicenz nicht genüge, fondern insbefondere die oberpor: 
mundfchaftliche Bewilligung hiezu erforderlich fey. 


0. 246, 


Sn welchen Källen der Minderjährige ohne Einwilligung des Vormundes 
verbunden werde, 


Hat der Minderjährige, auch ohne Einwilligung ſei— 
ned Vormundes, fich zu Dienften verdungen, fo 
kann ihn der Vormund ohne wichtige Urfache vor 
der geſetz- oder vertragsmäßigen Frift nicht zu— 
rückrufen; was er auf diefe oder eine andere Art 
durch feinen Fleiß erwirbt, darüber kann er, fo 
wie mit jenen Sachen, die ihm nad) erreichter 
Miündigkeit zu feinem Gebrauche eingebandigt 
worden find, frey verfügen und fich verpflichten, 

1) Nicht nur zur Schließung einer Ehe, fondern auch zu 
einer andern Standedveränderung ift der Minderjährige gehalten, 
den Rath und die Einwilligung des Vormundes einzuhohlen. In 

Betreff der dem Vormunde in Anfehung der Standeswahl feines 

Mündels zuftändigen Nechte wurde bereits $. 216 dad hieher 

Gehörige erwähnt. Insbefondere haben unfere: Gefege Vorſorge 

getroffen, daß ein Minderjähriger ſich nicht ohne gehörige Weber: 

legung durch ein feyerliches Gelübde dem geiftlichen Stande wide 
me, indem der Regel nach zur Ablegung der feyerlichen Gelübde 
die, Zurücklegung ded 24. Jahresalters erforderlich iſt ), und 
hievon nur dann eine Ausnahme gemacht werden. kann, wenn 

“ein Geiftlicher ſchon 3 Jahre ununterbrochen im Orden ift, ſich 

immer gut befragen, und das einundzwanzigfte Lebensjahr) zu= 

rlichgelegt hat ?). Jedoch hat fich auch diefe Erlaubnig zu Folge 

Verordnung vom 7. July 1802 Feineswegs auf die Nonnenfld- 

fter auszudehnen. — In Rückſicht der Widmung zum Militärs 

27° 
1) Verordnung vom 17. Detober 1770. 
2) Handbilfet von 25. März 1302. 
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ftande beftehen dießfalls noc Feine beftimmte Berordnungen. 
Meberhaupt ift, wie Herr Hofrath v. Zeilfer in feinem Commen—- 
tare bemerkt, der Vormund berechtiget, einem Minderjährigen , 
welcher eigenmächtig einen Stand gewählt hat, davon zurück 
zu bringen. — In Anfehung des Militärftandes fcheint jedoch 
unterfehieden werden zu müffen, ob der Minderjährige feinem 
Stande nach) militärpflichtig fey oder nicht. Iſt er militärpflich- 
tig, fo kann die Militärbehörde nicht bemüßiget werden, denfelben 
wieder zurück zu geben; unterliegt er aber der Militärpflichtigkeit 
nicht, fo hat felbe, bey Aufnahme des Minderjährigen in den 
Militärftand, fi früher von der Zuftimmung des VBormundes 
zu verfihern, widrigens diefelbe, nach meiner Weberzeugung , 
den Minderfährigen auf Verlangen der Vormundſchaft wieder 
entlaffen müßte. — Auch müffen von Geite des Vormundes 
überhaupt wichtige Gründe angeführt und dargethan werden, 
wenn der Minderfährige vor der gefeß= oder verfragsmäßigen 
Friſt, als er fich zu beftimmten Dienften verdungen hat, zurück— 
berufen werden foll. Insbeſondere kann ein Minderfähriger nicht 
zum Nichteramte oder zur Advocatur zugelaffen werden '). 

2) Was fich der Minderjährige durch Dienfte oder auf eine 
andere Art durch feinen Fleiß, 3. B. durch Unterricht, Ausübung 
einer Kunft u. dgl. , erwirbt, darüber Fann er, fo wie mit jenen 
Sachen, die ihm nad) erreichter Mündigkeit zu feinem Gebrau- 
che eingehändigt worden find, frey verfügen und fich verpflichten. 
In Anfehung diefes ſelbſt erworbenen Vermögens iſt daher der 
Minderfährige ald ein unbefchränfter Eigenthümer anzufehen; er 
kann fich fohin, in Bezug auf dasfelbe, auf einen Vergleich 
einlaffen, ja, es fogar verfchenfen, und in fo fern er Schulden 
contrahirt, ift der Gläubiger berechtiget, auf felbes, nicht aber 
auch auf da3 der VBormundfchaft zuc Verwaltung anvertrante Ber: 
mögen, zu greifen und Erecution darauf zu führen. 


b, 247, 


Einem Minderjährigen, der das zwanzigfte Lebens 
jahr zurücdgelegt bat, kann die Obervormund— 


1) Hofdecret vom 21. Auguſt 1799. 
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fhaft den reinen Ueberſchuß feiner Einkünfte 
zur eigenen freyen Verwaltung überlaffen; über 
diefen feiner Verwaltung anvertrauten Betrag 
ift ex berechtiget, eigenmächtig fich zu verbinden, 


4) Durch diefe Anordnung fucht der Geſetzgeber den Min: 
derfährigen zur eigenen Verwaltung feines gefammten Vermögens 
gleichfam vorzubereiten, und er thut diefes unter ſolchen Vor— 
fihten, daß dadurch für den Minderjährigen unmöglich ein bes 
deutender Schade hervorgehen kann; denn erſtens befchränft er 
diefe Bewilligung auf die Zurücklegung des zwanzigften Lebens: 
jahres, vor welchem Zeitpuncte eine folche Freyheit für Eeinen 
Fall zu geftatten ift, folglich auf einen Zeitpunct, in welchem der 
Jüngling doch gewöhnlich fo viel Reife ded Verftandes und Feſtig— 
feit des Charakters befigt, um mit den Einkünften entfprechend 
gebaren zu können; zweytens berechfiget er nur, verpflichtet aber 
dad vormundfchaftliche Gericht nicht, dem Minderjährigen diefe 
Sreyheit zu geftatten, ſetzt alſo voraus, daß daöfelbe fich noch 
inöbefondere von den Eigenfchaften des Minderjährigen überzeuge ; 
endlich drittens Fann dadurch, felbft für den Fall, ald der Min— 
derjährige zur eigenen Vermögensverwaltung noch gar nicht ges 
eignet ſeyn follte, demfelben Fein beträchtlicher Schaden zuge— 
ben, da fein Stammvermögen deßwegen für alle Fälle unver: 
mindert, auch dafür geforgt bleibt, daß die Deckung der ordent— 
lichen, nothwendigen Ausgaben freygehalten werde, indem dem 
Minderfährigen nur der reine Ueberſchuß feiner Einkünfte an— 
vertraut wird. — Es ift fogar räthlich, daß der Bormund, wenn 
cr in dem Minderjährigen die gehörigen Cigenfchaften zu diefer 
eigenmächtigen Vermögendverwaltung zu erbliden glaubt, bey 
oem vormundfchaftlichen Gerichte wegen Einräumung dieſes Be— 
fugniffes den Antrag ftelle, weil derfelbe dadurch zugleich eine 
Probe ablegt, wie er im Kalle feiner Großjährigkeit mit feinem 


— Bermögen umzugehen wiffen werde. 


2) Indeffen kann in der Folge diefe freyere Vermogensvers 
waltung dem Mlindergährigen immer wieder abgenommen, oder 
gleich anfanglich nur für eine beftimmte Zeit in der Ark einge: 


422 [$. 248. ] 


räumt werden, daß nach diefer Zeit diefe Bewilligung neuerdings 
wieder ertheilt wird, — Daß übrigens dem Vormunde auch in 
Anfehung diefer freyen Vermögensverwaltung die Pflicht obliege; 
den Miinderjährigen hiebey zu beobachten, gehet aus dem oben 
Geſagten unzweifelhaft hervor, fo wie dadurch auch keineswegs 
dem Minderjährigen dad Necht eingeräumt ift, ſich in den, auf 
diefe freyere Vermögensverwaltung Bezug babenden Rechtöftrei- 
tigkeiten felbft vertreten zu dürfen. 


b. 248, 

Ein Minderjähriger, welcher fih nach zurückgeleg— 
tem zwanzigften Jahre bey einem Gefchäfte für 
großjährig ausgibt, ift für allen Schaden ver- 
antwortlich, wenn der andere Theil vor Ab: 
Tchließung des Gefchäftes nicht wohl erft Erkun— 
digung über die Wahrheit des Vorgebens eins 
hohlen Eonnte, Ueberhaupt ift er auch in Hinſicht 
auf andere verbothene Handlungen und den durch) 
fein Verſchulden verurfachten Schaden, ſowohl 
mit feiner Perfon, als auch mit feinem Vermö— 
gen verantwortlich. 

4) Durch diefe Anordnung befriedigt der Gefeßgeber die 
Forderung der Billigkeit von einer Seite, während er dadurch 
auf der andern Seite doch dem Minderjährigen den nöthigen 
Schuß angedeihen läßt. — Vor Allem muß hier darauf aufmerk— 
fam gemacht werden, daß der Gefeßgeber da5 mit dem Minder— 
jährigen abgefchloffene Gefchäft nicht durchgehends für gültig er— 
fenne, und daher der Vormundfchaft immer frey ftehe, dasſelbe 
zu zernichten, fondern den Minderjährigen nur verhalte, den 
dadurch zugefügten Schaden (nicht auch entgangenen Gewinn) zu 
erfegen. — Es wird fogar voraudgefeßt, daß die Bormundfchaft 
das Gefchäft ald ungültig erklären laffez denn nur von dein 
Schaden kann hier die Rede feyn, welcher dadurch entfteht, daß 
dad Geſchäft wieder rückgängig gemacht wird. Beben wir 5. B., 
der Minderjährige habe fein Reitpferd verkauft; findet die Vor— 
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mundfchaft den gefchloffenen Kaufvertrag für den Minderjährigen 
vortheilhaft, fo wird es demſelben die nachträgliche Genehmigung 
erteilen, und in diefem Falle kann von einem Schadenerfaße 
keine Rede ſeyn. Findet aber die Bormundfchaft den Kauf für 
den Mündel nachtheilig, fo wird felbe dad Kaufögefchäft annul- 
Viren und alles in vorigen Stand zurückbringen. In diefem 
Sale aber wäre nicht nur allein der dem Minderjährigen bezahlte 
Kauffchilling zurück zu ftellen, fondern auch alle fonftigen alf- 
fälligen Schadensvergütungen, wie 3. B. der für das Pferd, 
welches der Käufer noch nicht benüßte, zu deſſen Unterhalt aus- 
gelegte Betrag zu erfeßen. 

2) Damit aber diefe Schadloshaltung eintritt, fordert das 
Geſetz: a) ein Alter von zwanzig Jahren von Seite des Min: 
derfährigen; b) eine redliche Mieinung des Gläubigers; c) die 
ausdrückliche Vorgabe des Minderjährigen, daß er großjährig fen, 
und d) daß über die Wahrheit ded Vorgebens nicht leicht Er: 
Fundigung einzuziehen war. Wenn nun eines aus Ddiefen vier 
Erforderniffen mangelt, fällt auch dad Necht auf Schadenerfaß 
hinweg. Herr Hofrath v. Zeiller bemerkt dabey, daß bey der 
DBeurtheilung eines Streites von folcher Art auf die Wichtigkeit 
und Natur des Gefihäftes, ob es dringend war, oder Teicht einen 
Aufſchub litt; auf die Bedingungen, ob fie billig, oder wahrfchein- 
lich auf den Leichtfinn des Contrahenten berechnet ſeyen; auf die 
dent Gerichte befannte oder verdächtige Nedlichkeit des großjäh: 
rigen Contrahenten; auf die Befchaffenheit des Ortes, wo das 
Geſchäft gefchloffen worden iſt, und ob dorf nicht bey Verwand: 
ten, Angehörigen oder bey dem Gerichte nachgefragt werden Eonnte 
u. ſ. w., Rückſicht zu nehmen fey. 

35) Die Verpflichtung, Schadloshaltung Teiften zu müſſen, 
fiheint jedoch auf Seite derfenigen nicht einzutreten, über welche, 
nach bereitd erreichter phyſiſcher Großjährigkeit, die Bormundfchaft 
noch fortgefeßt wird. Denn der Grund der im gegenwärtigen $. 
ausgefprochenen gefeglichen Anordnung ift Fein anderer, als weil 
derjenige, welcher mit einem Minderjährigen, der bereits ein folches 
Alter erreicht hat, daß man ihn leicht für großjährig, d. i. für 
vierundzwanzig Jahre alt halten kann, ein Geſchäft abfihließt, für 
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den Ball, ald fich der Diinderjährige felbft für großjährig ausgibt, 
und nicht leicht Erkundigung über die Wahrheit ded Vorgebens 
eingehohlt werden Fann, in einem fchuldlofen Zerthume ſich bes 
findet, und daher den Schuß des Gefeged verdienet. Wird aber 
über einen bereits phyſiſch Großjährigen aus befondern Gründen 
noch die VBormundfchaft fortgeführt, fo muß diefes ohnehin in 
den öffentlichen Blättern befannt gemacht werden, und ed Fann 
daher, wenn dießfalld die Vorſchrift des Gefeges genau beobach: 
tet worden ift, die Unmiffenheit, daß die Vormundſchaft noch 
über die Jahre der Großjährigkeit fortgefegt werde, nicht ent— 
fhuldigen. Eben fo wenig Eönnte ed demjenigen, der mit einer 
ſolchen, rechtlich noch minderjährigen Perfon ein Gefchäft abfchließt, 
zu gufe gerechnet werden, wenn er dem Vorgeben derfelben, daß 
die über die Zahre der Volljährigkeit erſtreckte vormundſchaftliche 
Dbforge aufgehört hat, Vertrauen ſchenkt, weil dem geweſenen 
Euranden über die Aufhebung der Wormundfchaft immer eine 
Urkunde zu feiner Legitimation audgefertigt wird, mit welcher er 
fi) bey Schließung eines Gefchäftes auszuweiſen hat. 

4) Bey diefer Gelegenheit deutet dad Gefeg zugleich über: 
haupt an, daß ein Minderfähriger für feine unerlaubten Hand» 
lungen und für fein Verfchulden hafte. Die vollftändige Lehre 
hierüber gehört in dad Hauptſtück von dem Rechte des Schaden: 
erfaßed, und zum Theil in dad Strafgeſetz. 


d. 249, 


Endigung der Vormundfchaft. a) Durch den Zod. 


Eine Bormundfchaft endiget fich gänzlich durch den 
Tod des Minderjährigen. Stirbt aber der Vor- 
mund, oder wird er entlaffen, fo muß, nach Vor— 
fchrift des Geſetzes (SI. 198 u, 199), ein anderer 
beitellet werden, 


4) Die Erlöfhung der VBormundfchaft ift zweyerley: abfo- 
(ut und relativ. — Abfolut nenne ich die Erlöfhung, wenn 
die Vormundfchaft gänzlich erlifcht, fo, daß in Bezug auf den- 
jenigen, über welchen eine VBormundfchaft bejtanden hat, Feine 
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mehr exiſtirt, oder exiftiren fol; und relativ nenne ich fie, wenn 
bloß in der Perfon des Vormundes oder der Bormundfchaftöbes 
hörde eine Veränderung vorgeht, fo, daß in Bezug auf denjeni= 
gen, über welchen eine Bormundfchaft bejtanden hat, immer noch 
eine, aber eine andere beftehet. 

2) Ein Fall der abfoluten Erlöfchung fritt ein, wenn 
der Minderjährige ftirbt. Mit feinem Tode erliſcht auch zugleic) 
die Vormundſchaft; jedoch Liegt dem Vormunde od, die Verwal: 
tung des ihm anvertrauten Vermögens fo lange forfzuführen, 
bis von dem Gerichte die von der Befchaffenheit ded Vermögens 
und der Erben deöfelben abhängigen Verfügungen getroffen wor: 
den find ($. 1022). Bon der Verpflichtung, die Schlußrechnung 
zu legen, wird weiter unten ‚gehandelt werden. 

3) Stirbt der Vormund, fo tritt ein Kal der relativen 
Grlöfchungdart ein. Die Rechte und VBerbindlichkeiten des Vor— 
munde3 hören, der Regel nach, auf, und gehen als höchft per- 
fönliche Rechte und Pflichten auf feine Erben nicht über; nur 
haben die Erben, bis zur Bejtellung eined anderen Vormundes, 
oder einer anderen von dem Gerichte getroffenen Vorfehung , die 
Pflicht, für die Grhaltung des Vermögens zu forgen und die 
Schlußrechnung zu überreichen; eben fo haben auch diefelben 
die den Vormund treffenden Erſätze zu leiften ($. 548). Da: 
gegen treten felbe ohne Zweifel in das Recht ein, die dem Vor— 
- munde gebührende Remuneration in AUnfpruch zu nehmen, fo wie 
auch den Erfaß des von dem Vormunde zum Beften feines Pfle= 
gebefohlenen gemachten Aufwandes, in fo. weit jener diefen Erſatz 
felbft anzufprechen gehabt hätte, oder des ihm fonft zugegan= 
genen Schadens zu fordern. Daß in einem folchen Falle gleich 
wieder zur Aufftellung eined neuen Vormundes gefchritten, und 
dabey ganz fo, wie bey der erften Befegung, vorgegangen wer: 
den müfje, bedarf Faum einer Erwähnung. 

4) Der zweyte Fall der in Bezug auf den Bormund Statt 
babenden relativen Grlöfchung der Vormundſchaft ereignet fich 
bey feiner Entlaffung. Von diefer wird jedoch weiter unten (9%. 
253 — 261) gehandelt werden. 
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g. 250. 
b) Nach gehobenen Hinderniſſen ber Ausübung ber väterlichen Gewalt. 
Die Vormundfchaft endigt fih auch, wenn der 
Baker die durch einige Zeit gehemmte Ausübung 
feiner Gewalt wieder übernimmt ($. 176). 

In diefem Falle tritt die väterliche Gewalt an die Stelle 
der mittlerweiligen VBormundfchaft ; doch Fann diefes, wie Herr 
Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare bemerkt, nur unter 
öffentlicher Authorität des Gerichtes gefchehen, das ſich von der 
Wahrheit des gehobenen Hinderniffes, fo mie auch von der or: 
dentlichen WVerwaltung der geendigten VBormundfchaft, und von 
der Uebergabe ded Vermögens an den Vater überzeugen muß. 3 
So lange indeffen weder der Vormund um feine Entlaffung, noch 
der Dater um die erneuerte Einräumung feiner väterlichen 
Gewalt anſuchet, fcheinet auch die Gerichtöbehörde Amteswegen 
feine Verfügung treffen zu Fonnen; ja felbft dad Anfuchen 
des Vormundes allein fcheint hier nicht genügend zu feyn, denn 
der Ausdrud diefes $., daß die WVormundfchaft ſich endige, 
wenn der Vater die gehemmte Ausübung feiner Gewalt wieder 
übernimmt, fowohl, ald der des $. 176, daß, wenn die 
Hinderniffe aufhören, der Vater wieder in feine Rechte eintrete, 
foheinen die Endigung der Vormundfchaft in einem folchen Falle 
Vediglich von dem Verlangen ded Vaters abhängig zu machen. 


J. 251. 
ec) Durch die wirkliche Volljährigkeit. 

Die Vormundfchaft erlifcht auch fogleich, als der 
Dflegebefohlene die Großjährigkfeit erreicht hat; 
doch kann das vormundfchaftliche Gericht auf 
Anfuchen oder nah Vernehmen des Vormundes 
und der Verwandten, wegen Leibes- oder Ge— 
mithögebrechen des Dflegebefohlenen, wegen 
Berihwendung, oder aus anderen wichtigen Grünz 
den, die Fortdauer der Vormundſchaft auf eine 
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längere und unbeſtimmte Zeit anordnen, Diefe 
Verordnung muß aber in einem angemeffenen 
Zeitraume vor dem Eintritte der Volljährigkeit 
öffentlich bekannt gemacht werben, 


4) Dat der Minderjährige dad vierundzwanzigfte Jahr feiz 
ned Lebens zurückgelegt, fo wird er ipso facto großjährig, und 
die Vormundfchaft erlifcht von Nechtäwegen. Es bedarf fo= 
bin Eeiner ausdrüdlichen Erklärung der Großfährigfeit, wie ed 
das Joſephiniſche Geſetzbuch, V. Hauptft. $. 88, anordnet. Es ift 
daher fehr zweckmäßig, wenn fich die Bormundfihaftöbehörde gleich 
bey dem Anfange der Vormundfchaft von dem Geburtötage ded 
Minderjährigen Kenntniß verfchafft, um die Zeit der erreichten 
Großjährigkeit mit Verläßlichfeit angeben zu Eönnen. 

2) Sollte der Pflegebefohlene, ungeachtet feiner erreichten 
phyſiſchen Großfährigfeit, wegen Leibes- oder Gemüthögebrechen, 
wegen Verſchwendung, oder aus anderen wichtigen Gründen nicht 
geeignet feyn, die Obforge tiber fein Vermögen felbft übernehmen 
zu Eönnen, fo liegt dem Vormunde ob, eine angemeffene Zeit 
vor dem Eintritte der Volljährigkeit das vormundfchaftliche Ge— 
richt auf diefe Cigenfchaft des Pupillen aufmerkſam zu machen. 
Dad Gericht hat dann die vorgelegten Gründe, aus denen die 
Unfähigkeit zur felbftftändigen Leitung der Angelegenheiten des 
Pflegebefohlenen hervorgehen foll, genau zu unterfuchen, und 
wenn es diefelben richtig findet, die Fortdauer der Vormundſchaft 
auf eine längere und unbeſtimmte Zeit anzuordnen, nähmlich auf 
fo lange, bis fich dad Gericht die Ueberzeugung verfchafft, daß 
diefe Gebrechen nunmehr gehoben find, und der Pflegebefohlene 
zur Schlichtung feiner Angelegenheiten vollfommen fähig fey. 

3) Damit fich Zedermann genugfam fichern könne, fich mit 
dem in der Zwiſchenzeit phyſiſch großjährig gewordenen in Fein 
Nechtögefchäft einzulaffen, muß die Verordnung, zu Folge wel- 
cher die VBormundfchaft über ihn verlängert wird, in einem an: 
gemeffenen Zeitraume vor dem Eintritt der Vollfährigkeit öffent: 
lich bekannt gemacht werden. Eine folche Perfon ift alfo, nad) 
den Worten des Gefeßed, ungeachtet der in phyfiſcher Hinficht 
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erreichten Großfährigkeit, in rechtlicher Hinficht doch immer für 
minderjährig zu halten. 

4) Werden in der Folge die Gebrechen, wegen welchen die 
Dormundfchaft verlängert worden ift, gehoben, fo ift es ohne 
weiters Pflicht des Vormundes, das vormundfchaftliche Gericht 
deshalb in Kenntniß zu ſetzen, welches fich hievon gleichfalls die 
Ueberzeugung zu verfchaffen haben wird. Nach fich verfchaffter 
Ueberzeugung wird dad Gericht zur fürmlichen Großfährigkeits- 
Erklärung fchreiten. Ob diefe Großjährigkeits-Erklärung eben- 
falls öffentlich Eundgemacht werden müffe, ift in dem Geſetze 
nicht ausdrücklich entfchieden; eine ſolche Kundmachung iſt aber 
auch ganz unnöthig, weil ed nur dem Großjährigerklärten Nach: 
theil bringen Fann, wenn Andere diefe Großjährigkeitd= Erklärung 
ignoriren,, diefer aber durch die in Handen habende Urkunde alle 
diejenigen, die fih mit ihm in Gefchäfte Linzulaſen geſonnen 
wären, hievon überzeugen kann. 


J. 252, 
d) Sn die vermittelft ertheilter Nachfiht rechtlich angenommene 
Volljährigkeit. 

Einem Minderjährigen, welcher das zwanzigite 
Jahr zurüdgelegt bat, kann das vormundfchaft: 
liche Gericht, nach eingehohltem Gutachten des 
Hormundes, und allenfalls auch der nächiten Ber: 
wandten, die Nachficht des Alters verwilligen 
und ihn volljährig erklären. Wird einem Min 
derjährigen der Betrieb einer Handlung oder 
eined Gewerbes von der Behörde verftattet, fo 
wird er dadurch zugleich für volljährig erklärt. 
Die Erklärung der Volljährigkeit hat ganz glei- 
he rechtliche Wirkung mit der wirklich erreich- 
ten Volljährigkeit. 

4) Die VBormundfchaft kann fich, außer der wirklich erreich— 
sen Volljährigkeit des Pflegebefohlenen, dadurch endigen, daß von 

Seite des vormundfchaftlihen Gerichtes demfelben die Nachficht 


[$. 252. ] 429 


des noch abgangigen Alters ertheilt, und derfelbe für volljährig 

erklärt werde. Die Bedingungen zus Verleihung der Nachficht 

des Alters find: 

a. ein Anfuchen des Pflegebefohlenen, Amteöwegen wird fie 
nie ertheilt. Cine andere Frage aber ift, ob nicht auch der 
Bormund, oder die Anverwandten des Pflegebefohlenen um 
feine Bolljährigfeits = Erfläarung anfuchen Eönnen? — Herr Hofe 
rath v. Zeilfer erklärte fich in feinem Commentare für die bes 
jahende Beantwortung obiger Frage; da er aber beyfügt, daß 
die Nachficht des Alters dem Pflege‘ efohlenen gegen feinen 
Willen nicht aufgedrungen werden Fönne, fo fegt er offenbar 
voraus, daß dad Anfuchen des Vormundes oder der Berwand: 
ten mit Ginverftändniß des Pflegebefohlenen gefchehe. Würde 
daher der Vormund, oder ein Verwandter, ohne Einverſtänd— 
niß des Minderfährigen, ein folched Gefuch überreichen, fo wäre 
entweder der Minderjährige einzuvernehmen, oder das Geſuch 
auf die Mitfertigung deöfelben zu verweifen. 

b. Ein vollftändiges Alter von zwanzig Jahren, vor welchem 
felbft ausnahmsweiſe eine reife Beurtheilung nicht anzunehmen 
ift. — Der Grundfaß, daß vor dem zwanzigften Jahre Eein 
Menfch die gehörige Fähigkeit habe, fich felbft zu leiten und 
fein Vermögen zu verwalten, ift ein juriftifched Dogma, oder, 
wie ſich die Juriften auszudrücken pflegen, eine praesumtio ju- 
ris et de jure, welche gar feinen Gegenbeweis zuläßt. 

ce. Einhohlung der Meinung des Vormundes, und, wenn diefe 
nicht günftig und befriedigend ift, oder wenn es wahrfcheinlich 
wird, daß fich der Vormund vielleicht gern einer Laft entledi- 
gen will, der Verwandten, der Erzieher und anderer Zutrauen 
yerdienender Perfonen, die den Minderjährigen näher zu be: 
obachten Gelegenheit hatten. 

2) Die hier berührten Grforderniffe dienen aber Tediglich 
nur dazu, um außer Zweifel zu fegen, daß der Minderjährige 
die gehörige Fähigkeit, die bey einem Öroßfährigen vorausgefegt 
wird, bereit5 erlangt habe, und welche es daher der Vormund— 
fchaftöbehörde möglich macht, den Niinderfährigen für großfährig 
zu erklären; aber fie find noch nicht hinreichend, um die Vormund— 
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fchaftsbehörde zu bemüßigen, diefe Großfährtgfeitd » Erklärung zu 
ertheilen, ſondern ed müffen, um dieſes thun zu Fönnen, noch 
folche Verhältniffe hinzukommen, welche eine ſolche Großfährig- 
Feit3» Grflärung für den Pupillen wünfchenswerth machen. — 
Es ift zwar diefe Anſicht in der Praxis fehr beftritten, Indem 
viele ausgezeichnete Praktiker glauben, daß, wenn einmahl 
außer Zweifel gefegt ift, daß ein zwanzig Jahre alter Minder— 
jähriger die Fähigkeit, fich Telbft zu leiten und fein Vermögen zu 
verwalten, erlangt hat, die Bormundfchaftöbehbrde Feine weiteren 
Umftände mehr in Weberlegung zu ziehen brauche. Allein zieht 
man in Erwägung, daß die hier einfchlägigen gefeglichen Beſtim— 
mungen des ofephinifchen, dann des Meftgallisifchen und des 
gegentwärtigen Gefegbuches wenigftens in der Art übereinftim- 
mend feyen, daß nicht angenommen werden kann, in dem gegen= 
wärtigen. Gefegbuche fey eine Abänderung von den früheren Ge: 
fegen beabfichtiget; fo läßt es, nach meiner Weberzeugung, Faum 
einem Zweifel Raum, daß meine aufgeftellte Anficht, mit der 
auch der Commentar des Herrn Hofraths v. Zeiller überein= 
ftimmt, die richtigere fey. Es verfügt nähmlich das Zofephinifche 
Gefegbuch im fünften Hauptft. $. 89 Folgendes: „Wird hingegen 
ein Minderfähriger, auch vor erfülltem vierundzwanzigften Jahre, 
feine Gefchäfte felbft zu beforgen fähig befunden, fo ift der Vor— 
mundfchaftöbehörde im Allgemeinen die Macht eingeräumt, 
einem folchen auf fein, feiner, Verwandten oder feines Vormun— 
de3 Anſuchen, die Nachficht des Alters zu ertheilen und fein Vers 
mögen einzuantworten.” Aus biefer Gefegeöftelle gehet Elar her= 
vor, daß die erwiefene Fähigkeit ded Minderjährigen, feine Ges: 
fchäfte felbft beforgen zu können, noch nicht auch feine Großjäh— 
rigfeitd = Erklärung mit Nothwendigkeit herbeyführe, weil im die 
fem Falle der Vormundfchaftöbehorde nur die Macht hiesu eins 
geräumt ift. — Da aber auch nichf angenommen werden kann, 
daß der Gefeßgeber es lediglich der Willkühr der Vormundſchafts— 
behdrde überlaſſen wollte, ob fie dem Minderjährigen die Nach 
ſicht des Alters ertheilen wolle oder nicht, fo ift auch klar, daß 
feine Abficht dahin ging, die Vormundſchaftsbehörde folle auch da= 
bey jedesmahl in Weberlegung nehmen, ob wohl zugleich folche befon- 
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dere Verhältniffe eintreten, die einen wahren, dauerhaften Mugen 
aud der früheren Volljährigkeits-Erklärung hoffen laffen. 

3) Nebft der hier erwähnten auddrüdlichen Altersnach— 
ficht gibt ed auch eine fHillfehweigende oder gefegliche,. 
nähmlich durch Verleihung einer Handlung oder eines Gewers 
bes *). Der Grund liegt in der Betrachtung, daß die Führung 
diefer Gefchäfte die Fähigkeit, fich duch Verträge gültig verbinz 
den zu können, verlange. Da indeffen die Verleihung von Hands 
lungs- und Gemwerböbefugniffen nicht den Juſtiz-, fondern den 
politifchen Behörden zufteht, fo find dieſelben angewieſen, fic) 
vor einer folchen Verleihung früher mit der betreffenden Vor: 
mundfchaftöbehörde in das Einvernehmen zu fegen *). Webrigens 
ift auch aus den bereit $. 474 auseinandergefesten Gründen hier 
nothwendig, daß der Minderjährige dad zwanzigfte Jahr zurüd- 
gelegt habe. 

4) Es zeigen übrigend die Worte diefes F., daß nicht die 
Grlangung des Eigenthums eined Gewerbörechted, welches jedem 
Käufer eines verkäuflichen oder radicirten Gewerbes zukömmt, 
fondern die Bewilligung, dad Gewerbe zu betreiben, die Groß— 
jährigkeitd » Erklärung nach fi) ziehe, Wenn alfo einem Minder— 
jährigen ein Gewerbe durch Erbfchaft zufällt, oder wenn derfelbe 
auf eine andere rechtliche Art, 3. B. durch Kauf, Tauſch, Schen- 
Fung u. |. w., ein folches erlangt, und auch bereits als Eigen— 
thümer des Gewerbes grundbüchlich oder gewerbbüchlich ange- 
fehrieben wird, fo ift er dadurch im rechtlichen Sinne des Wor— 
tes noch nicht vollfährig, fondern er wird ed erft, wenn ihm die 
politifche Behörde die Bewilligung zur Ausübung ertheilt, — 
Würde die politifche Behörde vernachläffigen, fich vor der Ge— 
werböverleihung mit der Vormundfchaftsbehörde des Mlinderfäh- 
rigen in das Cinvernehmen zu fegen, fo wäre deffenungeachtet 
der Minderfährige für volljährig zu achten, diefe Außerachtlaffung 
der von dem Öefeßgeber angeordneten, fehr nothwendigen Bor: 
ficht aber gehörig zu ahmden. Sollte aber die VBormundfchafts- 


+) Diele gefeslihe Beftimmung Fann Feinestwegs auch auf den Wirthfchaftsbeerich 
. ausgedehnt werden. Hofdecree vom 13. Nov. 1322. 


2) Hofderret vom 135. Gept- 1815. 
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behörde den Minderjährigen, welchen auf diefe Art ein Gewerbe 
verliehen worden ift, durchaus noch nicht für fähig halten, fein 
Bermödgen felbft verwalten au Eönnen, fo bliebe ihr nichts übrig, 
als die Curatel über ihn zu verhängen, welche jedoch nur unter 
den in den $$. 269 und 270 vorgezeichneten Bedingungen vor 
fi) gehen könnte. 

5) Das Gefeg räumt hier der Erklärung der Volljährigkeit 
ganz gleiche rechtliche Wirkung mit der wirklich erreichten Voll: 
jährigkeit ein. — Diefes gilt ohne Zweifel fowohl von der aus— 
drüclichen als ſtillſchweigenden Volljährigkeitd: Erklärung, da der 
höchfte Geſetzgeber diefen Ausſpruch am Ende ded gegenmärtigen 
S. macht, in welchem er beyde Arten der Vollfährigfeits = Erflä- 
rung abhandelt. Der auf die eine oder andere Art ald volljäh— 
vig Erklärte Eann daher alle Rechtögefchäfte, welche immer ein 
phyſiſch Volljähriger eingehen Fann, und fohin auch eine Che, 
ganz felbitftändig für fich ſchließen; auc wird er bey Beſchuldi— 
gungen und Entfchädigungen ganz auf die nähmliche Weife, wie 
ein anderer Volljähriger behandelt. 


. 253 
e) Durch die ämtlicje oder —— Entlaſſung des Vormundes. 
Die Entlaſſung des Vormundes verordnet das Ge— 
richt in einigen Fällen von Amtswegen, in an— 
dern, wenn darum angeſucht wird. | 
Die Entlaffung des Vormundes ift zweyfach: fie wird ent: 
weder Umteswegen, oder auf Unfuchen des Vormundes oder 


eines Dritten verfüget. — Die verfchiedenen Fälle der einen oder 
der andern werden in den nachfolgenden $$. abgehandelt. 
s. 254, 


Fälle der amtlichen Entlafjung, 


Bon Amteswegen muß ein Bormund entlaffen wer: 
den, wenn er ald unfähig erkannt wird, oder 
wenn fie in Anfehung feiner folche Bedenklich 
£eiten äußern, welche ihn, Kraft des Geſetzes, 
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von Uebernehmung der Bormundfchaft ausge: 
fchloffen haben würden, 


4) Der Zweck, der von dem Geſetzgeber bey der ertheilten 
Vorſchrift, daß für den Minderjährigen ein Vormund beftellt 
werden fol, zu erreichen bezielet wurde, ift offenbar nur dad Befte 
des Minderjährigen, nicht der eigene Vortheil des Wormundes. 
Wenn ein Bormund feine Vormundfchaft pflichtwidrig verwaltet, 
fo hat er fich ded Vertrauens, das ihm die Staatöverwaltung 
felbft, oder der Vater, oder die Gerichtsbehörde ſchenkte, unmwerth 
gemacht, und ed wäre höchft bedenklich, einer Perfon noch fort: 
während die Sorgfalt über einen Minderjährigen anzuvertrauen, 
welche bereitd durch ihre Handlungen gezeigt hat, dag ihr def- 
fen Beſtes nicht am Herzen liegt. Indeſſen fällt es in die Be: 
griffe, daß nicht jede Eleine, oft unbedeutende Pflichtverfegung 
die Entlaffung des Vormundes zur Folge haben könne, fondern 
daß hier ein fo hoher Grad von Vernachläffigung der Verbind— 
lichfeiten vorausgefeßt werde, welcher gegründete Beforgniffe für 
die Zukunft erwecket. Wenn der Vormund fi Mißhandlungen 
ſeines Mündels zu Schulden kommen laſſen follte, fo ift der: 
felbe fogleich da5 erfte Mahl von der Vormundſchaft zu entfegen. 
War die Vormundfchaft mit einem Nugen verbunden, fo ift dem: 
felben überdieß ein firenger gerichtlicher Verweis zu geben; hatte 
er aber die Vormundſchaft unentgeldlich zu beforgen, und ift da= 
her zu vermuthen, daß er der Vormundſchaft gern entfeget wäre, 
fo ift er noch mit einer Arreftftrafe von einer Woche bid zu einem 
Monathe zu belegen. Läßt ein Vormund fich eine ſolche Mißhand— 
lung bey einem anderen Mündel nochmahl3 zur Schuld kommen, 
oder iſt die erjte oder zwegte fchon an fich fehr ſchwer, oder 
feine Gemüthdart fo befchaffen, daß für den Mündel weitere Ge— 
fahren zu beforgen ftünden, fo fol die Mißhandlung mit durch 
Gemeindearbeit und Züchtigung verfcharftem Urrefte von einer 
Woche bis zu drey Monathen beftraft werden '). In einem fol- 
chen Salle hat daher die VBormundfchaftöbehörde dad Vergehen 
des Vormundes der politifchen Behörde anzuzeigen, damit ders 


1) Strafgeſetzb. II. Theil ſ9, 169, 170. 
Nippel's Commentar IE, TH, 28 
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felbe der von dem Geſetze audgefprochenen Strafe unterzogen 
werde. 

2) Ueberzeugt ſich dad Gericht in der Kolge, daß der auf: 
geftellte Vormund unfähig fey, die Vormundfchaft zu beforgen, 
oder geräth er überhaupt in einen Zuftand, in welchem er unfä- 
hig ift, feine eigenen Gefchäfte zu verwalten (3. B. wenn er 
für wahn- oder blödfinnig, oder ald Verfchwender erfläret wird), - 
oder entdedt es fich, daß er fihon ein Mahl eines Verbrechens we— 
gen für fehuldig erfannt worden fey, oder läßt er fich erft in der 
Zwifchenzeit ein Verbrechen zu Schulden Fommen, oder entdecken 
fih an ihm überhaupt ſolche Eigenfchaften, bey deren Vorhan— 
denfeyn eine anftändige Erziehung des Waifen oder nüßliche Ver— 
waltung des Vermögens nicht zu erwarten ift, fo ift er ebenfalls 
unverzüglich der Vormundfchaft zu entfegen. Eben fo greift feine 
Gntlafung Platz, wenn er fich in einen geiftlichen Orden begibt, 
wenn er audwandert, wenn fich zreifchen ihm und dem Mlinder: 
jährigen eine Seindfchaft entfpinnet, oder zwiſchen ihnen beyden 
eine Nechtöftreitigfeit entfteht ($$. 194 — 193 u. 251). 

In Anfehung des legten Falles könnte gezmweifelt werden, 
ob feine Entlaffung nothwendig fey; da man glauben Fonnte, 
daß, nachdem der $. 274 fagt, in Oefchäften, welche zwi: 
fchen eltern und deren minderjährigem Kinde, oder zwifchen 
einem VBormunde und dem Minderjährigen vorfallen, müſſe das 
Gericht angegangen werden, einen befonderen Curator für den 
Minderjährigen zu ernennen, in obigem alle lediglich ein Cura— 
tor ad actum aufzuftellen fey, weil unter der Benennung „Ge: 
fchäfte,”? ſowohl ein Rechtöftreit, als andere abzufchließende oder 
zu berichtigende Nechtögefchäfte verftanden werden Fünnen, und 
zwar um fo mehr, als von dem Vormunde hier das nähmliche 
auögefprochen zu feyn fcheinet, was in Betreff der Aeltern des 
Minderjährigen angeordnet ift, und Fein Zweifel entfteht, daß 
im alle eines zwifchen dem Minderfährigen und feinen Xeltern 
entftehenden NRechtöftreites eben nach Vorfchrift des $. 271 für 
Vetteren ein Curatot ad actum zu beftellen fey, ohne dieferwegen 
überhaupt den Aeltern ihre älterlichen Rechte zu benehmen. Allein 
der $. 274 ftellt, wie bereits Here Profeffor Schufter in feinem 
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Kommentare &. 138 — 4140 ausführlich erbrtert hat, nur eine 
allgemeine Regel auf, welche von zwey Fällen redet, nähmlich: 
weg; zwifchen einem minderjährigen Kinde und feinen eltern, 
dann, wenn zwifchen erfterem und feinem VBormunde Gefchäfte 
vorfallen. In diefer allgemeinen Regel muß ohne Zweifel der 
Ausdruck „Geſchäfte“ im weiteften Sinne des Wortes genommen 
werden, in welchem fohin auch ftreitige NRechtögefchäfte darunter 
begriffen werden. Von diefer allgemeinen Regel hat aber der 
gegenwärtige $. in Anfehung der Vormünder eine Ausnahme ge: 
macht, welcher befiehlt, daß der Vormund entlaffen werden müffe, 
wenn während der Vormundſchaft folche Gründe eintreten, die 
den Vormund, Kraft der Gefege, von Vebernehmung der Vor: 
mundfchaft ausgefchloffen hätten, und Rechtöftreitigkeiten zwiſchen 
der Perfon des berufenen Vormundes und des Mündels, nad) 
$. 497, unter diefe Gründe gehören. Auch wird ed auf dad 
Ermeſſen des vormundfchaftlichen Gerichte anfommen, ob der 
Vormund, wenn er in eine andere Provinz übergeht, oder eine 
Reiſe antritt, welche ihn länger ald ein Jahr von feinem Auf: 
enthaltsorte entfernt halt, nicht entlaffen werden folle. 

3) Der $. 1024 ordnet an, daß die Verhängung des Con: 
curfed über dad Vermögen des Machthabers ſchon an und für 
fich die ertheilte Vollmacht für aufgehoben erkläre. Da nun ber 
Vormund ebenfalls nichts anderes ald ein Machthaber ift, und 
fi) von anderen Machthabern nur darin unterfcheidet, daß er 
feine Nechte aus feinem Vertrage, fondern aus der Anordnung 
des Geſetzes herleitet, fo folgt daraus, daß diefe , in Anfehung 
der Machthaber, allgemein erlaffene Anordnung auch auf Vor— 
minder ausgedehnt werden müffe, um fo mehr, alö bier der 
nähmliche gefegliche Grund eintritt, 

4) Here Hofrath v. Zeiller bemerkt in feinem Commtentare 
am Schluffe diefes $., daß in den Fallen einer amtlichen Ent: 
laffung, dafern die Bedenken dem Gerichte nicht ohnehin auf: 
falfen müſſen, die Anzeige theild dem Vormunde felbft (F. 257), 
theild dem Mit- oder Ehrenvormunde ($. 210), theils anderen 
zum Schuße des Pflegebefohlenen befonders verpflichteten Perſo— 
nen zufomme. Das Gericht hat dann zu beurtheilen, ob der 
2a 
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Bormund fogleich zu entlaffen, oder (aus Schonung) zum An: 
fuchen der Entlaffung zu beftimmen, oder ob erft eine Verneh— 
mung desſelben, oder eine genauere Erforfchung der Umſtünde 
vorzunehmen, dann welche Mafregeln etwa inzwifchen zur Si— 
cherfiellung des Minderjährigen zu wählen, oder ob vollends, 
nad) Befchaffenheit der Sache, wider den Vormund eine Unters 
fuchung nad) dem Strafgefege einzuleiten fey. 


6. 255. 


Wenn eine Mutter, welche die VBormundfchaft ih— 
res Kindes führt, fich wieder verehelichet, fo 
muß fie felbft, oder der Mitvormund, es dem vor- 
mundfchaftlichen Gerichte zur Beurtheilung an— 
zeigen, ob ihr die Fortſetzung der Bormundfchaft 
zu bewilligen fe, 


Menn fich eine Mutter, welche die e Bormundfchaft über 
ihre Kind führt, wieder verehelichet, fo entfteht die gegründete 
Beforgniß, daß ihre Liebe gegen die Kinder erfter Che, durch die 
Liebe gegen den zweyten Mann, oder die mit ihm erzeugten 
Kinder vermindert, und eben darum auch minder forgfältig 
geführt werden dürfte. Jedoch kömmt es hier fehr viel auf die 
vorhandenen Umjtände und auf den individuellen Charakter der 
Mutter an. Aus diefem Grunde hat der Gefeßgeber die Ent: 
laffung der Mutter von der ihr anvertrauten WBormundfchaft 
nicht unbedingt angeordnet, fondern es der Beurtheilung des 
vormundſchaftlichen Gerichtes überlaſſen, ob dasſelbe die Führung 
der Vormundſchaft der Mutter auch noch fortan anvertrauen zu 
können erachte. Zu dieſem Ende ſchreibt der gegenwärtige $. vor, 
daß in einem ſolchen Wiederverehelichungsfalle die Mutter ſelbſt, 
oder der Mitvormund dieſen Fall dem vormundſchaftlichen Ge— 
richte zur Beurtheilung anzuzeigen habe, ob ihr die Fortſetzung 
der Vormundſchaft zu bewilligen ſey. Aus dieſem letzteren 
Ausdrucke ſcheint zugleich zu folgen, daß, wenn in einem ſol— 
chen Falle die Mutter ſelbſt um die Entlaſſung von der Vor— 
mundſchaft anſucht, ihr dieſelbe auch ohne weiters zu geftatten 


ff 
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fey, da fie eben dadurd) zu erkennen gibt, daß die Liebe gegen 
ihre Kinder nachgelaffen habe. 


$. 256. 


Hat der Erblaffer oder das Gericht einen Vor: 
mund nur auf eine Zeit beftellt, oder ihn auf 
einen beftimmten Ereignungsfall ausgeſchloſſen; 
jo muß er entlaffen werden, fobald dieſe Zeit 
verfloffen oder der beftimmte Tal eingetreten ift, 


4) Defterd kann es das Gericht oder der Erblaffer für thun— 
lich erachten, den Vormund nur auf eine beftimmte Zeit zu bes 
ftellen, oder ihn auf einen beftimmten Ereignungsfall auszuſchlie— 
gen. AS Gründe einer ſolchen zeitlichen oder bedingten 
Ernennung führt Here Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare 
beyfpielöweife an, weil der Berufene mit dem Erblaffer in einer 
Ermwerbögemeinfchaft gejtanden ift, daher er auch bis zum Erlöfchen 
derfelben dad Vermögen am nüglichften verwalten, oder den 
Minderjährigen zur eigenen Verwaltung vorbereiten kann, oder 
weil der Minderjährige nur auf eine gewiſſe Zeit. oder zu einem 
beftimmten Zwecke, wie zur Erlernung einer Wiſſenſchaft oder 
Kunft, fich mit dem ernannten Vormunde am nähmlichen Orte 
aufhält, ‚oder weil der Eintritt der beygefegten auflöfenden Bes 
dingung, diefen Vormund dem Erblaffer bedenklich machte. — 
Aus diefen angeführten Beyſpielen wird erfichtlich ,. daß bey einer 
folchen zeitlichen oder bedingten Aufftellung die Gerichtsbehörde, 
oder der Erblafjer felbft die Aufftellung des beftimmten Vor: 
mundes nur für die angefeßte Zeit, oder bis zum Cintreffen der 
beygerückten Bedingung für vortheilhaft erachtete, und gegründete 
Urfachen hatte, denfelben über diefen Zeitpunct nicht mehr zu 
bejtellen. Es liegt daher in der Natur der Sache, daß der Bor: 
mund wieder entlaffen werden müffe, fobald die Zeit verfloffen, 
oder der beftimmte Fall eingetreten ift. — Sollten ſich jedoch 
die Verhältniffe in der Zwifchenzeit geändert haben, und die 
Grunde der zeitlichen oder bedingten Aufftellung weggefallen ſeyn, 
fo fcheint Fein Zweifel obzuwalten, daß die Vormundſchaftsbe— 
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hörde bdenfelben neuerdings beftätigen Eönne; jedoch muͤſſen in 
diefem Falle wieder alle jene Rückſichten vor Augen gehalten 
werden, welche bey der urfprünglichen Aufftellung eines Vormun⸗— 
des beachtet werden müſſen; fo 3. B. muß nachgeforfcht werden, 
ob Niemand vorhanden ift, welcher einen näheren Anſpruch auf 
die Vormundfchaft zu machen habe. ' 

3) Die Anordnung diefes $., daß der Vormund in dem er— 
wähnten Falle entlaffen werden müffe, zeigt zugleich an, 
daß die Vormundfchaft nicht beym Eintreffen diefed Zeitpunctes 
ipso facto erlöfihe, fondern daß die Grlöfchung derfelben das 
Factum ber Entlaffung vorausſetze. So lange diefe nicht erfolgt 
ift, darf fich weder der Vormund feinen Verpflichtungen eigene 
mächtig entziehen, noch ein Dritter ihn in der Ausübung —* 
vormundſchaftlichen Rechte ſtören. 


g. 257. 
Fälle der vom Vormunde angeſuchten Entlaſſung. 


Wenn während der Vormundſchaft ſolche Gründe 
eintreten, die den Vormund, Kraft der Geſetze, 
von Uebernehmung derſelben befreyt oder aus— 
geſchloſſen hätten; ſo iſt er in dem erſten Falle 
berechtiget, im letzteren aber verpflichtet, die 
Entlaſſung anzuſuchen. 

4) Daß der Vormund entlaffen werden mäffe, wenn ſolche 
Gründe eintreten, die ihn, Kraft der Gefege, von Uebernehmung 
derfelben ausgefchloffen hätten, ift bereitö $. 254 erwähnt wor: 
den. Da übrigens der Bormund felbft ed ift, der am gewiffeften 
und am erften in die Kenntniß. fommen muß, wenn folche Aus= 
fchließungdgründe bey ihm eintreten, fo legt ihm der gegenwär= 
tige $. die Pflicht auf, in diefem Falle felbft feine Entlaffung 
anzufuchen. Würde er diefed unterlaffen, fo wäre er nicht nur 
für einen allfallig dem Minderfährigen dadurch zugehenden Scha— 
ben verantwortlich, fondern er würde fich auch der Gefahr aus: 
fegen, daß der Unterlaffung diefes Anſuchens eine rechtswidrige 
Abſicht zum Grunde gelegt werde. 
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2) Treten aber während der Vormundfchaft folhe Gründe 
ein, welche den Vormund, Kraft der Gefege, von Uebernehmung 
der Bormundfchaft befreyt hätten, 3. B. er ift 60 Jahre alt ges 
worden; ihm wurde dad fünfte Kind geboren u. ſ. w., fo ift er 
berechtiget, aber nicht verpflichtet, feine Entlaffung anzufus 
hen. Einen Zermin, wann in einem folchen Falle die Entlaffung 
angefucht werden müffe, hat das Gefez nicht beftimmt. 

3) Es entfteht hier die Frage, ob in einem ſolchen Falle 
die Vormundfihaftöbehörde auch verpflichtet fey, die angefuchte \ 
Entlaffung zu bewilligen, oder ob fie nach Umftänden, wenn 
nähmlich die Vormundfchaftöbehörde feine Entlaffung für nach— 
theilig erachtete, diefelbe verfagen Eünne ?— Der Ausdruck des Ge— 
feßed, daß der Vormund berechtiget fey, die Entlaffung an zuſu— 
hen, ohne einen weiteren Nachlaß, fcheint die Beantwortung 
etwas zweifelhaft zu machen. — Allein nachfolgende, für die Bes 
jahung der erfteren Frage ftreitenden Gründe fiheinen kaum einem 
Zweifel Raum zu laffen. 

a. Gibt es in mehreren Stellen des Gefeßbuches ähnliche Aus: 
drücke, und ed iſt in Anfehung bderfelben Fein Zweifel, daß bie 
Gerichtöbehörde gehalten fey, die Bewilligung zu ertheilen; fo 
heißt ed 3. B. im $. 112, daß unter den angeführten Umſtän— 
den um die Todeserklärung und Trennung der Ehe angejucht 
werden könne. Wird wohl Jemand glauben, daß unter 
diefen Umftänden die Todeserklärung verfagt werden Fünne ? 
oder zweifelt wohl Jemand daran, daß die Gerichtöftelle ver: 
bunden fey, eine zwifchen Nichtkatholifen gefchloffene Ehe für 
getrennt zu erklären, wenn die Trennung aus den in dem $. 
145 enthaltenen Gründen angefucht wird, obfehon auch dad Ge: 
feg nur davon redet, daß die in diefem $. enthaltenen Grunde 
der nichtEatholifchen Neligiondverwandten das Necht geben, 
die Trennung der Ehe zu fordern? Der $. 116 enthält den 
gleichen Ausdruck. Eben fo fagt der $. 173: „Gerechte Urfa= 
chen, die Kartdauer der väterlichen Gewalt bey Gericht anzu: 
fuchen, feyen ꝛc.; und hat diefe Gefegeöftelle wohl einen andern 
Sinn, als daß bey dem VBorhandenfeyn folcher Urfachen das 
Gericht auf Anſuchen feine väterliche Gewalt auch über die 
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Jahre der phyſiſchen Großjährigkeit hinaus erftrefen müſſe? 
Wenn ed daher überhaupt mehrere Gefetedftellen gibt, bey 
welchen die Worte des Gefeßgebers gleichfall3 dahin Tauten, 
daß Jemand verlangen, fordern und anfuchen könne, 
und in Anfehung welcher Fein Zweifel obwaltet, daß dad Ge— 
richt diefem Verlangen, diefer Forderung, diefem Anfuchen ent— 
fprechen müffe, fo ift fo viel außer Zweifel gefegt, daß die 
bier behauptete Auslegung dem Wortlaute de Gefeßed nicht 
enfgegen fey. 


. Dad Zofephinifche Gefegbuch drückt fi im fünften Haupt: 


ftüde $. 34 hierüber alfo aus: „Wenn ſich bey einem Bor: 
munde nad eingetretener Vormundſchaft Umftände ergeben, 
die ihn (den Vormund) entweder von deren Fortſetzung ent: 
ſchuldigen, oder dazu untüchtig machen, fo ift auf die nähm- 
liche Art vorzugehen, al5 wären diefe Umftände vor Antretung 
der DVormundfchaft vorhanden gewefen.” Wie daher nach $. 
34 derjenige, der eine rechtmäßige Entſchuldigungsurſache Hatte, 
wider feinen Willen zur Webernahme einer VBormundfchaft nicht 
geswwungen werden Fonnte, fo Eönnte er auch wider feinen Wil: 
Ien nicht verhalten werden, im erften Falle die Vormundſchaft 
beyzubehalten. Der Inhalt ded gegenwärtigen $. gibt nun 
Feine Veranlaffung, zu fchließen, daß der höchfte Gefeßgeber an 
der früheren Anordnung eine Aenderung treffen wollte. Endlich 
fagt der $. 253: „Die Entlaffung ded Vormundes verordnet 
dad Bericht in einigen Fällen von Amtöwegen, in anderen, 
wenn darum angefucht wird.” Diefer Zert läßt fohin Eeinen 
Zweifel übrig, daß in allen jenen Fällen, wo der. VBormund 
aus rechtmäßigen Gründen um feine Entlaffung anfucht, das 
Gericht diefelbe auch anordnen müffe. 


0. 258, 


Einem Vormunde, dem man, als vermeintlichen 


nächſten Verwandten des Minderjährigen, die 
Vormundſchaft aufgetragen hat, fteht es frey, 
einen fpäter entdecdten näheren und fauglichen 
Derwandten an feine Stelle vorzufchlagen; allein 
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der nähere Verwandte hat Fein Recht zu for: 
dern, daß ibm ein minder naher Verwandter 
eine bereitd angetretene Vormundſchaft abtrete; 
er wäre denn früher fih zu melden gehindert 
worden, 


4) Wenn der Bormund einen Später entdeckten näheren Ver: 
wandten vorfchlägt,. fo iſt ohne Zweifel dad vormundfaaftliche 
Gericht verpflichtet, diefen anjtatt ded anderen Vormundes auf: 
zujtellen, wenn ihm anders nicht ſolche Grunde entgegen ftehen, 
die feine Perfon überhaupt von der Uebernehmung diefer Vor— 
mundfchaft auöfchließen würden. Da die in Vorfchlag gebrach- 
ten Verwandten fich vielleicht gegen die Uebernahme diefer Vor: 
mundfchaft auflehnen, und rechtmäßige Entfchuldigungdgründe, 
welche früher dem vormundfchaftlichen Gerichte unbekannt waren, 
vorbringen können, fo wird dasfelbe vorfühtig handeln, wenn 
ed dem Bormunde die angefuchte Entlaffung nicht eher bewilli— 
get, bis es nicht die Ueberzeugung erhält, daß gegen die Weber: 
nehmung der Bormundfchaft von Seite des näheren Verwand— 
ten kein gefeglicher Anſtand obwaltet. 

2) Diefer $. redet ausdrücklich nur von dem Falle, wenn ein 
Berwandter des PDlinderfährigen zum DVormunde aufgeftellt 
worden ift, und es fich fpäter entdedet, daß ein näherer Ber: 
wandter vorhanden ſey, dem die Vormundfchaft nach dem Ge: 
feße gebührt hätte. — Es feheint indeffen wohl feinem gegrün- 
deten Zweifel zn unterliegen, daß diefe Anordnung des Geſetzes 
auch auf den Fall ausgedehnt werden müſſe, wenn ein Nichtver- 
wandter ded Minderjährigen, weil damahl3 Fein Verwandter be- 
Fannt war, zur Vormundfchaft berufen worden ift, und fpäter 
ein Verwandter ſich entdecdetz denn der Grund der im ge— 
genwärtigen $. enthaltenen gefeglihen Anerdnung ift gewiß auch 
im obberührten Falle vorhanden, und zudem fpricht noch folgen- 
de Betrachtung für die ausgedehntere Anwendung diefes Gefeges. 
Wird nähmlich ein Nichtverwandter zur VBormundfchaft berufen, 
fo kann er diefe Vormundfchaft von fi) ablehnen, wenn er dent 
Gerichte einen in jeder Hinficht geeigneten Verwandten zur Ueber: 
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tragung des Wormundfchaft an ihn nahmhaft macht. Denn fo 
lange ein zur Uebernahme der Bormundfchaft tauglicher Verwand⸗ 
ter vorhanden ift, ift die Wormundfchaftsbehörde nicht berechtiget, 
einem Fremden die Führung einer Vormundfchaft aufzudringen. 
Nun fagt aber der $. 257, daß, wenn während der Wormund- 
ſchaft foldhe Gründe eintreten, die den Vormund, Kraft ber Ge— 
fege, von Uebernehmung derfelben befreyet hätten, er berechtiget 
fey, feine Entlaffung anzufuchen; es ift fohin fehon in diefer al 
gemeinen Negel ber hier behauptete Sat begriffen. — Aber wa⸗ 
rum, Fönnte man fragen, hat der Geſetzgeber im gegenwärtigen 
$. nur einen beftimmten Ball ausgedrückt, welcher daher ebens 
fall fo gut, wie der andere berührte Fall, aus der Vorfchrift 
de3 vorigen $. deducirt werden Fann ? — Ich glaube, daß dies 
feö nur in Anfehung des Machfages gefchehen fey, welcher als 
Gegenfag zu dem Vorderfage hinzugeftellt ift, und dag darum 
dem gegenwärtigen $. Fein anderer Sinn beyzulegen fey, ald der 
aus der folgenden Xertirung deöfelben hervorleuchtet: 

„Obgleich, nach der allgemeinen Anordnung des 9.257, einem 
Vormunde, welchem man al3 vermeinten nächften Verwandten 
ded Miinderjährigen die Vormundſchaft aufgetragen hat, frey fie: 
het, einen fpäter entdedten, näheren und tauglichen Verwandten 
an feine Stelle vorzufchlagen, fo ftehet doch umgekehrt diefem 
näheren Verwandten Fein Recht zu, zu fordern, daß ihm ein mins 
der naher Verwandter eine bereits angetretene Vormundſchaft ab: 
frete, er Wäre denn früher fich zu melden gehindert worden.” 

3) Iſt der nähere Verwandte verhindert geweſen, fich vor 
Beitellung des Vormundes um die Vormundfchaft zu melden, 
3: B. er war Eranf oder zu weit entfernt ꝛc., fo ift er allerdings 
berechtiget, zu verlangen, daß die VBormundfchaft von dem mins 
der nahen Anverwandten an ihn übertragen werde. 


0. 259, 
Fälle der von Anderen rechtlich angefuchten Entlafjung. 


Die Mutter oder der Bruder können, wenn fie zur 
Zeit der beftellten Vormundſchaft felbft noch min: 
derjährig waren, nach erreichter Volljährigkeit 
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auf die Vormundſchaft Anfpruch machen. Auch 
ftept jedem Verwandten frey, wenn das Gericht 
einen Nichtverwandten zur Vormundfchaft beru— 
fen bat, fih binnen Zahresfrift um die Ueber: 
nehmung der Vormundſchaft zu melden, 


4) Diefe von dem Geſetzgeber hier ausdrücklich nur der Mut— 
ter und dem Bruder eingeräumte Berechtigung kann auf die übri- 
gen Verwandten nicht ausgedehnt werden. — Diefen fteht nur 
dann frey, ſich nach bereits beftelltem Bormunde um die Ueber: 
nehmung der Vormundfchaft zu melden, wenn ein Nichtverwand:- 
ter zur Vormundfchaft berufen worden iftz jedoch müffen fie fich 
binnen Jahresfriſt melden, fonft iſt ihr Recht erlofchen. Bon 
welchem Zeitpuncte läuft aber diefe Friſt? Es feheinet, von dem— 
fenigen an, al3 diefelben von dem eingetretenen Falle, welcher die 
Beftellung eined Vormundes nothwendig machte, in Kenntniß 
kommen. Denn die Nichtkenntniß diefes eingetretenen Umſtandes 
ift offenbar die vorzüglichſte Hinderungsurfache, ſich um die Vor: 
mundfchaft zu melden, und daß der Termin, während eine folche 
Hinderungdurfache vorhanden ift, nicht laufen könne, ergibt fich 
daraus, weil fonft der Verwandte, welcher durch mehr ald ein 
Jahr nicht in Kenntniß Fam, daß der Vater des Diinderjährigen 
geftorben ift, den ald Vormund aufgeftellten Nichtverwandten von 
der Vormundfchaft nicht entfernen könnte, da ihm dieſes Necht 
doch in dem Falle zuftände, als ein entfernter Verwandter als 
Vormund aufgeftellt worden wäre. 

2) Der den Verwandten gegebene —— von einem Jahre, 
ſich um die Uebernehmung der Vormundſchaft zu melden, ſcheint 
auch auf die im Eingange desſelben vorkommende Beſtimmung 
bezogen werden zu müſſen. Wollte man dieſes nicht in der Art 
gelten laſſen, daß der Geſetzgeber den am Schluſſe des gegen— 
wärtigen g. feſtgeſetzten Termin auch auf den im Eingange de3- 
ſelben berührten Fall ausdrücklich beziehen wollte, To hätte, 
doch wenigſtens die Analogie hier eine Anwendung, zufolge wel—⸗ 
cher der Richter einen Rechtöfall, welchen der Geſetzgeber felbit 
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nicht entfchieden hat, mit Rückſicht auf die übrigen damit ver 
wandten Gefege entfcheiden foll ($. 7). 

3) War die Mutter oder der Bruder zur Zeit der beftellten 
Vormundſchaft zwar nicht minderjährig, aber aud anderen geſetz— 
lichen Urfachen verhindert, die Vormundſchaft zu übernehmen, fo 
entfteht die Frage: ob fie nach hinweggefallenen Hinderniffen auf 
die Vormundfchaft Anfpruch machen können? — Nach dem 
Sprachgebrauche des Gefeßgeberd werden unter dem Ausdrude 
„Minderjährige” bloß diefenigen verftanden, welche das vier: 
undzwanzigfte Jahr ihred Lebens noch nicht zurückgelegt haben. Alle 
übrigen, die wegen anderer Mängel ihren Sefchäften vorzuftehen 
gechtlich außer Stande find, werden unter dem Nahmen „Boll: 
jährige” begriffen. — Man würde fi) daher bey einer bejahen= 
ven Beantwortung obiger Frage offenbar gegen die grammatica— 
lifche Auslegung verftogen, und wäre um fo weniger hiezu bes 
rechtiget, ald fich der Grund, warum im vorliegenden Falle das | 
Gefeg zwifchen einem Minderjährigen, im eigentlichen Sinne des 
MWortes, und einem uranden, der aus anderen Gründen, als 
denen des Alters, feinen Rechten vorzuftehen außer Stande ift, 
einen Unterfchied gemacht hat, auch einfehen läßt. Denn alle 
anderen Gebrechen, wenn fie auch im MWefentlichen gehoben find, 
können doch immer noch nachtpeilige Folgen zurüclaffen; das 
Gebrechen der Miinderjährigkeit aber wird mit Zurüdlegung 
des für die Großjährigkeit vorgefchriebenen Alterd gänzlich geho= 
ı ben. Der Regel nad) Eommt ed Lediglich auf den Zeitpund an, 
in welchem die Beftellung des Vormundes eintritt; wenn an die: 
fem Zeitpuncte derjenige, der, vermöge des Willens des Vaters 
oder der Gefeße, zur Hebernahme der Bormundfchaft berufen wä— 
ve, unfähig ift, die Vormundfchaft zu übernehmen, fo muß ein 
anderer Vormund beftellt werden, und das Geſetz zeichnet hier 
keineswegs vor, daß in diefem Falle der Vormund nur zeitlich, 
bis nähmlich dad Hinderniß, welches dem von dem Vater oder 
Geſetze berufenen Vormunde entgegen fteht, erlofchen ift, aufges 
ftelft werden folle, wie ed 5. B. für den Fall, ald die väterliche 
Gewalt außer Wirkfamkeit tritt, im $. 176 ausdrüdlich ange: 
ordnet ift. Es hat alfo der Hegel nach der gleich urfprungfich 
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gefegmäßig angeftellte Vormund fiir die ganze Dauer der Min: 
derjährigkeit des Pupillen zu verbleiben, und der Cingang diefes 
$. enthält fohin eine Ausnahme von diefer Regel, welcher Feine 
größere Ausdehnung gegeben werden kann, als die Worte des 
Gefeßgeberd ausdrücklich in fich fallen. 

4) Here Hofrath v. Zeiller bemerkt hier in feinem Commen— 
tare, daß in diefem und dem vorhergehenden Falle, wie die Worte 
ded Geſetzes deutlich zu erkennen geben, das Gericht an die An— 
fprüche der Verwandten fchlechterdings nicht gebunden fey, Ton: 
dern, wenn das Wohl des Minderfährigen die Begbehaltung des 
bewährten Vormundes fordere, die untergeordneten Rückſichten 
weichen müffen. Allein ich muß mich hier zu der entgegengefeß: 
ten Anficht bekennen; denn, wenn ed auch wahr ift, daß der 
höchfte Gefeßgeber bey den in Anfehung der Vormundfchaften 
gegebenen Anordnungen hauptfächlich nur dad Mohl des Min— 
derjährigen vor Augen hatte, fo haft er doch dabey auch die bil: 
ligen Anfprüche anderer Perfonen berücfichtiget, und ihnen Nechte 
eingeräumt, die ihnen die Vormundfchaftsbehörden felbft in dem 
Galle nicht entziehen Fönnen, wenn nach ihrer Meinung dadurch 
dem Minderjährigen ein größerer Gewinn verfchafft würde. So 
ift 3. B. der Bruder des Minderfährigen ungezweifelt berechtiget, 
die Ueberlaffung der Wormundfchaft über feine minderjährigen 
Gefchwifterte anzufprechen, und dad Gericht ift auch gewiß ver: 
pflichtet, ihm diefelbe zu überlaffen, wenn auch ein anderer Dann 
vorhanden ijt, der viel fahiger wäre, diefe VBormundfchaft zu uber: 
nehmen, wenn dem erfteren nur Fein gefegliched Hinderniß im 
Wege fteht. Wenn nun bey Uebernahme der VBormundfchaft der 
ſcheinbar größere Vortheil des Minderjährigen dem Nechte des 
Verwandten nichts benehmen kann, warum foll, wenn es fid) 
fpäter um Webernehmung der Vormundfchaft handelt, dad den 
Verwandten eingeräumte Recht der Vormundfchaftsbehörde weni: 
ger heilig feyn? — Die Ausdrücke, deren fich der Geſetzgeber 
in diefem und dem vorhergehenden $. bedient, lauten: „Der 
Verwandte hat das Recht zu fordern, oder er kann Anſpruch 
machen, oder e5 fteht ihm frey, fih um die Vormundfchaft zu 
melden? Daß dieſe Ausdrücke unter ſich ganz gleichbedeutend 
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feyen, und von dem Geſetzgeber nur zur MWermeldung einer dem 
guten Style zumider laufenden Eintönigkeit gebraucht wurden, 
ift wohl außer Zweifel; aber eben fo gewiß feheint es mie zu 
ſeyn, daß der Ausdruck: „Der Vormund iſt berechtiget, anzus 
fuchen ,” deffen fich im $. 257 bedienet wird, ein ganz gleichs 
bedeutender Ausdruck fey. Nun ift aber oben ‚gezeigt worden, 
daß diefer Ausdruck keineswegs die Deutung zulaffe, ald ob es 
von dem Öutbefinden der VBormundfchaftöbehdrde abhängig wäre, 
ob fie die angefuchte Entlaffung bewilligen wolle oder nicht. 

Meine Anfiht wird auch noch durch den folgenden $. be: 
Eräftiget. Hier redet der Geſetzgeber deutlih, daß, wenn eine 
Diinderfährige fich verehelihet, ed von der Beurtheilung 
ded Gerichtes abhänge, ob die Guratel dem Ehegatten. abgetre: 
ten werden fol. Gewiß würde fi) auch der höchſte Geſetzgeber 
eined ähnlichen Ausdruded in den $$. 258 u. 259 bedient haben, - 
wenn e3 feine Abſicht gewefen wäre, die Geltendmachung der 
von den Verwandten zu machenden Anſprüche von der Beuriheis 
Yung des Gerichtes abhängig zu machen. Vielmehr gehet aus 
der Neihenfolge der SS. 254 — 260 hervor, daß der Gefegeber 
anfangs von jenen Fallen handeln wollte, in welchen dad vor: 
mundfchaftliche Gericht den Vormund Amtedwegen entlaffen muß, 
— dann zu jenen überging, wo er auf fein eigenes oder dritter 
Derfonen Verlangen feines Amtes zu entheben ift, und am 
Schluffe jenen Sal berührt, wo es der Beurtheilung des vor: 
mundfchaftlichen Gerichtes anheim geftellt ift, ob mit der Curatel 
eine Veränderung vor fich gehen foll. 

b. 260, 
Kenn eine Minderjährige fich verebelichet, fo hängt 
es von der Beurtheilung des Gerichtes ab, ob 
die Guratel dem Ehegatten abgetreten werden 
ſoll (9. 171). 

4) Eine Minderjährige kömmt durch die Verehelichung uns 
ter die Macht ihres Mannes, ald Familienhauptes (9. 91); fie 
tritt, nach $. 175, aus der damit unvereinbarlichen väterlichen 
Gewalt; um fo mehr muß daher die Vormundſchaft über felbe, 
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im firengen Sinne des Wortes ($. 188), dadurch ihr Ende er: 
reichen, und fich lediglich in eine Curatel übes dad Vermbgen 
derfelben umwandeln. 

2) Da aber die Obforge über die Perfon mit der Obforge 
über dad Vermögen Überhaupt in Verbindung fteht, fo feheint 
es um fo billiger und anftändiger, daß der Ehemann zugleich 
die Verwaltung des Vermögens feiner Gattinn übernehme; das 
her geftattet ihm dad Geſetz, um die Abtretung derfelben ans 
zuſuchen— 

3) Allein ed Eönnen doch hier in mehrfacher Beskdhintg 
Rückſichten eintreten, welche ed nicht väthlich machen, die Cura— 
tel dem Manne zu übertragen; die gefchloffenen Ehepacten Eon= 
nen dfterd in Anfehung des Vermögens zmwifchen beyden Theilen 
Colliſionen erzeugen; — es Fann die gegründete Muthmaßung 
entftehen, daß der Mann weniger aus Zuneigung, als aud Inter— 
effe zur Schliegung dee Ehe verleitet wurde — oder er Fann 
überhaupt von der Art feyn, daß fic für die minderjährige Gat— 
tinn, in Anfehung ihres Vermögens, Fein günftiges Refultat er: 
warten laßt, wenn die Eutatel dem Vormunde abgenommen, 
und an ihn übertragen wird, indem ihm 3. B. Feine fo reife 
Beurtheilung, oder Feine folche Vorkenntniß, oder nicht diejenige 
Drdnungsliebe und vernünftige Sparſamkeit, durch welche Eigen: 
fchaften der Vormund fich auszeichnete, zugetrauet werden kön— 
nen. Der Gefeßgeber hat es daher nicht für nüßlich befunden, 
unbedingt anzuordnen, daß im Verehelichungsfalle einer Min: 
derjährigen, die Curatel dem Mlanne abgetreten werden folle, 
fondern ftelft diefes der Beurtheilung des Berichtes anheim, 
welches alle hier obwaltenden Verhältniffe genau zu prüfen und 
abzuwägen hat. 

4) Dad Geſetz räumet hier dem vormundfchaftlichen Ge: 
richte nur für den Sal das Necht ein, die Curatel über dad 
Vermögen des Weibes dem Mianne zu übertragen, wenn er felbft 
darum anfuchetz; aufgedrungen kann ihm diefelbe von Seite des 
Gerichtes nicht werden. Dieſes zeigt eines Theil der Ausdruck: 
„dem Ehegatten abgetreten werden fol,” theils der Um: 
ftand an, daß diefe Entlaffungdart des Vormundes unter denje: 
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nigen aufgeführt ift, welche nur auf Anfuchen, und nicht Amtes: 
wegen geſchehen. 

5) Da der Geſetzgeber in dieſem $. die Aufzählung der 

verfchiedenen Entlaſſungsfälle endet, fo finde ich hier Veranlaf: 
fung, einen von dem efeggeber nirgends ausdrücklich entfchiede: 
nen Sal zur Sprache zu bringen, nähmlich: was in dem alle 
Rechtens fey, wenn der Vater felbft in feinem Xeftamente einen 
Bormund ernannt hat, diefer aber. bey dem eingetretenen Xo= 
deöfalle ded Vaters unbekannten Aufenthaltes ift, daher von der 
betreffenden Gerichtöbehörde ein anderer Vormund beftellt wird; 
dann der durch dad Teſtament des Vaterd berufene Vormund aber 
in der Folge erfcheinet und die Abtretung der Vormundfchaft ar 
ihn verlangt? — Ich bin der Meinung, dag dad Gericht für 
alle Fälle die Vorſicht gebrauchen foll, in einem foldhen alle 
den, in Abwefenheit des von dem Vater ausdrüdlih in feiner 
legten Willensanordnung berufenen, aufzuftellenden Vormund 
nur unter ber auflöfenden Bedingung bis zur Erſcheinung des 
erfteren anzuftellen; wäre aber diefed nicht gefchehen, fo wäre 
der bereits beftellte Vormund keineswegs mehr fihuldig, dem te= 
ftamentarifchen Vormunde zu weichen. Denn ed gilt die Regel, 
dag ein einmahl beftellter Vormund, ohne einer ausdrücklich im 
Gefege angeführten Urfache, feines Amtes nicht entlaffen werden 
könne, und diefer Grund ift von dem Gefege nirgends als eine 
rechtmäßige Entlaffungsurfache erwähnet, obfchon es fcheint, daß 
hier einem Schluffe a minori ad majus Plaß gegeben werden dürfte. 


0. 261. 


Bedingungen zur Entlafjung des Vormundes. a) Gewöhnlicher Zeitpunet. 


Gin Bormund kann in der Regel nur am Ende 
des vormundfchaftlihen Sahres, nachdem fein 
Nachfolger die Verwaltung des Vermögens or— 
dentlich übernommen hat, die Bormundfchaft nies 
verlegen, Findet aber das Gericht ed zur Sicher— 
heit der Perfon oder des Vermögens nothwendig, 
fo Eann es ihm felbe auch ſogleich abnehmen, 
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Der Grund diefer gefeglihen Anordnung ift, weil nur mit 
Ende eines jeden Jahres, das feit dem Tage der übernommenen 
Vormundſchaft verftrichen ift, die Rechnung aufgenommen wird; 
auch macht eine ordentliche Wirthfhaftsführung es wünſchens— 
werth, daß während des Jahres Feine Veränderung mit dem 
Vormunde vorgehe. Allein wenn durch längere Beybelaffung des 
Vormundes für die Sicherheit der Perfon oder ded Vermögens 
des Minderjährigen nachtheilige Folgen zu befürchten wären, fo 
liegt eö in der Natur der Sache, daß dem Vormunde die Füh— 
rung der Vormundfchaft fogleich abgenommen werde, weil die nie= 
deren Nücfichten der Bequemlichkeit der Rechnungs: und Wirth— 
fchaftöführung, den höheren Rüdfichten in Anfehung des Minder- 
jährigen weichen müffen. Auch wäre ed unbillig, zu fordern, daß 
der Vormund durch eine folche Zögerung Schaden leiden follte; 
wenn alfo demfelben durch eine Tängere Beybehaltung Nachtheil 
drohet, fo feheint er auch vor Ende des vormundſchaftlichen Jah⸗ 
res entlaſſen werden zu müſſen. 


d. 262, 
b) Shlufrednung. 

Ein Bormund ift verbunden, Längftens innerhaib 
zwey Monathen nach geendigter Vormundfchaft 
dem Gerichte feine Schlußrechnung zu überge- 
ben, und erhält von demfelben, nach gepfloge- 
ner Nichtigkeit, eine Urkunde über die redlich 
und ordentlich geführte Verwaltung feines Am— 
tes. Diefe Urkunde ſpricht ihn aber von der 
Berbindlichkeit aus einer fpäter entdeckten arg- 
Yiftigen Handlung nicht frey. 

4) Die vorzüglichite Pflicht des Vormundes, nach geendeter 
Bormundfchaft, befteht in der Legung feiner Schlußrechnung. Cr 
ift verpflichtet, diefelbe Tängftens innerhalb ziwwey Monathen nach 
geendigter Vormundfchaft dem Gerichte zu übergeben, welches 
fie auf eine ähnliche Art, wie in dem $. 239 von den jährlichen 
Nechnungen gefagt worden ift, zu erledigen hat. Dem Groß: 

Nippel's Commentar IL Th, 23 
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jähriggetordenen, oder deifen Erben, ftehet indeffen bevor, die 
Rechnungen zu fich zu nehmen; daher find folche ohne Anftand, 
jedoch mit der Vorficht zu erfolgen, daß fie genau befchrieben 
und über die Beylagen jeder Nechnung ein genaues Verzeichniß 
verfaffet, auch über den Empfang eine Quittung auögeftellt werde. 
Würde diefe Erfolglaffung nicht angefucht, To find die fammtlichen, 
während der Vormundfchaft eingefommenen Rechnungen, ſammt 
allen dazu gehörigen Beylagen und Urkunden, in die Regiſtra— 
tur, wo fie ohnehin indeflen aufbehalten wurden, ordentlid) bey- 
zulegen ($. 64 der a. Inft. 2. Abth.). 


2) Wird die Rechnung richtig befunden, oder finden fich 
Anftände, welche aber in der Folge von dem Wormunde in 
Nichtigkeit geftellt worden find, fo wird ihm uber die redlich 
und ordentlich geführte Verwaltung feines Amtes eine Urkunde 
auögefertigt. Auch in dem Sale, ald der Vormund gar Feine 
Rechnung zu legen hätte, Fann ihm die Ausfertigung einer ähn— 
lichen Urkunde nicht verfagt werden. Diefe Urkunde fpricht ihn 
aber von einer fpäter entdeckten argliftigen Handlung nicht frey. 
Auch außer dem Falle einer argliftigen Handlung bleibt er 
nach diefer erhaltenen Amtsurfunde (Absolutorium) verpflichtet , 
dasjenige zu erfeßen, was aus einem Nechnungsverftoße oder 
aus Vergeffenheit im Empfang dem Pflegebefohlenen widerrecht: 
lich entgangen ift. Denn der Vormund würde fich eben durch 
feine Weigerung, dadjenige zu erfegen, um was der Minder— 
jährige, obſchon wider deffen Wiffen und Willen, verfürzt wor: . 
den, und eben dadurch dem Vermögen des erjtern zugefloffen ift, 
einer argliftigen Handlung fchuldig machen. Dagegen Eann er 
über andere Befchädigungen, die dem Mündel aus feinem (de3 
Vormundes) Verfchulden zugefügt worden find, und über welche 
die Behörde bey Erledigung der Rechnung hinausging, fpäter 
nicht mehr angefochten werden. Diefed wäre zum Benfpiel der 
Sal, wenn der Vormund in der Eintreibung der Intereſſen 
fäumig geweſen, und dadurch Urfache geworden ift, daß ein 
Theil derfelben nicht mehr eingebracht werden Eonnte. 

3) Es ift eine nicht unwichtige, in der Praris ſehr ver- 
Ichieden beantwortete Stage: ob der Großjähriggewordene feinen 
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Vormund von der Rechnungslegung befreyen fünne? — Der 
verewigte Here Hofrath v. Zeiller fagt in feinem Commentare, 
$. 265 Nr. 2, daß der Vormund die Rechnung auch unmittel- 
bar dem Großfährigen felbft ablegen könne, wenn diefer damit 
zufrieden ift, und dem Gerichte kein befonderes Bedenfen auf: 
fällt. — Wäre diefe Bemerkung richtig, To dürfte auch wohl 
Fein Zweifel feyn, daß der nunmehr Großfahrige den Vormund 
von aller Rechnungslegung befreyen Fonne. Denn ed find ja 
nur deſſen Rechte dabey intereffirt, und ein Großjähriger kann 
ja mit felben frey didponiren. — Allein gerade weil dad Geſetz 
ſich beftimmt dahin ausfpricht, daß der Vormund dem Gerichte 
feine Schlußrechnung zu übergeben habe, fo fcheint ed mir auch, 
daß eine Verzichtleiftung des Großfährigen auf die Rechnungsle— 
gung nicht Pla greifen Fönne. Da gewöhnlich die nächften Ver: 
wandten ded Minderjährigen, gegen welche derfelbe zur. befondes 
ren Chrfurchtöbezeugung verpflichtet ift, ald Vormünder aufge— 
ftelt werden, fo ift zu beforgen, daß der Vormund den Große 
jähriggewordenen leicht dahin bringen könne, Alles als richtig 
anzuerkennen und auf eine ordentliche Rechnungslegung Verzicht 
zu leiften. Diefed konnte leicht zu Mißbräuchen führen; darum 
fcheint dad Gefeß hier auch anzuordnen, daß die Schlußrechnung 
dem Gerichte gelegt werden müffe. Hat dad Gericht die Rech— 
nung ordentlich erledigt und die hieraus hervorgehenden Grfaß- 
leiftungen ausgefprochen, fo mag immerhin der WBollfährigge: 
wordene hierauf Verzicht leiften. — Allein es fcheint in der Ab— 
ficht des Geſetzes zu liegen, daß dad Gericht durch die von ſei— 
ner ©eite eingeleitete Rechnungsrevifion den gewefenen Mündel 
in die Kenntniß feße, wie auf was Weife der Vormund die 
Derwaltung feined Vermögens geführet habe. 


b. 263. 
ce) MUebergabe des Vermögens. 

Am Ende einer Bormundfhaft ift es die Pflicht 
des Vormundes, das Vermögen dem Volljährig— 
gewordenen, oder dem neu beitellten Vormunde 
gegen Empfangfchein zu übergeben, und fich dar— 

- 29 * 
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über bey Gericht auszumeifen, Das aufgenom: 
mene Berzeichniß des Vermögens, und die jähr- 
lich begnehmigten Rechnungen dienen bey folchen 
Uebergaben zur Nichtfchnur, 

1) Da eigentlich nur nach richtiggeftellter Nechnung bes 
Fannt ift, weldyes Vermögen der Großjähriggewordene befiße, 
fo Fann der Regel nach die Uebergabe des Vermögens erft nach 
gelegter und berichtigter Rechnung gefchehen. Indeſſen fteht 
nichtö im Wege, befonderd, wenn der aud der Minderfährigkeit 
Getretene dad Vermögen dringend bedarf, ihm einftweilen 
dadjenige einzuanttorten, worüber Fein Zweifel bejteht, daß es 
ihm zufomme. Endigt fich die Vormundfchaft dadurch, daß der 
Minderjährige dad vierundzwanzigfte Jahr feines Alter zurück 
legte, oder fonft großfährig erklärt worden ift, fo ift dad Ver— 
mögen demfelben zu übergeben; wird aber lediglich der Vormund 
feiner Vormundfchaft entlaffen, und die Vormundſchaft, oder 
wenigftend Guratel über den Pflegebefohlenen noch fortgefeßt, 
fo gefchieht die Uebergabe an den neuen Vertreter; endiget fich 
dagegen die Vormundſchaft durch den Tod des Miündels, fo 
find e5 die Erben, denen dad Vermögen, jedoch nur mittelft- 
der Abhandlungsbehörde übergeben wird. Bey der Webergabe 
des Vermögens dienen das aufgenommene Berzeichnig deöfelben 
und die jährlich begnehmigten Rechnungen zur Nichtfehnur. Be— 
fißt der Großjährige dad Vermögen, oder einen Theil deöfelben 
in Gemeinfchaft mit den Minderfährigen, 3. B. Brüdern, fo 
muß zugleich auch ein Theil-Libell verfaßt, dem Gerichte zur 
Genehmigung vorgelegt, und hiernach die Theilung wirklich vor- 
genommen werden. 

2) Wie hat aber die Uebergabe des Vermögens zu gefche- 
hen? — Hier ift zu unterfcheiden, ob felbe an den Pflegebefoh— 
Venen felbft, der feine Großjährigkeit erreicht hat, oder an deffen 
Vertreter gefchieht. — Am erfteren Falle werden demfelben das 
vorräthige bare Geld, die vorhandenen Koftbarfeiten, dann die 
übrigen zum Gebrauche desfelben aufbewahrten $ahrniffe in 
Natur übergeben; in Anfehung der unbeweglichen Güter, der 
vorhandenen Gapitalien, oder anderer Rechte, werden demfelben 
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die darauf Bezug habenden Urkunden eingehändigt. In dem zwey— 
ten Falle aber, wo die VBormundfchaft oder Guratel noch fortge: 
fest wird, wird nur dad vorräthige bare Geld dem neuen Ber: 
treter in Natur übergeben; von den vorhandenen und in der 
gerichtlichen Depofitencaffa fich befindlichen Koftbarkeiten, und 
jenen Urkunden, wodurd) dad Eigenthum unbeweglicher Güter, 
Schuldforderungen, oder andere dergleichen Rechte dargethan 
werden, wird demfelben lediglich das Verzeichniß eingehändiget. 

3) Damit die Dominien, Obrigfeiten und Magiftrate nicht 
mit unnützer Haftung der Pupillen= oder Depofitengelder be— 
ſchwert bleiben, müffen vorzüglich die Großfähriggewordenen an- 
gehalten werden, ihre Gelder aus der Waifencaffe zu nehmen ). 
Indeffen können auch umgekehrt Fälle eintreten, wo, ungeachtet 
der bereitd erreichten Großfährigfeit des Pflegebefohlenen, e3 nicht 
thunlich ift, dad Vermögen demfelben einzuantworten. Diefe 
Fälle treten nicht nur allein da ein, wenn, der Waiſe, vermöge 
feiner Leibes- oder Gemüthöbefchaffenheit, ungehindert des er: 
reichten vierundzwanzigften Jahresalters, doch noch unter der 
vormundfchaftlichen Obſorge verbleibt, fondern fie können auch 
dann eintreten, wenn ein Unterthan über die Anwendung, die 
er mit feinem Vermögen zur Anftiftung, oder fonft zu machen 
gedenfet, fich nicht ausweifen kann, und fohin die Beforgnig 
obwaltet, daß der Großfährige nach überfommenem Bermögen 
zu entweichen Gelegenheit fuchen dürfte; in diefem Falle könnte 
demfelben die Ausfolgelaffung de3 Vermögens, ungeachtet im 
Allgemeinen dem in die Großfährigfeit eingetretenen Untertha— 
nen dasfelbe von der obrigkeitlichen VBormundfchaftsinftang nicht 
weiter vorenthalten werden darf, fedoch immer nur mit Vor— 
wiffen de5 Kreißamted, verweigert werden *). 


4) Hofdecret vom 15. May 1308, Ne. 759. Bey qgutsherrlichen Waifenanttern für 
Mündet oder Pflegebefoptene gemeinschaftlich angelegte Eapitalien mulfen, 
wenn die Wormundfchaft oder Euratel aufhört, ihren Eigenthümern bar zu— 
rüdbezahft werden. Die Lesteren find nicht fehuldig, auf den Nahmen anderer 
Mändel oder Pflegebefohlenen, oder auf die geimeinfchaftliche Waiſencaſſe aus- 
aefertinte Schuldbriefe anftatt baren Geldes anzunehmen, und fich gegen 
ihren Willen durch Ceffion abfertigen zu Laffen. Zuftiz: Hofderret vom 22. 
Dee. 1326. (Wagners Zeitfchrift 1526. XII. Heft. ©. 520). 


7) Hofdecret vom 22. Auguſt 1791, Nr, 106 
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Auch ift der vom Feldwebel abwärts dienenden Mannſchaft, 
fie möge im wirklichen Dienfte, oder in Beurlaubung auf unbes 
ftimmte Zeit ftehen, ohne fehriftlichen Confens ihres Regimentö- 
oder Sorps- Commando, von dem ihm vor Austrefung. des Mi- 
Yitärftanded, oder während deöfelben erblich angefalfenen, oder 
auch vor Antretung des Militärftanded fonft zugefommenen Ver— 
mögend, weder dad Ganze, noch ein Theil auszuzahlen, widri— 
gend, wenn die Defertation ded Mannes, dem die Auszahlung 
gefchehen,, erfolgt wäre, der Schuldner, der ohne ſolchen Con— 
ſens die Zahlung geleiftet hat, dem Aerarium den ausgelegten 
Betrag, jedoch nie weiter als bi5 zu einer Summe von 30 fl., 
zu bezahlen hat, Dieſes Verboth erſtreckt fich jedoch nur auf 
die Ausbezahlung ded Capitals, und auch auf diefe nicht, wenn 
fie ein von dem Soldaten während des Militärddienftes felbft 
ertvorbened Vermögen beträfe ). 


ſ. 264. 
Haftung des Vormundes aus fremdem Verſchulden. 
Insgemein hat ein Vormund nur für ſein Ver— 
ſchulden, und nicht auch für das Verſchulden der 
ihm Untergeordneten zu haften. Hat er aber 
wiſſentlich unfähige Perſonen angeſtellet, hat er 
ſolche beybehalten, oder nicht auf den Erſatz 
des von ihnen verurſachten Schadens gedrun— 
gen, ſo iſt er auch dieſer Nachläſſigkeit wegen 
verantwortlich. 

4) Aus der Schlußrechnung und Uebergabe erhellet zugleich, 
ob und was für ein Schaden dem Minderjährigen verurſacht 
worden ſey. Die Grundſätze, nach welchen Vormünder für den 
Erſatz haften, ſind oben (F. 228) angedeutet worden. Der Vor— 
mund verantwortet aber nicht nur den unmittelbar von ihm 
ſelbſt, ſondern in beſtimmten Fällen auch den von Anderen 
dem Minderjährigen zugefügten Schaden. Dieſe Fälle werden 
hier näher erörtert. 


1) Hofdecret vom 23. Jänner 1791, Nr. 257. 
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9) Wenn er wiffentlich unfähige Perfonen an: 
geftellt Hat. Aus den Worten diefer Vorfchrift könnte man 
vielleicht folgen, daß der Vormund von der Unfähigkeit der zu 
einem beftimmten ©efchäfte angeftellten Perfon beftimmt über: 
zeugt feyn müſſe, und daß er für den Schaden nicht verant 
wortlich fey, den ein Untergeordneter verurfacht hat, von deſſen 
Eigenfchaften fich- der Vormund nicht die möglichen Kenntniffe 
verfchafft hat. Allein eine folche Auslegung würde offenbar 
mit dem $. 1010 des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches, dem 
zu Folge felbft derjenige Gewalthaber, welchem die Beftellung 
eined Stellvertreterd in der Vollmacht ausdrücklich geftattet ift, 
oder durch die Umftände unvermeidlich wird, ein bey der Aus: 
wahl der Perfon begangenes Berfchulden verantwortet, im Wi: 
derfpruche ftehen, da der Vormund felbft, nach $. 1034 de3 a. 
b. Geſetzb., nichts anders als ein gefeglich Bevollmächtigter feines 
Nflegebefohlenen ift, welchem vom Gefege felbft die Macht ein- 
geräumt ift, die untergeordneten, zum Wirthfchaftsbetriebe noth= 
wendigen Verfonen anzuftellen. Da nun aber nad) WVorfchrift 
des 9.6 des a. b. Geſetzb. jedes einzelne Gefes im Zufammen: 
hange mit allen andern fich darauf beziehenden Gefeken ausge— 
legt werden muß, fo kann auch diefer Ausdruck anders nicht, 
ald dahin verftanden werden, daß der Vormund für allen Scha= 
den der untergeordneten Perfonen verantwortlich fey, welche er 
entweder als bereits unfähig dazu erkannt hat, oder. derer Anz 
fähigkeit er wenigftens wegen Mangel der erforderlichen Zeugs 
niffe vermuthen müßte. 

3) Wenn er von VPerfonen, in welche er bey ihrer Auf: 
nahme Zutrauen zu feßen alle Urfache hatte, in der Folgezeit 
ihre Untuchtigkeit zu dem Gefchäfte, wozu er fie aufgenommen 
hat, wahrnimmt, und fie deffen ungeachtet, da er fie entfernen 
könnte, nicht entfernt. 

Der Bormund muß fich hier von einem Scheine der Bil— 
tigkeit nicht blenden Taffen, da er hiedurch die höhere Rechts— 
pflicht, welche er gegen den Minderjährigen hat, verlegen würde. — 
Aus gleichem Grunde muß auch der Vormund bey Abfchliegung 
der Dienftescontracte vorfichtig zu Werfe gehen, damit er in 
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der Folge, bey entdeckter Untüchtigfeit der angeftellten Perfonen, 
nicht gehindert fey, zum Beſten feines Pflegebefohlenen ' eine, 
Deranderung vorzunehmen. — Indeſſen kann es allerdings Falle 
geben, daß gerade die dem ©efchäfte am meiften gewachfenen 
Perfonen, da fie ihren inneren Werth fühlen, nicht von den 
Saunen eines Ginzigen abhängig feyn, und fich daher gleich anz. 
fänglich ihren Dienft mehr gefichert erhalten wollen; in ſolchen 
Fällen hätte aber der Vormund, zur Eingehung folcher Beſchrän— 
kungen in dem Dienfteövertrage, die Genehmigung der Vormund— 
Tchaftöbehörde einzuhohlen, und überhaupt fehr vorfichtig dabey 
zu Werke zu gehen, um eine gegründete Ueberzeugung von den 
guten Eigenfchaften der anzuftellenden Perfonen zu erlangen. 

4) Außer diefen beyden Fallen ift er den Schaden, den 
ein ihm Untergeordneter angerichtet hat, nur dann zu erfeßen 
verbunden, wenn er auf den Erſatz des von felbem verurſachten 
Schadens nicht gedrungen iſt. 


b. 265. 


Subfidiarifche Haftung des vormundfchaftlichen Gerichtes, 


Selbit das vormundfchaftlihe Gericht, welches 
fein Amt zum Nachtheile eined Minderjährigen 
vernachläffiget hat, ift dafür verantwortlich, 
und, wenn andere Mittel zum Erſatze mans 
geln, den Schaden zu erfeßen ſchuldig. 


4) Damit das vormundfchaftliche Gericht felbft zu einem 
Schadenerfage verurtheilt werden Eönne, ift vor Allem erforder: 
th, daß demfelben Bernachläſſigung feiner durd) dad Ge— 
feß vorgezeichneten Pflichten zur Laft falle. Derjenige, welcher 
diefen Schadenerfaß von der Behörde anfpricht, hat auch diefe 
Vernachläſſigung zu erweifen, nicht nur allein, weil eine Pflicht: 
verlegung nicht vermuthet wird, vielmehr erwiefen werden muß, 
fondern, weil auch überhaupt Jeder, welcher. gegen den Andern 
einen Anſpruch Hat, den Rechtsgrund feines Anfpruches zu er: 
weifen verpflichtet iſt. 
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9) Muß ferner dargethan feyn, daß aus diefer Vernach- 
Yäffigung der Schade entftanden fey. Denn im Zroeifel gilt die 
Vermuthung, daß ein Schade ohne Verfchulden eined Anderen 
fi) ereignet Habe ($. 1296). Alles Verſchulden, ſohin auch alle 
Haftung des Gerichtes, fällt daher weg, wenn der Schade aus 
einem bloßen Zufalfe entftanden ift, außer, die Behörde ſelbſt 
hätte diefen Zufall durch ein Verſchulden veranlafjet, oder ein 
Geſetz, das dem zufälligen Schaden vorzubeugen fucht, übertre— 
ten. So z. B. hat der Gefeggeber bey der Beſtimmung, dag 
ein Haus, worauf ein Waifencapital angelegt wird, nicht über 
die Hälfte, und ein Landgut nicht über zwey Drittheile feines 
Werthes verfchuldet feyn foll, auf zufällige Werthesverringerun— 
gen fihon Rückficht genommen, und dadurch felbjt zufälligen Be— 
fchädigungen der Waifencapitalien vorbeugen wollen. Auch ift die 
Bormundfchaftöbehörde außer aller. Haftung, wenn der Minders 
jährige einzig aus Verfihulden des Vormundes, ohne mittelbaren 
oder unmittelbaren Einfluß des Gerichtes, Schaden leidet. Hat 
aber der Richter einen offenbar unfähigen Vormund beftellt, der 
feiner Unfähigkeit oder Mittellofigkeit halber nicht zum Erſatze ans 
gehalten werden kann, oder hat er für fich allein, ohne Wiſſen 
de3 Vormundes, oder gegen deffen Vorſtellungen eine nachthei- 
lige Verfügung getroffen, fo Fiegt auch nur dem Richter der Er— 
fag ob. Endlich 

3) müffen andere Mittel zum Erſatze man 
geln. Es müffen daher z. B., bevor der Nichter wegen eines 
nicht mit gefeglicher Sicherheit angelegten Pupilfarcapitals zu 
einem Schadenerfage verurtheilt werden Fann, alle thunlicye 
Rechtsmittel verfucht worden feyn, um von dem Schuldner Telbjt 
die Schuld einzutreiben. Hat der Richter einen nachtheiligen, ge: 
fegwidrigen Vorfchlag des Vormundes gebilfiget, oder die pflicht- 
mäßige Wachfamfeit über den Vormund unterlaffen, oder einen 
nachläſſigen oder unredlichen Vormund nicht entfernt: fo feheint 
er eben nach diefer legteren gefeglichen Beftimmung nur in fo 
fern einen Erſatz leiften zu müffen, als derfelbe von dem unmit- 
telbar den Schaden veranlafjenden VBormunde nicht eingetrieben 
werden Fann. 


458 [$. 265.] 


4) Bey einem Gollegialgerichte haben einen ſolchen Scha— 
den alle jene Räthe mit dem Prafidvium zu erfegen, welche durch 
ihre Stimmen jenen richterlichen Schritt, aud welchem der Schade 
‚ erfolgt ift, veranlaßt haben, und Fann Fein Unterfchied gemacht 
werden, ob diefe ftimmenden Räthe bloß zum AQuftisfache gewid— 
met, oder bey dem Politicum angeftellt, ob fie im Rechtöfache 
geprüfte oder ungeprüfte Männer find '). Ob diefe Enſchädigungs— 
Verbindlichkeit folidarifch fey oder nicht, darüber hat fich das 
Geſetz nicht ausgefprochen. Es muß daher diefe Frage nach den 
Örundfägen, welche das allgemeine bürgerliche, Gefegbuch über 
Entfhadigung und Genugthuung im Allgemeinen aufftellt, beant- 
wortet werden, und nach diefem fcheint ed Feinem Zweifel zu 
unterliegen, daß diefe Verbindlichkeit folidarifch fey ($. 1362). 

5) Uebrigens hat die Grundobrigfeit für alle Handlungen 
ihrer Beamten, welche nicht eigentlich in bloß delicta personalia 
einfchlagen, für welche natürlicher Weife Niemand, ald die Bes 
geher des Verbrechens haften können, jedesmahl salvo regressu 
zu haften, folglich den den Unterthanen dadurch zugezogenen Scha— 
den und Nachtheil immer fogleich entweder bar zu erfegen, oder 
aus den Ginfünften des Gutes herein zu bringen ?). Diefe all: 
gemeine Vorfchrift ift ohne Zweifel auch in denjenigen Fällen ans 
zuwenden, wenn obrigfeitliche Beamte durch ihr Verfchulden den 
Maifen, deren Obforge ihnen obliegt, bey Verwaltung ihres Ver— 
mögend einen Schaden zufügen. Dieſes beftätiget ausdrüclich dad 
am 22. Auguft 1805 an die ob =der=ennö’fche, und am 20. Febr. 
41806 an die übrigen Landesitellen erlaffene Hofdecret, worin ed 
heißt: „Den Dominien fey einzubinden, daß fie für Alles zu haften 
haben, wenn über lang oder Eurz ſich zeigen follte, daß durch: ihre 
Bernachläffigung, oder jene ihrer Beamten, den Pupillen etwas 
zu Schaden gegangen ift.” Auch dad mehrerwähnte, für Defter: 
reich ob der Enns erlaffene Hofkanzleydecret vom 26. März 
1818, $. 14; fagt: „Ueber die Verbindlichkeit der Gutöbefißer für 
ihre Beamten überhaupt, und insbefondere für die genaue und 
zweckmäßige Verwaltung der Waifengelder mit ihrem eigenen 


1) Hofdeeret vom 5. Juny 1789, Nr. 1017. 
2) Hofdecret vom 43. Dec. 1784. 
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Vermögen zu haften, haben bekannte Gefege, und inäbefendere 
die Hofdecrete vom 18. Dec. 1784, vom 22. Auguſt 1805 und 
20. Februar 1806, Elar genug entfchieden.” 

6) Zur Sicherheit aller von den Obrigfeiten an die Unter— 
thanen zu leiften habenden Vergütungen, die aus dem Unterthans— 
Berhältniffe herrühren, und insbefondere zur Sicherheit der Wai— 
fen= und Depofitengelder, ift der achte Theil des Werthes von 
jedem Iandtäflichen Gute verpfändet, und dießfall5 bey der Land» 
tafel eingetragen. Diefe Octava ift gleichfam ald ein Cautions- 
capital für die aud dem Bande der Unterthänigkeit entjtehenden 
Unterthandforderungen in der Art anzufehen, daß auch), ohne Ein— 
verleibung oder Vormerkung, folcyen Forderungen dad Pfandrecht 
bi5 auf den achten Theil von dem Werthe ded Gutes vor allen 
vorgemerften Släubigern gebühre '). Indeſſen ijt der Befehl we— 
gen Einfügrung der Dctava bey den landtäflichen Gütern zur 
Eicherheit der Unterthansforderungen, dann Waifen- und Depos 
fitengelder nicht dahin zu verjtehen, als ob eine beftimmte Sum— 
me, die den achten Theil des MWerthes de» betreffenden. Gutes 
ausmacht, vorzumerfen fey, fondern der höchfte Befehl wird er= 
füllt, wenn in der Landtafel bey jedem Gute folgende Formalien 
vorgemerkt worden: „Den — — 1789 vorgemerkt worden, zur 
Bedeckung dießortiger Pupillar- und Erlagögelder, ſo wie der 
Unterthansforderungen, die vermöge Patent vom 10. July 1789 
beftimmte Octava des eigentlichen Werth5 diefes Gutes ’). Nur 
in Mähren und Böhmen erhielt es, vermöge Hofdecret vom 28. 
April 1791, hit. o, und 46. Februar 1792, lit. d, von diefer den 
Befigern Tandtäflicher Güter aufgetragenen Tandtäflihen Haftung 
und Vormerkung des achten Theil des Werthes ihrer Güter für 
die Forderungen ihrer Unterthanen, fein Abkommen, und wurde 
die Löfchung der bereits fchon in Vollzug gefegt gewefenen Bor: 
merkung eingeleitet. Auch in Gallizien wurde diefe Anordnung mit 
Hofdecret vom 7. Sept. 4808 getroffen, jedoch die Vormerkung 
der Detava durch Hofdecret vom 27. Februar 1810 wieder, und 
zwar früher eingeführt, ald dad Aufhebungspatent im Lande Fund 


1) Patent vom 10. Zuly 1739. (|. 2 und 3 
2) Hofdeeret vom 5. Sept. 1739: 
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gemacht wurde. Es wurde daher, um diefe Angelegenheit wieder 
ins Geleife zu bringen, durch Hofdecret vom 4. Sept. 1813 
verordnet, daß das am 10. July 1789 erfloffene Patent, mittelft 
welchen der achte Theil des Werthes der Güter zur Bedeckung 
der Unterthansforderungen verpfändet worden ift, fowohl in Gal: 
lizien, ald in der Bufowina mit dem Beyſatze zu republiciren 
fey, daß die Octava als ein gefegliched Pfandrecht, auch ohne 
intabulirt zu feyn, ihre volle Wirkung habe. 

7) So weit die Octava zur Bedeckung ber Unterthansfor: 
derungen nicht zureicht, haben die Pupilfen ein gefegliches Pfand: 
recht auf diefe Tandtäflichen Güter nach allen vorgemerften Gläu— 
bigern '). Man Fönnte zwar zweifeln, ob diefe gefegliche Anord— 
nung nicht durch das neue allgemeine bürgerliche Gefegbucy außer 
Wirkfamkeit gefegt worden fey, da ed in dem Kundmachungspa: 
tente ausdrücklich heißt, daß alle auf die Gegenftände diefes all: 
gemeinen bürgerlichen Geſetzbuches ſich beziehenden Geſetze und 
Gewohnheiten außer Wirkfamkeit gefegt feyen, und die Art und 
Meife, wie ein Pfandrecht erlangt wird, allerdings einen Gegen: 
ftand des bürgerlichen Geſetzbuches ausmachet. Auch fagt der $. 
450 des a. b. Geſetzbuches, daß die Fälle, in welchen dad Ge: 
feß Iemanden dad Pfandrecht einräumet, am gehörigen Orte dies 
ſes Gefegbuches felbft, und bey dem Verfahren in Concursfällen 
angegeben find; weder dad bürgerliche Gefesbuch, noch die Con 
curdordnung enthält aber von einem folchen Pfandrechte etwas. 
Allein e3 fcheint deffenungeachtet Fein Zweifel vorhanden zu feyn, 
daß die Anordnung ded Patente vom 10. July 1809, $. 2, 
auch noch dermahlen in Wirkſamkeit fey, weil diefelbe ausdrück— 
li von der Behandlung der Woaifenforderungen in Concuröfäl: 
fen redet, folglich als ein die Concursordnung felbft integriren= 
des Gele angefehen werden muß. 

8) Welche Entfchädigung ift aber der Vormundscaffe von 
dem Gutsherrn zu leiften, wenn diefer fich aus derfelben üffent- 
lihe Obligationen zugeeignet hat? — Bier iſt zu unterfcheiden, 
ob diefe Obligationen. durch rechtsgültigen Vertrag oder Darleihen 





1) Patent vom 10. Zuly 4739, N. 2. 


* 
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übernommen worden find, oder nicht. — Wenn daher der Guts— 
here zur Zeit der Erhebung der Obligationen dariiber einen 
Schuldfchein ausgeftellet, und diefen zur Waifencaffe erlegt, auch) 
in fo fern die Uebernahme der Obligationen in Defterreich ob der 
Enns, nad Kundmachung des Hofdecret5 vom 26. März 1818, 
in Defterreich unter der Enns, nach Kundmachung des Hofde— 
cret5 vom 18. Auguft 1820, gefchehen ift, zugleich gefegmäßige 
Sicherheit beftellet, und hiezu die Tandrechtliche Genehmigung er= 
wirft hat: fo find feine Nechtöverhältniffe. gegen die Wailen: 
caffe nach Inhalt des ausgeftellten Schuldfcheined zu beurtheilen; 
außer diefem Falle ift nach den Grundfägen des Verwaährungs-— 
vertrags zu entfcheiden, mithin, wenn die Befchaffenheit der er: 
hobenen Obligationen genau befannt ift, die Zurückſtellung der: 
felben Summe in Staatöpapieren gleicher Gattung, nebft Ver: 
gütung der auf die abgängigen Papiere bisher gefallenen Zinfen 
und Gewinnfte zu fordern. Sollten einzelne aus der Waifencaffe 
genommene Obligationen, für welche nicht ſchon vor ihrer Ver: 
Iofung Obligationen gleicher Art zurüdgeftellt worden find durch 
die LotterieeZiehungen in einen höheren Äntereffengenuß eingerüdt 
feyn, fo muß die Vergütung in Obligationen von eben dem hö— 
heren Zinsfuße geleiftet werden. Wären übrigens aus der Wai— 
fencaffe abgängige Obligationen bis zur Zeit der Liquidation nod) 
nicht durch Verloſung in höhere Intereffen eingerückt, oder die 
Nummern derfelben unbekannt, fo ift ſich mit Zurüditellung von 
Obligationen derjenigen Oattung, zu welchen die aus der Wai: 
fencafje übernommenen gehört haben, ohne daß wegen früherer 
oder ſpäterer Verlofung weder auf der einen, noch auf der an- 
dern Seite eine Vergütung Statt findet, zu begnügen. Wo die 
Anwendung diefer Vorfchriften befondere Schwierigkeiten findet, 
Fann der Kreidcommiffär einen den Umftänden angemeffenen bil: 
ligen Vergleich zwifchen den Vormündern der einzelnen Mündel 
und dem Gutsherrn zu Stande bringen, oder im Nahmen der 
gemeinfchaftlihen Waifencafje felbit eine gütfiche Uebereinfunft 
mit dem legteren zu freffen verfuchen. Der Vergleich muß jedoch 
dem Appellationögerichte zur Genehmigung vorgelegt werden, def: 
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fen eigenem Gutbefinden es überlaffen bleibt, nöthigenfalld auch 
den Unterthans = Advocaten zu vernehmen '). 

9) Es entftand ferner die Stage: ob die bey Unterfuchung 
einer Waifenverwaltung entdeckten Entfchädigungsanfprüche einer 
Waiſencaſſe (auf den Grund der Freisamtlichen Liquidationd = Aus= 
weiſe) zu intabuliren, oder zu pränotiren feyen? — welche Frage 
mit obigem Hofdeerrte dahin beantwortet wurde: „Die Anzeigen 
und Aeußerungen der Kreisämter über. den Erfolg der Unterfus 
hung der Waifencaffen find als öffentliche Urkunden anzufehen, 
und die darin angegebenen Forderungen der Waifencaffe an den 
Gutsherrn find nicht bloß durch Präanotationen, fondern durch 
Antabulationen ficher zu ftellen, welches die nähere Erörterung 
der Liquidität und des Betrages der Schuld nicht hindert.” Die 
wegen einer folchen Anforderung verhängte Sequeftration ift ald 
eine executive anzufehen; übrigens bleibt die nähere Beſtimmung 
der Maßregeln, welche in jedem einzelnen Falle zur MWiederer- 
gänzung oder Berficherung der Waifencaffe getroffen werden follen, 
immer dem Ermeffen des AUppellationsgerichtes anheim geftellt. 

10) Es fragt fih nun: wie, auf wad Weife hier von der 
Dormundfchaftsbehorde eine Entfchädigung in Anſpruch genom— 
men werden könne? — Diefe Entfchädigung kann nicht im or= 
dentlichen Rechtöwege gefucht werden, fondern es muß bey dem 
oberen Richter (AUppellationdgerichte) eine Beſchwerde angebracht 
werden. Ueber diefe Befchwerde wird der untere Richter dann 
von Amtöwegen vernommen, eben fo die genaue Unterfuchung 
-gepflogen, und, nad) Befchaffenheit der Umſtände, dem untern 
Nichter der Erſatz ded erweislich verurfachten Schadens und der 
Unkoften aufgetragen ?). | 

Betrifft die Entfehädigungdleiftung eine Obrigkeit, welche 
der Vertretung des Fiscalamtes zugewieſen ift, fo ift auch das 
Vegtere über eine folche Befchwerde zu vernehmen ?). 


a) Hofdecret vom 2. Dec. 1333. 
2) Refolution vom 11. Gebruar 1732. 
3) Hofderrer vom 19. Februgr 1795, Mr. 969. 
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Belohnung des Vormundes : a) jährliche, 

Emfigen Bormündern kann das Gericht aus den in 
Erſparung Eommenden Einkünften eine verhältniße 
mäßige jährliche Belohnung zuerfennen ; doch darf 
dieje Belohnung nie mehr als fünf vom Hundert 
der reinen Einkünfte betragen, und fich höchftens 
auf viertaufend Gulden jährlich belaufen, 


0. 267. 
b) oder bey dem Austritte. 

Wenn das Vermögen des Minderjährigen fo ge— 
- ringe iſt, daß fich wenig oder nichts in jährliche 
Erſparung bringen läßt; fo kann einem Vormun— 
de, welcher das Vermögen unvermindert erhal- 
ten, oder dem Minderjährigen eine anftändige 
Verſorgung verfchafft hat, wenigftens am Ende 
der Bormundfchaft eine den Umftänden angemef- 
fene Belohnung ertheilt werden, ° 

4) Sp wie auf der einen Seite jeder Vormund dafur zu 

haften hat, wenn aus feinem VBerfchulden dem Minderjährigen 
ein Schaden zugehet, fo erfordern ed auf der andern Seite Ge: 
rechtigkeit und Billigkeit, daß er für den bey der Verwaltung 
des Vermögens des Pflegebefohlenen, und der Aufficht auf feine 
Perfon gehabten Zeit: und Müheaufwand entfchadiget werde. Bey 
Ausmeffung diefer Belohnung ift fowohl auf die in Anwendung 
gebrachte Mühe und Sorgfalt des Vormundes, als auf den wirf- 
lich verfchafften Nusgen und den Vermögensſtand des Waiſen Rück— 
ficht zu nehmen. Hat der Erblaffer felbit die Belohnung bejtimmt, 
fo unterliegt fie, dafern fie den Pflichttheil nicht verletzet, kei— 
ner Verminderung. Ein ausgeſetztes Vermächtniß aber fcheint 
nach dem Willen des Erblaſſers die Stelle der Belohnung zu 
vertreten '). 


4) Zeillers Eommentar Wr. 5. 
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2) Die Belohnung wird entweder jährlich, oder erft zu Ende 
der VBormundfchaft auögemeffen. Wenn ſich nähmlich aud den jähr— 
lichen Rechnungen zeigt, daß, nach Abzug des für den Minderjähe 
rigen gemachten anftändigen Aufwandes, noch ein Theil der Ein: 
Fünfte erübriget wurde, fo kann von diefem Erfparniffe dem Bor: 
munde eine Belohnung ausgemworfen werden. Jedoch darf diefe 
Belohnung nie mehr ald fünf vom Hundert diefed Erfparniffes, 
und in feinem Zalle mehr ald 4000 fl. ausmachen. Indeſſen 
ſcheint ed nicht nöthig zu feyn, daß diefe Belohnung von Jahr 
zu Jahr bemeffen werde, fondern fie kann nach einem jährlichen 
Durchfchnitte berechnet, und dem Vormunde, nach Maßgabe die: 
fer Berechnung, ein beftimmter Betrag ausgeworfen werden. 

3) Kann aber von den Einkünften des Minderjährigen nichts 
in Erfparniß gebracht werden, oder ift dieles Erfparniß fo gering, 
daß die bewilligten fünf vom Hundert ald Feine verhältnigmäßige 
Belohnung des Vormundes angefehen werden können, fo Tann 
eine Belohnung nur am Ende der Bormundfchaft, und auch dann 
nur unter der Bedingung Statt finden, daß wenigftens bis dahin 
durch die Sorgfalt des Vormundes der Hauptftamm unverfehrt 
blieb, oder den Pflegebefohlenen eine anftändige Verforgung (ein 
Anduftrie= Capital) verfchafft ward. 

4) Die Bormundfchaftöbehörden haben fir die obervormund: 
fchaftliche Obforge über das Waifenvermögen ihrer unterthänigen 
MWaifen Feine befondere Belohnung in Anſpruch zu nehmen, da 
diefe Obforge in ihren Pflichten gelegen ift '). Nur find tene 
Pupillen, die beyder Aeltern verwaifet find, wegen der von der 
Obrigkeit unentgeldlich zu beforgenden Obervormundfchaft, ver 
pflichtet, die gewöhnlichen Waifenjahre, welche doch nirgends drey 
Tahre zu überfteigen haben, und nur dort, wo fie Herfommen 
find, auf dem Hofe abzudienen verpflichtet, gegen dem jedoch, 


4) Insbefondere wurde den Dominien des Landes ob der Enns der Bezug obrigs 
keitlicher Raittaren und Gerhabfchaftsremunerationen bereits durch die Hof: 
decrete sont 19. April und 5. Zuly 1737 abgefprochen, und das Hofdecret vom 
16. März 1313 fagt im $. 12 Folgendes: »Da die Beforgung der Waiſenge— 
ſchäfte zu den gefeßlihen Amtshandlungen der Dominien gehört, fo Fann den 
Herrfchaftsbeamten die den Vormündern bewilligte Belohnung von 5 ofo des 
reinen Einkommens der Pupillen nicht augeflanden werden. | 
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daß denen über vierzehn Jahre alten, die Waifendienfte verrich- 
tenden Kindetn der nähmliche Liedlohn, welchen andere freywil: 
lige Dienftbothen, die fie eiften, empfangen, abgereichet werden 
fol '). Auch können Waifen nur auf dem Gute oder der Herr: 
fchaft, wo eigentlidy die Obervormundfchaft beftehet, zu den Waiz 
fendienften gebraucht, ihnen aber nicht wider Willen außer sder 
Herrſchaft eine diefer Dienftleiftungen aufgebürdet werden °). 
Auch ift den vormundfcaftlichen Gerichten (mit Ausnahme der 
Dominical:Ortögerichte) geftattet, bey allen dahin zur Aufnahme 
gelangenden Pupilfarrechnungen, wo der jährliche Nugen 300 fl. 
überfteigt, von dem DBetrage der Einfünfte — nach Abzug der 
Intereſſen don den etwa haftenden Schulden, den Tandeöfürftlichen 
Gaben, den fonftigen, zur Erhaltung des Pupillargutes unentbehr: 
lichen Audgaben, dann der jährlich abzuführenden wittiblichen Un: 
terhaltung und den jährlich zu beftreitenden Penfionen und Legaten 
— eine Raittare von drey Procent abzunehmen. Wenn aber von 
den zu verrechnenden Cinfünften entweder Desurationen beſtrit— 
ten, oder Schuldigfeiten getilgt worden, find die hierauf verwen 
deten Summen von dem der NRälttare unterliegenden Betrage 
der Einkünfte Feineswegd abzuziehen, fondern mit Einrechnung 
dießfalliger Summen die Raittare abzunehmen ?). Obſchon übris 
gens bey den landesfürftlichen Behörden die Beſtimmung und 
Ausmeffung der Rait- und Sterbetaren, fo wie aller übrigen Ges 
richtötaren, ein Gefchäft der Tarämter verbleibt, fo fol doch 
von den Fandesfürftlichen Gerichtsbehörden in allen vorkommen: 
den Fällen dasjenige Vermögen, welches der Sterbe- und Rait— 
tare ohne allen weiteren Abzug zu unterliegen hat, den Taxäm— 
tern jederzeit zuverläffig befannt gemacht werden °). 

Wenn ein, einem Waifen oder Pfleglinge (Curanden) zuge— 
höriged Vermögen ganz oder zum Theile in einer Handlung ver: 
flochten ift, foU die Raittare nur von demjenigen Theile der wirk⸗ 


4) Hofentſchließung vom 15. Jänner 1722. 
2) Hofdeeret vom 5. Juny 1783, 


3) Hofdecret vom 22. März 1753, und Tarpatentsvom 13. Gept. 1737. Hofdecret vom 
43. Nov. 1754, Nr. 365. 


4) Hofdecret vom 14. Gebruar 1722, 3. 783. 
Nippet's Commentar IE, Th, 30 
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lich eingebrachten Handlungsnutzung abgenommen werden, wel— 
cher nach der jährlich zu verfaffenden, und dem Gerichte vorzules 
genden Handlungsbilanz den unter der VBormundfchaft oder Cu— 
ratel ftehenden Individuen gebührt, ed möge folcher in der Hand— 
lung gelaffen, oder auf wad immer für eine Art verwendet were 
den. Uebrigens, wenn ein Theil der Handlungsnußung im letz— 

ten Jahre vor der Auflöfung der Gerhabfchaft oder Curatel im 

Audftande bleibt, muß die Raittare indeffen von felbem vorgemer- 

fet, und nach gefchehener Ginbringung diefes Handlungsausſtan— 

ded nachgefragen werden. Bon dem Vermögen eines in der freyen 

Berwaltung ftehenden Individuums, welches mit einem Waifen: 

gute vermengt ift, darf Feine Raittare abgenommen werden '). 

Indeſſen ift nur bey der erften Pupillarrechnung die Rait- 
tare nach dem Sportularium zu beziehen, bey allen ferneren Red) 
nungen aber nur dad Drittel fothaner Taxe aufzuheben und ein= 
zurechnen ?). Es verfteht fich übrigens von felbft, daß die Vor— 
mundfchaftöbehörden auch berechtiget feyen, für alle vorgenome 
mene vormundfchaftliche Amtöhandlungen, in wie fern felbe nach 
dem Zarpatente einen taxbaren Gegenftand ausmachen, die im ges 
dachten Patente beftimmten Zaren aufzurechnen und abzufordern. 

d. 268, 
Rechtsmittel des Vormundes bey’ Beſchwerden. 

Ein Bormund, welcher fi durch eine Verordnung 
des vormundfchaftlichen Gerichtes befchwert zu 
ſeyn erachtet, fol die Befchwerde zuerft bey dem 
nähmlichen Gerichte, und nur, wenn diefe frucht- 
108 war, den Recurs bey dem höhern Gerichte 
anbringen, 

4) In Unfehung der Gefchäfte des adeligen Nichteramts, 
zu welchen auch die Behandlung der vormundfchaftlichen Ange— 
legenheiten gehoret, beftehet zur Hintanhaltung unnliger Recurfe 
überhaupt die Vorfchrift, daß, wenn eine Partey durch einen Bes 


41) Hofdecret vom 23. Detober 1791, Mir. 210. 
2) Hofdeeret vom 12. Sept. 1797, Nr. 374. 
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fcheid des Richters erfter Anftanz, welcher ohne vorlaufiger um: 
ftändlicher Verhandlung oder Vernehmung der Theilhabenden er: 
laffen wird, befchwert zu feyn vermeint, felbe nicht fogleicy den 
Recurd an dad Appellationdgericht nehmen, fondern vorläufig dem 
Nichter erfter Inftanz die Grunde, wegen welchen fie fich befchwert 
achtet, und daher die Abänderung feined Befcheides erbittet, vor= 
legen folle. Der Richter hat diefe Gründe wohl zu erwägen, und 
der gegründet erkannten Befchwerde, ohne Rückſicht auf den er- 
laffenen erften Befcheid, Abhülfe zu verfchaffen. Nur in dem 
alle, als es bey dem erften Befcheide belaffen wurde, und die 
° Beweggründe des richterlichen Befcheides, welche jederzeit beyge- 
rückt werden müffen, die Partey von der Unftatthaftigkeit ihrer 
Befchwerde noch nicht überzeugte, wäre der weitere Recurd an 
dad Appellationsgericht zu nehmen '). Diefe für alle Gefchäfte 
des adeligen NRichteramtes überhaupt gültige Anordnung wird nun 
bier inöbefondere auf vormundfchaftliche Angelegenheiten in An- 
wendung gebracht. 

2) Auf diefe, von dem fich durch eine Verfügung ded vor: 
mundfchaftlichen Gerichte gekränkt findenden Theile, bey dem 
Appellationsgerichte eingereichte Recursbefchwerde pflegt dasfelbe 
von dem unteren Richter die Amtserinnerungen abzufordern, wo— 
durch Testerer unter umtändlicher Darſtellung des eigentlichen 
thatfächlichen Verhältniſſes feine Verfügung zu rechtfertigen unter= 
nimm. Diefe Amtserinnerungen werden .von Amtswegen abge- 
geben und find daher von dem Gebrauche ded Stämpels be— 
freyt ). Bey den Collegialgerichten ift in dem Kalle, als der 
Beſchluß nicht einftimmig gefaßt wurde, immer auch ein Rechtö= 
protocolld- Auszug beyzulegen; im Falle der Stimmeneinhelligfeit 
aber find in den Amtderinnerungen wenigſtens die Gegenwärti— 
gen aufzuführen *). Erkennt das Uppellationsgericht, daß dad vor= 
mundfchoftliche Gericht den Gefegen gemäß die Verfügung, wor: 
über recurirt wurde, erlaffen hat, fo wird es diefelbe beftätigen , 

1) Hofdecret vom 27. Dec. 1782, Ne. 111s 


2) Hofdecret vom 23. Dec. 1216, 3. 1309; 
3) Vergleiche Hofdecret vom 16. April 1219, 3. 1552. 
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im entgegengefeßten Falle aber fie aufheben und dasjenige 
verordnen, was ed den Gefegen entfprechend zu feyn erachter. 
Im erfteren Falle ift dem Necurenten auf fein Verlangen eine 
Abſchrift dev erftatteten Amtderinnerungen mitzutheilen '). Wird 
die ıumterrichterliche Verfügung aufgehoben, fo werden ohnehin die 
Beweggründe diefer Aufhebung mitgetheilt. Hat der untere Rich- 
te: den Recurs durch feine offenbare Schuld veranlaßt, fo kann 
er auch in den Erſatz der Unkoſten verurtheilt werden 2). 

3) Das Appellationdgericht ift aber nicht nur allein dazu: 
mahl verpflichtet, in die Amtöhandlungen der VBormundfchaftsbe- 
hörden einzugehen, wenn Befchwerden vorfommen, fondern es { 
hat auch von Amtöwegen darüber zu wachen, daß in diefer Hin— 
fit von den unteren Behörden die Gefeße gehandhabt werden. 
Zur Grreichung diefes Zweckes ift daher auch vorgefchrieben, daß 
die Appellationsgerichte von Zeit zu Zeit die ihnen untergeordneten 
Landrechte und Magiftrate unterfuchen follen °). Nachdem aber 
die Appellationögerichte gewöhnlich von dem Site der untern Ges 
‚richte zu entfernt find, fo find die Kreidämter überhaupt ange: 
wiefen, den Appellationsgerichten in Ausübung ihrer Amtöpflichten 
die Jehörige Hülfe zu leiften, und in deffen Zolge auf die von 
den Appellationdgerichten durch Note an diefelben zu ftellenden 
Anſuchen die bendthigten Auskünfte zu erftatten *). 

4) Auch außer dem Falle eined befondern Anfuchens von 
Seite des betreffenden Appellationsgerichted find die Kreisämter 
im Allgemeinen angewiefen, auf die Verwaltung ded Waifenver: 
mögend ein obachtfames Auge zu haben. So fagt dad Hofdecret 
vom 13. Juny 1785, 3. 443: „Den Kreisamtern fey unter den 
Gegenjtänden, worüber fie bey Bereifung ihrer Bezirke Beobad): 
tungen zu machen haben, auch die Nachfehung aufgetragen, auf 
welche Art für das Vermögen der Minderjährigen und Blödfin- 
nigen geforgt fey.” Die gleiche Vorſchrift ertheilen auch die Hof. 





4) Hofdeeret vom 3. Nov. 1792, Nr. 67.. 
2) Hofdeeret vom 11. Sept- 1737, 3: 819. 
3) Hofdeeret von 6. Februar 1792, Ar, 248. 


4) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß ſich die kreisämtliche Aushülfe auf die Landrechte 
nichs ausdehnen Fonne. 
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decrete vom 2. December 1794, und 14. September 1805. Eben 
fo enthält das Hofdecret vom 30. Quly 1819, 3. 1587, daß 
den Kreisämtern allerdings das Necht und die Pflicht zuftehe, 
die ihnen unterftehenden gemifchten Inftanzen, inöbefondere ben 
den Kreisbereifungen, diefe mögen nun allgemeine oder theils 
weife ſeyn, zu unterfuchen. Die Kreisämter haben durd). öftere 
unvermuthete Bifitationen und Liquidationen, befonders bey der 
jährlichen Bereifung des Kreifes, wodurch allein Beamte in Sorge 
"und Ordnung erhalten werden Eönnen, auf die zweckmäßige Ver: 
waltung und Sicherheit des Pupillarvermögens zu fehen, und 
durch gehörige Durchgehung der Bücher fich davon zu überzeugen, 
die fich zeigenden Gebrechen auf der Stelle entweder abzuthun, 
oder die Anzeige an die Landesftelle zu machen; überhaupt aber 
darauf zu fehen, ob die Waifenbucher vorfchriftmaßig geführet , 
die vorgefchriebenen Einfchreibbücher hinausgegeben,, die Abferti= 
gung der Pupillen vorgemerkt, und daß über die bey Privaten 
haftenden Grbfchaften und Pupillargelder die Schuldbriefe mit 
Rückſicht auf die Pragmatical: Sicherheit derfelben errichtet und 
auögeftellet, die jährlichen Bormundfchaftsrechnungen gelegt, und 
daß endlich auch die Abhandlungen nac) den verfiorbenen Pupil: 
fen unverzüglich zu Stande gebracht, dann die den hinterbliebe: 
nen Pupilfen neu angefallenen Erbfchaften in den Waifenbuüchern 
vorgefchrieben werden; wie auch den Dominien einzubinden ift, 
daß fie für Alles zu haften haben, wenn über lang oder Furz 
ſich zeigen follte, daß durch ihre oder ihrer Beamten WVernachläfs 
figung den Pupilfen etwas zu Schaden gegangen iſt ). 
Weber die Art und Weife, wie die Kreisamter bey dergleis 
chen Unterfuchungen des Waiſenvermögens vorzugehen haben, 
beſtehet Feine allgemein gultige Normalvorfihrift, fondern es tft 
dieſes größtentheils der Beurtheilung des Unterfuchungd - Commif: 
fard überlaffen, welcher dabey die verfchiedenen obmwaltenden 
Berhältniffe zu berücfichtigen hat. Iſt nähmlich die Herrfchaft 
und ihre Verwaltung fonft im guten Rufe, find gegen diefelbe 
in diefer Dinficht nie Befchwerden eingelaufen, oder die einges 


ni 


4) Hofkanzleydecret vom 22. Auguſt 1505, und 29. Sebruge 1308 
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laufenen ungegründet befunden worden, fo kann fich der Unter: 
ſuchungscommiſſär mit einer oberflächlicheren Prüfung der Wai— 
fenvermögendverwaltung begnügen, als wenn ſchon die gegrün: 
dete Vermuthung einer gefegwidrigen Gebarung mit diefem Ver— 
mögen vorliegen würde '). 

5) Wenn dad Kreisamt Unorönungen im Pupillarwefen 
bey irgend einem Patrimonialgerichte bemerkt, fo bleibt es feine 
Pflicht, diefe Gebrechen gründlich zu erheben, und auf ihre Ab: 
ftellung zu dringen. — Hiernach fteht es dem Kreisamte auc) 
zu, im erforderlichen Falle ein angemeffened Proviforium zu tref— 
fen, oder augenblidliche Maßregeln zur Sicherftellung des ge: 
fahrdeten Waifenvermögens einzuleiten. Zur Fällung eines defi— 
nitiven Erfenntniffes über den Erfaß, den das Patrimonialgericht 
feinen Pflegebefohlenen zu leiften hat, ift jedoch das Kreisamt 
nicht berechtiget ?). 

6) Dad Kreisamt ift aber nicht nur allein bey dem wirkli— 
chen Falle einer in dem Yupillarwefen eines Dominiums anges 
troffenen Unordnung, welche dad Kreisamt fogleich zu berichtigen 
außer Stande ift, zur Anzeige an dad Appellationögericht ver- 
pflichtet, fondern auch gehalten, zu Ende eined jeden Jahres die 
Anzeige derjenigen Dominien, bey welchen dad Pupillar- und 
Depofitenwefen in guter Ordnung und Nichtigkeit ohne Gebte— 
chen befunden wird, oder die nothivendige WVerbefferung vom 
Kreisamte fogleich veranlaßt worden ift, zu erftatten °). 

7) Zur Grleichterung der kreisämtlichen Aufſicht find die 
Dominien verpflichtet, jährlich die Pupilfartabellen an das Kreis: 
amt einzufenden, welches diefelben mit den allenfall5 vorkom— 
menden Erinnerungen dem Uppellationdgerichte vorlegef, von wos 
her fodann jedem Ortögerichte die weiteren Verfügungen, Anwei— 
fungen und Belehrungen durch dad Kreidamt zufommen werden, 
welches zugleich die genaue Aufficht zu tragen hat, daß alles, 


1) In Böhmen befieht hierüber eine eigene Gubernialversrdnung vom 17. Dec. 1302. 

2) Siehe Hoffanzleydecret vom 17. Sebrugr 1221 an die Regierung des Landes ob 
der Enns. 

3) Hofdecret von 20. Februar 1306. 
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was zum Beten der Waifen angeordnet worden it, auch in ges 
naue Erfüllung komme '). 

Auch haben die Dominien den Kreisämtern vierteljährige 
Derlaffenfchaftausweife vorzulegen, welche die vorgefommenen 
Sterbefälle, mit der genauen Angabe ihres Zeitpuncted, fo wie 
die Nachweifungen über den Anfang und die Fortfchritte des Ab— 
handlungdactes, die Bemerfung, ob hiebey ein Waiſenvermö— 
gen eintrete oder nicht, und ob daöfelbe fihon in die Waifen: 
bücher aufgenommen fey oder nicht, enthalten müffen. Diefe 
Ausweife haben den Kreisämtern zum Anhaltöpuncte bey nähes 
ren Unterfuchungen der Waifenämter,, vorzüglich in der Hinficht 
zu dienen, damit nicht durch Verzögerungen in den Abhandlun: 
lungen die Waifengelder durch längere Zeit der Waifencaffe vor: 
enthalten werden, und fomit ohne Sicherftelung und Zinfengenug 
verbleiben ?). 

8) Specielle, mit Koften verbundene Abordnungen von 
Unterfuchungscommiffionen follen der Negel nach nicht, fondern 
nur, wenn zureichende Gründe vorhanden find, und nur bey be= 
fonderd deinglichen und Feinen Auffchub leidenden Beranlaffun: 
gen Statt finden, und ift hiebey mit Klugheit und Umficht zu 
verfahren °). Iſt eine folche Unterfuchung auf Verlangen einer 
Partey veranlagt worden, fo ift diefelbe, wenn ihre Befchwerde 
ungegründet befunden wird, zur Vergütung der durch ihre Schuld 
und ihr muthwilliges Benehmen verurfachten Commiffiondfoften 
unnachfichtlich zu verhalten °). 

9) So wie gegen die Verfügungen der Obervormundfchafts« 
behörde der Recurs an dad Appellationsgericht ergriffen werden 
kann, fo Fann über die von dem Appellationdgerichte getroffenen 
Verfügungen, wenn fich eine Partey dadurch befchwert findet, 
der Necurd an die oberfte Suftizftelle, welcher fammtliche Ap— 
pellationdgerichte untergeordnet find, ergriffen werden. Doch grei: 
fet diefer Recurs nicht Plag, wenn das Appellationdgericht die 

1) Sofdecret vom 16. Zuly 1791, 3. 163. Hofdecret vom 26. Marz 118. 
2) Hofdecret vom 3. Gept. 1320, 3. 695. 

3) Horfanzleydecret vom 30. July 1819, 3. 1382. 

4) Hofdecret vom 30. Auguſt 1799, 3- 473. 
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obervormundfchaftliche Anordnung, über welche der Recurs er— 
griffen worden ift, genehmiget hat '). Indeſſen find nicht nur 
die Parteyen felbft, fondern auch die VBormundfchaftsbehörden 
gegen die Verfügungen des Dbergerichtes zu recuriren berechti- 
getz jedoch nur in gewiffen Fällen, wenn nähmlich die Vor— 
mundfchaftsbehörde zu einem Koftenerfage verurtheilet wird, oder 
wenn die Bormundfchaftöbehörde glaubt, daß das Wohl des 
Pupilfen dadurch gefährdet fey; — ein folcher Recurs muß bin: 
nen vierzehn Tagen eingereicht werden )). In den zum NRecurfe 
geeigneten Fällen, folglih dann, wenn durch die Appellations- 
gericht3- Verordnung die Anordnung des untern Richterd abgeändert 
toorden ift, find der Partey, welche den Recurs zu ergreifen ges 
denfet, die Beweggründe der Verprönung hinaus zu geben ?)., 

40) Es ift die Frage entftanden, ob dem Minderjährigen, 
“welcher über den Recurs feined Vormundes durch die abandernde 
Verordnung des Appellationsgerichtes befchwert werden Eönnte, 
ein befonderer Curator zur Grgreifung ded Hofrecurfes ernannt 
werden folle? — weil dad Gefeg überhaupt anordnet, daß in den 
Geſchäften, welche zwifchen einem Vormunde und feinem Pfle— 
gebefohlenen vorfalen, dad Gericht um die Ernennung eines 
befonderen Curators angegangen werden fol. (Siehe $. 271). 
zur Verdeutlichung des erhobenen Zweifel5 diene folgendes Bey: 
fpiel: Der minderjährige Titud will fih mit der Marcella ver: 
ehelichen; der Vormund des erfteren verfagt feinem Mündel die 
Einwilligung zu diefer Ehe, die Vormundfchaftsbehörde aber er= 
theilt fie im. Der VBormund, der durch diefe Bewilligung zur 
Perehelichung dad Wohl des Minderjährigen gefährdet zu fehen 
alaubt, überreicht gegen diefe Bewilligung feine Befchwerde an 
dad Appellationögericht „ welches feine vorgebrachten Gegengründe 
für gefeglich erfennet, und daher gegen die Bewilligung des 
vormundfchaftlichen Gerichtes entfcheidet. Da in diefem Falle 
mohl dem Vormunde nicht zugemuthet werden Fann, für den 
Mündel den zur Erreichung feines Wunfches noch weiter offen: 


1) Hofdeeret som 7. April 1735, Mr. a05. 
3) Hofdecret som 21. July 1739, Nr. 70, und 7. Sept, 1805 , Nr. 746. 


3) Hofdecrer vom 15. Jänner 1757, Nr. 621, m). 
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ftehenden Rechtsweg, nähmlich die Berufung an die oberfte Ju— 
ftigftelle, zu ergreifen: fo entfteht der Zweifel, ob nicht hier dem 
Diinderfährigen zur Ergreifung diefes Recurſes ein befonderer 
Curator aufgeftellet werden folle? 

Hierüber wurde, durch Hofdecret vom 7. September 1805, 

3. 746, die Weifung erlaffen, daß -der $. 258 des 1. Theiles 

des (Rofephinifchen) bürgerlichen Gefegbuches, welcher auch bey: 

nahe wörtlich ($. 271) in dad neue bürgerliche Gefegbuch aufge: 
nommen worden ift, und anordnet: dag in Geſchäften, welde 
zwifchen einem Vormunde und feinem Prlegebefohlenen vorfallen, 
dad Gericht um die Grnennung eines befondern Curators ange: 
gangen werden folle, auf obigen und ähnliche Fälle fich nicht 
ausdehnen laffe, indem hiedurch folche Guratordernennungen und 
ungegründete Recurfe zu fehr vervielfaltiget werden Eönnten. — 

Der Minderjährige kann fich in ſolchen Fällen nicht nur mittelft 

feiner Angehörigen, oder wohl auch unmittelbar felbft an die _ 

höchite Behörde verwenden, fondern es ftchet auch der erften 

Vormundfchaftsbehörde bey gegründeten Veranlaffungen die Macht 

zu, für die Pupilfen die — der EB 

anzufuchen. 
§. 269, 
I. Bon ber Curatel. Begriff derfelben. 

Für Perfonen, welche ihre Angelegenheiten nicht 
felbft beforgen, und ihre Rechte nicht ſelbſt ver- 
wahren können, hat das Gericht, wenn die vä— 
terlihe oder vormundfchaftlihde Gewalt nicht 
Platz findet, einen Eurator oder Sachwalter zu 
beitellen, | 

$ 270, 
Fälle der Guratel. 

Diefer Fall tritt ein: bey Minderjährigen, die in 
einer andern Provinz ein unbeweglihed Ver— 
mögen befisen ($. 225); oder, die in einem bes 
fondern Falle von dem Vater oder Vormunde 
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nicht vertreten werden können; bey Volljähri— 
gen, die in Wahn» oder Blödſinn verfallen; 
bey erklärten Verſchwendern; bey Ungebornen; 
zuweilen auch bey Zaubftummen; bey Abwefene 
ven und bey Sträflingen, 

4) Es ift bereit3 $. 187 bemerkt worden, daß der Staat 
feinen Schuß nicht nur auf die Minderjährigen befchränfe, fon= 
dern auf alle jene ausdehne, welche in wad immer für einer 
Nückficht ihren Nechten vorzuftehen außer Stande find; ja die 
fer Schuß erſtreckt fih fogar auf alle jene Perfonen, welche 
zwar an und für fich die Fähigkeit hiezu beſitzen, jedoch wegen 
befonderen Berhältniffen in der eigenen Beforgung ihrer Rechts: 
angelegenheiten verhindert find, wenn fie nicht felbft fchon durch 
Aufftellung eined Bevollmachtigten Vorſorge getroffen haben. 
Solche ſchutzbedürftige Großjährige fi nd diejenigen, die der $. 270 
hier am Ende anfühıt '). 

2) Wie fich ein Eurator von einem 5 unterſcheide, 
wurde bereits F. 188 auseinander geſetzt. Von einem Privat— 
ſachwalter unterſcheidet ſich der Curator dadurch, daß der erſtere 
von dem Eigenthümer ſelbſt oder deſſen Vertreter beſtellet, 
und daß der Umfang ſeiner Rechte und Verbindlichkeiten größ— 
tentheild durcy die ihm übergebene Vollmacht beftimmt wird; 
wo hingegen der letztere unmittelbar von dem Gerichte beftellet , 
und der Umfang feinee Rechte und Pflichten durch das Geſetz 
felbft feftgefegt wird. 


I a7 
a) Kür Minderjährige. 

Sn Gefchäften, welche zwifchen Aeltern und einem 
minderjährigen Kinde, oder zwifchen einem Vor— 
munde und dem Minderjährigen vorfallen, muß 
das Gericht angegangen werden, für den Minder: 
jährigen einen befondern Curator zu ernennen, 


1) Bon dent befonderen Schuße der Gemeinden handelt die politifche Geſetzgebung; 
von der Euratel einer Crida-Maſſe die Consurs-Drdnung. 
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1) Es fpringt in die Begriffe, daß in dent hier berührten 
Falle die Aeltern oder der Vormund nicht zugleich ihe eigenes 
SIntereffe, und ‘dad des Minderjährigen mit gleicher Sorgfalt 
bewahren Fünnen, und daß es hier nicht zu erwarten fey, daß 
fie dem Vortheile des Minderjährigen ihren eigenen aufopfern 
merden. Daher diefe gefegliche Anordnung. 

2) Es fragt fih bier gleichfalld; was in dem Falle Rech: 
tens fey, wenn zwiſchen nahen Anverwandten des Vormundes, 
und dem Minderjährigen ©efchäfte vorfallen, ob auch hier dem 
Vesteren ein befonderer Gurator aufgeftellt werden müffe? — 
Im Allgemeinen fcheinet die befahende Beantwortung diefer Trage 
nicht behauptet werden zu dürfen; denn hätte der Sefeßgeber 
diefe Regel geltend machen wollen, fo würde er ed gewiß durch 
eine ausdrüdliche Dispofition gethan haben. Allein in manchen 
Fallen kann ed doch bedenklich werden, dem Vormunde zu über: 
Yaffen, im Nahmen des Minderjährigen Gefchäfte mit feinen 
eigenen nächften Anverwandten abzufchliegen; es wird daher in 
jedem folchen Falle von der Beurtheilung des vormundfchaftlichen 
Gerichte abhängen, ob felbes einen befondern Gurator zur Ab: 
Schließung des Gefchäftes zu ernennen für nöthig finde ‚oder nicht, 
— Für jeden Fall wird der Vormund ein folches Gefchäft nicht 
für fich allein rechtögültig abzufchliegen berechtiget feyn, fondern 
es der obervormundfchaftlichen Genehmigung zu unterziehen haben, 

3) Salt zwifchen dem Vormunde und dem Minderjährigen 
ein wirklicher Rechtöftreit vor, fo ift Fein Curator aufzuftellen , 
fondern der Vormund iſt zu entlaffen ($. 254, Nr. 2). 

d. 272: 

Fallen zwifchen zwey oder mehreren Minderjähri: 
gen, welche ein und denſelben Bormund haben, 
Rechtöjtreitigfeitew vor, fo darf diefer Vormund 
feinen der Minderjährigen vertreten, fondern er 
muß das Gericht angehen, daß es für jeden ins— 
befondeve einen andern Eurator ernenne. 

Der Grund diefed Geſetzes läßt fich Teicht einfehen, denn beyde 
Minderjährige Fann der Vormund in entgegengefegten Intereffen 
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nicht wohl vertreten, und für die Gefeßgebung ift kein Grund 
gedenktbar, warum der Vormund für dad Wohl des einen Min— 
derjährigen mehr beforgt feyn folle, als für das des andern; dar- 
um darf er keinen vertreten. Webrigend darf der Ausdrud: 
„Rechtsſtreitigkeiten vorfallen”, hier keineswegs im ftren= 
gen Sinne des Wortes genommen werden, fondern er dehnet fich 
unzweifelhaft auf alle jene Gefchäfte aus, aus welchen Rechts— 
ſtreitigkeiten entſtehen können. Diefer AUnficht ift der Commenta— 
tor des bürgerlichen Gefegbuches, Herr Hofrath v. Zeiller (Com: 
mentar $. 272), und feine Anficht wird durch den offen da lie— 
genden Grund des allgemeinen bürgerlichen Geſetzbuches beftätiget. 
Denn bey jedem Vertrage wollen beyde Contrahenten gewinnen 
(die Behauptung, daß dabey Gleichheit bezielet werde, ift meines 
Dafürhaltend unrichtig), und obfchon diefer Fall keineswegs unge: 
denkbar ijt, fo ift er doch in der Negel nicht anzunehmen. Bey 
jedem Vertrage ift daher im Allgemeinen dad ntereffe beyder 
Theile im Streite begriffen anzunehmen, und eben daher auch 
die Dispofition des $. für alle dergleichen Verträge ald geltend 
zu ftatuiren. Man könnte zwar mit vielem Grunde einwenden, 
daß der 9. 274 ausdrücklich von Rechtsgeſchäften rede, wel 
che zwifchen Aeltern und einem ‚minderfährigen Rinde vorfallen , 
und dann im $. 272 nur die Rechtöftreitigfeiten erwähne, 
welche zwifchen zwey oder mehreren Minderjährigen fich ereignen, 
folglich dadurch deutlich andeute, daß dad, wad von Nechtöftreis 
tigkeiten gefagt wird, nicht auch auf Nechtögefchäfte überhaupt 
ausgedehnt werden Eönne. Allein darauf laßt fich antwortenn Je— 
der Vertrag fest wenigſtens zwey Perfonen voraus, und ed ift. 
feiner gedenfbar, der zwifchen einer und der nähmlichen Perfon 
gefchloffen werden Fünnte. Es ift daher ganz natürlich, daß der 
Vormund nur in denjenigen Fällen alle oder mehrere Minder: 
jährige vertreten Fönne, wenn ed fi) um die Erreichung eines 
gemeinfchaftlichen Zweckes, gegen einen Dritten handelt, nicht 
aber, wenn ihre Intereffen felbft in Sollifion kommen. Denn - 
da bey Abfchliegung von Rechtögefchäften der Mündel durch den 
Dormund reprafentirt wird, und in juridifcher Rückſicht eine 
Perſon mit ihm ausmacht, fo ift es juridiſch nicht gedenfbar, 
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daß der Vormund, ald Repräfentant des einen Minderjährigen, 
‚mit ihm felbft, als Repräfentant ded andern Minderjährigen, 
einen Vertrag fchließe, fondern e3 müßte, fobald der Vormund 
hier im Nahmen des einen Minderjährigen handelt, menigftens 
für den andern Minderjährigen ein Curator ad actum aufgeftellt 
werden. Allein welchen aus den Minderjährigen foll der Vor: 
mund vertreten? Die Beantwortung diefer Frage muß im All— 
gemeinen ficherlih dahin ausfallen: denjenigen, gegen welchen 
er höhere Pflichten hat. 
Da aber der VBormund gegen alle feiner Obforge anvertrau: 
ten Pflegebefohlenen gleiche Werbindlichkeiten zu erfüllen hat, fo 
Fann es wohl nicht füglich zugegeben werden, daß er hier einen 
oder den andern Minderjährigen vertrete. Es ſcheint daher Fein 
Zwefel zu feyn, daß unter dem Ausdrucke „Rechtöftreitigkeiten” 
im $. 272 alle jene Rechtögefchäfte verftanden werden müffen, 
woraus feiner Zeit Rechtöftreitigkeiten fich ergeben könnten. Wollte 
man bey der Auslegung ded $. 272 zu fehr an dem Buchftaben 
hängen bleiben, fo müßte man auch behaupten, daß, wenn zwi⸗ 
fchen Minderjährigen, welche noch unter der Obforge eines Vaters 
ftehen , ein Rechtöftreit Statt findet, der Vater entweder beyde 
Minderfährige, oder wenigftens einen aus denfelben vertreten 
müffe, was gewiß der deutlichen Abficht des Geſetzgebers entge: 
gen wäre. 
0. 273, 
b) Für Wahn= oder Blödfinnige, und ce) für Verſchwender. 
Sur wahn- oder blödfinnig kann nur derjenige ge: 
halten werden, welcher, nach genauer Erforschung 
feines Betragens und nah Einvernehmung der 
von dem Gerichte ebenfalls dazu verordneten 
Aerzte, gerichtlich dazu erkläret wird, Als Ver— 
ſchwender aber muß das Gericht denjenigen er: 
klären, von welchem nad der vorgelommenen 
Anzeige und der hierüber gepflogenen Unterfu- 
Hung offenbar wird, daß er fein Vermögen auf 
eine unbefonnene Art durchbringt, und ſich oder 
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feine Familie durch muthwillige oder unter ver: 
derblichen Bedingungen gefchloffene Borgverträs 
ge Fünftigem Nothitande Preis gibt, Sn beyden 
Fällen muß die gerichtliche Erklärung öffentlich 
befannt gemacht werden, 


4) Die Unterfuchung, ob Jemand für wahn- oder blödfin- 
nig zu halten fey, muß mit aller Umfiht und Genauigkeit ges 
pflogen werden, damit nicht unnöthiger Weife ein Menſch des 
Dispofitionsrechtes mit feinem eigenen Vermögen beraubt werde, 
und zwar um fo mehr, ald fehr oft eigennügige Abfichten der 
nächften Anverwandten, welche befürchten, daß dad Vermögen 
in fremde Hände fomme, den Ruf des Wahn: oder Blödfinned 
eined Menfchen verbreiten Fonnen. Darum muß der Richter, wie 
Herr Hofrath v. Zeiller in feinem Commentare lehret, vorerft 
ſelbſt die Wahrheit der Ihatfachen, woraus der Zuftand gefolgert 
wird, fohin die Zeugenaudfagen hierüber, prüfen, fie mit den Aus— 
fagen anderer, die eine genauere Kenntniß haben können, zufam= 
menhalten, die Wahrfcheinlichkeit der Schlußfolge beurtheilen, und 
nach Umftänden unmittelbar fich felbft auf eine vorfihtige Weife 
von dem Betragen und Zuftande des Unterfuchten zu überzeugen 
fuchen. Dann erft ift eine forgfältigere Prüfung durch ſachverſtän— 
dige Aerzte zu veranftalten. Aber auch deren Meinung ift für 
"den Nichter, fo wie der Beweis durch Sachverftändige überhaupt, 
Feine unabweichliche Norm, und ed hängt inöbefondere, wenn ihn 
der ärztliche Bericht unbefriedigt Täßt, von feinem Ermeffen ab, 
die Meinung mehrerer bewährter Sachverftändiger einzuhohlen, 
ob die Krankheit des Gemüthes fo beſchaffen fey, daß fie die 
Beftellung eines Curators nothwendig mache. 

2) Es entfteht hier die Trage: ob dem über einen Wahn 
oder Blödfinnigen aufgeftellten Curator auch eine Obforge über 
die Perfon deöfelben zufomme? — Diefe Frage könnte in vielen 
Füllen, und unter andern befonders dann in Anregung Fommen, 
wenn Wahn: und Blödfinnige Jemanden befchädigen, indem es 
fi) dann darum handeln Fann, ob nicht der Curator wegen Vers 
nachläffigung feiner ihm über die Perfon deöfelben zuſtehenden 
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Obſorge zu einem Schadenerfaße verurtheilet werden fol? — 
Allein es feheint Fein. Zweifel zu feyn, daß dem aufgeftellten Cura— 
tor an und für fih, und ohne einen zur Verwahrung oder Aufficht 
von der Behörde erhaltenen befonderen Auftrag, die Pflicht einer 
- folchen Obforge nicht obliege, da der $. 188 nur dem VBormunde 
die Pflicht aufbürdet, für die Perfon feines Pflegebefohlenen zu 
forgen, dagegen auddrüdlich fagt, daß der Eurator zur Beſor— 
gung der Ungelegenheiten derjenigen gebraucht werde, 
welche diefelben aus einem andern Grunde, ald der der Minders 
jährigkeit, zu beforgen unfähig find; auch ift ſchon erwahnt wor: 
den, daß fich ein Curafor von einem andern Sachwalter wefent: 
lich nur darin unterfcheide, daß der Legtere von dem Eigenthümer 
felbft, oder deffen Vertreter beftellet, und der Umfang feiner 
Rechte und Verbindlichkeiten größtentheild durch die ihm übergebene 
Dollmacht beftimmt werde, wo hingegen der leßtere unmittelbar 
von dem Gerichte felbft berufen, und der Umfang feiner Rechte 
und Pflichten durch dad Geſetz felbft feftgefegt wird. So wenig 
nun der Privatfachwalter, welcher von Jemanden zur Beforgung 
feiner Angelegenheiten aufgeftellt wird, fih)_ um deffen Perfon zu 
beforgen hat, eben fo wenig der Curafor, der vom Gerichte zur 
Beforgung der Angelegenheiten eines Großjährigen ernennet wird. 
Weitere Beweiſe meiner Behauptung liefern auch die $$. 209 
und 260. Der erfte enthält, daß vermuthet werde, der Va: 
ter habe denjenigen, welchen er als Curator über feine Rinder 
ernannt hat, auch die Aufficht über die Perfon anvertrauen wol: 
len, woraus hervorgehet, daß diefe Aufficht mit der Curatel nicht 
an und für ſich verfnüpft fey, und der Ießtere fagt, daß, wenn 
eine Minderjährige fich verehelicht, es von der Beurtheilung des 
Gerichtes abhänge, ob die Curatel dem Ehegatten übertragen wer- 

den fol. Warum bedient fich hierin das Geſetz des Ausdrudes 
„Curatel,” und gebraucht nicht den der Vormundſchaft? 
Offenbar darum, weil die Minderjährige durch die Verehelichung 
an und für fi unter die Macht ihres Mannes, als Familienhaup- 
tes, kömmt, und dadurch aus der vormundfchaftlichen Gewalt über 
ihre Perfon austritt. Es Fann ſich daher hier nur um die Befor: 
gung des Vermögens und der Nechtäangelegenheiten der Minder- 
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jährigen handeln, und diefe Obforge ift es daher allein, im aus: 
drücklichen Gegenfage mit der über die Perfon derfelben, welche 
dad Gefeg unter dem Ausdrucke „Euratel” begriffen hat. Sol 
alfo dem Gurator auch eine Obforge über die Perfon zufommen, 
fo fcheint diefes in dem Ginennungsdecrete befonders erwähnt 
werden zu muffen. 

3) Ein Verſchwender ift nach dem gemeinen Verſtande 
derjenige, welcher einen mit feinen Einkünften in keinem Ver: 
bältniffe ftehenden unndthigen Aufwand macht. Das Geſetzbuch 
räumt zwar $. 362 dem Eigenthümer eine volle Macht ein, uber 
fein Eigenthum nach Belieben verfügen zu können; alfein eben 
darum, weil der Eigenthümer in feinen Verfügungen an. und 
für fich nicht befchräntt ift, ift es bedenklich, demjenigen, bey 
welchem fich ein Hang zur Verfchwendung äußert, die Nechte 
eines unbefchränkten Eigenthümers einzuräumen. Der höchfte Ge: 
feßgeber wurde bey Einführung der Prodigalitäts: Erklärung von 
der Betrachtung geleitet, daß nur derjenige einen rechtlichen .An- 
fpruch auf die Verwaltung des Seinigen habe, der ihr gewach— 
fen ift. Aus diefem Grunde hat Feine Geſetzgebung je einen Anz 
ftand genommen, für jene Perfonen, welche wegen ihres minder- 
jährigen Alters unfähig find, ihre Angelegenheiten felbft zu beſor— 
gen, Sachwalter aufzuftellen, und ihr Vermögen durch felbe ver— 
walten zu laffen, Auch haben alle Gefeßgebungen dad Ende der 
Minderjährigkeit an ein Alter geknüpft, bey welchem der Regel 
nach angenommen werden kann, daß jeder Menſch fchon die ge- 
hörige Neife des Verſtandes und Zeftigkeit des Willens beſitze, 
um feinen Angelegenheiten felbft vorfteben zu fünnen. Da nun 
diefe Negel bey manchen Dienfchen eine Ausnahme leidet, bey 
welchen mit dem fejtgefegten Alter jene Reife des Verftandes und 
Zeftigfeit des Willens noch nicht eingetreten ift, over mit andern 
Worten, welche, ungeachtet ihrer bereitd erreichten phyſiſchen Groß⸗ 
jährigfeit, doch noch immer nad) dem vernunftgemäßen Begriffe 
des Wortes minderfährig find: fo ift e5 einer den Vernunftgeund: 
fügen entfprechenden Legiölation ganz gemäß, daß auch über das 
feftgefegte Normalalter der Diinderjährigfeit hinaus die Bormunde 
fchaft erftresket werde. Diefes beobachtet auch die Äfterreichifche 
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Sefeßgebung, $. 251. Allein es können auch die bereitd nad) 
pofitiven und natürlichen Gefegen Großfähriggewordenen nach der 
Hand in einen folchen Zuftand wieder zurücfallen, welcher gleich 
dem der Minderjährigfeit fie unfähig macht, ihren Angelegenhei— 
ten vorftehen zu können; — ed wird daher aus gleichem Grunde 
in einem folchen Zuftande für fie ein gerichtlicher Sachwalter be: 
ftellt, und die gerichtliche Obforge auch über fie ausgedehnt. Gin 
Derfchwender beweifet aber eben durch feine Handlungen, daß 
es ihm entweder ander gehörigen Beurtheilungsfraft mangle, 
welche nothwendig ift, um dad Vermögen felbft verwalten zu 
Eönnen, oder daß feine Leidenfchaften über die Vernunft ein fol: 
ched Webergewicht haben, daß er auch hierin demjenigen gleicht , 
bey. welchen, des minderjährigen Alters wegen, die Vernunft noch 
nicht fo ausgebildet ift, um der Sinnlichkeit den Rang abzuge— 
winnen, und unter ihre Herrſchaft, wie es feyn fol, beugen zu 
Fonnen. 

Es ift vorauszufehen, daß fich ſolche Verſchwender ihr eige: 
ned Unglück bereiten werden, und es ift allerdings der Sorgfalt 
der Gefeßgebung zu danken, wenn fie ihnen den Dolch aus den 
Händen reißet, mit welchem fie fich moralifch morden würden. 

4) Mm jedoch die bürgerliche Freyheit nicht ohne Urſache 
zu befchränfen, fordert der Gefeßgeber: 

a. daß der Verſchwender offenbar Gefahr Taufe, feine Familie 
oder fich felbft dem Nothftande preis gu geben. — Ein 
Verſchwender, welcher unverheirathet ift, oder deffen Familie 
genügendes eigenes Vermögen befist, um von den Einkünften 
deöfelben leben zu Fünnen, der fich übrigens durch feine Arbeit 
fortbringen kann, bedarf der üffentlichen Sorgfalt für feinen 
Unterhalt nicht. Der Zweck des Gefeggebers ift nicht, dem 
Bürger in feiner MWirthfihaftöführung beyzuftehen, fondern 
lediglich, ihn vor dem Nothitande zu bewahren, in welchen er 
durch eine unvernünftige Verwaltung feines Vermögens ver: 
fallen wurde, 

b. Darf dad Gericht hier nicht gleich bey einem entftandenen 
Rufe einer Verſchwendung Veranlaffung nehmen, von Amts— 
wegen in die Sache näher einzugehen, und etwa gar mit ämt— 
Nippel's Commentar II. Th. 31 
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fichen Unterfuchungen über den Vermögensſtand ded muthmaß— 
lichen Verſchwenders fich befaſſen; fondern ed hat hier nur 
bey vorgefommenen wirklichen Anzeigen, befonders der dabey 
interefjirten Perfonen, fein Amt zu handeln, d. i. zu unterfu: 
chen, in wie fern die vorgefommenen Anzeigen gegründet feyen 
oder nicht. 
Da ferner die Prodigalitäts- Erflarung den Eigenthümer deö 
Rechtes beraubt, über feine eigenthumlichen Güter frey nad) 
Belieben fchalten zu dürfen, welche Befchranfung immer fehr 
empfindlich ift: fo ift auch immer der vorgebliche Verfchwender 
mit feinen Rechtfertigungdgründen zu hören. Zwar meldet das 
Geſetz von einer folchen Vernehmung ausdrudlich nichts; allein 
e5 gehört unzweifelhaft zu einer ordentlicdy geführten Unterfu- 
chung, daß der Befchuldigte vernommen werde, weil jeder Un— 
terfuchungsrichter forgfältig alle jene Umftände zu erforfchen 
hat, welche fowohl zu feiner Ueberweiſung, oder zu feiner 
Rechtfertigung dienen, und Fein Anderer, ald der Befchuldigte 
felbft, in einer genaueren Kenntniß der letzteren feyn kann; 
endlich 
d. ift der richterliche Ausfpruch, ob aus den Umftanden eine 
wirkliche Verfplitterung des Vermögens, und eine Gefahr des 
künftigen Nothftandes hervorgehe, nur nach reifer Weberlegung 
und der möglichft genauen Umſicht zu erlaffen. 

5) Die Erklärung, daß Jemand für wahn= oder blödfinnig 
zu halten, oder ald ein VBerfchwender der freyen Diöpofition über 
fein Vermögen beraubt fey, ift öffentlich Fund zu machen, zur all: 
gemeinen Warnung, fich mit felbem in Fein Nechtögefchaft einzu= 
laffen. — Diefe öffentliche Kundmachung gefchieht gemeiniglich 
durch Einrückung der Erklärung in die Zeitungdblätter derjenigen 
Provinz, wo der Eurande feinen Wohnfis hat. Befißt derfelbe 
auch außer der Provinz ein unbewegliched Vermögen, fo wäre, 
nach der Analogie des $. 225, diefe Erklärung auch dem Gerichts: 
ftande der andern Provinz mitzutheilen, und demfelben ‚zu über: 
Taffen, über diefes Vermögen einen eigenen Curator zu beftellen. 
Eben fo wird ed räthlich feyn, dag auch von diefer Behörde diefe 
Erklärung durch die Zeitungsblätter. Fund gemacht werde. Uebri— 


2 


[9. 274.1 483 


gend wird auch in diefem Falle jene Behörde, welcher der Cu— 
rande feiner Perfon nach unterliegt, als die Haupt: Guratelöbe: 
hörde angefehen werden müffen, und in dem Falle, ald die Ver— 
waltung der in mehreren Provinzen liegenden unbeweglichen Gü— 
ter demjenigen Gurator anvertraut ift, welchen die Haupt - Cura= 
telöbehörde aufgeftellt hat, hat derfelbe für jede Provinz eine 
befondere Rechnung zu führen und der dorfigen Behörde vorzu- 
legen; allein es bleibt ihm gleichfalls freygeftellt, zum Beften 
des Minderjährigen den Ueberfchuß des in einer Provinz gelege- 
nen Vermögens in einer andern zu verwenden, (Vergl. $$. 225 
und 240.) 


0. 274, 
d) Für Ungeborne. 

In Rückſicht auf Ungeborne wird ein Sachwalter 
entweder für die Nachkommenſchaft überhaupt, 
oder für eine bereits vorhandene Leibesfrucht, 
(9. 22) aufgeftellet, Sm erſten Falle hat der 
Sachwalter dafür zu forgen, daß die Nachkom— 
menfchaft bey einem ihr beftimmten Nachlaffe nicht 
verfürzet werde; im zwenten Falle aber, Daß 
Die Rechte des noch ungebornen Kindes erhalten 
werden: 


4) Auch ungeborne, aber: bereitd erzeugte Kinder fieht uns 
fere Geſetzgebung ald rechtöfähige Weſen an, und achtet fie, in 
fo fern es fi) um Privatrechte handelt, den gebornen gleich. 
Bon Aufftellung eines Vormundes über diefelben kann indeffen 
feine Rede feyn, da ihre Perfon noch Fein Gegenftand einer an— 
deren, ald der mütterlichen Obforge feyn kann; fondern ſolche 
Weſen bedürfen nur bey Ereigniffen, wo ihre Rechte ind Spiel 
fommen, einen zeitlichen Vertreter oder Gurator. Kine Leibes- 
Frucht ift aber ohne Zweifel dann als vorhanden anzunehmen, 
wenn die MWeibsperfon behauptet, daß fie fich ſchwanger befinde. 
Pur in dem Falle, ald gegen diefelbe ein Verdacht entftünde, 
daß fie ihre Schwangerfchaft verberge, Fünnte, meines Grad: 

31 * 
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tend, allerdings eine Unterfuchung Pla greifen, weil dadurch 
dad ungeborne Kind um feine Rechte Eommen Könnte. Diefed 
wäre z. B. der Fall, wenn der Ehemann in feinem Zeftamente 
anordnete, daß in dem Falle, da er nad) feinem Tode Feine 
Kinder hinterlaffen würde, feine Stau Erbinn ded ganzen Ver: 
mögen feyn follte. Dagegen bringt ed Eeinen wirklichen Scha= 
den, wenn der Frau, welche vorgibt, fehwanger zu feyn, Glau— 
ben gefchenkt, und dem angeblicy ungebornen Kinde Rechte zus 
gefptochen werden; denn diefe Zumweifung von Nechten ift doch 
immer nur etwas Proviforifches, deffen Wirkungen von der 
Geburt abhängen. Wird binnen zehn Monathen, von der Zeit 
an gerechnet, als dem Ungebornen die Rechte angefallen waren, 
Fein Kind geboren, fo ift, nach der Anologie des Geſetzes, $. 138, 
zu vermuthen, daß zu felber Zeit ein folches nicht vorhanden 
war, und die Curatel wäre daher, wenigftend auf Anfuchen der 
ntereffenten, wieder aufzuheben. — Nun dringt fich bey diefem 
allen der Gedanke auf, dag bey einem Verdachte, die Schwan— 
gerfchaft fey bloß erdichtet,, denjenigen, deren Nechte dadurch be— 
einträchtiget werden könnten, die DBefugniß nicht abgefprochen 
werden könne, jene proviforifchen Maßregeln unter gerichtlicher 
Einwirkung zu ergreifen, welche nothwendig find, um die Un- 
terfchiebung eined unechten Kindes zu hindern. Solche Maße: 
geln hatten wenigftend nach dem römifchen Rechte Statt; allein 
nach dfterreichifchem Rechte können folche proviforifche Maßregeln 
nicht angewendet werden, fondern es liegt Jedem, der die Un— 
echtheit einer ſolchen Geburt beftreiten will, ob, diefelbe im or— 
dentlichen Wege darzuthun, und er hat daher, in fo fern er fihon 
früher gegen die vorgegebene Schwangerfchaft Verdacht fehöpfet, 
fi im außergerichtlichen Wege, nöthigen Falls auch durch jene 
Behörde, deren Pflicht es iſt, bevorftehende Rechtöverlegungen 
abzuwenden, zu befümmern, daß eine Unterfchiebung nicht ge= 
ſchehen könne. Sollte fie aber deffenungeachtet vor fich gehen, 
ſo hat jeder Intereffent, der eine folche Unterfchiebung behaup: 
tet, den Beweis hievon zu liefern. 
2) Nachkommen, welche noch gar nicht erzeugt worden 
find oder als erzeugt angefehen werden fünnen, können nicht 
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ald rechtöfähige Weſen angefehen werden. Allein die Achtung 
des Eigenthums, und die Sorgfalt, daß dad Vermögen genau 
zu jenen Zweden verwendet werde, zu denen ed der Eigenthü— 
mer verwendet wiſſen will, beftimmen den höchften Gefeßgeber, 
in jenen Fällen, wo Güter und Nechte für eine Nachfommen- 
fchaft beftimmt find, für die Verwahrung derfelben durch einen 
Curator, der für die Nachkommenſchaft aufgeftellt wird, zu for: 
gen. Diefes iſt befonderd bey Fideisommiffen und fideicommilfe: 
riſchen Subftitutionen der Fall. 


J. 275. 
e) Für Zaubftumme, 


Taubſtumme, wenn fie zugleich bIödfinnig find, blei- 
ben bejtändig unter VBormundfchaft ; find fie aber 
nach) Antritt des finfundzwanzigften Sahres ihre 
Gefchäfte zu verwalten fähig, fo darf ihnen wi- 
der ihren Willen Fein Gurator gefeßt werden; 
nur follen fie vor Gericht nie ohne einen Sach— 
walter erfcheinen, 


1) Taubſtumme, d. i. jene Perfonen, welche nicht hören 
und nicht fprechen Eönnen, find zwar meiftens auch in geiftiger 
Hinficht ſehr unbehulflih, und in vielen Fallen ganz den Blöd— 
finnigen gleich zu achten. Doch ift diefes nicht immer der Fall. 
Denn obgleich die Stummheit meiftens nur eine Folge der 
Taubheit ift, mit welchen Gebrechen fie fchon bey der Geburt, 
oder menigftens in ihrem früheften Lebensalter behaftet waren, 
fo Fann diefer Zuftand doch auch vfters in der Folge zu einem 
Zeitpuncte eintreten, wo bereit ihr Verftand zur Neife gedies 
ben iftz auch gibt es derzeit Untersichtöanftalten, wo ſelbſt 
folche, welche von ihrer Geburt an mit diefem Uebel heimge: 
fucht find, eine zu ihrem Zortfommen hinreichende geiftige Bil: 
dung erhalten. Aus diefem Grunde hat daher auch der höchſte 
Sefesgeber Anftand genommen, ſolche Perfonen überhaupf von 
der eigenen Beforgung ihrer Angelegenheiten, und der Verwal: 
tung ihred Vermögens, welche, der Regel nach, dem Eigenthus 
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mer nicht entzogen werden foll, auszuſchließen. — Darum ift 
bey jedem Taubſtummen, bevor er feine Großjährigfeit erreicht, 
genau zu prüfen, ob ihm ein folcher Mangel feines Verſtandes— 
gebrauches anklebe, welcher ald Blödfinn anzufehen ift, der ihn 
daher, auch ohne diefem phufifchen Gebrechen, zu eigener Befors 
gung feiner Angelegenheiten untauglich machen würde. — Iſt 
diefed der Fall, fo muß natürlich die Vormundfchaft über ihn 
weiter fortgefegt, oder, im Falle diefe phyſiſche Unvollfommenz 
heit erft fpäter eintreten, und den Taubſtummen in den Zuſtand 
eines fürmlichen Blödfinnes verfegen follte, die Curatel über ihn 
verhängt werden. 

2) Indeſſen kann ed auch dem nicht formlich als blödſin— 
nig erklärten Zaubftummen, welchem jedoch der Mangel des 
Gebrauched der Sprach und Gehörmwerfzeuge im täglichen Ver— 
Fehre immer Schwierigkeiten und Hinderniffe in den Weg legt, 
felbft wünfchendwerth erfcheinen, daß feine Angelegenheiten durch 
einen Curator beforgt werden; es kann daher auch dad Gericht 
keinen Anftand nehmen, auf Verlangen des Taubſtummen felbft, 
entweder die Vormundſchaft fortzufegen, oder eine neue Curatel 
über ihn zu eröffnen. 

3) Sur alle Fälle muß aber der Zaubftumme bey gerichtli- 
chen Handlungen immer mit einem Sachwalter erfcheinen, der 
in deſſen Nahmen eine deutliche, allgemein verftändliche Aeuße— 
tung abzugeben fähig ift. Jedoch muß das Gericht doch immer 
von dem Umjtande ſich zu überzeugen trachten, daB die zu einer 
gerichtlichen Handlung mit dem Zaubftummen erfcheinende Per: 
fon wirklid von ihm als deifen Sachmwalter vor Gericht außer: 
wählt worden fey. Ueberhaupt wird es fehr zweckdienlich feyn, 
wenn das Gericht, befonders bey folchen Taubſtummen, welche 
nicht feldft fchreiben Fonnen und dad Gefchriebene nicht verfte: 
ben, gleich anfänglich darauf dringet, daß fie einen beftimmten 
Sachwalter erwählen, an welchen fohin auch die Zuftellungen 
gerichtlicher Verordnungen, welche den — ——— betreffen, 
gerichtet werden können. 
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1) Für Abweſende, und für unbekannte Theilnehmer an einem Geſchäfte. 

Die Beſtellung eines Curators für Abweſende, oder 
für die dem Gerichte zur Zeit noch unbekannten 
Theilnehmer an einem Geſchäfte, findet dann Statt, 
wenn fie feinen ordentlihen Sachwalter zurück: 
gelaffen haben, ohne folchen “aber ihre Rechte 
duch Verzug gefährdet, oder die Rechte eines 
Andern in ihrem Gange gehemmet würden, SIE 
ver Aufenthaltsort eines Abwefenden befannt, fo 
muß ihn fein Gurator von der Lage feiner Angele- 
genheiten unterrichten, und diefe Angelegenhei— 
ten, wenn Feine andere Verfügung gefroffen 
wird, wie jene eines Minderjährigen beforgen. 

4) Unbekannt find dem Gerichte die (berechtigten oder vers 
pflichteten) Theilnehmer an einem Rechtögefchäfte, wenn das 
Gericht nicht weiß, ob folche Theilnehmer nody vorhanden, oder 
welche diefelben feyen ). Diele Eönnen, nach der Natur der 
Sache, feinen Sachwalter zurücklaſſen, wenigftend muß ders 
jelbe dem Gerichte felbft unbekannt feyn. Dafern alfo ohne eine 
Vertretung ihre eigenen, oder die Rechte Anderer gefährdet, oder 
doch die Realifirung derfelben verzögert würde, muß ihnen ein 
Gurator aufgeftellt werden. Solche Falle find: wenn die vom 
Geſetze berufenen nächften Erben, wenn die einzuvernehmenden, 
Anwärter eined Familienfideicommiſſes, oder die Glieder einer 
Geſellſchaft, die wahrſcheinlich ſchon erloſchen it, unbekannt 
ſind u. ſ. w. 

2) Von dieſen unbekannten Theilnehmern unterſcheide ich 
die Abweſenden, die gleichfalls ſich wider in zwey Claffen thei— 
fen: Abweſende, deren Aufenthaltsort befannt, und ſolche, bey 
denen er unbekannt iſt. Abweſende haben, der Regel nad), durch 








4) Die ihrer Perfon nad) bekannten Theilnehmer, von denen man ven Nre£ ihres 
Aufenthaltes nicht weiß, können, meines Erachtens, hieher nidyt gerechnet 
werden, 
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Aufftellung eines Bevollmächtigten in ihrem Wohnſitze felbft für 
die Bewahrung ihrer Rechte zu forgen, und dad Gericht ift da: 
her weder berechtigt, noch verpflichtet, für fie, aus bloßer Be: 
ſorgniß, daß fie durch ihre Abwefenheit hier und da zu Schaden 
Fommen fönnen, einen Gurator für felbe aufzuftellen. Wenn 
aber bey einem Gerichte Rechtögefchäfte verhandelt werden, wo 
Abwefende ald Theilnehmer erfcheinen, und ihre Nechte durch 
Verzug gefährdet, oder die Nechte eines Andern in ihrem Gange 
gehemmt werden, dann muß zur Aufftellung eines Curators ge: 
fchritten werden. Auf diefe Art und Weife nähmlich, glaube ich, 
müffe der $. 276 ausgelegt werden, weil, wenn man ſich ganz 
buchftäblich an denfelben hält, jedem Abweſenden, fobald feine 
Abweſenheit befannt wird, ein Curater aufgeftelft werden müßte; 
indem bey Jedem, der Eeinen ordentlichen Sachwalter zurückge— 
laffen hat, die Gefahr eintritt, daß feine Rechte durch Verzug 
gehemmet werden, wo doc aus der Elaren Abficht des. Gefeßge- 
berd, bey Erlaffung diefes Geſetzes, hervorleuchtet, daß er keines⸗ 
weges die Aufftellung eines Curators für jeden Abwefenden ver: 
prönen mollte. 

3) Dem aufgeftellten Curator des Abwefenden, deffen Auf: 
enthalt befannt ift, wird e3 von dem Gefege zur befonderen, Pflicht 
gemacht, denfelben von der Lage feiner Angelegenheiten zu uns 
tertichten, und diefe, wenn Feine andere Verfügung getroffen 
wird, wie jene eines Minderjährigen zu beforgen. Aus diefem 
folgt, daß der Gurator in allen jenen Gefchäften, welche zu dem 
ordentlichen Wirthfchaftäbetriebe gehören, aus eigener Macht vor— 
gehen könne; daß er aber in allen anderen Sefchäften an eine 
fremde Einwilligung gebunden fey, und daher insbefondere weder 
eine Erbſchaft eigenmächtig amöfchlagen, oder unbedingt anneh- 
men, noch einen Pachtvertrag abfchliegen, noch ein mit gefeb- 
mäßiger Sicherheit anliegendes Capital auffündigen, noch eine 
Forderung abtreten, einen Nechtöjtreit vergleichen, eine Fabrik, 
Handlung oder Gewerbe anfangen, fortfegen oder aufheben könne 
(9. 255), und es fragt fich daher nur, was für eine Einwilli— 
gung zur Gültigkeit folcher Verträge erforderlich fey: die des 
Abwefenden felbft, oder der Euratelöbehörde? Wenn der Abwe: 
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fende auf die demfelben von dem Curator gegebene Nachricht 
Antwort ertheilet, und dem von dem Gurator abgefchloffenen 
GSefchäfte entweder feine Genehmigung gibt oder verfaget, To 
kann fein Zweifel ſeyn, daß hier fich an die ausdrücklich extheilte 
MWeifung ded Abwefenden gehalten werden müſſe. Wie aber, 
wenn der Abweſende Feine Stimme von fih gibt? — Qt die 
Curatelsbehörde berechtiget, diefelbe zu fuppliren ? — Ich glaube 
nicht. Zwar könnte man verfucht werden, diefes aus der Anord- 
nung des Geſetzes, daß die Angelegenheiten eines Abweſenden, 
wenn feine andere Verfügung getroffen wird, wie jene eines Min— 
derjährigen beforgt werden follen, zu folgern; allein nach dem 
Contexte des $. 276 fiheinet mit Recht auf das Gegentheil ge: 
fhloffen werden zu können. Denn die Aufſtellung eines Curators 
für Abwefende findet nah $. 276 nur Statt, wenn fie feldft 
keinen ordentlichen Sachwalter zurück gelaffen haben, folglich ift 
auch deutlich und klar, daß die Stelle eined Curatord nur die 
eines ordentlichen Sachwalter5 vertreten folle. Damit aber Je— 
mand als ein ordentlicher Sachwalter angefehen werde, ift nichts 
weiter erforderlich, als daß er mit einer allgemeinen Vollmacht 
verfehen fey, und in diefem Falle ift er gleichfalld bey vielen 
Sefchäften an die Zuftimmung feines Machtgeberd gebunden, 
ohne daß eine Quratelöbehörde exiftirte, welche diefe Einwilligung 
fuppliren könnte. 

4) In dem Falle aber, als der Aufenthaltöort des Abwe— 
fenden ganz unbekannt iſt, hat ſich zwar der Curator alle Mühe 
zu geben, diefen Aufenthaltöort auszuforfchen; wenn ihm aber 
diefes nicht gelingt, fo Fann natürlich auch für ihn die Ver: 
pflichtung nicht eintreten, den Abwefenden von der Lage feiner 
Angelegenheiten. zu unterrichten. Auch hier fcheint es nicht, 
daß die Curatelsbehörde in denjenigen Fällen, wo der Curator 
aus eigener Macht nicht handeln kann, die Zuftimmung des Ab— 
wefenden fuppliven könne; weil in dem Falle, als der Abwefende 
einen mit einer allgemeinen Vollmacht verfehenen Bevollmächtig— 
ten zurücgelaffen hätte, gleichfall3 folche Fälle eintreten Eönnen, 
wo doch von einer Zuftimmung der Gutatelöbehörde gar Feine 
Rede ſeyn könnte. Iſt daher dem Abwefenden eine Erbfchaft ans 
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gefallen, fo hat fich der aufgeftellte Curator für jeden Fall im 
Nahmen deöfelben bedingt erbszuerklären; was die Auffündigung 
der mit gefegmäßiger Sicherheit anliegenden Sapitalien betrifft, 
fo kann der Eurator, ohne einer gegründeten Urfache, hiezu ohne— 
hin feinen Antrag ftellen. Wäre eine dringende Schuld aus dem 
Vermögen des Abwefenden zu bezahlen, und würde hiezu nichts 
anders erübrigen, als ein ſolches Capital aufzufindigen, fo müpte 
er hiezu die Einftimmung der Curatelöbehörde einhohlen "). Pacht: 
verträge aber fcheinen von dem urator für Feinen Fall einge: 
gangen werden zu können. Denn ein wirklicher Nothfall, das 
ganze oder einen Theil des unbeweglichen Vermögens in Pacht 
zu verlaffen, oder etwas in Pacht zu geben, laßt ſich kaum den- 
Een; wegen bloßer Erzielung eines Gewinnes aber darf der Eu: 
rator nicht5 unternehmen, zu welchem ihm dad Gefe die Berech- 
tigung nicht ertheilet hat. Der Abwefende, welcher fich von feis 
nem Wohnfige entfernte, ohne in Anfehung der Verwaltung ſei— 
ned gegenwärtigen, oder während feiner Abwefenheit ihm zufal- 
lenden Vermögens durch Aufitellung eines gehörig Bevollmäch— 
tigten Vorſorge zu treffen, hat gewiß den Schuß des Gefeßge: 
bers nicht in der Art anzufprechen, ald derjenige, welcher aus 
geiftigen oder phyſiſchen Gebrechen der Beforgung feiner Angele— 
genheiten vorzuftehen außer Stande iftz auch ſcheint es, daß das 
Augenmerk des Curatord eines Abwefenden mehr dahin gerichtet 
feyn müſſe, denfelben in die Lage zu fegen, bey feiner Erſchei— 
nung mit feinem Cigenthume frey fchalten zu können, als den 
höchft möglichen Gewinn für felben zu erzielen. 


1) In meinem Werke: Darſtellung der Rechte und Pflichten der Bormünder, 
Euratoren ꝛc., ©. 293, habe ich zwar behauptet, daß in diefem Falle der 
Eurator ohne höhere Authorifation berechtigt fey, ein mit Sicherheit ange— 
legtes Capital aufzufündigen, und zwar aus dem Grunde, weil der Gewalt⸗ 
haber, ob er gleich eine befchränfte Vollmacht hat, Doch berechtiget ift, alle 
Mittel anzuwenden, die mit der Natur eines Gefchäftes nothwendig verbunz 
den, oder der erFlärten Abſicht Des Geſetzgebers gemäß find (9. 1009).. Allein 
mir fcheint jetzt, Daß ich geirret habe, weif, wenn es auch in der Natur des 
dem Curatot übertragenen Gefchäftes zu liegen feheinet, Tiquide Paſſivſchul— 
den, welche von Geiten der Gläubiger cingefordeet werden, bey dem Mangel 
vorräthiger Barfhaft und anderer dergleichen Zahlungsmittel, aus den vor— 
handenen Activſchulden zu berichtigen, es doc) nicht gleichgültig ſcheinet, 
welche aus den Activſchulden hiezu verwendet werde. 
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5) Darf der Curator eines Abweſenden Proceſſe führen? — 
Hier iſt zu unterſcheiden, ob der Abweſende als Geflagter erſcheinet, 
oder als Kläger auftreten ſoll. Im erſten Falle iſt fein Aufenthalt 
entweder befannt, oder er ift unbekannt, oder wenn er befannt iſt, 
fo kömmt es darauf an, ob der Abwefende fih im Inlande oder 
Auslande befindet. Iſt fein Aufenthaltsort im Inlande, fo wird 
ihm die Klage unmittelbar zu eigenen Händen zugejtellt, und 
feine Sache ift es nun, einen Rechtöfreund zur Führung des Pros 
zeſſes zu bevollmächtigen. Laßt er fich hier eine Nachläfjigkeit zu 
Schulden kommen, fo. ijt diefes fein eigenes Verſchulden und er 
muß die Folgen deöfelben tragen. Iſt er aber im Auslande be— 
findlich, ſo wird ihm zwar die Klage durch die Poſt zugeftellt, aber 
ihm. deffenungeachtet auf feine Gefahr und Koften ein Eurator 
bejtellet, ihm diefed auch durch ein öffentliches Edict zu dem Ende 
fund gemacht, damit er allenfalls einen andern Sachwalter be= 
ftelle. Iſt endlich fein Aufenthaltsort unbekannt, ſo wird zu deſ— 
fen Vertretung gleichfalls ein Curator beftellet, und diefe Beſtel— 
lung durch öffentliches Edict zu obigem Zwede Fund gemacht. 
($$. 391 und 392 der a. b. ©. D.). Findet dagegen der für 
einen Abweſenden aufgeftelite Eurator für nothmwendig, gegen einen 
Andern als Kläger aufzutreten, fo hat er diefes dem Gerichte 
anzuzeigen und feine Beyftimmung einzuhohlen. Daß der Cu: 
tator mit Cinftimmung der Gerichtöbehörde zur Führung eines 
Proceſſes berechtiget feyn müffe, gehet aus der Betrachtung 
hervor, daB er für den Abweſenden eben zu dem Zwede aufs 
geftelfet werde, damit feine Rechte nicht gefährdet werden, und 
daß zur Erreichung dieſes Zweckes ja eben oft die Sortführung 
eines Proceffes nothwendig werde. Ob aber in einem beftimmten 
alle die Procesführung wirklich ald nöthig erfcheinet, kann nicht 
der Beurtheilung des Curators allein anheim geftellt werden, fon= 
dern es iſt nothwendig, daß die Gerichtöbehörde felbjt in die Be— 
urtheilung deſſen eingehe. 

6) Kann der Curator auch einen Vergleich im Nahmen des 
Abwefenden fchliegen? — Daß der Curator diefes nicht für fich 
allein thun könne, Tiegt klar am Tage; alfein auch mit Zuftim: 
mung der Gerichtäbehörde kann, nach meiner Veberzeugung, fein 
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gültiger Vergleich abgefchloffen werden. Denn gewiß ift ed, daß, 
wenn der Abwefende einen Sachwalter zurücgelaffen und diefem 
Feine befondere Vollmacht zur Schließung eines Vergleiche er- 
theilt wurde, derfelbe einen Vergleich nicht ſchließen Fonne. 
Die Aufftellung eines Guratord aber foll, nach der Abficht des 
Geſetzgebers, nur die Ernennung eines ordentlichen Sachwalterd 
fuppliren. — Es Fann auc) leicht der Kal eintreten, daß der Ab— 
wefende Beweismittel in Handen habe, mit deren Benügung er 
den Nechtöftreit gewinnen Fünnte. — Hat nun der Eurator, we— 
gen Mangel diefer Behelfe, den Proceß verloren, fo wird dem 
Abwefenden die Wiedereinfegung in den vorigen Stand, wegen 
neu aufgefundenen Beweismitteln, nicht benommen werden Füns 
nen; wäre aber inzwifchen ein rechtögultiger Vergleich gefchloffen 
worden, fo könnte der Abwefende zum Genuffe feiner Rechte nicht 
mehr gelangen ($. 1387). 

7) Eine weitere Frage entfteht hier: ob und in wie fern 
dem Curator ‚eined Abwefenden Zahlungen gemacht werden Fön: 
nen? — Da der Gurator angewiefen ift, die Angelegenheiten des 
Abweſenden, in fo fern Lebterer felbft Feine anderen Verfügun— 
gen getroffen hat, gleich denen eines Minderfährigen zu beforgen, 
fo liegt ed am Tage, daß er aud eigener Macht eine Zahlung 
nicht in Empfang nehmen könne, weil auch ein Vormund, ohne 
höhere Ermächtigung, diefed nicht thun darf. — Aber aud) die 
Gerichtöbehörde ſcheint nicht berechtiget, ihm ihre Zuftimmung 
zur Empfangnahme des Geldes zu ertheilen, aus dem ſchon an: 
gegebenen Grunde, daß die Aufftelfung eines Curators nur die 
Stelle eines ordentlichen Sachwalters vertreten foll, zur Gm: 
pfangnahme einer Zahlung aber eine befondere Vollmacht erfordert 
wird. Für den Schuldner, welcher zu bezahlen hat, bleibt daher 
nichts anders übrig, ald den fchuldigen Betrag gerichtlich zu 
hinterlegen ($. 1425), und nur durch diefe gerichtliche Hinterles 
gung wird er von feiner Verbindlichkeit befreyt. 
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d, 277, 


Sucht Semand bey Eintretung der durch das Ge: 
fe in dem ſ. 24 beftfimmten Erforderungen die 
gerichtliche Todeserklärung eines Abmwefenden an, 
fo hat das Gericht für diefen Abwefenden vor 
Allem einen Curator zu ernennen; dann wird er 
durch ein, auf ein ganzes Zahr geitelltes, Edict 
mit dem Beyfage vorgeladen, daß das Gericht, 
wenn er während der Zeit nicht erfcheinet, oder 
dasſelbe auf eine andere Art in die Kenntniß 
feines Lebens feet, zur Todeserklärung ſchrei— 
ten werde, 


4) Eine Zodeserklärung erfolgt nie Amteöwegen, fondern 
fie fegt ein Anfuchen voraus. Wer ein folches Anfuchen ftellen 
könne, ift in dem Geſetze nicht ausdrücklich auögefprochen, und 
man Eönnte aus dem allgemeinen Ausdrucke des Gefeges: „fucht 
Jemand die gerichtliche Zodeserklärung eines Abweſenden an,” 
zu fihliegen verfucht werden, daß ein folches Anfuchen Zeder: 
mann frey ſtehe. — Allein eine folche Behauptung wurde offen: 
bar der Natur eined Anſuchens entgegen laufen; denn nur dem 
interelfirten Theile kann es zuſtehen, ein Anfuchen zu ftellen ; 
nachdem fich aber in mehrfacher Beziehung ein Intereffe an der 
Zodeserklärung eines Abweſenden denken laßt, fo Eonnte und 
wollte der höchſte Öcfeßgeber hier jene Perfonen, die ein folches 
Geſuch anbringen können, nicht näher berühren. Es muß aber 
ohne Zweifel jeder, der. ein folches Anfuchen ftellet, in felbem 
zugleich nachweifen, daß die Todeserklärung des Abwefenden für 
ihn ein rechtliches Intereffe habe. — Gewöhnlich find e3 die 
vermöge Zeftament eingefesfen, oder durch das Geſetz berufenen 
Erben eines Vermißten, welche dad Geſuch um Zodeserklärung 
anbringen. 

2) Nebſt der Ausweiſung diefes rechtlichen Antereffe muß 
in dem Geſuche dargethan werden, daß wenigftend einer der 
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im $. 24 vorgefchriebenen Vermuthungsgründe eingefreten fey. — 
Ein Beweis des verneinenden Satzes, daß feit dem gefeßlichen 
Zeitraume die Eriftenz de AUbwefenden nicht befannt fey, kann 
man, tie bereit in dem Zeiller’fchen Commentare bemerkt iſt, 
von dem Geſuchſteller nicht verlangen; aber zur Unterftügung 
des Gefuches, und zur Entbeprlichkeit gerichtlicher Nachforfehungen 
wird ed allerdings beytragen, wenn er auch hierüber, fo wie 
über die Veranlaffungen der Abwefenheit, über den währfchein= 
lihen Testen Aufenthaltsort des Abweſenden, und andere zur 
Aufklärung der Sache dienliche Umſtände, Zeugniffe von Per— 
fonen, mit denen der Abweſende in näherer Verbindung fand, 
beybringt. 

3) Wird ein folches gehörig inftruictes Anfuchen um Todes— 
erklärung geftellt, fo hat dad Gericht für den Vermißten vor 
Allem einen Eurator aufzuftellen: 

Die Aufftelung eines Curators hat hier hauptfächlich den 
Zwei, damit er den Werhältniffen des Abweſenden, und den 
Mitteln, von deffen Leben oder Tode fichere Nachricht zu erhal: 
ten, genauer nachforfche, und feine Entdeckung dem Gerichte, 
um die weiteren Vorladungen oder die Todeserklärung überflüflig 
zu machen, mittheile, oder fich doch zur Widerleguiig der Gründe 
des Gefuches bereit halte. Aus diefem hier angeführten Zwecke, 
um deffen Willen für den Abwefenden hier ein Eurator aufgeftetft 
wird, ergeben fich feine Obliegenheiten, von dem Zeitpuncte fei- 
ner Aufftellung bis zur erfolgten Todeserflärung, von felbft, und 
bedürfen Feiner näheren Auseinanderfegung; 

4) Zu gleicher Zeit hat dad Gericht ein Ediet zu erlaffen, 
in welchem dem Vermißten zu bedeuten iſt, daß er binnen einem 
Jahre um fo gewiffer zu erfcheinen, oder das Gericht auf eine 
andere Art in die Kenntniß feines Lebens ſetzen folle; widrigend 
er für todt erklärt und fein Vermögen den Erben eingeant- 
wortet werden würde. Diefes Edict wird während des Jahres 
drey Mahl in die öffentlichen Provinzial: Zeitungsblätter, und 
nach Umftänden auch in auswärtige Zeitungsblätter, wenn nähm— 
lich die Vermuthung entjteht, daß fich der Vermißte in dem einen 
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oder anderen Lande befinden könnte, eingerucft. Uebrigens wird 
fi) hier auf dasjenige bezogen, was $. 113, Nr. 5, gefagt 
worden ift. 

5) RNach Ablauf des Jahres hangt ed von dem Gefuchfteller 
ab, die Erledigung feined Geſuches zu verlangen, oder davon 
(ftillfehweigend oder ausdrüdlich) abzuftehen. So lange alfo von 
dem Gefuchfteller Eein neuerliches Anfuchen vorkömmt, hat auch 
dad Gericht nichts zu veranlaffen. Iſt aber ein ſolches Geſuch 
geftellt worden, fo muß dad Gericht den Curator, welcher in 
der Zwoifchenzeit Nachricht von dem Leben des Abwefenden erlangt 
haben, oder wenigftens in die nähere Kenntniß der Umftände, 
die über dad Leben oder den Tod deöfelben verläßlichere Aus: 
Eunft geben, gefommen feyn Fünnte, vernehmen, den Gründen 
und Gegengründen durch ein ämtliches Verfahren, ohne jedoch 
an die Formen der ©erichtöordnung gebunden zu feyn, näher 
nachforfchen, und darüber erkennen. — Ueber dieſes Erkenntniß 
fteht beyden Theilen der Recurs an dad Obergericht offen. Ob 
der Eurator, zur Hintanhaltung jeder Verantwortlichkeit, den Re— 
curd zu ergreifen habe, oder ſich mit dem Erkenntniſſe der unte- 
ren Behörde begnügen Fünne, wird von dem Umftande abhängen, 
ob Gründe vorhanden feyen, welche die Abänderung des erft: 
tichterlichen Grfenntniffes wenigftens als möglich erwarten Taffen 
oder nicht, Im legteren Falle wäre die Ergreifung eined Recur— 
ſes offenbar muthroillig; im erfteren Falle aber nicht zu vernach⸗ 
läſſigen, wenn ſich nicht der Curator der Gefahr ausſetzen will, 
feiner Zeit, wenn der Abweſende wieder erfcheinen folfte, wegen 
der vielleicht durch fein Verſchulden gefchehenen vorläufigen Ver— 
mögens-Einantwortung an die Erben, Verantwortung zuzuziehen. 


d. 278, 
Der Sag, an welchem eine Todeserklärung ihre 
Nechtökraft erlangt hat, wird für den rechtlichen 
Sterbetag eines Abmwefenden gehalten; doch 


ſchließt eine Todeserklärung den Beweis nicht 
aus, daß der Abweſende früher oder ſpäter ge— 
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ftorben, oder daß er noch am Leben fey. Kommt 
ein folcher Beweis zu Stande, fo ift derjenige, 
welcher auf den Grund der gerichtlichen Todes: 
erklärung ein Vermögen in Befis genommen hat, 
wie ein anderer redlicher Befiser zu behandeln. 


4) Da von dem Zeitpuncte des erfolgten Todes eines Men— 
fchen für einen Dritten mannigfaltige Nechte abhängen können, 
fo kann fich der Gefeßgeber mit der aufgeftellten Vermuthung 
de3 eingetretenen Todes überhaupt nicht begnügen, fondern muß 
auch zugleich einen beftimmten Zeitpunct feftfegen, welcher für 
den ded wirklich erfolgten Todes gehalten werden foll. 

2) Diefer Zeitpunct ift nun, zu Folge diefed $., der Moment 
der eingetretenen Rechtöfraft der erfolgten Todeserklärung. Da: 
Geſetz Spricht zwar hier bloß von dem vermutheten Sterbetage 
ded DVermißten, und da mehrere Perfonen an einem und dent 
felben Zage zu verfchiedenen Zeiten fterben Eönnen, und ein mo— 
mentaner Unterfchied hier für das Erbrecht eben die Folgen nad) 
ſich zieht, wie der Unterfchied von einem Tage oder einem 
noch längeren Zeitraume: fo fcheint der Auddrud „Sterbetag” 
auf den erften Augenblid nicht alfe Schwierigkeiten zu entfernen. 
Allein es wurde bereit bey Erklärung ded $. 61, Nr. 6, be 
merkt, daß der Ausdruck „Tag,“ von dem Gefeßgeber fehr oft 
gleichbedeutend mit.dem Ausdruck „Zeitpunct” genommen wird. 
In Folge deffen will auch gegenmwärtiger $. fo viel fagen: der 
Zeitpunct, an welchem eine Zodeserklärung ihre Rechtskraft 
erlangt hat, wird für den rechtlichen Sterbemoment eines Ab— 
wefenden gehalten. 

3) Wann tritt aber diefer Zeitpunct ein? — Iſt die To— 
dederklärung erfolgt, fo muß felbe natürlich dem Impetranten und 
dem aufgeftelften Curator zugeftellt werden. Dem aufgeftellten 
Gurator fteht es dann frey, gegen diefe Todederflärung an dad 
Obergericht zu recuriven. Diefen Recurs muß derfelbe nun bin= 
nen vierzehn Zageıt, vom Tage des zugeftellten Befcheided des 
unteren Richters, um fo gewiffer anbringen, widrigens ihn der 
DIperrichter nicht mehr annehmen kann und fol. In diefe vier 
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zehn Tage wird der Zuftellungötag nicht eingerechnet, und es 
fangen daher diefe vierzehn Tage erft von dem Tage zu Iaufen 
an, welcher dem der gefchehenen Zuftellung unmittelbar folgt. 
Auch werden bey jenen Necurfen , welche an die Appellationd- 
gerichte durch die Poſt überfendet werden, in die Recurdfrift von 
vierzehn Zagen jene Tage nicht eingerechnet, während welchen 
der Recurs auf der Poft gelaufen oder aufgehalten worden ift '). 
Es kömmt alſo, zu Folge des Geſagten, nur darauf an, daß 
Recurent fich über die wirklich gefchehene Aufgabe des Necurfes 
auf die Poft binnen der gefeglichen Stift von vierzehn Tagen 
auszumeifen vermöge: In dem Sale nun, daß von Seite ded 
Gurators Fein Recurs ergriffen wird, tritt mit dem erften Mo: 
ment des fechzehnten Tages, vom Tage der an ihn gefchehenen 
Zuftellung der Zodeserflärung, die Nechtöfraft derfelben ein, 
und diefer Moment ift daher auch für den Zeitpunct des erfolg: 
ten Todes zu achten. Wird aber von dem Curator ein Recurs 
ergriffen, und die Todeserflärung von Seite des Obergerichts 
beftätigt, fo tritt die Nechtöfraft im Momente der Zuftelfung der 
oberrichterlichen Beftätigung ein: 

4) Iſt auf Anfuchen eines intereffirten Theiles eine Todes: 
erklärung erfolge, und felbe in die Rechtskraft erwachfen, fo 
kömmt fie nicht nut dem Gefuchftelfee, fondern auch allen übri— 
gen, die mit dem Abwefenden in einem Rechtöverhältniffe ftan- 
den, zu Statten, um von ihren mit dem Tode deöfelben eintre- 
tenden Nechten Gebrauch zu machen. Daraus folgt aber nicht, 
daß die einem Gefuchfteller aus Unzulänglichkeit der Gründe ver: 
fagte Zodeserklärung nicht von einem Anderen aus friftigeren 
Gründen verlangt werden Fünne. 

5) Da eine Todeserflärung nur in Subsidium und in dem 
Falle eintritt, wenn der Beweis des Todes nicht auf eine andere 
Art hergeftellt werden kann, und da felbe gar nicht vor fich gehen 
Fann, wenn der Beweis des Lebens des Berfchollenen geliefert 
wird; da ferners überhaupt eine bloge Vermuthung dem fpäter 


4) Hofdecret vom a. November 17325 Nefolution vom 14. Juny 1732, lit g; 
Hofdecret vom 23. Detober und 6. December 1736, und 4. Defober 1813, 
Tr. 1071. 
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hergeftellten Beweife weichen muß, fo ijt ganz natürlih, daß 
felbe ipso facto zerfalle, wenn der Beweis des Lebens ded Ver— 
fchollenen hergeftelft, oder dargethan wird, daß diefer früher oder 
fpäter verftorben fey, ald an dem Tage, an welchem die Todes— 
erklärung. die Nechtöfraft erlangt hat. Wird nun ein folcher Bes 
weis hergeftellt, fo muß die Zutheilung der Nechte den anzumen= 
denden Rechtövorfchriften gemäß gefchehen. Wer inzwifchen durch 
die gerichtliche Todeserklärung zum Befige ded ganzen oder eines 
Theiles des Vermögens gelangt ift, muß in der Regel ald ein 
redlicher Befiger ($. 326) betrachtet, folglich nad) den über die 
Rechte des redlichen Befiged aufgeftellten Grundfägen ($$. 329 
— 352) behandelt werden. Ich Tage, in der Regel, denn wäre 
3. B. zu erweiſen, daß demfeiben das Leben ded Berfchollenen 
bekannt gewefen ſey, fo Fünnte er gewiß nicht als redlicher Bes 
figer angefehen werden. In zweifelhaften Zällen ift über die 
Redlichkeit oder Unredlichkeit des Befiged zu erfennen ($. 328). 
6) Iſt die Todeserklärung einmahl erfolgt und in Rechts- 
Eraft erwachfen, fo fcheint fie dadurch nicht mehr umgeftoßen 
werden zu können, daß nachträglich erwiefen wird, ed fey der: 
Verſchollene noch während des im $. 24. bemerkten Zeitraumes 
am Leben gemwefen. Denn eine einmahl ausgefprochene,, die, 
Stelle eines fürmlichen Beweifes vertretende Vermuthung kann 
nur mehr durch einen fürmlichen Beweis des Gegentheild, nicht 
aber durch eine bloße Befämpfung der Vermuthungsgründe felbft 
vernichtet werden, 


d. 279. 


sg) Für Sträflinge. 


Einem zur fehwerften oder fehweren Kerkerſtrafe 
verurtheilten Verbrecher ift ein Eurator zu be— 
ftelen, wenn er ein Vermögen befißt, welches 
durch die länger fortdauernde Strafe einer Ges 
fahr auögefegt feyn würde, 

4) Ein folcher Verbrecher hat dad Befugniß verloren, fei- 
nen Angelegenheiten felbft vorzuftehen; er Fann meder ein vers 
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bindliches Geſchäft unter Lebenden fehliegen, noch eine gültige 
letztwillige Anordnung binterlaffen ), und ift fohin, in diefer 
Hinficht, den Wahn und Blödfinnigen, fo wie den Unmündigen 
gleichgeftellt. Er muß daher in vorkommenden Fällen durch 
einen Curator vertreten werden. 

2) Während der Criminal: Unterfuchung ift die Aufftellung 
eined Curators für den Snauifiten unndthig, meil feldft in dem 
Galle, als die Unterfuchung im Werhaft vorgenommen wird, 
demſelben immer unbenommen bleibt, durch Aufjtellung eines 
Sachwalters feine Angelegenheiten beforgen zu laffen, welchem 
der Zutritt zu demfelben, um fich über deffen Angelegenheiten zu 
befprehen, unter Beobachtung der gefeslichen Vorſichten nicht 
wohl verfagt werden kann. Ein gleiches ift der Fall mit dem: 
jenigen, welcher nur zu einfacher Kerkerftrafe verurtheilt wor: 
den iſt. 

3) Das Hauptaugenmerk des Gefeßgebers bey Aufftellung 
eined Curators für derley Sträflinge aber ift, daß das Vermö— 
gen deöfelben Eeine Gefahr laufe. Sie fallt alfo weg, 
wenn die Strafe des ſchweren Kerferd nur Furze Zeit dauert , 
oder wenn der, obgleich auf längere Zeit zum fchweren Kerfer 
verurtheilte Verbrecher ein geringes Vermögen beſitzt, das ent: 
weder von dem Gerichte oder von vertrauten Angehörigen vers 
wahret wird. Hai der verurtheilte Verbrecher Fein Vermögen, 
fällt ihm aber während feiner Strafzeit durch Schenkung oder 
Erbſchaft eines zu, fo wäre demfelben, zum Behufe der Erflärung 
der Annahme und der Erbserklärung, dann zur weiteren ort: 
führung der Verwaltung diefes Vermögens, ein Curator aufzu= 
ſtellen. Uebrigens wird fih, in Bezug auf die Unterredung des 
Guratord mit feinem zum ſchweren oder fchwerften Kerfer verur: 
theilten Curanden, auf dad bereit bey $. 107 angeführte Hof: 
decret berufen, ! 





1) Siehe $: 23 Hit b. des St. G. B- I. Th. 


32% 


500 | [$. 280.] 


d. 280, 
Beftellung der Guratel, 


Das Gericht, welchem die Ernennung eines Vor: 
mundes zufteht, bat in der Regel unter der 
nähmlichen Borfiht und nach den nähmlichen 
Grundſätzen auch den Gurator zu beftellen. Sit 
es aber um die Verwaltung einer Sache oder 
eines Gefchäftes zu thun, welche zu einem ans 
deren Gerichtöftande gehören, fo bat diefer 
Gerichtöftand auch den Kurator zu ernennen, 


4) Die Beftellung eined Curators ift ein Ausflug der Ge: 
richtöbarfeit, und kömmt daher demjenigen Gerichte zu, deffen 
Gerichtöbarfeit die Perfon oder Sache unterliegt, über die ein 
Eurator zu ernennen it. — Da bewegliche Sachen nach der 
Nechtöregel mobilia sequuntur personam dem perfönlichen Ge: 
richtöftande unterliegen, fo ift auch immer die Perfonalinftanz 
diefenige Behörde, die den Curator zu beftellen hat, wenn es 
fih bloß um die Verwaltung des beweglichen Vermögens han- 
delt. — Für unbewegliche Sachen hat aber die Realinftanz den 
Curator zu ernennen. 

2) Bey der Beftellung eines Curators find die nähmlichen 
Dorfihten und VBorfchriften anzuwenden, welche oben, wo von 
der Vormundfchaft die Rede war, über die gerichtliche Anzeige 
zur Beftellung, über die forgfältige Wahl, über die Anweifung 
zur Uebernahme u. f. w., angeführt worden find. — Doch gibt es 
hievon einige in der Natur der Sache gegründete Ausnahmen. 

3) Wenn. zwifchen den Aeltern und einem minderjährigen 
Kinde Streit entftehet, und dießfalld für das letztere ein Curator 
ad actum beftellt werden muß, fo Fann wohl nicht der nächfte 
Verwandte des Minderjährigen, der natürlich mit deffen Aeltern 
in einem noch näheren VBerwandtfchaftd = Verhältniffe ftehen muß, 
als folcher aufgeftellt werden, da nicht nur er felbft in eine 
widrige, für ihn äußerſt unangenehme Collifion gerathen würde, 
fondern auch das Beſte des Minderjährigen, wegen der dabey fehr 
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leicht unterlaufen Eönnenden Befangenheit des Curators gefähr: 
det wäre. Auch wird der Curator hier meiftentpeild in den 
Fall Eommen, wieder eigend einen Nechtöfreund zur Vertretung 
des Minderjährigen aufftellen zu müſſen. Aus diefem Grunde 
wird daher auch in der Praris der für den Minderjährigen auf: 
zuftellende Curator gleichfall3 immer aus der Glaffe der zur Ver: 
tretung befugten Nechtöverftändigen genommen. Es fagt auch in 
diefer Hinficht dad Hofdecret vom 18. July 1800, Nr. 503, daß 
die Landrechte und Miagiftrate bey der Vertheilung der Curatelen 
an vertrauungswürdige Advocaten mit billiger Gleichheit forgfältig 
vorzugehen haben, auch, wo e3 nicht lediglich um Vermögens: 
verwaltungen,. fondern um Entdefung und Handhabung all: 
fälliger Gerechtfame zu thun it, die zu diefem Zwecke nothwens 
digen Guratelen nur den Advocaten zu verleihen feyen. 

4) Aus der Nr. 2 gemachten Bemerkung folgt auch) „ daß 
der ernannte Curator die genaue Erfüllung feiner Dbliegenheiten 
in die Hände des betreffenden Gerichtsvorjtandes ablegen müffe. 
Diefes wird jedoch in der Praris gewöhnlich in allen jenen Fäl— 
len unterlaffen, wo ein Advocat ald Curator aufgeftellt wird, 
und ich glaube auch mit Recht, da die Pflichten, welche er zu 
erfüllen hat, ohnehin fchen einen Gegenftand feines Advocatenz 
eides ausmachen. Wird aber der Advocat nicht gerade nur in 
der Eigenfchaft als Rechtövertreter zum Curator ernannt, fon= 
dern Tiegen ihm nebft diefem noch andere Verbindlichkeiten ob, 
fo ift auch die Angelobung deöfelben mittelft Handſchlag in der 
gefeglichen Ordnung. 

0. 281, \ 

Endſchuldigungsurſachen. 

Mer die gehörigen Eigenſchaften zum vormund— 
ſchaftlichen Amte beſitzt, kann auch eine Curatel 
übernehmen. Auch finden bey der Curatel die 
nähmlichen Entſchuldigungsgründe und Vorzugs— 
rechte, wie bey der Vormundſchaft, Statt. 

Dieſe Vorſchrift bedarf Feiner weiteren Auseinanderſetzung— 
Nur wird hier bemerkt: es Liege in der Natur der Sache, daß 
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die Fähigkeit, eine beftimmte Guratel zu übernehmen, mit Des 

rückſichtigung des Zweckes der Curatel, beurtheilt werden mülfe. 

So ift ed z. B., im Falle des $. 272, außer Zweifel, daß Nie: 

mand, ald ein Advocat, die Fähigkeit befige, ald Curator auf? 

geftellt zu werden '). 
0. 282, 
Rechte und Verbindlichkeiten. 

Die Rechte und Verbindlichkeiten der Curatoren, 
welche entweder nur für die Verwaltung des 
Bermögens, oder zugleich für die Perſon ihres 
Pflegebefohlenen zu forgen haben, find aus den 
den Bormündern hierüber ertheilten Vorſchriften 
zu beurtheilen, 

4) Ein Curator wird, tie bereit5 bemerkt worden iſt, ordent: 
licher Weife nur zur Bewahrung der Rechte, und Berwaltung 
des Vermögens aufgeftellt. Alles, was in diefer Hinficht von 
den Rechten und Pflichten ded Vormundes und der Vormund— 
Ihaftöbehdrde gefagt worden ift, muß auf den Curator und die 
Guratelöbehörde angewendet werden ($$. 222 — 248). 

2) Einem Curator Fann aber zugleich die Obforge über die Per: 
fon des Pflegebefohlenen, wenn nähmlich Leibed: und Gemüths— 
gebrechen deöfelben der Grund der Guratelöverhängung find, aus: 
drüclich übertragen werden (% 273). In einem folchen Falle muß 
er, wie bereitd in dem Zeiller’fchen Commentare bemerkt ift, haupt: 
fachlich für die zweckmäßigſten Mittel beforgt feyn, daß dad Gebre: 
chen des Pflegebefohlinen gänzlich gehoben, oder doc) vermindert, 
und ſowohl für den Pflegebefohlenen felbft, ald für Andere unſchäd— 
lic) gemacht werde. Weberhaupt ift auf die Vorfchriften, welche 
oben in Beziehung auf die Sorgfalt für die Perfon eined Pflege: 
befohlenen ertheilt worden find, Rückſicht zu nehmen, und felbe, 
in fo fern es der Natur der Sache nach ald zuläffig erfiheinet, in 
Anwendung zu bringen ($$. 216 — 221). 


1) Da die Dienftesobliegenheiten der öffentlichen Ganitätsbeamtten mit der Leber- 
nahme einer Euratel über Semüthsfranfe durchaus nicht vereinbarlich find, 
fo find dieſelben hievon auszuſchließen. Hoffanzleydesret vom 26. July 1823. 
Geſetzſ. für Defterreih unter der Enns. 


’ 


[$. 283. ] 503 


d. 2855 
Erlöfchung der Euratel. 


Die Curatel hört auf, wenn die dem Curator an 
vertrauten Gefchäfte geendiget find, oder wenn 
die Gründe aufhören, die den Pflegebefohlenen 
an der Verwaltung feiner Angelegenheiten ver: 
hindert haben, Ob ein Wahn oder Blödjinni- 
ger den Gebrauch) der Vernunft erhalten habe, 
oder ob der Wille eines Verfchwenders gründlich 
und dauerhaft gebeffert fey, muß nach einer ge— 

nauen Erforfchung der Umſtände, aus einer ans 
haltenden Erfahrung, und im erften Falle zugleich 
aus den Zeugniffen der zur Unterfuhung von dem 
Gerichte beitellten Aerzte entſchieden werden, 


4) Die Erlöfchung der Curatel ift gleichfalld, wie die der 
Vormundſchaft ziweyerley: relativ. und abfolut. Wad unter 
diefen Ausdrücen verftanden werde, wurde bereits $. 249 bemerft. 
‚Relative Erlöfchungdarten der Curatel, die ſich auf den Eurator 
beziehen, find daher: a) wenn der Curator flirbt, und b) wenn 
er entlaffen wird. Die Falle der Entlaffung des Curators find die 
nähmlichen, die in den $$. 254 — 259 aufgezählt worden find. 

2) Es iſt eine in practifcher Hinficht nicht unwichtige Frage, 
ob in dem Falle, ald ein minderjähriges3 Kind, dad noch der vä— 
terlihen Gewalt unterworfen ijt, ein Vermögen befißt, die Cura— 
telöbehörde mit dem Umziehen ded Vaters in eine andere Juris— 
diction fich ändere, und daher hier der Fall einer relativen Erlös 
ſchungsart eintrete ? — Das Geſetz hat fich hierüber nicht deutlich 
ausgefprochen. Es ſcheint, daß hier die Analogie ded Patentes 
vom 31. December 1762, welches anordnet , daß die Vormund? 
ſchaftsbehörde, ohne Rückſicht auf die mit dem Pupillen inzwifchen 
vorgegangenen Veränderungen, während der ganzen Dauer der 
Minderfährigfeit diefelbe zu verbleiben habe, entfcheide. Denn zu 
Solge der J. N. $. 12 find der Gerichtöbarkeit, unter welcher der 
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Hausvater fteht, auch feine ehelich erzeugten, oder nach den Ge— 
fegen die den ehelich erzeugten gleich gehaltenen Kinder, fo lange 
fie minderjährig find oder Feine eigene Haudhaltung haben, unter= 
worfen. Stirbt nun derfelbe, fo bleiben die minderjährigen Kin: 
der fortwährend unter der ‘Perfonalgerichtöbarfeit ded Vaters, 
welche, in Anfehung ihrer, zur Pupillar= Inftanz wird und zu 
verbleiben hat, an welche Behörde dann auch alles Vermögen, 
welches diefen Kindern als Pupillen zufließt, zu übergeben ift '). 
Man fagt daher, daß die Vormundfchaftöbehörde immer auch Pers 
fonalbehörde der Mlinderfährigen iſt ), und daß fomit dad oben— 
angezogene Patent und die Jurisdictionsnorm in dieſer Hinficht 
einerley Grundfäge aufftellen. So lange aber der Vater noch) 
am Leben ift, gehört der Minderjährige unter die Gerichtsbehörde, 
welcher er unterfteht; würde daher die Curatelöbehörde fich immer 
unverändert erhalten, fo wäre felbe dfter mit einem anderen Ge: 
richte, ald der Perfonalbehörde ded Vaters, verbunden, was ges 
trade mit dem, von dem Geſetzgeber deutlich an Tag gelegten 
Grundſätzen in Anfehung der Gerichtöbarfeit im MWiderfpruche 
fieht. Zudem bejteht der Grundfag, daß Jedermann nur feiner 
eigenen Gerichtöbarfeit unterworfen ſey. Won, diefer Regel hat 
der Gefeggeber in Anfehung des Vormundes eine Ausnahme ge: 
macht, den e5 in vormundfchaftlichen Angelegenheiten einer Be— 
hörde unterworfen hat, die nicht immer feine Perfonalbehörde ift. 
Diefe Ausnahme darf aber um fo weniger ausdehnend angewen: 
det und auch auf den Vater bezogen werden, ald, wie bereits 
gezeigt worden iſt, hier nur eine fcheinbare Aehnlichkeit der Falle 
vorhanden ift. 

3) An Anfehung der gänzlichen Endigung der Euratel ift 
zu unferfcheiden, ob der Gurator nur zur Beforgung eines ein— 
zelnen Gefchäftes aufgeftellt worden ift, oder ob fich die Curatel 
in einer fortdauernden Urfache gründe. Iſt dad erftere der Falk, 
fo hört die Guratel auf, wenn die dem Curator anverfrauten 
Geſchäfte geemdiget find, z. B. wenn der Nechtöftreit abgeführt 


1) Hofdecret vom 9. Jänner 1735, und 9. May 1755. 
2) Rar bey minderjaͤhrigen Gattinnen fcheint eine Ausnahme einzutreten. 
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worden ift, welcher fich zwifchen dem Minderjährigen und feinen 
Xeltern entfponnen hat. Tritt aber der letztere Fall ein, fo endigt 
ſich die Euratel, wenn die Urfache, 3: B. Abweſenheit, Anhaltung 
in der Strafe, oder dad Leibede und Gemüthögebrechen, gehoben 
ift: Bey Beurtheilung, ob ein ſolches Gebrechen gehoben ift, muß 
mit aller Vorficht zu Werke gegangen werden. Das Gericht muß 
hierüber theild die Aerzte, Auffeher, Angehörigen und den Cura— 
tor vernehmen, theild fich aus eigener Erfahrung zu überzeugen 
fuchen. Es darf fich daher z. B. mit der bloßen Entlaffung aus 
dem Irrenhauſe nicht zufrieden ftellen. — Damit fich übrigens das 
Gericht die gegründete Ueberzeugung verfchaffe, ob der Wille 
eines Verſchwenders gründlich und dauerhaft gebeffert fey, ift es 
zwecdienlich, daß ihm von Zeit zu Zeit größere Geldfummen zur 
eigenen Dispofition anvertraut werden. 


. 284, 


Ausnahme in Rüdficht des Bauernflandes. 


Die befonderen Vorfichten bey der Bormundfchaft 
und Guratel des Bauernftandes find in den po— 
litifchen Gefegen enthalten. 


4) Die allgemeinen VBorfchriften über die VBormundfchaft und 
Guratelen gelten zwar überhaupt auch für den Bauernftand, 
doch haben in Rückſicht deöfelben einige Abweichungen und Eigen— 
heiten Statt. Die bemerfenöwertheften hievon find fchon an den 
zukömmlichen Orten aufgeführt. worden. Hier werden jene Be— 
flimmungen nachgetragen, welche bey den einzelnen $$. Feine 
ſchickliche Einreihung gefunden haben. 

2) Die von den Behörden, vorzüglich in der legteren Zeit 
beobachteten häufigeren Fälle von Gefährdungen unterthäniger 
Waifengelder haben die oberen politifchen Behörden bewogen, 
ftrengere Verfügungen vorzuzeichnen. In Folge deffen wurden in 
der Provinz Defterreich ob und unter der Enns auf die Bermengung 
der in die Waifencaffe gehörigen Waifengelder mit den herrſchaftli— 
chen Rentgeldern diejenigen Strafbeftimmungen feftgefegt, welche 
für die Vermengung von Iandeöfürftlichen Steuergeldern mit 
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Nentgeldern durch die F9. 143 und 14 der Grundſteuer-Execu— 
tions: Drdnung vom 20. Jänner 1814 vorgefihrieben waren, und 
angeordnet, daß die herrfchaftlichen Beamten, welche mit den 
Waiſengeldern gebahren, zu diefem ©efchäfte eigens von den 
Kreisämtern zu beeidigen feyen ). Da aber in der Folge die ges 
dachten SS. der Grundfteuer-Erecutiond:Ordnung aufgehoben wur: 
den und feftgefeßst worden ift, daß Gutsherren, welche landesfürſt— 
liche Steuergelder am fich ziehen, nach dem beftehenden Straf— 
geſetze zu behandeln feyen, "wurde auch in Hinficht auf die Gebah: 
zung mit dem Waifenvermögen angeordnet, daß obrigkeitliche Be— 
amte und Gutsherren, welche fih Waiſen- oder Depofitengelder 


1) Hoffanzlendecret vom 12. Muguft 1820, und €. März 1323. Die mit Hofkanz⸗ 
leydecret vom 9. Jänner 1322 vorgeſchriebenen Eidesformeln lauten folgender 
Maßen: 


A Eidesformel für den Herrfhaftsßefiger, der das Waifenamt 
felbft verwaltet: »Ich N. N. ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen, daß ich 
die Waifenamtögefchäfte der mir eigenthümtlichen Herrfchaft N. N. nach Vor— 
fchrift der jederzeit beftehenden Gefege, insbefondere nach dem Unterrichte für 
die Waifenämter von 7. Nov. 1312, und nah dem durch Gircular der E k. 
Nied. Oeſt. Regierung vom 1. Sept. 1320 allgemein befannt gemachten Hof: 
Fanzlendecrete vom 13. Auguſt 1320 verwalten, die Waiſengelder in einer be: 
fonderen Caſſe getreu verrechnen, und davon Feinen, noch fo unbedeuten- 
den Betrag mit den herrfchaftlichen Rentgeldern oder anderen Gaffen vermis 
ſchen, die Waifengelder auf Feine andere, als die in QWaifenfachen vorge- 
fhriebene Art verwenden, und in dem Falle, als ich Waifengelder bey mir 
anfegen wollte, vorläufig die höhere Freisamtliche und landrechtliche Bewilli— 
gung einhohlen, den Pupillen bey ihrer ganzen oder theilweifen Abfertigung, 
tveder unter dem Titel der Mühemwaltung, noch unter einem andern Vor— 
wande, an Capital oder Intereffen etwas abziehen, und übethaupt für Die 
Ordnung in ven Waifengefchäften und die Sicherheit des XWaifenvermö- 
gens pflichtmäßig forgen werde.” ' 

B. Eidesformel für denperrfhaftlihben Beamten, der das 
Waifenamt verwaltet: »Ich N. N. ſchwöre zu Gott dem Allmach- 
tigen, die mir gegenwärtig anvertrauten Warfenamtsgefchäfte, oder Die, 
welche mie Fünftig wo immer werden anvertraut werden, nah Vorſchrift 
der jederzeit beftehenden Gefehe, der befondern u. ſ. w. — —, die Waifen- 
gelder auf Feine andere, als auf die in Waifenfachen vorgejchriebene Art zu 
verwenden, und die Anfegung derfelden bey meiner eigenen Herrfhaft ohne 

" pöhere Freisämtliche und Iandrechtliche Bewilligung nie zuzugeben; Den Pu⸗ 
pillen bey ihrer ganzen oder theilweiſen Abfertigung unter keinem Titel der 
Muͤhewaltung oder anderem Vorwande, weder von dem Capitale, noch von 
den Intereffen etwas abzuziehen; endlich, faUs mir in was immer für einer 
Urt eın gefeßmwidriges Benehmen, in Unfehung des mir anvertraufen Wai— 
fenvermögens, befannt werden ſollte, ſogleich die Aingeige 0 an das k. k. Kreis⸗ 
amt au machen.“ 
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zueignen, oder diefelben der Waiſen- oder Depofitencaffe vorent 
halten, fo wie diefenigen, welcye an diefer Vorenthaltung oder 
Zueignung Theil nehmen, nad) den SS. 161, 162, 165 und 166 
des erften Theild des Strafgefeßbuches, oder in fo ferne die vor— 
enthaltenen oder zugeeigneten Gelder den Betrag von fünf Gul— 
den nicht erreichen follten, nach dem $. 214 des zweyten Theils 
des Strafgeſetzbuches zu behandeln und zu beftrafen feyen, und 
daß diefe Strafen auch diegenigen treffen, welche fich unter dem 
Borwande eined Anleihen: aus der Waiſen- und Depofitencaffe 
einen Angriff auf die dahin gehörigen Gelder erlauben, und an: 
ftatt ded erhobenen Betrages einen Schuldfchein in die Caſſe le: 
gen, ohne für die Schuld vorher nach gefeglicher Vorfchrift und 
mit Genehmigung der Behörde Sicherheit geftellt zu haben ). 

3) Dad Sinanzpatent yom 20. Hornung 1811 machte, bey 
dem Umftande, dag in den Waifencaffen auf dem Lande früher 
alle Gelder der Waiſen größtentheils vermengt waren, befondere 

Modiftcationen in Bezug auf die, einzelnen Pupillen zugehörigen 

Forderungen nothwendig. Es wurde daher, um die Liquidirung 

des mwaifenamtlihen Vermögens, mit Rücdficht auf die Beſtim— 

mung de FSinanzpatenteö, zu Stande zu bringen, ein eigener 

Unterricht vorgefchrieben, welchem nachträglich einige Erläuterun— 

gen folgten. Bey diefer Liquidirung wurden folgende Grundfäge 

vorgezeichnet: 

a. Sämmtliche Waifen find, in Anfehung des bisher cumulative 
und vermengt angelegten Waifenvermödgens, die gemeinfchaftli= 
chen Eigenthümer der aus ihrem Vermögen entftandenen Capi— 
talien, wenn gleich die Obligationen nicht auf ihren Nahmen, 
fondern auf den Nahmen der Wailencajfe oder einer dritten 
Perſon lauten. 

b. Wenn die Waifen, aus deren Vermögen die gemeinfchaftlichen 
Gapitalien urfprünglich entjtanden, bereit abgefertigt worden 
find, fo find die an ihre Stelle neu hinzugefommenen Waifen, 
mit deren Vermögen die Abfertigung ihrer Vorgänger geſche⸗ 








4) Zuftiz sHofdecret vom 13. July 1327, in Folge einer Allerhöchſten Entſchlie⸗ 
ßung vom 18. Nov, 1826, 
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ben ift, ald Geffionarien der abgefertigten anaufehen, und tre— 
ten ganz in ihre Nechte ein. Es find demnach 

c. diefe Capitalien unter die mit 15. März 1811 Deftandenen Pu- 
pillen, ald Eigenthümer derfelben, gerade fo zu vertheilen, als 
ob fie die urfprünglichen Eigenthümier gemwefen wären, und 
e3 kömmt hiebey gar nicht darauf an, zu welcher Zeit fie 
in diefe Gemeinfchaft getreten find oder ihr Geld angelegt 
worden ift '); 

4) Da es in Dalmatien, fo wie in dem lombardifch = vene: 
tianifchen Königreiche Feine in dem Bande der Unterthänigkeit 
gegen ihre Herrfchaften ftehende Bauern gibt, und für die dort- 
ländigen Bauern Feine befonderen politifchen Vorfchriften beftehen, 
fo ift gegenwärtiger $. für diefe Länder nicht anwendbar ?). 


4) Hofdecret vom 7. Nov. 1312, J- ©. ©. Nr, 1104; Die übrigen auf die in 
Folge des Binanzpatentes vom 20. Hornung 1312 angeordnete Liquidirung 
der Waifencaffen Bezug habenden Vorfchriften können derzeit bey Erläuterung 
des bürgerlichen Gefegbuches füglich übergangen werden, da diefe Liquida= 
tion ohnehin überall vor fiih gegangen feyn muß. 


2) Hofdecret vom 46. Auguſt 1816, I. G. ©: Nr: 1277, und Hoffanzleydecret vom 
2; Sept. 181%: 
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